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Einleitung* 

A  Is  die  Nationalversammlung  in  den  Jahren  1789 — 1791  Frank- 
-^^  reich  eine  Verfassung  gab,  vollbrachte  sie  eine  Tat,  so 
eigenartig,  dai  ihr  in  der  Geschichte  der  Verfassungen  keine 
zweite  an  die  Seite  gestellt  werden  kann.  Nicht  um  die  Polgen 
handelt  es  sich,  die  jene  Verfassungsarbeit  in  der  Geschichte  der 
europäischen  Staaten  hervorrief.  An  sie  denkt  man  unwillkürlich 
zuerst.  Aber  nicht  hier  liegt  der  ganz  eigne  Wert  jener  Tat. 
AVer  die  politische  Geschichte  schreibt,  mag  untersuchen,  wie 
die  neuen  Forderungen  andre  Völker  zum  Kampf  aufriefen,  wie 
die  großen  Gedanken  der  natürlichen  Freiheit ,  der  Volkssouve- 
ränität, der  Menschenrechte,  der  Gewaltentrennuug  an  den  alten 
Staatsgebäuden  rüttelten  und  sie  zum  Teil  in  Trümmer  schlugen. 
Andre  Verfassungen  haben  das  gleiche  ruhmvolle  Schicksal  ge- 
habt, spätere  Jahrhunderte  in  ihrem  Bann  zu  halten.  Die  Ver- 
fassung von  1791  ist  ein  ganz  eigenartiges  Phänomen,  nicht  für 
den,  der  die  politische  Geschichte  schreibt,  sondern  für  den,  der 
sich  mit  der  Staatstheorie  befaßt.  Und  diese  Verfassung  empfängt 
ihren  außergewöhnlichen  Charakter  nicht  durch  die  Art,  in  der 
sie  wirkte,  sondern  durch  die  Art,  in  der  sie  zustande  kam. 

Die  Verfassung  von  1791  ist  aus  wissenschaftlichen  Prin- 
zipien abgeleitet.  Damit  ist  alles  gesagt.  Sie  ist  nicht  ein  neues 
Entwicklungsstadium    der   eignen  Verfassungsge?chichte,    sie  ist 
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nicht  die  mehr  oder  minder  getreue  Nachahmung  einer  fremden 
Verfassung.  Sie  hat  überhaupt  keinen  historischen  Anknüpfungs- 
punkt. Sie  ist  ein  Gebäude,  von  Grund  aus  neu  und  zusammen- 
gefügt aus  den  Lehrsätzen  der  Staatstheorie. 

Schon  dieser  Umstand  an  sich  allein  muß  für  das  Ver- 
fassungswerk von  1791  das  größte  Interesse  erwecken.  Hat  doch 
damals  die  Staatstheorie  eine  Rolle  gespielt,  zu  der  sie  sonst  nie 
berufen  worden  ist.  Für  gfewöhnlich  geht  sie  neben  den  Bildungen 
der  Staaten  einher,  eine  Begleiterin,  keine  Schöpferin.  Für  ge- 
wöhnlich ist  sie  auf  die  Erklärung,  auf  die  Kritik  des  Gegebenen 
beschränkt.  Kaum  daß  diejenigen  ihre  Stimme  hören,  die  be- 
rufen sind,  Verfassungen  zu  errichten  und  Verfassungen  aufzu- 
heben. In  den  ersten  Revolutionsjahren  hat  die  Staatstheorie 
eine  Höhe  erstiegen,  die  sie  sonst  nie  erstiegen  hat.  Sie  hat 
selbst  eine  Verfassung  geschaffen.  Sie  ist  selbst  zur  Staaten- 
bildneriu  geworden.  Und  die  Frage  wird  brennend:  Wie  hat  sie 
diese  Macht  genutzt,  als  man  sie  ein  einziges  Mal  in  ihre  Hände 
legte?  AVie  hat  sie  die  Probe  bestanden  bei  diesem  ganz  eigen- 
tümlichen Zusammenstoß  der  Doktrin  mit  der  Wirklichkeit? 

Dieses  Interesse  wird  in  hohem  Maße  dadurch  gesteigert, 
daß  die  Staatstheorie  in  einer  Zeitperiode  zur  Staatenbildnerin 
berufen  wurde,  zu  der  sie  die  allerreichste  Entfaltung  erlebte. 
Das  Naturrecht  war  in  John  Locke  und  in  Jean  Jacques 
Rousseau  auf  die  Höhe  seiner  Entwicklung  gelangt.  Und  neben 
dieser  Schule  rationalistischen  Denkens  war  eine  neue  Schule 
emporgestiegen,  die  in  empirischer  Methode  aus  der  Beobachtung 
des  englischen  Verfassungslebens  politische  Maximen  ausarbeitete. 
Es  sei  erinnert  an  Blackstone,  an  deLolme,  an  Montesquieu. 
Dort  werden  deduktiv  die  Prinzipien  von  der  natürlichen  Frei- 
heit, von  dem  Gesellschaftsvertrag,  von  dem  Gemeinwillen,  von 
der  Souveränität  des  Volkes  gewonnen.  Hier  gelangt  man  in- 
duktiv zu  der  Theorie  der  Repräsentation  und  der  Gewalten- 
trennung. 
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Und  nun  bietet  sich  ein  Schauspiel,  anziehend  und  fessehid 
wie  kaum  ein  andres.  Beide  Gedankenströmungen  stoßen  auf- 
einander. Beide  Schulen,  die  bisher  nebeneinander  gearbeitet 
haben,  treten  zum  erstenmal  in  einen  regelrechten  Kampf.  Und 
in  diesem  Streit  gilt  es  nicht  allein,  die  abstrakte  Richtigkeit 
theoretischer  Sätze  aneinander  zu  messen,  sondern  weit  mehr 
ihre  Fähigkeit,  lebendiges  Verfassungsrecht  zu  werden. 

Der  Kampf  wird  nicht  geführt  auf  dem  Boden  der  Dialektik, 
sondern  auf  dem  Boden  der  Wirklichkeit.  Auf  die  Lehren  des 
Naturrechts,  der  empirischen  Schule  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
wird  die  Probe  gemacht,  indem  man  versucht,  aus  ihnen  die  Ver- 
fassungsgesetze für  ein  großes  Reich  zu  gewinnen. 

Dieses  Ereignis  bildet  mit  Notwendigkeit  einen  Wendepunkt 
in  der  Geschichte  der  Staatstheorie.  Es  findet  eine  Kollision 
statt  zwischen  zwei  großen  Gedankenmassen.  Die  alten  Gebäude 
der  Theorie  müssen  zum  erstenmal  den  Sturm  der  Wirklichkeit 
aushalten.  Sie  müssen  ihre  Lebensfähigkeit  erhärten.  Ein  besserer 
Prüfstein  kann  nicht  gefunden  werden.  Es  verbreitet  sich  ein 
tiefdringendes  Licht  über  die  Gedankenarbeit  von  Jahrhunderten. 
Es  entsteht  natürlicherweise  eine  Auslese  im  großen  Stil.  Vieles 
geht  in  Trümmer.  Eine  der  beiden  Theorien  wird  den  Sieg 
davontragen,  oder  die  lebenskräftigen  Elemente  beider  werden  sich 
vereinen  zu  einem  neuen  Gedankenstrom. 

Verfolgen  wir  den  Streit  der  Nationalversammlung,  so  wird 
das  Interesse  dieser  Betrachtung  noch  erhöht  durch  einen  ästheti- 
schen Reiz.  Der  Streit  wird  ausgefochteu  mit  den  glänzendsten 
Waffen ,  mit  einem  ungeheuren  Aufwand  der  geistreichsten 
Rhetorik  in  einer  Form  von  wunderbarer  Vollendung.  Er  wird 
geführt  mit  künstlerischer  Grazie.  Er  steht  noch  unter  dem 
Zeichen  der  für  immer  verlöschenden  Anmut  eines  vergangenen 
Zeitalters.  Er  wird  noch  nicht  geführt  mit  der  groben  Schneide 
des  Fallbeils,  er  wird  noch  geführt  mit  dem  zierlichen  Louis-XVI- 
Degen. 
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Wir  stellen  uns  zur  Aufgabe,  die  Staatstheorien  der  National- 
versammlung systematisch  darzustellen  und  auf  ihre  Quellen  zu- 
rückzuführen. Diese  Aufgabe  ist  noch  nicht  behandelt  worden. 
Nur  einzelne  Kapitel  haben  eine  Darstellung  gefunden.  Duguit, 
der  Rechtslehrer  von  Bordeaux,  hat  Untersuchungen  angestellt 
über  die  Doktrin  der  Gewaltentrennung.  Egon  Zweig  hat  über 
die  Auffassung  der  verfassunggebenden  Gewalt  geschrieben.  Diese 
Arbeiten  konnten  ihrer  Anlage  nach  die  großen  Zusammenhänge 
nicht  beschreiben,  die  alle  Staatstheorien  der  Nationalversammlung 
durchziehen. 


Erstes  Kapitel 

Die  natürliche  Freiheit 

I'HOMME  est  ne  libre,  et  partout  il  est  daus  les  fers." 
i  Dieser  monumentale  Satz,  der  die  Eingangspforte  zum  Contrat 
Social  bildet,  enthält  das  grundlegende  Dogma  der  französischen 
Revolution. 

Der  Mensch  ist  von  Natur  frei.  Dieser  Gedanke  ist  schon 
vor  der  Revolution  von  der  Staatsphilosophie  mehrerer  Jahr- 
hunderte verkündet  worden.  Er  bildet  den  Ausgangspunkt  für 
die  Konstruktionen  eines  Hugo  Grotius  und  eines  Althusius, 
welche  den  Staat  aus  einem  ürvertrag  herleiten,  der  den  Zustand 
der  natürlichen  Freiheit  beendet.  Hobbes  schildert  den  Natur- 
zustand als  einen  Krieg  aller  gegen  alle,  in  dem  die  Selbstsucht 
allein  die  Triebfeder  des  Handelns  bildet,  in  dem  die  zügelloseste 
Freiheit  zum  allgemeinen  Verderben  führt,  bis  auch  hier  der 
Gesellschaftsvertrag  die  rettende  Lösung  bringt.  Spinoza  ver- 
kündet die  natürliche  Freiheit  als  die  Konsequenz  seiner  Meta- 
physik: Der  Selbsterhaltungstrieb  ist  Gott  und  ebenso  den 
Menschen  immanent,  die  nach  Spinozas  pantheistischer  Welt- 
anschauung nur  Modifikationen  Gottes,  der  unendlichen  Substanz, 
darstellen.  Dieser  Trieb  ist  das  höchste  Gesetz  ihres  Wirkens. 
Jedes  Einzelwesen  hat  demnach  ein  natürliches  Recht,  alles  zu 
sein  und  zu  tun,  was  es  sein  und  tun  kann.  Jedes  Einzelwesen 
hat  so  viel  Recht,  als  es  Macht  besitzt.  Kurz,  das  natür- 
liche Recht  deckt  sich  mit  dem  Natui'gesetz.  „Unter  Recht 
und  Institutionen  der  Natur"  —  sagt  Spinoza  —  „verstehe  ich 
nichts   andres   als   die   Regeln,    die    in    der   Natur    eines   jeden 
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Individuums  begründet  sind  und  die  nach  uusern  Begriffen  ein 
jedes  Individuum  naturgemäß  bestimmen,  in  gewisser  Weise  zu 
sein  und  tätig  zu  werden.  —  Denn  es  ist  sicher,  daß  die  Natur, 
an  sich  betrachtet,  ein  Recht  hat,  alles  zu  tun,  was  sie  vermag, 
daß  also  das  Hecht  der  Natur  sich  so  weit  ausdehnt  wie  ihre 
Macht.  Denn  die  Macht  der  Natur  ist  die  Macht  Gottes  selbst, 
der  das  höchste  Recht  zu  allem  hat.  Weil  aber  die  gesamte 
Macht  der  ganzen  Natur  nichts  andres  ist  als  die  Macht  aller 
einzelnen  Indi\iduen  zusammengenommen,  so  folgt,  daß  jedes 
Individuum  das  höchste  Recht  hat,  alles  zu  tun,  was  es  vermag, 
daß  also  das  Recht  eines  jeden  Individuums  sich  so  weit  ausdehnt 
als  die  ihm  zugewiesene  Macht.  "^) 

Auch  Pufendorf  kennt  den  Zustand  natürlicher  Freiheit  und 
erklärt  die  Bildung  des  Staates  aus  drei  Urverträgen. 

Den  mächtigsten  Einfluß  auf  die  Gedankenwelt  der  Revo- 
lution haben  Locke  und  Rousseau  geübt. 

Wie  Spinoza,  so  verkündet  Locke  die  Selbsterhaltung  als 
höchstes  Gesetz.  Sie  ist  eine  Pflicht  des  Menschen  gegen  Gott, 
seinen  Schöpfer.  Die  Selbsterhaltung,  die  Entwicklung  und 
Vervollkommnung  des  Menschen  setzt  eine  möglichst  unein- 
geschränkte Sphäre  freier  Betätigung  voraus.  Diese  Sphäre 
findet  aber  ihre  natürliche  Grenze  an  dem  gleichgroßen  Gebiet 
freier  Betätigung,  das  dem  Mitmenschen  zugewiesen  ist.  Denn 
jeder  Mensch  hat  die  gleiche  Pflicht  zur  Selbsterhaltung.  Locke 
entwickelt  seinen  Gedanken  in  folgender  Weise:  „Um  zu  erfassen, 
worin  die  politische  Gewalt  besteht,  um  sie  von  ihrem  wahren 
Ursprung  abzuleiten,  muß  man  den  Naturzustand  in  den  Kreis 
der  Betrachtung  ziehen.    Es  ist  ein  Zustand  vollkommener  Frei- 

^)  Tractatus  Theologico-politicus,  1670,  Cap.  XVI;  „Per  ius  et  institutum 
naturae  nihil  aliud  intellego,  quam  regulas  naturae  uniuscuiusque  individui  se- 
cundum  quas  unumquodque  naturaliter  determinatum  concipimus  ad  certo 
modo  existendum  et  operandum.  —  Nam  certum  est  natm-am  absolute  con- 
sideratam  ius  summum  habere  ad  omnia,  quae  potest,  hoc  est,  ius  naturae  eo 
usque  se  extendere,  quo  usque  eius  potentia  se  extendit;  naturae  enim  potentia 
ipsa  Dei  potentia  est,  qui  summum  ius  ad  omnia  habet:  sed  quia  imiversalis 
potentia  totius  naturae,  nihü  est  praeter  potentiam  omnium  individuorum 
simul,  hinc  sequitur  unumquodque  Individuum  ius  summum  habere  ad  omnia, 
quae  potest,  sive,  ius  uniuscuiusque  eo  usque  se  extendere,  quo  usque  eius  deter- 
minata  potentia  se  extendit." 
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heit,  ein  Zustand,  in  dem  ein  jeder,  ohne  nach  der  Zustimmung 
der  andern  zu  fragen,  unabhängig  von  fremdem  Willen,  tun  kann, 
was  ihm  gefällt,  ein  Zustand,  in  dem  ein  jeder  über  sein  Besitz- 
tum und  seine  Person  nach  Gutdünken  verfügen  kann,  wenn  er 
sich  nur  in  den  Schranken  der  natürlichen  Gesetze  hält.  Es  ist 
auch  ein  Zustand  der  Gleichheit.  Keiner  hat  mehr  Gewalt  als 
der  andre.  Denn  es  ist  offenbar,  daß  Kreaturen  von  gleicher 
Gattung  und  von  gleichem  ßang,  die  ohne  Auszeichnung  unter- 
einander geschaffen  sind,  die  teilhaben  an  den  gleichen  Seg- 
nungen der  Natur  und  dieselben  Eigenschaften  besitzen,  in  Gleich- 
heit nebeneinander  leben  sollen,  ohne  jede  Botmäßigkeit,  ohne 
jede  Unterwerfung  des  einen  unter  die  andern;  es  sei  denn,  daß 
Gott,  der  Meister  dieser  Kreaturen,  durch  einen  deutlichen  Aus- 
sj^ruch  seines  Willens  die  einen  über  die  andern  gesetzt  und 
ihnen  durcli  seinen  klaren,  unzweideutigen  Befehl  ein  unbestreit- 
bares Recht  auf  die  Herrschaft,  die  Souveränität  gegeben  hat. 
Indessen,  dieser  natürliche  Zustand  der  Freiheit  ist  kein  Zu- 
stand der  Zügellosigkeit.  Der  Mensch  hat  allerdings  eine  un- 
bestreitbare Freiheit,  über  seine  Person  und  seinen  Besitz  zu 
verfügen.  Hingegen  hat  er  nicht  die  Freiheit  und  das  Recht, 
sich  selber  zu  vernichten ,  auch  nicht  den  andern  Schaden  zu 
tun  oder  sie  im  Genuß  ihrer  Güter  zu  stören,  außer  wo  ein 
edlerer  Zweck  als  seine  bloße  Erhaltung  es  fordert.  Im  Natur- 
zustand herrscht  das  Naturgesetz,  dem  ein  jeder  sich  unter- 
werfen muß.  Die  Vernunft  —  denn  sie  ist  das  Naturgesetz  — 
lehrt  alle  Menschen,  welche  auf  sie  hören,  daß  sie  alle  gleich 
und  voneinander  unabhängig  sind,  daß  keiner  Leben,  Gesund- 
heit, Freiheit,  Besitz  des  andern  verletzen  darf.  Denn  die 
Menschen  sind  alle  das  Werk  eines  allmächtigen,  unendlich 
weisen  Schöpfers,  die  Diener  eines  erhabenen  Meisters;  sie  sind 
von  ihm  in  die  Welt  gesandt,  um  seinen  Zwecken  zu  dienen; 
sie  gehören  ihm  zu  eigen,  und  sein  Werk  soll  währen,  solange 
es  ihm,  nicht  solange  es  ihnen  gefällt.  Weil  alle  dieselben 
Eigenschaften  besitzen  und  im  Naturzustand,  wo  Gemein- 
schaft der  Güter  besteht,  teilhaben  an  allen  Vorteilen,  so 
kann  es  keine  Herrschaft  der  einen  über  die  andern  geben, 
die  sie  berechtigte,  sich  gegenseitig  zu  vernichten.  Denn 
die   einen    sind    nicht    für    die    Zwecke    der    andern    geschaffen, 
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so    wie    die   Kreaturen    niederer   Ordnung   für   die   Zwecke   der 
Menschen. "  ^) 

Rousseau  rindet  in  der  Natur  des  Menschen  die  gleichen 
Prinzipien  wie  Locke.  Der  Mensch  trägt  in  sich  zwei  Gesetze, 
einmal  das  Gesetz,  sich  selbst  zu  erhalten,  und  weiter  das  Gesetz, 
die  Erhaltung  der  Mitmenschen  nicht  zu  gefährden.  Diese 
Normen  waren  bei  Locke  moralische  Gesetze,  Pflichten  gegen 
Gott,  den  Schöpfer.  Bei  Rousseau  sind  sie  Gesetze  des 
Naturgeschehens;  sie  treten  in  die  Erscheinung  in  Form  von 
Trieben,  die  dem  natürlichen  Menschen  eigen  sind:  In  der 
menschlichen  Seele  —  sagt  Rousseau  —  rinden  wir  zwei  Prin- 
zipien noch  tiefer  eingewurzelt  als  die  Vernunft:  Zunächst  ein 
leidenschaftliches  Interesse  für  unser  Wohlbefinden,  die  Erhaltung 

^)  To  vinderstand  political  power  aright,  and  derive  it  from  its  original, 
we  must  consider  what  estate  all  man  are  natiirally  in,  and  that  is,  a  state  of 
perfect  freedom  to  order  their  actions,  and  dispose  of  their  possessions  and 
persons  as  they  think  fit,  within  the  bounds  of  the  law  of  Nature,  without 
asking  leave  or  depending  upon  the  will  of  any  other  man. 

A  State  also  of  equality,  wherein  all  the  power  and  Jurisdiction  is  reciprocal, 
no  one  having  more  than  another,  there  being  nothing  more  evident  than  that 
creatures  of  the  same  species  and  rank,  promiscuoiisly  born  to  all  the  same 
advantages  of  Nature,  and  the  use  of  the  same  faculties,  should  also  be  equal 
one  amongst  another,  without  Subordination  or  subjection,  unless  the  lord 
and  master  of  them  all  should,  by  any  manifest  declaration  of  his  will,  set  one 
above  another,  and  confer  on  him,  by  any  evident  and  clear  appointment,  an 
undoubted  right  to  dominion  and  sovereignty. 

But  though  this  be  a  state  of  liberty,  yet  it  is  not  a  state  of  license ; 
though  man  in  that  state  has  an  uncontroUable  liberty  to  dispose  of  his  person 
or  possessions,  yet  he  lias  no  liberty  to  destroy  himself,  or  so  much  as  any 
creature  in  his  possession,  but  where  some  nobler  use  than  its  bare  preservation 
calls  for  it.  The  state  of  Nature  has  a  law  of  Nature  to  govern  it,  which  obliges 
eveiy  one,  and  reason,  which  ist  that  law,  teaches  all  mankind  who  will  but 
consult  it,  that  being  all  equal  and  independent,  no  one  ought  to  härm  another 
in  his  life,  health,  liberty  or  possessions ;  for  men  being  all  the  workmanship 
of  one  omnipotent  and  infinitely  wise  Maker;  all  the  servants  of  one  sovereign 
Master,  sent  into  the  world  by  His  order  and  about  His  business;  they  are 
His  property,  whose  workmanship  they  are  made  to  last  during  His,  not  one 
another's  pleasure.  And  being  fumished  with  like  faculties,  sharing  all  in  one 
Community  of  Nature,  there  cannot  be  supposed  any  such  Subordination  among 
US  that  they  may  authorize  us  to  destroy  one  another,  as  if  we  were  made  for 
one  another's  uses,  as  the  inferior  ranks  of  creatures  are  for  ours.  (Two  treatises 
of  government,  Book  II,  Chapter  II,  No.  4,  6.) 
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iinsers  Lebens  und  weiter  einen  natürlichen  Abscheu,  ein  füh- 
lendes Wesen  und  ganz  besonders  einen  Mitmenschen  leiden  oder 
verderben  zu  sehen.  Aus  dem  Zusammenwirken  dieser  beiden 
Prinzipien,  aus  ihrem  Ineinandergreifen  in  uuserm  Seelenleben 
erklären  sich  alle  Gesetze ,  die  den  Naturzustand  beherrschen, 
ohne  daß  man  als  weiteres  Prinzip  den  Geselligkeitstrieb  aufzu- 
stellen braucht.  Solange  der  Mensch  —  das  folgt  aus  jenen 
Prinzipien  —  dem  Innern  Antrieb  des  Mitleids  nicht  widersteht, 
wird  er  niemals  einem  andern  Menschen  oder  irgendeinem 
fühlenden  Wesen  Schaden  tun,  es  sei  denn,  daß  er  seine  eigne 
Erhaltung  in  Frage  gestellt  sieht  und  alsdann  billigerweise 
fremde  Interessen  vor  seinen  eignen  zurücktreten  lä&t.  ^) 

Ist  der  einzige  egoistische  Trieb  des  natürlichen  Menschen 
die  Selbsterhaltung,  so  sind  seine  Bedürfnisse  äußerst  gering. 
Die  Nahrung,  die  Liebe,  die  Ruhe,  das  sind  die  einzigen  Güter, 
die  er  kennt.  Außer  dem  Schmerz  und  dem  Hunger  gibt  es  für 
ihn  keine  Uebel.  Es  ist  dem  Menschen  ein  leichtes,  diesen  ele- 
mentaren Bedürfnissen  zu  genügen.  Er  ist  auf  die  Hilfe  seiner 
Mitmenschen  nicht  angewiesen  und  gerät  mit  ihnen  nicht  in 
Streit.  Die  Früchte  und  die  Tiere  des  Waldes  sind  im  Ueber- 
Üuß  für   alle  vorhanden.     Die  Liebe,   im   Naturzustand   nur   ein 

^)  Discours  sur  l'inegalite  parmi  las  hommes.  Preface.  «  Laissant  donc 
tous  les  livres  scientifiques  qui  ne  nous  apprennent  qu'ä  voir  las  hommas  tels 
qu'ils  se  sont  faits,  et  meditant  sur  les  premieres  et  plus  simples  Operations  de 
l'äme  humaine,  j'y  crois  apercevoir  deux  principes  anterieurs  a  la  raison,  dont 
Tun  nous  Interesse  ardemment  ä  notre  bien-etre  et  ä  la  conservation  de 
nous-memes,  et  l'autre  nous  inspire  une  repugnance  naturelle  ä  voir  perir 
ou  souffrir  tout  etre  sensible,  et  principalement  nos  semblables.  C'est  du 
concours  et  de  la  combinaison  que  notre  esprit  est  an  etat  de  faire  de 
ces  deux  principes,  sans  qu'il  soit  necessaire  d'y  faire  entrer  celui  de 
la  sociabilite,  que  nie  paraissent  decouler  toutes  les  regles  du  droit  naturel ; 
regles  que  la  raison  est  ensuite  forcee  de  retablir  sur  d'autres  fondements, 
quand  par  ses  developpement«  succassifs,  alle  est  venue  ä  bout  d'etouflter  la  natura. 
—  De  cette  maniere  on  n'est  point  oblige  de  faire  de  rhomme  un  philosophe 
avant  que  d'en  faire  im  homma ;  ses  devoirs  envers  autrui  ne  lui  sont  pas 
imiquement  dictes  par  les  tardives  le9ons  de  la  sagesse  ;  et,  tant  qu'il  ne  resistera 
point  ä  l'impulsion  Interieure  de  la  commiseration,  il  ne  fera  jamais  du  mal 
a  un  autre  homma,  ni  meme  ä  aucun  etre  sensible,  excepte  dans  le  cas  legitime 
oü,  sa  conservation  se  trouvant  interessee,  il  est  oblige  de  se  donner  la  pre- 
ference  ä  lui-meme.  » 
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animalischer  Instinkt,  trifft  keine  AValil  im  Objekt  ihres  Be- 
gehrens und  ruft  so  keine  Eifersucht  und  keinen  Streit  hervor. 
Die  Menschen  sind  daher  vollkommen  unabhängig  voneinander. 
Der  eine  bedarf  des  andern  ebensowenig  wie  der  Wolf  seines- 
gleichen. Es  ist  ein  Zustand  des  Friedens.  Keiner  hat  Grrund, 
einem  andern  Schaden  zu  tun.  Daran  hindert  auch  den  Men- 
schen der  Trieb  des  Mitleides,  die  Maxime:  Sorge  für  dich  mit 
so  geringem  Schaden  für  andre,  als  du  vermagst.^) 

Der  Mensch  hat  in  diesem  Zustande  kein  Interesse  daran, 
einem  Mitmenschen  sich  Untertan  zu  machen.  Und  er  vermag 
es  auch  nicht.  Denn  niemals  wird  es  gelingen,  einen  Menschen 
zu  knechten,  solange  er  sich  ohne  Hilfe  seines  Herrn  erhalten 
kann.  Diese  Möglichkeit  ist  aber  im  Naturzustand  gegeben;  sie 
macht  das  Recht  der  Stärkeren  zunichte  und  sichert  einem  jeden 
seine  Freiheit.  Der  Herr  müßte  ständig  den  Knecht  bewachen 
und  würde  so  in  gleiche  Unfreiheit  geraten  wie  der  Knecht. 
Er  könnte  ihn  keinen  Augenblick  aus  den  Augen  lassen.  Mit 
einigen  Schritten  wäre  sonst  der  andre  auf  Nimmerwiedersehen 
im  Walde  verschwunden.^) 

Und  selbst  wenn  die  Unterwerfung  von  Menschen  im  Natur- 
zustande möglich  wäre,  so  könnte  sie  doch  kein  Recht  begründen. 
Denn  das  Recht  des  Stärkeren  ist  kein  Recht.  Wenn  man  der 
physischen  Gewalt  unterliegt,  so  entsteht  dadurch  keine  moralische, 

^)  Discours  sur  l'inegalite  parmi  les  hoinmes.  Premiere  partie :  «  Fais  ton 
bien  avec  le  moindre  mal  d'autrui  qu'il  est  possible.  » 

^)  L.  c.  :  «  Un  homme  pourra  bien  s'emparer  des  fruits  qu'un  autre  a  cueillis. 
du  gibier  qu'il  a  tue,  de  l'antre  qui  lui  servait  d'asile ;  mais  comment  viendra- 
t-il  Jamals  ä  bout  de  s'en  faire  obeir?  et  quelles  pourront  etre  les  chaines  de 
la  dependance  parmi  des  hommes  qui  ne  possedent  rien  ?  Si  l'on  me  chasse 
d'un  arbre,  j'en  suis  quitte  pour  aller  ä  un  autre ;  si  l'on  me  tourmente  dans 
un  lieu,  qui  m'empechera  de  passer  ailleurs':'  Se  trouve-t-il  un  homme  d'une 
force  assez  superieure  a  la  mienne,  et  de  plus  assez  deprave,  assez  paresseux 
et  assez  feroce  pour  me  contraindie  ä  poiu-voir  ä  sa  subsistance  pendant  qu'il 
demeure  oisif ;  il  faut  qu'il  se  resolve  ä  ne  pas  me  perdre  de  vue  un  seul  instant, 
ä  me  tenir  lie  avec  im  tres  grand  soin  durant  son  sommeil,  de  peur  que  je  ne 
m'echappe  ou  que  je  ne  le  tue;  c'est-ä-dire  qu'il  est  oblige  de  s'exposer  volon- 
tairement  ä  ime  peine  beaucoup  plus  grande  que  celle  qu'il  veut  eviter,  et  que 
Celle  qu'il  me  donne  ä  moi-meme.  Apres  tout  cela,  sa  vigilance  se  reläche-t- 
elle  un  moment,  im  bruit  imprevu  lui  fait-il  detourner  la  tete ;  je  fais  vingt 
pas  dans  la  foret,  mes  fers  sont  brises  et  il  ne  me  revoit  de  sa  vie.  » 
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keine  reclitliclie  Bindung.  Der  Kraft  zu  weichen,  ist  ein  Akt 
der  Notwendigkeit,  nicht  des  AVillens;  es  ist  höchstens  ein  Akt 
der  Khigheit,  aber  niemals  eine  Pflicht. ^j 

Der  Naturzustand  ist  deshalb  das  Reich  der  Freiheit.  Der 
Mensch  ist  frei  geboren.  Dies  die  Erkenntnis,  die  den  Ausgangs- 
punkt der  Lehre  von  Rousseau  bildet. 

Bald  proklamieren  die  amerikanischen  Kolonien  die  natürliche 
Freiheit.  Der  Kongreß  von  1774  erläßt  am  14.  Oktober  eine  De- 
klaration der  Grundrechte.  Die  Bewohner  der  englischen  Kolonien 
von  Nordamerika  —  so  heißt  es  hier  —  haben  folgende  Rechte,  die 
sie  von  den  unabänderlichen  Gesetzen  der  Natur,  den  Prinzipien  der 
englischen  Verfassung  und  ihren  eignen  Grundgesetzen  herleiten. 
Sie  haben  ein  Recht  auf  Leben,  Freiheit  und  Eigentum  und  haben 
keiner  fremden  Macht,  welche  sie  auch  sei,  das  Recht  gegeben, 
über  diese  Güter  nach  eignem  Willen  zu  verfügen.'^)  Der  Kon- 
greß schickt  eine  von  Dickinson  redigierte  Adresse  an  den  König. 
Sie  beginnt  mit  den  Worten:  „Wären  wir  nach  Gottes  Willen 
in  einem  Land  der  Sklaverei  geboren,  so  hätten  Unwissenheit 
und  Gewohnheit  das  Gefühl  unsers  natürlichen  Rechts  in  uns 
ertötet.     Aber  dank   seiner  w^underbaren  Güte  erhielten  wir  die 

^)  «  Le  plus  fort  n'est  jamais  assez  fort  pour  etre  toujours  le  maitre,  s'il 
ne  transforme  sa  force  en  droit,  et  l'obeissance  en  devoir.  De  lä  le  droit  du  plus 
fort  ;  droit  pris  ironiquement  en  apparence,  et  reellement  etabli  en  principe. 
Mais  ne  nous  expliquera-t-on  jamais  ce  mot  ?  La  force  est  une  puissance  physique; 
je  ne  vois  point  quelle  moralite  peut  resulter  de  ses  effets.  Ceder  ä  la  force  est 
un  acte  de  necessite,  non  de  volonte  ;  c'est  tout  au  plus  un  acte  de  prudence. 
En  quel  sens  pourra-ce  etre  un  devoii-  ? 

Supposons  un  moment  ce  pretendu  droit.  Je  dis  qu'ü  n'en  resulte  qu'un 
galimatias  inexpliquable  ;  car,  sitot  que  c'est  la  force  qui  fait  le  droit,  l'effet 
change  avec  la  cause  :  toute  force  qui  surmonte  la  premiere  succede  ä  son  droit. 
Sitot  qu'on  peut  desobeir  impunement,  on  le  peut  legitimement  ;  et  puisque  le 
plus  fort  a  toujours  raison,  il  ne  s'agit  que  de  faire  en  sorte  qu'on  soit  le  plus 
fort.  Or,  qu'est-ce  qu'un  droit  qui  perit  quand  la  force  cesse  ?  S'il  faut  obeir 
par  force,  on  n'apasbesoind'obeir  par  devoir  ;  et  sil'on  n'est  plus  force  d' obeir, 
on  n'y  est  plus  oblige.  On  voit  donc  que  ce  mot  de  droit  n'ajoute  rien  ä  la  force  ; 
il  ne  signifie  ici  rien  du  tout.  »    Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  III. 

-)  "That  the  inhabitants  of  the  English  colonies  in  North  America,  bv  the 
immuabie  laws  of  natiu-e,  the  principles  of  the  English  Constitution,  and  the 
several  charters  or  compacts,  have  the  foUowing  rights :  That  they  are  entitled 
to  life,  liberty  and  property;  and  they  have  never  ceded  to  any  foreign  power 
whatever,  a  right  to  dispose  of  either,  without  their  consent." 
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Freiheit  zum  Erbe."  Man  liest  weiter  in  der  ünabhängigkeits- 
erklärung  vom  4.  Juli  1776:  „AVir  betrachten  als  unbestreitbar 
und  in  sich  selbst  überzeugend  folgende  Wahrheiten:  Alle  Men- 
schen sind  mit  gleichen  Rechten  begabt.  Der  Schöpfer  hat  ihnen 
unveräußerliche  Rechte  verliehen:  Unter  ihnen  stehen  in  erster 
Linie  das  Recht  auf  das  Leben,  auf  die  Freiheit,  auf  das  Glück." 
Die  natürliche  Freiheit  wird  endlich  iu  den  einzelnen  amerikani- 
schen Staaten  durch  die  Deklarationen  der  Grundrechte  feierlich 
verkündet.  Virginien  proklamiert  in  seiner  Bill  of  Rights  vom 
12.  Juni  1776,  daß  die  Menschen  von  Natur  gleich  frei  und  un- 
abhängig sind.  \)  Die  Deklaration  Virginiens  hat  den  übrigen 
Staaten  als  Vorbild  gedient.^) 

In  der  Zeit  der  Französischen  Revolution  ist  die  natürliche 
Freiheit  nicht  mehr  ein  Gegenstand  wissenschaftlicher  Forschung. 
Man  sucht  nicht  mehr  nach  neuen  Beweisen.  Die  Philosophie 
hat  durch  Jahrhunderte  die  natürliche  Freiheit  verkündet  und 
den  Menschen  jener  Zeit  tief  eingeprägt.  Die  Freiheit  ist  nicht 
mehr  ein  Ergebnis  wissenschaftlicher  Konstruktion;  sie  ist  ein 
Glaubenssatz.  Die  Beweise,  auf  die  man  sie  gründet,  sind 
stereotyp  geworden;  es  sind  Argumente,  die  längst  Gemeingut 
der  Philosophie  geworden  sind.^) 


^)  Virginia  bill  of  Rights.  "Section  I:  That  all  men  are  by  nature  equally 
free  and  independent,  aud  have  certain  inhärent  rights,  of  which,  when  tliey 
enter  into  a  State  of  society,  they  cannot,  by  any  compact,  deprive  or  divest 
their  posterity;  namely,  the  injoyment  of  life  and  liberty,  with  the  means  of 
acquiring  and  possessing  property,  and  pursuing  and  obtaining  happiness  and 
safety." 

-)  Ueber  den  Einfluß  der  amerikanischen  Deklarationen  auf  die  Er- 
klärung der  Menschenrechte  von  1789  ist  in  den  letzten  Jaliren  viel  ge- 
stritten worden.  Vgl.  die  These  von  Jellinek.  Erklärung  der  Menschen - 
und  Bürgerrechte.  Vgl.  die  Polemik  von  Boutmy  und  Walch.  La  declaration 
des   droits  de  l'homme  et  du  citoyen  et  l'assemblee  Constituante.      1903. 

^)  «  L'etat  des  hommes  en  etat  de  nature  a  ete  trop  bien  eclairci,  trop  bien 
approfondi  pai-  un  auteur  immortel,  pour  que  nous  ayons  besoin  de  nous  livrev 
ici  ä  de  nouvelles  discussions;  c'est  ä  nous  de  profiter  de  son  ouvrage.  »  Dis- 
cours de  M.  Desmeuniers,  le  13  aoüt  1779.  Archives  parlementaires  de  1787 
ä  1860,  recueil  complet  des  debats  legislatifs  et  politiques  des  chambres 
£ran9aise8,  imprime  sous  la  direction  de  M.  J.  ^lavidal,  E.  Laurent  et  E.  Clavel. 
Tome  VIIL  p.  334. 
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Am  11.  Juli  1789  legte  Lafayette  der  NationalversammluDg 
einen  Entwurf  zu  einer  Erklärung  der  Menschenrechte  vor.  Hier 
finden  wir  das  Prinzip  in  aller  Bündigkeit  ausgesprochen:  die 
Natur  hat  die  Menschen  frei  und  gleich  geschaffen;  die  not- 
wendigen Abstufungen  in  der  sozialen  Ordnung  sind  nur  auf  den 
allgemeinen  Nutzen  gegründet.  Jeder  Mensch  kommt  zur  Welt 
mit  unveräußerlichen,  unverjährbaren  Rechten:  dahin  gehört  die 
Gedankenfreiheit  und  das  Reclit,  seine  Meinung  zu  äußern ;  weiter 
das  Recht  über  seine  Person  zu  verfügen,  seine  Tätigkeit  und 
alle  seine  Kräfte  ungehindert  zu  entfalten.  Diese  natürlichen 
Rechte  haben  nur  eine  Schranke,  die,  welche  nötig  ist,  um  den 
andern  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  den  Genuß  der  gleichen 
Rechte  zu  sichern.^)  Dieser  letzte  Gedanke  von  der  Einschränkung 
der  natürlichen  Freiheit  durch  die  Rücksicht  auf  die  gleichen 
Rechte  der  Mitmenschen  ist  uns  schon  bei  Locke  entgegen- 
getreten. Der  Philosoph  gründet  ihn  auf  ein  natürliches  Gesetz, 
das  schon  vor  Begründung  des  Staates  die  Menschen  beherrschte. 
Anders  Rousseau.  Bei  ihm  hat  die  natürliche  Freiheit  keine 
Schranken ,  da  die  Menschen  nicht  aufeinander  angewiesen  sind, 
da  nie  ein  Konflikt  entstehen  kann  und  deshalb  ein  Gesetz  zur 
Regelung  des  Naturzustandes  nicht  notwendig  ist  und  nicht 
besteht. 

Einige  Tage  später,  am  20.  und  21.  Juli  entwickelt  der  Abt 
Sieyes^)  der  Kommission  für  den  Verfassungsentwurf  sein  um- 
fangreiches System,  aus  welchem  er  die  Menschenrechte  deduziert. 

Wie  Locke,  wie  Spinoza,  führt  er  die  natürliche  Freiheit 
auf  den  Zweck  der  Selbsterhaltung  zurück,  und  zwar  auf  diesen 
Zweck   in   seiner  höchsten  Entfaltung,    wo  er  das  Streben  nach 


^)  Archives  Parlementaires,  Tome  VIII,  p.  222.  «  La  natuie  a  fait  les 
hommes  libres  et  egaux ;  les  distinctions  necessaires  ä  Tordre  social  ne  sont 
fondees  que  sui-  l'utilite  generale.  —  Tout  homme  nait  avec  des  droits  inalienables- 
et  imprescriptibles ;  teUes  sont  la  liberte  de  toutes  ses  opinions,  le  soin  de  sou 
honneur  et  de  sa  vie ;  le  droit  de  propriete,  la  disposition  entiere  de  sa  personne, 
de  son  Industrie,  de  toutes  ses  facultes ;  la  communication  de  ses  pensees  par 
tous  les  moyens  possibles,  la  recherche  du  bien-etre  et  la  resistance  ä  l'oppression. 
—  L'exercice  des  droits  naturels  n'a  de  bomes  que  Celles  qui  en  assurent  la  jouis- 
sance  aux  autres  membres  de  la  societe.  » 

')    <(  Le  citoyen  philosophe  »  (Mirabeau). 
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dem  Glück  bedeutet.  Die  Natur  hat  dem  Menschen  eine  Reihe 
von  Bedürfnissen  gegeben;  zugleich  aber  hat  sie  ihm  die  Mittel 
verliehen,  um  ihnen  zu  genügen,  den  Verstand,  den  Willen,  die 
Kraft.  1) 

Solange  indes  die  Menschen  noch  getrennt  voneinander  leben, 
solange  der  individuelle  Wille  ^)  noch  freies  Spiel  hat,  solange 
nicht  die  Menschen  sich  durch  Verträge  binden  und  den  ge- 
meinen AVillen  erzeugen,  um  einheitlich  zusammenwirkend  ihre 
Zwecke  zu  verfolgen,  geraten  sie  notwendig  in  Streit.  Es  ent- 
brennt der  Krieg  aller  gegen  alle;  es  herrscht  das  Recht  des 
Stärkeren.  Es  entsteht  so  ein  unrechtmäßiger  Zustand:  die 
Schwachen  werden  von  den  Mächtigen  unterworfen.^)  Diese 
Abhängigkeit  beruht  auf  keinem  legitimen  Titel.  Die  Aristo- 
kraten, die  heute  den  dritten  Stand  unterdrücken,  sagt  Sieyes, 
berufen  sich  auf  das  Recht  der  Sieger,  auf  die  Eroberung. 
Dieser  Titel  allerdings  ist  ehrwürdig  und  alt,  aber  das  Recht 
der  Freiheit  ist  noch  älter.  Es  stammt  aus  der  Zeit,  ehe  man 
Krieg  und  Eroberung  kannte.*) 

^)  Preliminaire  de  la  Constitution.  Reconnaissance  et  exposition  raisonnee 
des  di'oits  de  Tliomme  et  du  citoyen.  Archives  parlementaires,  Tome  VIII, 
p.  256 :  «  L'homnie  est,  de  sa  nature,  .soumis  ä  des  besoins ;  mais,  de  sa  nature, 
il  pos.sede  les  moycns  d'y  pourvoir.  —  II  eprouve  dans  tous  les  instants  le 
desir  du  bien-etre ;  mais  ü  a  re^u  ime  inteUigence,  une  volonte  et  une  force  : 
Tintelligence  pour  connaitre,  la  volonte  pour  prendre  une  determination,  et 
la  force  pour  l'executer.  —  Ainsi  le  bien-etre  est  le  hiit  de  l'homme ;  ses  facultes 
morales  et  physiques  sont  ses  moyens  personneLs :  avec  eux  il  pourra  s'attribuer 
ou  se  pi'ocui'er  tous  les  biens  et  les  moyens  exterieurs  qui  lui  sont  necessaires.  » 

-)  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat?  1789,  p.  59. 

^)  Archives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  256  et  257  :  «  Les  relatioiis 
des  liommes  entre  eux  sont  donc  de  deux  sortes :  ceUes  qui  naissent  d'un  etat 
de  guerre,  que  la  force  seule  etablit,  et  Celles  qui  naissent  librement  d'mie 
utilite  reciproque.  —  Les  relations  qui  n'ont  d'origine  que  la  force,  sont  mau- 
vaises  et  iUegitimes.  Deux  hommes,  etant  egalement  hommes,  ont,  ä  im  egal 
dqgi-e,  tous  les  droits  qui  decoulent  de  la  nature  humaine.  » 

*)  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat  ?  p.  10 :  «  On  n'est  pas  libre  par  des  Privi- 
leges, mais  par  les  di-oits  de  citoyen,  droits  qui  appartiennent  ä  tous.  Que  si 
les  aristocrates  entreprennent,  au  prix  meine  de  cette  liberte,  dont  ils  se  mon- 
treraient  indignes,  de  retenir  le  peuple  dans  l'oppression,  il  osera  demander 
ä  quel  titre.  Si  l'on  repond  ä  titre  de  conquete,  il  faut  en  convenir ;  ce  sera  vouloir 
remonter  im  peu  haut.  Mais  le  Tiers  ne  doit  pas  craindre  de  remonter  dans 
les  temps  passes.     II  se  reportera  ä  l'annee  qui  a  precede  la  conquete ;  et  puis- 
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Jede  Gewalt  ist  unrechtmäßig,  das  ist  der  Kernpunkt  dieser 
Argumentation;  es  gibt  kein  Recht  des  Stärkeren.  Das  folgt 
hier  aus  dem  Zweck  der  Selbsterhaltuug,  nicht  wie  bei  Rousseau 
aus  der  logischen  Unvereinbarkeit  von  Recht  und  Gewalt:  wenn 
die  Natur  einem  jeden  Bedürfnisse  gegeben  hat  und  zugleich  die 
Mittel,  sie  zu  befriedigen,  so  ergibt  sich  daraus  das  gleiche  Recht 
eines  jeden  auf  ungehinderte  Betätigung  seiner  Fähigkeiten. 
„Also  jeder  ist  Eigentümer  seiner  Person,  oder  keiner  ist  es. 
Jeder  hat  das  Recht,  über  seine  Mittel  zu  verfügen,  oder  keiner 
hat  es.  Die  Natur  hat  dem  einzelnen  Bedürfnisse  gegeben  und 
die  Mittel,  sie  zu  befriedigen.  Er  muß  daher  in  der  Lage  sein, 
über  diese  Mittel  frei  zu  verfügen.  Xicht  um  ein  Recht  allein 
handelt  es  sich,  sondern  um  eine  Pflicht.  —  Weil  nun  alle  ein 
Recht  von  gleichem  Ursprung  haben,  so  würde  eine  Verletzung 
fremden  Rechts  die  üeberschreitung  des  eignen  Rechts  bedeuten. 
Das  Recht  eines  jeden  muß  daher  von  den  übrigen  geachtet 
werden;  dieses  Recht  und  diese  Pflicht  sind  gegenseitig.  Das 
Recht  des  Schwachen  über  den  Starken  ist  folglich  das  gleiche 
wie  das  Recht  des  Starken  über  den  Schwachen.  Wenn  es  dem 
Starken  gelingt,  den  Schwachen  zu  unterwerfen,  so  schafft  er 
einen  tatsächlichen  Zustand,  aber  keine  Verpflichtung.  Weit 
entfernt,  dem  Schwachen  eine  neue  Pflicht  aufzuerlegen,  erweckt 
er  wieder  in  ihm  die  natürliche  und  unvergängliche  Pflicht,  sich 
gegen  den  Unterdrücker  zu  erheben."^) 

Der  Gedanke  von  der  natürlichen  Freiheit  liegt  den  Ent- 
würfen für  eine  Proklamation  der  Menschenrechte  zugrunde,  die 
in  großer  Zahl  der  Nationalversammlung  vorgelegt  werden.  Die 
Betonung  der  natürlichen  Freiheit  hat  aber  hier  nirgends  den 
Sinn,  daß  die  staatliche  Macht  an  ihr  eine  Schranke  finde.  Das 
wird  später  gezeigt  werden.  Es  wird  hier  überall  nur  das  eine 
wiederholt,  daß  der  Staat  berufen  sei,  die  natürliche  Freiheit  der 
Menschen  zu  beschirmen.  Die  natürliche  Freiheit  gilt  als  der 
Zweck,   nicht  als  die  Grenze  seiner  Tätigkeit.     Sieyes  nimmt  in 

qu'il  est  aujourd'hui  assez  fort  pour  ne  pas  se  laisser  conquerir,  la  resistance 
Sans  doute  sera  plus  efficace.     Poiirquoi  ne  renverrait-il  pas  dans  les  forets  de 
la  Franconie  toutes  ces  familles  qui  conservent  la  folle  pretention  d'etre  issues 
de  la  race  des  conquerants,  et  d'avoir  succede  ä  leurs  droits?  » 
^)  Archives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  257. 
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seine  Erklärung  der  Mensch enrechte  den  Satz  auf,  daß  alle 
Menschen  frei  sind  in  der  Ausübung  ihrer  persönlichen  Fähig- 
keiten, unter  der  einzigen  Bedingung,  den  andern  nicht  zu 
schaden.  1) 

Bei  Target  2)  und  bei  Mounier^)  ist  wie  bei  Sieyes  die 
natürliche  Freiheit  von  dem  Zwecke  der  Selbsterhaltung  in 
seiner  vollendetsten  Form,  von  dem  Zweck  des  Glücks  abge- 
leitet. Der  Entwurf  von  Gouges-Carton  ist  eine  Wiederholung  dei- 
Gedanken  von  Sieyes.^)  Aehnlicb  lautet  dann  der  Vorschlag  der 
Kommission,  die  am  12.  August  bestellt  wird,  um  aus  den  ver- 
schiedenen bereits  vorhandenen  Entwürfen  einen  neuen  zusammen- 
zustellen, „der  größere  Klarheit  besitze  und  für  jedermann  ver- 
ständlich sei".^)     Es  ist  aber  eigentümlich,    daß  hier  das  Recht 


^)  Aichives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  260.  Art.  4 :  «  Tout  homme 
est  libre  dans  l'exercice  de  ses  facultes  personnelles,  ä  la  seule  condition  de  ne 
pas  nuire  aux  droits  d'autrui.  »  —  Siehe  die  Aufzählung  der  einzelnen  Frei- 
heitsrechte, die  daraus  abgeleitet  werden,  in  Art.  5 — 8. 

2)  27  juillet  1789.  Archives  parlementanes,  Tome  VIII,  p.  288.  Ait.  1  : 
«  Les  gouvernements  ne  sont  institues  que  pour  le  bonheur  des  hommes ;  bon- 
heur  qui,  applique  ä  tous,  n'exprime  que  le  plein  et  hbre  exercice  des  droits 
naturels.  »  Art.  7  :  «  Tout  homme  est  libre  de  penser,  parier,  ecrire,  publier 
ses  pensees,  aller,  venir,  rester,  sortir,  meme  quitter  le  territoire  de  l'etat,  user  de 
la  fortune  et  de  son  Industrie,  comme  il  le  juge  ä  propos,  sous  l'unique  condition 
de  ne  nuire  k  personne.  »  Cf.  Mably,  Des  droits  et  des  devoirs  des  citoyens, 
1789,  p.  10. 

^)  L.  c,  p.  289.  Art.  1  :  «  La  nature  a  fait  les  hommes  libres  et  egaux  en 
droits. »  Art.  2 :  « Tout  gouvernement  doit  avoir  pour  but  la  felicite  generale.  » 
Art.  7  :  «  La  liberte  consiste  ä  pouvoir  faire  tout  ce  qui  ne  nuit  pas  ä  autrui. » 
—  Recherches  sur  les  causes  qui  ont  empeche  les  Fran9ais  de  devenir  libres. 
1792.  Tome  I,  p.  2 :  «  La  liberte  est  le  premier  des  biens ;  eile  est  meme  le  but 
principal  de  toutes  les  societes  politiques  .  celui  qu'on  s'est  propose  dans  la 
creation   de  tous  les  gouvernements.  » 

4)  12  aoüt  1789,  Arch.  pari..  Tome  VIII,  p.  428.  «Ait.  1  :  Chaque  homme 
tient  de  la  nature  le  droit  de  veiller  ä  sa  conservation  et  celui  d'etre  heureux. 
Alt.  2  :  Pour  assurer  sa  conservation  et  son  bonheiu",  eile  lui  a  donne  une  volonte 
et  des  qualites  physiques  et  morales.  Art.  3  :  Ainsi  tout  homme  a  le  droit  essentiel 
d'user  de  ses  facultes  suivant  sa  volonte.  Art.  4  :  La  nature  a  donc  fait  les  hommes 
independants  les  uns  des  autres,  c'est-ä-dire  essentiellement  libres.  Art.  5: 
Ainsi  les  hommes  sönt  egaux,  non  en  force  et  en  moyens,  mais  en  droits.  )> 

s)  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  438  et  439,  art.  1  :  «  Tous  les  hommes 
naissent  egaux  et  libres  ;  aucun  d'eux  n'a  plus  de  droit  que  les  autres  de  faire 
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der  natürlichen  Freiheit  nicht  in  sich  selber  beschränkt  ist,  wie 
bei  Mirabeau,  Sieyes,  Target  und  Mounier,  sondern  eine  Be- 
grenzung nur  durch  ein  moralisches  Moment  erfährt,  in  dem  das 
Prinzip  des  Mitleids  von  Rousseau  zur  Geltung  kommt.  Das 
Gewissen  soll  einen  jeden  verhindern,  seine  Freiheit  zum  Schaden 
der  andern  zu  mißbrauchen.^) 

Das  Prinzip  der  natürlichen  Freiheit  wird  endlich  in  die 
Deklaration  der  Menschenrechte  vom  26.  August  1789  aufge- 
nommen: „Die  Menschen  sind  von  Geburt  frei  und  mit  gleichen 
Rechten  begabt,  und  sie  bleiben  es  immer  —  so  heiit  es  hier  — . 
Das  Ziel  jeder  politischen  Verbindung  ist  die  Erhaltung  der 
natürlichen  und  unverjährbaren  Rechte  der  Menschen."^) 

Der  Satz  von  der  natürlichen  Freiheit  der  Menschen,  der 
die  Philosophie  der  Aufklärung  und  die  Verhandlungen  der 
Nationalversammlung  durchzieht,  hat,  an  sich  selber  betrachtet, 
nur  einen  geringen  Erkenntniswert. 

Er  gewinnt  seine  hauptsächliche  Bedeutung  als  Unterbau 
der  Staatstheorie,  die  auf  ihm  errichtet  wird  und  nunmehr  weiter 
betrachtet  werden  soll. 

usage  de  ses  facultes  naturelles  ou  acquises  ;  ce  droit,  commun  ä  tous,  n'a  d'autre 
limite  que  la  conscience  meme  de  celui  qui  l'exeree,  laquelle  lui  interdit  d'en 
faire  usage  au  detriment  de  ses  semblables.  » 

^)  Vgl.  noch  den  Entwurf  von  Boislandry,  12.  August  1789,  Arch.  pari.. 
Band  VIII,  p.  468.  Art.  1:  «  Tous  les  hommes  sont  libres  et  egaux  par  leur 
nature.  »  Vgl.  die  Rede  von  Robespierre  über  das  Veto  des  Königs,  21.  September 
1789,  Arch.  pari.,  Band  IX,  p.  79.  «  Tout  homme  a,  par  sa  nature,  la  faculte 
de  se  gouverner  par  sa  volonte ;  les  hommes  reimis  en  corps  politique,  c'est- 
ä-dire  une  nation,  ont  par  consequent  le  meme  droit  —  etc.  »  —  Der  Begriff 
der  Freiheit  wird  in  der  Nationalversammlung  oft  in  verschiedenem  Sinn  ge- 
braucht. Oft  ist  darimtcr  verstanden  die  Abschaffung  der  Privilegien,  das  Ge- 
setz der  Majorität,  die  Lehre  des  Contrat  Social,  die  Republik.  Es  sind  das 
politische  Forderungen,  die  aus  der  natürhchen  Freiheit  deduziert  werden. 
Taine,  Les  origines  de  la  France  contemporaine.  La  revolution,  1878.  Tome  I, 
p.  43. 

■^)  21  aoüt  1789.  Arch.  pari.,  VIII,  p.  463.  Art.  1 :  «  Les  hommes  naissent 
et  demeurent  libres  et  egaux  en  droits.  Art.  2 :  Le  but  de  toute  association 
politique  est  la  conservation  des  droits  naturels  et  imprescriptibles  de  l'homme.  » 


Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789 
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Der  Gresellschaf tsvertrag  —  Der  Oemeinwille 

„L'homme  est  ne  libre,  et  partout  il  est  dans  les  fers.  Tel 
se  croit  le  maitre  des  autres,  qui  ne  laisse  pas  d'etre  plus  es- 
clave  qu'eux.  Comment  ce  changement  s'est-il  fait?  Je  l'iguore. 
Qu'est-ce  qui  peut  le  rendre  legitiine?  Je  crois  pouvoir  resoudre 
cette  question. "  ^)  Die  uatürliche  Freiheit  gilt  als  unerschütter- 
liches Dogma.  Sogleich  aber  entsteht  das  Problem,  wie  die 
natürliche  Freiheit  des  Menschen  in  Einklang  zu  bringen  sei  mit 
der  Gehorsamspflicht  des  Untertanen.  Ist  der  Mensch  frei, 
wie  kann  ein  König,  ein  Magistrat  ihm  gebieten  ?  Ist  der  Mensch 
frei,  warum  trägt  er  das  Joch  des  Staats  ? 

Die  Lösung  liegt  nahe.  Ist  der  Mensch  frei  von  Natur,  so 
kann  seine  Botmäßigkeit  nur  erklärt  werden  durch  eine  frei- 
willige Unterwerfung ,  durch  ein  Gehorsamsversprechen.  Der 
Staat  beruht  auf  einem  Vertrag.  Dieser  Gedanke  hat  etwas 
Ueberzeugendes  schon  durch  seine  verführerische  Einfachheit. 
Die  Lehre  vom  Staatsvertrag  ist  uralt.  Man  kann  ihre  Spuren 
schon  im  Altertum  verfolgen.  Sie  ist  deutlicher  ausgesprochen 
bei  einer  Reihe  von  Autoren  des  sechzehnten  Jahi-hunderts.  Es 
ist  in  jener  Zeit  besonders  der  Jesuit  Suarez,  der  sie  zu  entwickeln 
sucht,  wobei  er  bestrebt  ist,  sie  mit  einer  Souveränität  göttlichen 
Rechts  zu  vereinbaren.  Aber  erst  die  Naturrechtslehre  des 
siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhunderts  hat  sie  vertieft  und 
logisch  ausgebaut. 

„Zu  einem  dauernden  Frieden  und  zu  einer  sicheren  Ver- 
teidigung  genügt   es  nicht,"    sagt  Hobbes ,    „dai  der  Wille  aller 

^)  Rousseau,  Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  I. 
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einzelnen  auf  dieses  gleiche  Ziel  gerichtet  ist.  Vielmehr  muß 
ein  einziger  Wille  da  sein,  der  für  den  Frieden  und  die  Ver- 
teidigung sorgt.  Dies  aber  kann  nur  so  erreicht  werden,  da& 
ein  jeder  seinen  Willen  dem  eines  einzelnen  Menschen  oder  dem 
einer  Versammlung  unterwirft;  was  dieser  einzelne,  was  diese 
Versammlung  in  der  Angelegenheit  des  gemeinen  Friedens  be- 
schließt, gilt  dann  als  der  Beschluß  aller  einzelnen. 

Wie  geschieht  aber  diese  Unterwerfung,  durch  welche  die 
einzelnen  ihren  Willen  unter  den  eines  andern  Menschen  oder 
einer  Versammlung  beugen?  Jeder  verpflichtet  sich  durch  Ver- 
trag mit  jedem  andern,  dem  Herrscher  nicht  zu  widerstehen 
und  ihm  seine  Mittel  und  Kräfte  gegen  andre  zur  Verfügung  zu 
stellen.     Und  das  ist  der  Gesellschaftsvertrag. 

Nun  kann  der  Wille  nie  darauf  gerichtet  sein,  etwas  zu 
wollen,  sondern  nur  darauf,  etwas  zu  tun.  Deshalb  kann  nie  ein 
Wille,  sondern  nur  ein  Handeln  gewollt,  freiwillig  sein.  —  Der 
Wille  kann  also  nie  durch  einen  gemeinsam  beratenen  Vertrag 
für  die  Zukunft  bestimmt  werden.  Wenn  man  seinen  Willen 
indes  dem  Willen  eines  andern  unterwirft,  so  überläßt  man  dem 
andern  hierdurch  die  Verfügung  über  seine  eignen  Kräfte  und 
Fähigkeiten;  und  wenn  die  andern  das  gleiche  tun,  so  erlangt 
der  Herrscher  eine  solche  Gewalt,  daß  er  die  einzelnen  durch 
das  Mittel  der  Furcht  zu  einträchtigem  Handeln  bestimmen 
kann."  ') 

^)  Elementa  philosophica  de  cive,  1647,  Cap.  V,  No.  VI — ^VIII.  „Quoniam 
igitur  conspiratio  plurium  voliintatum  ad  eimdem  finem  non  sufficit  ad  conser- 
vationem  pacis,  et  defensionem  stabilem,  requiritur  ut  circa  ea  quae  ad  pacem 
et  defensionem  sint  necessaria,  una  omnium  sit  voluntas.  Hoc  autem  fieri  non 
potest,  nisi  unusquisque  voluntatem  suam,  alterius  unius  nimirum,  unius 
Hominis,  vel  unius  Concilii  volunfati  ita  subiciat,  ut  pro  volimtafe  omnium 
et  singulorum,  habendum  sit,  quioquid  de  üs  rebus  quae  necessariae  sunt  ad 
pacem  communem  ille  voluent. 

Volunfntum  haec  suhmissio  omnium  illorum  unius  hominis  voluntati, 
vel  uvius  Concilii  tunc  fit;  quando  unusquisque  eorum  unicuique  caeterorum 
se  Pacto  obligat  ad  non  resistendum  roluntnti  illius  hominis,  vel  illius  Concilii 
cui  se  submiserit,  id  est,  ne  usum  opum  et  virium  suarum  contra  alios  quos- 
cumque  illi  deneget.  vocaturque  TJnio. 

Quamquam  autem  volumas  non  sit  ipsa  voluntaria,  sed  tantum  actionum 
volimtariarum  principium  (non  enim  volumus  velle,  sed  facere),  ideoque  mtnime 
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An  zwei  wichtigen  Gedanken  muß  hier  festgehalten  werden : 
Einmal,  der  Vertrag  ist  die  Entstehungsursache  für  den  Staat, 
ist  aber  nicht  seine  dauernde  Grundlage.  Denn  der  Wille  ver- 
mag sich  für  die  Zukunft  nicht  selber  zu  binden;  wohl  aber 
kann  er  in  einem  gegebenen  Moment  ein  Handeln  bewirken, 
das  alle  physischen  Machtmittel  auf  den  Herrscher  überträgt 
und  so  fernerhin  den  einzelnen  in  die  faktische  Notwendigkeit 
versetzt,  zu  gehorchen.  Und  weiter,  der  Wille  der  einzelnen 
und  der  herrschende  Wille  stehen  sich  selbständig  gegenüber. 
Der  Wille  des  Souveräns  ist  nicht  ein  Produkt,  eine  Zusammen- 
fassung der  Einzelwillen,  wie  bei  Rousseau.  Er  hat  ein  psycho- 
logisch selbständiges  Dasein. 

Diese  zwei  Gedanken  begegnen  uns  auch  bei  Spinoza. 

Das  Recht  jedes  einzelnen  Individuums  geht  so  weit  als 
seine  besondere  Macht;  jedes  Individuum  hat  das  höchste  Recht 
zu  allem,  was  es  vermag.  Das  ist  die  Freiheit  im  Naturzustand, 
welche  bereits  geschildert  wurde.  „Das  natürliche  Recht  eines 
jeden  Menschen  wird  demnach  nicht  durch  die  gesunde  Ver- 
nunft, sondern  durch  die  Begierde  und  die  Macht  bestimmt.  — 
Denn  die  Natur  steht  nicht  unter  den  Gesetzen  der  menschlichen 
Vernunft,  welche  nichts  als  den  wahren  Vorteil  und  die  Erhaltung 
des  Menschen  bezwecken,  sondern  unter  zahllosen  andern 
Gesetzen,  welche  die  ewige  Ordnung  der  ganzen  Natur  betreffen, 
von  welcher  der  Mensch  nur  ein  kleiner  Teil  ist."  Die  Natur 
kümmert  sich  nicht  um  das  Wohl  der  Menschen,  daher  ist  es  für 
die  Menschen  „viel  nützlicher,  nach  den  Gesetzen  und  bestimmten 
Vorschriften  der  (menschlichen)  Vernunft  zu  leben,  welche  nichts 
als    den  wahren  Nutzen   der   Menschen   erstreben".     Ein   Leben 

cadat  sub  deliberationem  et  pacta ;  tarnen  qui  subicit  voltintatem  suam  alterius 
vohintati,  transfert  in  illum  alterum  Tus  viriiim  et  faculfatum  suarum :  ut  cum 
caeteri  idem  fecerint,  habeat  is  cui  submittitur,  tantas  vires,  ut  terrore  earum, 
singulorum  voluntates  ad  unitatem  et  concordiam  possit  conf ormare. " 

Leviatiian,  1667,  cap.  XVII:  „Soo  dat  dan  in  hem  het  regte  Wesen  van 
een  Gemeene-Best  bestaet,  ende  en  is  niet  anders  dan  een  Persoon,  van  welckes 
daden  een  groote  menigte  volcks,  door  een  onderlinge  Verbintenisse  met  mal- 
kanderen  getroffen,  yeder  hem  eygen  selven  den  autheur  gemaeckt  heeft,  ten 
eynde,  om  haer  aller  magt  ende  middelen  te  gebruycken,  als  het  hem,  voor 
de  vrede  ende  gemeene  bescher minge,  sal  duncken  oorbaer  te  zyn." 
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aber  nach  den  Regeln  der  Vernunft  ist  nur  im  Staate  möglich. 
Dieser  wird  durch  einen  Vertrag  geschaffen.*) 

Nun  hat  ein  Vertrag  nach  dem  Naturrecht  keine  bindende 
Kraft.  Denn  es  gibt  nur  ein  natürliches  Gesetz,  das  der  Selbst- 
erhaltung, das  Recht  des  Individuums,  das  zu  sein  und  zu  wirken, 
wozu  es  von  Natur  bestimmt  ist.  Auch  die  Vernunft  im 
Menschen  hat  nicht  hinreichende  Kraft,  um  die  Einhaltung  eines 
Vertrags  zu  sichern.  Denn  die  natürliche  Anlage  des  Menschen, 
welche  ihn  dazu  drängt,  alle  seine  Fähigkeiten  zu  entfalten,  das 
Begehren,  wird  stärker  sein  als  die  Vernunft.  Der  Mensch  wird 
immer  wieder  handeln  nach  seiner  Macht,  nach  seinem  natür- 
lichen Recht.  Deshalb  ist  der  Aufbau  eines  Staatswesens  nur 
in  der  "Weise  möglich,  daß  ein  Vertrag  geschlossen  und  zu- 
gleich erfüllt  wird,  durch  den  ein  jeder  sich  verpflichtet, 
seine  eigne  Macht  völlig  auf  einen  Herrscher  zu  übertragen. 
Dieser  Herrscher  wird  mit  Hilfe  seiner  höchsten  Macht  die  ein- 
zelnen zum  Gehorsam  zwingen  und  durch  Furcht  vor  harten 
Strafen   im  Zaume  halten.^)  —  Wie   bei  Hobbes   ist   daher   der 

^)  Spinoza,  Tractatus  theologico-politicus,  1670,  cap.  XVI:  „lus  itaque 
naturale  uniuscuiusque  hominis  non  sana  ratione,  sed  cupiditate  et  potentia 
determiaatur.  —  Nam  natura  non  legibus  humanae  rationis,  quae  non  nisi 
hominum  verum  utile,  et  conservationem  intendunt,  intercluditur,  sed  infinitis 
aliis,  quae  totius  naturae,  cuius  homo  particula  est,  aeternum  ordinem  respiciunt. 

—  Clarissime  videbimus  homines  ad  secure,  et  optime  vivendum  necessario 
in  vmum  conspirare  debuisse,  ac  proinde  efifecisse,  ut  ius  quod  unusquisque  ex 
natura  ad  omnia  habebat,  collective  haberent,  neque  amplius  ex  vi  et  appetitu 
uniuscuiusque,  sed  ex  omnium  simul  potentia,  et  voluntate  determrnaretur. " 

^)  L.  c. :  ,,Concludimus  pactum  nullam  vim  habere  posse,  nisi  ratione 
utilitatis,  qua  sublata  pactum  simul  tollitur,  et  irritum  manet.  Ac  propterea 
stulte  alterius  fidem  in  aeternum  sibi  aliquem  expostulare,  si  simul  non  conatur 
efficere,  ut  ex  ruptiöne  pacti  ineundi  plus  damni  quam  utilitatis  ruptorem 
sequatur :  quod  quidem  in  Republica  instituenda  maxime  locum  habere  debet. 

—  Longe  abest  ut  omnes  ex  solo  ductu  rationis  facile  semper  duci  possint.  — 
Quamvis  homines  certis  signis  simplicis  animi  promittant,  et  paciscantur  se 
fidem  servaturos,  nemo  tamen  nisi  promisso  aliud  accedat,  de  fide  alterius 
potest  esse  certus;  quandoquidem  unusquisque  naturae  iure,  dolo  agere  potest, 
nee  pactis  stare  tenetur,  nisi  spe  maioris  boni  vel  metu  maioris  mali.  Verum 
quia  iam  ostendimus  ius  naturale  sola  potentia  uniuscuiusque  determinari, 
sequitur  quod  quantum  unusquisque  potentiae,  quam  habet,  in  alterum  vel 
vi,  vel  sponte  transfert,  tantum  etiam  de  suo  iure  alteri  necessario  cedere,  et 
illum  summum  ius  in  omnes  habere,  qui  summam  habet  potestatem,  qua  omnes 
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Vertrag  nur  der  einmalige,  sogleich  in  die  Tat  umgesetzte  Wille, 
durch  Preisgabe  aller  physischen  Machtmittel  sich  für  fernere 
Zeiten  in  den  Zustand  der  faktischen  Unterwerfung  zu  begeben. 
Wenn  der  Wille  nachher  sich  ändert,  so  ist  es  zu  spät;  denn  er 
hat  keine  Mittel  mehr,  sich  durchzusetzen. 

Anders  Locke.  Ihm  ist  der  Staat  nicht  eine  rein  tatsäch- 
liche, sondern  eine  rechtliche  Bindung.  Es  gibt  ein  Recht  schon 
im  Naturzustande,  und  dieses  Recht  gebietet  die  Gründung  des 
Staats.  Dieses  Recht  ist  aber  nicht  ein  Naturgesetz  im  Sinne 
von  Spinoza,  eine  Naturmacht,  worunter  die  Negation  des 
Rechtes  selber  zu  verstehen  ist.  Es  hat  vielmehr  einen  ethischen 
Inhalt,  es  richtet  sich  an  den  Willen,  es  ist  ein  Pflichtgebot. 
Dieses  natürliche  Recht  ist  die  Vernunft  selber.  Sie  lehrt  die 
Menschen,  daß  es  ihre  Pflicht  ist,  sich  selber,  als  das  Werk  des 
allmächtigen  und  allweisen  Schöpfers,  zu  erhalten,  daß  sie  aus 
diesem  Grunde  alle  gleich  und  voneinander  unabhängig  sind, 
dal  keiner  Leben,  Gesundheit,  Freiheit,  Besitz  des  andern  ver- 
letzen darf.  ^)  Und  die  Vernunft  lehrt  die  Menschen  weiter,  daß 
sie,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  sich  zusammenschließen  und 
gemeinsam  handeln  müssen.  Sie  sind  auf  einander  angewiesen. 
Aus  der  Pflicht  der  Selbsterhaltung  fließt  daher  für  den  einzelnen 
die  weitere  Pflicht,  auch  die  übrige  Menschheit  zu  erhalten,  so- 
weit es  ihm  möglich  und  soweit  es  mit  seiner  eignen  Erhaltung 
vereinbar  ist.  Die  Vernunft,  das  natürliche  Recht  selber  führt 
in  dieser  Weise  zum  Staat,  heiligt  die  Verpflichtungen,  durch  die 
er  zustande  kommt,  verleiht  dem  LTrvertrag  die  rechtliche  Ver- 
bindlichkeit und  macht   so   den  Vertrag   nicht   nur   zu  der  Ent- 


vi  cogere,  et  metu  summi  supplicii,  quod  omnes  universaliter  timent,  retiaere 
potest:  quod  quidem  ius  tamdiu  tantum  retinebit,  quamdiu  hanc  potentiam 
quicquid  velit  exequendi,  conservabit ;  alias  precario  imperabit,  et  nemo  fortior, 
nisi  velit,  ei  optemperare  tenebitur." 

^)  Two  Treatises  of  Government,  Book  II,  Chapter  II,  Xo.  6:  "Everj"  one 
as  he  is  bound  to  preserve  himself,  and  not  to  quit  bis  Station  wüfnlly,  so  by 
the  like  reason,  when  bis  own  preservation  comes  not  in  competition,  ought 
he  as  much  as  he  can  to  preserve  the  rest  of  mankind,  and  not  unless  it  be  to 
do  justice  on  an  offender,  take  away,  or  impair  the  life,  or  what  tends  to  the 
preservation  of  the  life,  the  libertj%  health,  limb,  or  goods  of  another."  —  Siehe 
auch  die  früheren  Zitate. 
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stehungsursache ,    sondern   zu   der  dauernden  Grundlage  des  Ge- 
meinwesens.-^) 

Denn  auch  bei  Locke  wird  der  Staat  durch  einen  Vertrag 
gegründet:  „Da  die  Menschen  von  Natur  alle  frei,  gleich  und 
unabhängig  sind,  kann  niemand  gegen  seinen  Willen  aus  diesem 
Zustande  versetzt  und  der  politischen  Gewalt  eines  andern  unter- 
worfen werden.  Aber  die  Menschen  können  untereinander  eine 
Vereinbarung  schließen,  nach  welcher  sie  sich  zu  einer  Gemein- 
schaft vereinen,  um  zusammen  ein  behagliches,  sicheres  und  fried- 
liches Leben  zu  führen,  um  ihre  Güter  in  Ruhe  zu  genießen  und 
einen  besseren  Schutz  gegen  alle  zu  finden,  die  nicht  zur  Gemein- 
schaft gehören.  Dies  können  Menschen  in  beliebiger  Anzahl  tun; 
denn  es  beeinträchtigt  die  Freiheit  der  übrigen  nicht;  diese 
bleiben  wie  vorher  in  der  Freiheit  des  Naturzustandes.  "Wenn 
eine  Anzahl  von  Menschen  in  dieser  Weise  übereingekommen  ist, 
eine  Gemeinschaft  und  eine  Regierung  zu  begründen,  so  sind  alle 
hierdurch  in  sie  eingebürgert  und  bilden  einen  einzigen  politischen 
Körper,  in  dem  die  Mehrheit  das  Recht  hat,  zu  handeln  und  die 
andern  zu  verpflichten."  *)    „Wer  also  heraustritt  aus  dem  Natur- 

1)  Two  Treatises  of  Government,  Book  II,  Chapter  IX,  No.  128  :  "The 
first  is  to  do  whatsoever  he  thinks  fit  for  the  preservation  of  himself  and  others 
within  the  permission  of  the  law  of  Natiu-e;  by  which  law,  common  to  them 
all.  he  and  all  the  rest  of  mankind  are  one  Community,  make  up  one  society 
distinct  from  all  other  creatures."  No.  129  :  "The  first  power — viz.,  of  doing 
whatsoever  be  thought  fit  for  the  preservation  of  himself  and  the  rest  of 
mankind — he  gives  up  to  be  regulated  by  laws  made  by  the  society,  so  far 
forth  as  the  preservation  of  himself  and  the  rest  of  the  society  shaU  require ; 
which  laws  of  the  society  in  many  things  confine  the  Uberty  he  had  by  the 
law  of  Nature."     Cf.  Chapter  IX,  No.  123—131. 

2)  L.  c,  Chapter  VIII,  No.  95:  "Men  being,  as  has  been  said,  by  nature 
all  free,  equal,  and  independent,  no  one  can  be  put  out  of  this  estate  and 
subjected  to  the  political  power  of  another  without  his  own  consent,  which 
is  done  by  agreeing  with  other  men,  to  join  and  unite  into  a  Community  for 
their  comfortable,  safe  and  peaceable  Uving,  one  amongst  another,  in  a  secure 
enjoyment  of  their  properties,  and  a  greater  security  against  any  that  are  not 
of  it.  This  any  number  of  men  may  do,  because  it  injures  not  the  freedom  of 
the  rest;  they  are  left,  as  they  were,  in  the  Uberty  of  the  state  of  Nature. 
^Vhen  any  number  of  men  have  so  consented  to  make  one  Community  or 
govemment,  they  are  thereby  presently  incorporated,  and  make  one  body 
politic,  wherein  the  majority  have  a  right  to  act  and  conclude  the  rest." 
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zustande  und  sich  einem  Gemeinwesen  anschließt,  wird  so  an- 
gesehen, als  ob  er  alle  Macht,  die  für  den  Gemeinschaftszweck 
nötig  ist,    auf  die   Mehrheit  der  Mitglieder   übertragen  habe."^) 

Bei  all  diesen  Versuchen,  den  Staat  zu  erklären  und  zu 
rechtfertigen,  bleibt  indessen  eine  große  Schwierigkeit  ungelöst. 
Bei  Hobbes  und  bei  Spinoza  überträgt  der  einzelne  seine  Macht 
auf  den  künftigen  Herrscher,  nämlich  auf  einen  Monarchen  oder 
eine  Versammlung.  Wir  haben  bisher  die  Stellen  aus  Hobbes 
und  aus  Spinoza  nach  ihrem  Wortlaut  interpretiert  und  haben 
an  eine  Uebertragung  der  physischen  Machtmittel  gedacht.  Wie 
soll  aber  dieser  Akt  vorgestellt  werden?  Der  einzelne  wird 
nicht  gefesselt,  wird  nicht  in  Gefangenschaft  gesetzt.  Er  behält 
die  Verfügung  über  seine  Körperkräfte  und  damit  seine  Macht. 
AVie  soll  er  sie  übertragen?  Es  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 
Und  damit  scheint  die  Theorie  von  Hobbes  und  Spinoza  zerstört : 
Dem  Menschen  verbleibt  seine  Macht.  Seine  Unterwerfung  kann 
daher  nur  gedacht  werden  als  eine  Willensdisposition,  die  stets 
veränderlich  ist,  nämlich  als  der  Entschluß,  zu  gehorchen. 
Hobbes  scheint  das  selber  einzusehen,  wenn  er  sagt:  „Die  Ge- 
walt, das  Recht,  zu  herrschen,  hat  darin  ihren  Grund,  daß  jeder 
einzelne  Bürger  seine  ganze  Macht  einem  Herrscher  oder  einer 
Versammlung  überträgt.  Diese  Uebertragung  der  Macht  bedeutet 
aber  nichts  andres,  als  daß  der  einzelne  von  seinem  Recht  des 
Widerstandes  keinen  Gebrauch  macht,  denn  niemand  kann  seine 
Macht  einem  andern  im  natürlichen  Sinn  überlassen."  2) 

Versuchen  wir  es  mit  einer  andern,  einigermaßen  gewagten 
Interpretation.  Es  ist  zweifelhaft,  ob  wir  dabei  noch  die  Ge- 
danken von  Hobbes  und  Spinoza  wiedergeben.  Wollten  beide 
mit  ihrer  Theorie  von  der  Machtübertragung  sagen,  daß  die  ein- 
zelnen, wenn  sie  die  Gemeinschaft  begründen,  durch  diese  Ver- 
bindung   mit    andern    Menschen,    durch   diese   Vereinigung    von 

^)  "Whosoever,  therefore,  out  of  a  state  of  Natiire  unite  into  a  Community, 
must  be  imderstood  to  give  up  all  the  power  necessary  to  the  ends  for  which 
they  imite  into  society  to  the  majority  ot  the  Community."     L.  c.  No.  99. 

'-)  De  Cive,  Cap.  V,  No.  XI:  „Quae  potestas  et  jus  imperandi  in  eo  consistit, 
quod  unusquisque  civium  omnem  suam  vim  et  potentiam,  in  ülum  hominem, 
vel  concilinm  transtulit.  Quod  fecisse  (quia  vim  suam  in  alium  transferre  naturali 
modo  nemo  potest),    nihil  aliud  est,  quam  de  jure  suo  resistendi  decessisse." 
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Kräften  eine  Uebermacht  schaffen,  welche  den  einzelnen  erdrückt, 
sobald  er  vereinzelt  der  Gemeinschaft  widerstrebt?  Für  diese 
Deutung  scheint  in  gewissem  Sinn  die  schon  zitierte  Stelle  zu 
sprechen:  „Wenn  die  andern  das  gleiche  tun,  so  erlangt 
der  Herrscher  eine  solche  Gewalt,  daß  er  die  einzelnen  durch 
das  Mittel  der  Furcht  zum  einträchtigen  Handeln  be- 
stimmen kann."  Aber  hier  muß  wieder  die  Voraussetzung  ge- 
macht werden,  daß  immer  die  stärkere  Mehrheit  bei  der  ursprüng- 
lichen Willensdisposition  verbleibt. 

Damit  sind  wir  indessen  bei  dem  Zustand  wieder  angelangt, 
den  Hobbes  und  Spinoza  vermeiden  wollten.  Dann  ist  der 
Staat  in  jedem  Augenblick  vom  Willen  der  einzelnen  abhängig. 
Dann  ist  er  nicht  für  immer  gesichert.  Denn  der  Wille  der 
einzelnen  kann  sich  ändern.  Er  kann  sich  für  die  Zukunft  nicht 
selber  binden.  Und  so  geraten  wir  von  einer  Schwierigkeit  in 
die  andre.  Diese  letzte  Interpretation  hat  aber  wenigstens  den 
Vorzug,  daß  bei  ihr  eine  Vorstellung  des  Staatsgründungsaktes 
möglich  ist. 

Locke  hat  wohl  eingesehen,  daß  jene  Uebertragung  der 
Macht  des  einzelnen  auf  den  Herrscher  unmöglich  sei.  Bei  ihm 
geht  nur  ein  Rechtstitel  über.  Nur  das  Recht  auf  Gewalt  kommt 
in  andre  Hände.  „Der  einzelne  wird  so  angesehen,  als  ob 
er  alle  Macht,  die  für  den  Gemeinschaftszweck  nötig  ist,  auf  die 
Mehrheit  der  Mitglieder  übertragen  hätte."  ^)  Der  einzelne  hat 
darin  eingewilligt,  daß  die  Macht  von  der  Gemeinschaft  ausgeübt 
werde.  Und  dies  berechtigt  die  Gemeinschaft,  von  ihr  Gebrauch 
zu  machen.  —  Auch  hier  hängt  folglich  der  Bestand  des  Ge- 
meinwesens in  jedem  Augenblick  von  dem  Willen  der  einzelnen 
ab.  Indessen  liegt  bei  Locke  die  Garantie  für  die  Beständigkeit 
dieses  Willens  darin,  daß  er  in  der  Vernunft  seinen  Ursprung 
hat.  Die  Vernunft,  die  gleichbedeutend  ist  mit  dem  natürlichen 
Recht,  ist  die  stetige  Grundlage  des  Gemeinwesens. 

Aber  die  Vernunfterwägung  als  Motiv  des  Gehorsams  ist 
unzureichend,  so  muß  man  erwidern.  Hätte  der  Staat  kein 
andres  Fundament,  so  könnte  er  nicht  zusammenhalten.  Man 
muß  dieser  Theorie  die  Worte  Spinozas  entgegenhalten:  „Wenn 

1)  Die  Stelle  ist  frülier  zitiert.     Buch  II,  Kapitel  VIII,  Nr.  99. 
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alle  ]\[enschen  mit  Leichtigkeit  durch  die  bloße  Vernunft  geleitet 
und  von  dem  überaus  großen  Nutzen  und  der  Notwendigkeit 
des  Staates  überzeugt  werden  könnten,  so  gäbe  es  niemand,  der 
niclit  jeden  Trug  verabscheuen  würde.  Jedermann  würde  viel- 
mehr aus  Neigung  zu  diesem  höchsten  Gute,  der  Erhaltung  des 
Staates,  mit  größter  Treue  die  Verträge  in  jeder  Hinsicht  halten 
und  die  Treue,  diesen  höchsten  Schutz  des  Staates,  mehr  als 
alles  bewahren.  Aber  weit  entfernt,  daß  alle  Menschen  mit 
Leichtigkeit  immer  durch  die  bloße  Vernunft  geleitet  werden 
könnten,  läßt  sich  vielmehr  jeder  von  seinen  Lüsten  beherrschen, 
und  Habsucht,  Ehrsucht,  Neid,  Zorn  usw.  nehmen  den  Geist 
dermaßen  ein,   daß  für  die  Vernunft  kein  Raum  mehr  bleibt."^) 

Und  damit  bleibt  die  Frage  offen:  Was  ist  das  Lebens- 
prinzip des  Staates?  AVelches  ist  jenes  Geheimnis,  das  die  un- 
geheuerliche Wirkung  hervorbringt,  „daß  die  Menschheit,  obwohl 
frei  von  Natur,  überall  in  Ketten  liegt?"  Warum  gehorchen  die 
Menschen?  Warum  sind  sie  Herrschern  Untertan?  —  Jetzt  er- 
steht Rousseau.  Er  verkündet  den  genialen  Irrtum,  der  ein 
ganzes  Zeitalter  in  seinen  Zauberkreis  bannte,  Staaten  umstürzte 
und  Staaten  auferbaute.  Er  antwortet:  Weil  sie  selber  diese 
Herrscher  sind,  weil  sie  im  Staate  nur  sich  selbst  gehorchen. 
Es  ist  die  Theorie  des  Gemeinwillens. 

Das  berühmte  Staatssystem  von  Rousseau  nimmt  wäe  die 
früheren  Systeme  seinen  Ausgang  von  der  natürlichen  Freiheit. 
Der  Staat  ist  eine  rechtliche  Ordnung.  Im  Naturzustande  gibt 
€8  kein  Recht.  Denn  hier  besteht  nur  die  natürliche  Freiheit, 
und  sie  ist  die  Negation  eines  jeden  Rechts.  Wie  ist  aber  das 
Recht  in  die  Welt  gekommen?  Nicht  durch  Gewalt;  denn  ein 
Recht  des  Stärkeren  gibt  es  nicht. 2)     Es   kann  seinen  Ursprung 

^)  L.  c,  Cap.  XVI:  ,,Si  omnes  homines  facile  solo  ductu  rationis  duci  possent, 
summamque  Rei  publicae  utilitatem  et  necessitatem  noscere,  nulliis  esset,  qui 
dolos  prorsus  non  detestaretur ;  sed  omnes  summa  cum  fide  ex  cupiditate 
summi  huius  boni,  nempe  Rei  publicae  conservandae,  pactis  omnino  starent, 
et  fidem  summum  Rei  publicae  praesidium,  supra  omnia  servarent;  sed  longe 
abest  ut  omnes  ex  solo  ductu  rationis  facile  semper  duci  possint:  nam  unus- 
quisque  a  sua  voluptate  trahitur,  et  avaritia,  gloria,  invitia,  ira  etc.  saepissime 
mens  ita  occupatm-,  ul  nullus  locus  rationi  relinquatur." 

-)  Dies  ist  schon  gezeigt  in  den  früher  zitierten  Stellen  des  Contrat  Social. 
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also  nur  im  Willen  der  Menschen  haben.  Der  Staat  ist  be- 
gründet durch  den  übereinstimmenden  Willen  der  einzelnen,  durch 
einen  Vertrag.^) 

Dieser  Vertrag  kann  aber  nie  den  Inhalt  haben,  daß  die 
Menschen  ihre  Macht  einem  Herrscher  übertragen.  Denn  eine 
solche  Hingabe  der  Macht  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Das 
ist  eben  gezeigt.  Rousseau  gibt  weitere  Argumente  gegen  diese 
Theorie  der  Staatsbildung:  Wenn  man  einen  Staat  aufrichtet, 
so  geschieht  es  zu  dem  Zweck,  um  Schutz  zu  finden  vor  Be- 
drückung, um  Güter.  Leben,  Freiheit  sicherzustellen.  All  diese 
Güter  müßten  aber  die  Menschen  dem  Herrscher  opfern.  Mehr 
könnte  ihnen  auch  der  Feind  nicht  nehmen.  Ein  solcher  Vertrag 
Yv''äre  unvernünftig  und  deshalb  nichtig ;  er  verstieße  gegen  seinen 
eignen  Zweck.^)  Und  weiter,  er  wäre  unsittlich  und  auch  des- 
halb ohne  Gültigkeit.  Denn  man  kann  seine  F'reiheit  nicht  ver- 
äußern, wie  man  sein  Eigentum  hingibt.  Das  Eigentum  ist  eine 
Institution  der  Menschen,  und  deshalb  kann  ein  jeder  über  seinen 
Besitz  verfügen.  Aber  der  Mensch  darf  sich  nie  der  Güter  ent- 
äußern,  welche    die  Natur  ihm  gegeben   hat;    dahin  gehört  das 

^)  «  L' ordre  social  est  un  droit  sacre  qui  sert  de  base  ä  tous  les  autres.  Ce- 
pendant  ce  droit  ne  vient  point  de  la  nature ;  il  est  donc  fonde  sur  des  Con- 
ventions. »     Contrat  Social,  livre  I,  chap.  I. 

-)  «II  ne  serait  pas  plus  raisonnable  de  croire  que  les  peuples  se  sont 
d'abord  jetes  entre  les  bras  d'un  maitre  absolu  sans  conditions  et  sans  retour, 
et  que  le  prämier  moyen  de  pourvoir  ä  la  sürete  commune  qu'aient  imagine 
des  hommes  fiers  et  indomptes,  a  ete  de  se  precipiter  dans  l'esclavage.  En 
effet,  pourquoi  se  sont-ils  donne  des  superieurs,  si  ce  n'est  pour  les  defendre 
contre  l'oppression,  et  proteger  leurs  biens,  leurs  libertes  et  leurs  vies,  qui  sont, 
l^our  ainsi  dire,  les  elements  constitutifs  de  leur  etre  ?  Or,  dans  les  relations 
d'homme  ä  homme,  le  pis  qui  puisse  arriver  ä  l'im  etant  de  se  voir  ä  la  dis- 
cretion  de  l'autre,  n'eüt-il  pas  ete  contre  le  bon  sens  de  commencer  par  se 
depouiller  entre  les  mains  d'un  chef  des  seules  choses  pour  la  conservation  des- 
queUes  ils  avaient  besoin  de  son  secours?  Quel  equivalent  eüt-il  pu  leur  offrir 
pour  la  concession  d'un  si  beau  droit?  et  s'il  eüt  ose  l'exiger  sous  le  pre texte 
de  les  defendre,  n'eüt-il  pas  aussitöt  regu  la  reponse  de  l'apologue :  «  Que  nous 
fera  de  plus  l'ennemi?  »  II  est  donc  incontestable,  et  c'est  la  maxime  fonda- 
mentale  de  tout  le  droit  poütique,  que  les  peuples  se  sont  donne  des  chefs  pour 
defendre  leur  liberte  et  non  pour  les  asservir.  «  Si  nous  avons  un  prince,  disait 
Pline  ä  Trajan,  c'est  afin  qu'il  nous  preserve  d'avoir  un  maitre.  »  Discours; 
sur  Tinegalite,  II.  Partie. 
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Leben ;  dahin  geliört  die  Freiheit.  Nimmt  mau  sich  die  Freiheit, 
so  entwürdigt  man  sein  Wesen.  Es  ist  ein  Verbrechen  gegen 
die  Natur.  Denn  kein  andres,  von  Menschen  geschaffenes  Gut 
kann  die  Freiheit  ersetzen.*) 

Es  ist  deshalb  keine  andre  Lösung  mehr  möglich  als  nur 
die  eine,  daß  der  Mensch  durch  den  Staatsvertrag  sich  selbst 
Untertan  werde,  daß  er  nicht  nur  der  Beherrschte,  sondern  zu- 
gleich der  Herrscher  sei.  „Es  handelt  sich  darum,  die  Genossen- 
schaft in  einer  Form  auszubauen,  in  der  sie  mit  der  ganzen  ge- 
meinsamen Kraft  das  lieben  und  die  Güter  eines  jeden  Genossen 
schützt  und  in  der  ein  jeder,  mit  allen  sich  verbindend,  doch 
nur  sich  selbst  gehorcht  und  so  frei  bleibt  wie  zuvor.  Dies  das 
Grundproblem,  für  welches  der  Gesellschaftsvertrag  die  Lösung 
bringt."  2) 

Was  ist  nun  der  Gesellschaftsvertrag? 

Es  ist  ein  Vertrag  aller  mit  allen,  durch  den  sich  alle  in 
die  Abhängigkeit  aller  begeben.  Wie  kann  aber  dieser  Vertrag 
die  Wirkung  haben,  daß  ein  jeder  nur  sich  selbst  gehorcht  und 
frei  bleibt  wie  zuvor? 

Rousseau  argumentiert  folgendermaßen :  AVenn  alle  Genossen 

^)  «  Pufendorff  a  dit  que,  tout  de  meme  qu'on  transfere  son  bien  a  autrui 
par  des  Conventions  et  des  contrats,  on  peut  aussi  se  depouiller  de  sa  liberte 
en  faveur  de  quelqu'un.  C'est  lä,  ce  nie  semble,  un  fort  mauvais  raisonnement : 
car,  premierement,  le  bien  que  j'aliene  me  devient  une  chose  tout  ä  fait  etrangere 
et  dont  Tabus  m'est  indifferent ;  mais  il  m'importe  qu'on  n'abuse  point  de  ma 
liberte,  et  je  ne  puis,  sans  me  xendre  coupable  du  mal  qu'on  me  forcera  de  faire, 
m'exposer  ä  devenir  l'instrument  du  crime.  De  plus,  le  droit  de  propriete  n'etant 
que  de  Convention  et  d'institution  humaine,  tout  homnie  peut  ä  son  gi'e  disposer 
de  ce  qu'il  possede :  mais  il  n'en  est  pas  de  meme  des  dons  essentiels  de  la  na- 
ture,  tels  que  la  vie  et  la  liberte,  dont  il  est  permis  ä  chacun  de  jouir,  et  dont 
il  est  au  moins  douteux  qu'on  ait  droit  de  se  depouiller  :  en  s'otant  l'une  on  de- 
grade  son  etre,  en  s'otant  l'autre  on  l'aneantit  autant  qu'il  est  en  soi :  et,  comme 
nul  bien  temporel  ne  peut  dedommager  de  l'une  et  de  l'autre,  ce  serait  offenser 
k  la  fois  la  nature  et  la  raison  que  d'y  renoncer  ä  quelque  prix  que  ce  füt.  » 
Discoius  sin:  l'inegalite,  II.  Partie. 

')  Contrat  Social,  livre  I,  chap.  VI :  «  Trouver  une  forme  d'association 
qui  defende  et  protege  de  tout  la  force  commune  la  personne  et  les  biens  de 
chaque  associe,  et  par  laquelle  chacim,  s'unissant  ä  tous,  n'obeisse  pourtant 
qu'ä  lui-meme,  et  reste  aussi  libre  qu'auparavant.  Tel  est  le  probleme  fonda- 
menta.1  dont  le  «  Contrat  Social  »  donne  la  Solution.  » 
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zusammeu  über  sich  selber  als  einzelne  gebieten,  so  befiehlt  ein 
jeder  über  sich  selbst.  Denn  der  Gemeinwille  bildet  sich  aus  dem 
Willen  der  einzelnen.  Damit  ist  allerdings  noch  nicht  nachgewiesen, 
daß  ein  jeder,  der  sich  dem  Gemeinwillen  beugt,  nur  dem  eignen 
Willen  folgt.  Dies  Ergebnis  wird  nicht  erreicht,  wenn  der  Wille 
der  einzelnen  unter  sich  verschieden  ist  und  folglich  auch  das 
Produkt,  der  Gemeinwille,  einen  andern  Inhalt  hat  als  der  Wille 
der  einzelnen?  Allein,  sagt  Rousseau,  diese  Voraussetzung  trifft 
nicht  zu.  Der  Wille  jedes  einzelnen  in  der  Gesellschaft  hat 
gleichen  Inhalt  und  stimmt  folglich  auch  mit  dem  Gemeinwillen 
überein. 

Um  dies  zu  verstehen,  muß  unterschieden  werden  zwischen 
zwei  verschiedenen  Willensregungen  des  Menschen.  Wenn  der 
einzelne  nicht  mit  andern  zur  Gesellschaft  verbunden  ist,  so  ver- 
folgt er  unmittelbar  und  in  vollem  Umfang  seine  individuellen 
Ziele.  Wenn  er  indes  teilnimmt  an  der  Gesellschaft,  so  legt  er 
sich  Beschränkungen  auf.  Er  sucht  seine  Zwecke  nur  noch 
mittelbar  zu  erreichen,  indem  er  zu  den  gemeinnützigen  Leistungen 
der  Gemeinschaft  beisteuert;  und  damit  hängt  es  wieder  zu- 
sammen, dal  er  auf  die  vollkommene  Durchführung  seiner  Zwecke 
verzichtet,  daß  er  seinen  Genossen  Zugeständnisse  macht.  Er 
zieht  es  vor ,  mit  Beschi'änkungen ,  aber  mit  Sicherheit  seine 
Ziele  zu  verfolgen,  statt  planlos,  ungebunden  seinen  unbegrenzten, 
aber  meist  unerfüllbaren  Wünschen  nachzugehen.  Wir  haben  es 
auf  der  einen  Seite  mit  dem  genossenschaftlichen  Willen  zu  tun, 
auf  der  andern  Seite  mit  dem  individuellen.  Jener  ist  geleitet 
von  der  Vernunft,  dieser  ist  bloßes  Begehren.  Jener  ist  der 
wahre  Wille  des  Menschen ;  denn  er  geht  auf  sein  wahres  Inter- 
esse. Dieser  ist  ein  irregeleiteter  Wille.  Der  wahre  Wille  des 
Menschen  besteht  darin,  im  wohlverstandenen  Interesse  der  Ge- 
meinschaft und  damit  seiner  selbst  zu  handeln.  Alle  Genossen 
haben  daher  den  gleichen  Willen,  und  dieser  in  tausendfacher 
Verstärkung,  aber  immer  mit  dem  gleichen  Inhalt,  stellt  den 
Gemein  willen  dar.^) 


^)  Interpretiert  man  Rousseau  in  dieser  Weise,  so  kann  Duguit  nicht  mehr 
einwenden,  es  sei  nicht  nachgewiesen,  daß  aus  dem  Vertrag  der  einzelnen  eine 
neue  Gesamtpersönlichkeit  mit  eigenem  Wülen  hervorgehe.   Wenn  man  Rousseau 
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Selbst  wenn  der  Mensch  einer  Gesellschaft  angehört,  so 
läit  er  sich  doch  oft  genug  von  seinen  individuellen  Bestrebungen 
verleiten.  Der  genossenschaftliche  "Wille  wird  durch  den  indi- 
viduellen verdrängt.  Der  Mensch  läßt  sich  betören.  „Er  will 
zwar  sein  Bestes,  aber  er  sieht  es  nicht  immer."  Wenn  nun  der 
Wille  jedes  einzelnen  sich  in  seine  tausendfachen  persönlichen 
Bestrebungen  zersplittert  und  folglich  jeder  einen  andern  Willen 
hat,  wie  soll  dann  der  Inhalt  des  Gemeinwillens  bestimmt  werden, 
der  Inhalt  des  Willens,  der  das  wahre  Wohl  der  Gesellschaft 
und  ihrer  Glieder  bezweckt?  Der  Ausweg  ist  folgender:  Wenn 
die  individuellen  Bestrebungen  nach  allen  möglichen  Richtungen 
auseinandergehen,  so  läßt  sich  ein  Mittel  zwischen  all  diesen 
Richtungen  feststellen,  sagt  Rousseau.  —  Man  möchte  ihn  dahin 
ergänzen,  daß  man  sagte:  Im  Parallelogramm  der  Kräfte  läßt 
sich  die  Resultante  finden.^)  —  Mögen  auch  alle  über  ihr  wahres 
Interesse  und  über  das  der  Gemeinschaft  irren,  niemals  irren 
sie  doch  alle  in  der  gleichen  Weise.  Der  eine  fordert  zu  viel, 
der  andre  zu  w^enig.  Inmitten  der  Irrtümer  liegt  die  Wahrheit. 
Wenn  viele  Wandrer  in  der  Irre  gehen,  so  entfernen  sich  nie- 
mals alle  nach  der  gleichen  Seite  von  dem  richtigen  Weg.  2) 

richtig  versteht,  so  ist  der  Gemeinwüle  nicht  von  den  Wülensbestrebungen 
der  einzehien  verschieden ;  er  ist  nur  die  Zusammenfassung  dieser  Bestrebungen. 
—  Vgl.  Duguit,  Droit  constitutionnel,  1907,  p.  32.  —  Cf.  Landmann,  Der 
Souveränitätsbegriff  bei  den  französischen  Theoretikern,   1896,  p.  135  und  136. 

^)  Man  erinnere  sich  an  den  Vergleich,  den  Blackstone  gebraucht,  um  zu 
zeigen,  wie  aus  dem  Willen  des  Königs  und  der  beiden  Häuser  der  Gesetzes- 
wille entsteht,  Commentaries  on  the  laws  of  England,  1765,  Book  I. 
chapter  II,  i.  i.  :  „Um  einen  Vergleich  aus  der  ^Mechanik  zu  gebrauchen :  Man 
hat  es  mit  drei  verschiedenen  Kräften  zu  tun,  welche  vereint  der  Regierungs- 
maschine eine  Richtung  geben,  verschieden  von  derjenigen,  welche  jede  dieser 
Kräfte  an  sich  allein  ihr  gegeben  hätte;  aber  zu  gleicher  Zeit  eine  Richtung, 
welche  sich  aus  jeder  einzelnen  dieser  Kräfte  herleitet,  von  ihnen  gemeinsam 
erzeugt  wird;  es  ist  die  Richtung  nach  der  Freiheit  imd  der  Wohlfahrt  des  Ge- 
meinwesens." —  Der  englische  Text  ist  später  zitiert  in  dem  Kapitel  über  die 
gesetzgebende  Gewalt. 

2)  Dieser  Gedanke  ist  in  Rousseaus  Schriften  nicht  systematisch  entwickelt. 
Seine  Elemente  sind  mehr  oder  minder  zerstreut.  HauptsächUch  kommen 
folgende  Stellen  in  Betracht: 

«  Chacun  se  donnant  ä  tous  ne  se  donne  ä  personne ;  et  comme  il  n'y  a 
pas  un  associe  sur  lequel  on  n'acquiere  le  meme  droit  qu'on  lui  cede  siu:  soi. 
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Diese  Theorie   vom  Gemeinwillen  ist  nichts    mehr    als    ein 
geistreicher  Sophismus.     Der  Versuch,    dem   Staat  dadurch   Be- 

on  gagne  l'equivalent  de  tout  ce  qu'on  perd,  et  plus  de  force  pour  conserver 
ce  qu'on  a.  Si  donc  on  ecarte  du  pacte  social  ce  qui  n'est  pas  de  son  esaence, 
on  trouvera  qu'il  se  reduit  aux  termes  suivants :  «  Chacun  de  nous  met  en 
commun  sa  i)ersonne  et  toute  sa  puissance  sous  la  supreme  direction  de  la  volonte 
generale  ;  et  nous  recevons  encore  chaque  membre  comme  partie  indivisible 
du  tout.  ))  A  r  instant,  au  lieu  de  la  personne  particuliere  de  chaque  contrac- 
tant,  cet  acte  d'association  produit  un  Corps  moral  et  coUectif,  compose  d'autant 
de  membres  que  l'assemblee  a  de  voix,  lequel  re9oit  de  ce  meme  acte  son  unite, 
son  moi  commim,  sa  vie  et  sa  volonte.  »  Livre  I,  chap.  VI,  Contrat  Social.  — 
«  Or,  le  souverain,  n'etant  forme  que  des  particuliers  qui  le  composent,  n'a  ni 
ne  peut  avoir  d'interet  contraire  au  letu: ;  par  consequent,  la  puissance  sou- 
veraine  n'a  nul  besoin  de  garant  envers  les  sujets,  parce  qu'il  est  impossible 
que  le  corps  veuille  nuire  ä  tous  ses  membres ;  et  nous  verrons  ci-apres  qu'il 
ne  peut  nuire  k  aucun  en  particulier.  Le  souverain,  par  cela  seul  qu'ü  est,  est 
toujours  ce  qu'il  doit  etre.  »  Livre  I,  chap.  VII.  —  «  Ce  passage  de  l'etat  de 
nature  ä  l'etat  civil  produit  dans  l'homme  un  changement  tres  remarquable, 
en  substituant  dans  sa  conduite  la  justice  ä  l'instinct,  et  donnant  ä  ses  actions 
la  moralite  qui  leur  manquait  auparavant.  C'est  alors  seulement  que,  la  voix 
du  devoir  succedant  ä  l'impulsion  physique,  et  le  droit  ä  l'appetit,  l'homme, 
qui  jusque-lä  n'avait  regarde  que  lui-meme,  se  voit  force  d'agir  sur  d'autres 
principes,  et  de  consulter  sa  raison  avant  d'ecouter  ses  penchants.  Quoiqu'il 
se  prive  dans  cet  etat  de  plusieurs  avantages  qu'il  tient  de  la  nature,  il  en 
regagne  de  si  grands,  ses  facultas  s'exercent  et  se  developpent,  ses  idees  s'eten- 
dent,  ses  sentiments  s'ennoblissent,  son  äme  tout  entiere  s'elöve  k  tel  point 
que,  si  les  abus  de  cette  nouvelle  condition  ne  le  degradaient  souvent  au-dessous 
de  Celle  dont  il  est  sorti,  il  devrait  benir  sans  cesse  l'instant  heureux  qui  Ten 
arracha  pour  jamais,  et  qui,  d'un  animal  stupide  et  bome,  fit  un  etre  intelligent 
et  un  homme.  —  Reduisons  toute  cette  balance  ä  des  termes  faciles  a  comparer : 
ce  que  l'homme  perd  par  le  contrat  social,  c'est  sa  liberte  naturelle  et  un 
droit  Ulimite  ä  tout  ce  qui  le  tente  et  qu'ü  peut  atteindre ;  ce  qu'ü  gagne, 
c'est  la  liberte  civüe  et  la  propriete  de  tout  ce  qu'il  possede.  Pour  ne  pas  se 
tromper  dans  ces  compensations,  ü  faut  bien  distinguer  la  liberte  naturelle, 
qui  n'a  pour  bomes  que  les  forces  de  l'individu,  de  la  liberte  civüe,  qui  est 
limitee  par  la  volonte  generale ;  et  la  possession,  qui  n'est  que  l'effet  de  la 
force  ou  le  droit  du  premier  occupant,  de  la  propriete  qui  ne  peut  etre  fondee 
que  sur  un  titre  positif.  »  Livre  I,  chap.  VIII,  C!ontrat  Social.  —  «  II  s'ensuit 
de  ce  qui  precede  que  la  volonte  generale  est  toujours  droite  et  tend  toujours 
ä  l'utihte  publique :  mais  il  ne  s'ensuit  pas  que  les  deliberations  du  peuple 
aient  toujoiu-s  la  meme  rectitude.  On  veut  toujours  son  bien,  mais  on  ne  le 
voit  pas  toujours :  jamais  on  ne  corrompt  le  peuple,  mais  souvent  on  le  trompe, 
et  c'est  alors  seulement  qu'ü  parait  vouloir  ce  qui  est  mal.  —  II  y  a  souvent 
bien  de  la  difference  entre  la  volonte  de  tous  et  la  volonte  generale ;  ceUe-ci 
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stand  und  Festigkeit  zu  verleihen,  ihn  dadurch  zu  erklären,  daß 
man  sagt,  im  Staat  gehorche  jeder  nur  sich  selbst,  bedeutet 
keinen  Schritt  über  Locke  hinaus.  Nach  der  Lehre  von  Locke 
war  es  der  vernünftige  Wille  der  Menschen,  der  den  Staat  zu- 
sammenhielt. Diese  Theorie  war  indes  unzulänglich,  da  man 
zugeben  mußte,  daß  oft  genug  die  Vernunft  dem  blinden  Be- 
gehren weicht  und  deshalb  keine  sichere  Grundlage  für  den  Staat 
gewährt.  Aber  auch  Rousseau  weiß  den  Staat  auf  nichts  andres 
zu  gründen  als  auf  den  vernünftigen  Willen.  Doch  macht  er 
hier  ein  kleines  Zauberkunststück:  Der  vernünftige  Wille,  sagt 
er,  ist  der  wahre  Wille  des  Menschen.  Folgt  der  einzelne  nur 
seinem  Begehren,  so  ist  er  irregeleitet,  so  kennt  er  seinen  eignen 
AVillen  nicht.  Folgt  er  aber  seinem  vernünftigen  und  folglich 
seinem  wahren  Willen,  so  gehorcht  er  nur  sich  selbst.  Die  ganze 
Theorie  vom  Gemein  willen,  von  der  Freiheit  im  Staat,  von  der 
Eigenbeherrschung  beruht  auf  einer  geschickten  Metamorphose. 
Der  Wille,  der  zuerst  im  stolzen  Gewand  der  Vernunft  einher- 
geschritten  kam,  hat  plötzlich  dieses  Gewand  abgestreift,  kaum, 
daß  man  es  merkte.  Es  ist  verwunderlich,  daß  Rousseau  andern 
vorwirft,  Gaukelspiel  und  Schwarzkunst  zu  treiben.^) 

ne  regarde  qu'a  l'interet  commun ;  l'autre  regarde  ä  l'interet  prive,  et  n'est 
qu'une  somme  de  volontes  particulieres :  mais  otez  de  ces  memes  volontes  les 
plus  et  les  moins  qiii  s'entredetruisent,  reste  pour  somme  des  differences  la 
volonte  generale.  —  Si,  quand  le  peuple  suffisamment  informe  delibere,  les 
citoyens  n'avaient  aucune  communication  entre  eux,  du  grand  nombre  de 
petites  difierences  resulterait  toujours  la  volonte  generale,  et  la  deliberation 
serait  toujours  bonne.  »  Livre  II,  chap.  III,  Contrat  Social.  —  «  Le  citoyen 
consent  ä  toutes  les  lois,  meme  ä  Celles  qu'on  passe  malgre  lui,  et  meme  ä  ceUes 
qui  le  punissent  quand  il  ose  en  violer  quelqu'une.  La  volonte  constante  de 
tous  les  membres  de  l'Etat  est  la  volonte  generale :  c'est  par  eUe  qu'ils  sont 
citoyens  et  libres.  Quand  on  propose  ime  loi  dans  l'assemblee  du  peuple,  ce 
qu'on  leur  demande  n'est  pas  precisement  s'ils  approuvent  la  proposition  ou 
s'iLs  la  rejettent,  mais  si  eile  est  conforme  ou  non  ä  la  volonte  generale,  qui  est 
la  leur :  chacun,  en  dormant  son  suif  rage,  dit  son  avLs  lä  -dessus ;  et  du  calcul 
des  voix  se  tire  la  declaration  de  la  volonte  generale.  Quand  donc  l'avis  con- 
traire  au  mien  l'emporte,  cela  ne  prouve  autre  chose  sinon  que  je  m'etais 
trompe,  et  que  ce  que  j'estimais  etre  la  volonte  generale  ne  l'etait  pas.  Si  mon 
avis  particulier  l'eüt  empörte,  j'aurais  fait  autre  chose  que  ce  que  j'avais  voulu ; 
c'est  alors  que  je  n'aiu-ais  pas  ete  libre.  »  Livre  IV,  chap.  II,  Contrat  Social. 
^)  Vgl.  folgende  sehr  witzige  Stelle:  «Mais  nos  pohtiques,  ne  pouvant 
diviser  la  souverainete   dans  son  principe,   la  divisent  dans  son  objet :  ils  la 
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Rousseau  verwechselt  absichtlich  den  Willen  des  Menschen 
mit  seinem  Interesse.  Er  macht  "willkürlich  die  Annahme,  daß 
der  Mensch  seinen  Willen  immer  auf  seinen  wohlverstandenen 
Vorteil  richte.  Hier  ist  die  Lücke  in  der  sonst  prächtig  ge- 
schmiedeten Kette  der  Beweise.  Hier  ist  die  dunkle  Stelle,  die 
allzu  leicht  dem  geblendeten  Auge  entgeht. 

Erhebt  sich  Rousseau  hier  nicht  über  Locke,  seinen  Vor- 
gänger, so  überflügelt  er  ihn  in  einer  andern  Richtung. 

Der  Naturzustand  ist  für  Locke  eine  historische  Wahrheit. 
Er  hat  einmal  in  einer  längst  entschwundenen  Zeit  unter  den 
Menschen  wirklich  bestanden.  Locke  bekämpft  mit  allem  Nach- 
druck diejenigen,  welche  leugnen,  daß  es  vor  dem  Staat  einen 
Naturzustand  gegeben  habe.  „Man  hat  oft  gefragt  und  meinte, 
damit  einen  schwerwiegenden  Einwand  zu  machen,  wo  denn  die 
Menschen  im  Naturzustande  lebten  oder  gelebt  hätten.  Es  genügt 
vorläufig,  darauf  zu  antworten,  daß  die  Fürsten  und  Herrscher 
,freier'  Staaten  überall  in  der  Welt  im  Naturzustande  sich  be- 
finden und  daß  folglich  die  Welt  nie  ohne  eine  Zahl  von  Men- 
schen, die  im  Naturzustand  verharren,  bestanden  hat  oder  be- 
stehen wird. "1)  Und  weiter:  „Der  andre  Einwand,  der  gegen 
meinen  Versuch,  den  Anfang  der  politischen  Gesellschaft  zu  er- 
klären,  gemacht  wird,   ist   dieser:    Alle  Menschen   ohne  Unter- 

divisent  an  force  et  en  volonte,  en  puissance  legislative  et  en  puissance  exe- 
cutive ;  en  droits  d'impot,  de  justice  et  de  guerre ;  en  administration  Interieure 
et  en  pouvoir  de  traiter  avec  l'etranger :  tantot  üs  confondent  toutes  ces  parties, 
et  tantot  ils  les  separent.  Ils  fönt  du  souverain  un  etre  fantastique  et  forme  de 
pieces  rapportees  ;  c'est  comme  s'ils  composaient  l'homme  de  plusieurs  corps, 
dont  Tun  aiirait  des  yeux,  l'autre  des  bras,  l'autre  des  pieds,  et  rien  de  plus. 
Les  charlatans  du  Japon  depecent,  dit-on,  un  enfant  aux  yeux  des  spectateurs  : 
puis,  jetant  en  l'air  tous  ses  membres  Tun  apres  l'autre,  ils  fönt  retomber 
l'enfant  vivant  et  tout  rassemble.  Tels  sont  ä  peu  pres  les  tours  de  gobelet  de 
nos  politiques  ;  apres  avoir  demembre  le  corps  social  par  un  prestige  digne 
de  la  foire,  üs  rassemblent  les  pieces  on  ne  sait  comment.  »  Contrat  Social. 
Livre  II,  chap.  II. 

^)  "It  is  often  asked  as  a  mighty  objection,  where  are,  or  ever  were,  there 
any  men  in  such  a  state  of  Xature?  To  which  it  may  suffice  as  an  answer  at 
present,  that  since  all  princes  and  rulers  of  "  independent "  governments  all 
tlurough  the  world  are  in  a  state  of  Nature,  it  is  piain  the  world  never  was,  nor 
never  wül  be,  without  numbers  of  men  in  that  state."  Two  Treatises,  Book  II. 
Chapter  II,  No.  14. 

Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  3 
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schied  sind  unter  derselben  Regierung  geboren.  Es  ist  daher 
unmöglich,  daß  sie  jemals  frei  gewesen  sind,  daß  sie  jemals  das 
Recht  gehabt  haben,  sich  zu  vereinen,  um  einen  neuen  Staat  zu 
beginnen,  daß  sie  jemals  fähig  gewesen  sind,  eine  rechtmäßige 
Regierung  zu  errichten.  Trifft  dies  Argument  zu,  so  frage  ich: 
Wie  kamen  so  viel  rechtmäßige  Monarchien  in  die  Welt?"^) 

Anders  Rousseau.  Einen  Naturzustand,  sagt  er,  hat  es  nie 
gegeben.  Ein  Naturzustand  hat  nicht  einmal  vor  der  Süudflut 
bestanden.  Denn  Gott  hat  schon  die  ersten  Menschen  erleuchtet 
und  mit  seinen  Geboten  vertraut  gemacht.'^)  „Eine  Beschreibung 
des  Naturzustandes  darf  daher  nicht  als  eine  historische  Dar- 
stellung aufgefaßt  werden,  sondern  nur  als  eine  hypothetische 
und  bedingte  Betrachtung,  die  wohl  dazu  taugt,  die  Natur  der 
Dinge  aufzuklären,  nicht  aber  ihren  wirklichen  Ursprung  aufzu- 
zeigen." Rousseau  stellt  sich  zur  Aufgabe,  in  den  heutigen  Be- 
ziehungen der  Menschen  die  natürlichen  und  die  künstlich  ge- 
schaffenen Elemente  zu  unterscheiden.  Der  größeren  Klarheit 
halber  entwickelt  er  diesen  Unterschied  am  Faden  eines  historischen 
Fortschritts.  Diese  Entwicklung  hat  keinen  historischen  Wert; 
sie  dient  nur  der  besseren  Demonstration  des  Gegebenen.  An- 
statt eine  Erscheinung  systematisch  in  ihre  Elemente  aufzulösen, 
wird  angenommen,  daß  zuerst  nur  das  eine  Element  vorhanden 
gewesen,  dann  das  zweite  hinzugekommen  sei  und  daß  sich  so 
die  Reihe   fortgesetzt  habe,   bis   die  Erscheinung   in   ihrer  VoU- 

^)  "The  other  objection,  I  find,  urged  against  the  beginning  of  politics, 
in  the  way  I  have  mentioned,  is  this,  viz. : — That  all  men  being  born  under  govern- 
ment,  some  or  other,  it  is  impossible  any  of  them  should  ever  be  free  and  at 
liberty  to  unite  together  and  begin  a  new  one,  or  ever  be  able  to  erect  a  law- 
full  government. — If  this  argument  be  good,  I  ask,  how  came  so  many  lawfuU 
monarchies  into  the  world?"  Two  Treatises,  Book  II,  chapterVIII,  No.  113. 
—  Vgl.  auch  chapterVIII,  No.  101,  102. 

^)  «  II  n'est  meme  pas  venu  dans  l'esprit  de  la  plupart  des  notres  de  douter 
que  l'etat  de  nature  eüt  existe,  tandis  qu'il  est  evident,  par  la  lecture  des  livres 
sacres,  que  le  premier  homme,  ayant  re9U  immediatement  de  Dieu  des  lumieres 
et  des  preceptes,  n'etait  point  lui-meme  dans  cet  etat,  et  qu'en  ajoutant  aux 
ecrits  de  Moise  la  foi  que  leur  doit  tout  philosophe  cliretien,  il  faut  nier  que, 
meme  avant  le  deluge,  les  hommes  se  soient  jamais  trouves  dans  le  pur  etat 
de  nature,  ä  moins  qu'ils  n'y  soient  retombes  par  quelque  evenement  extraordi- 
naire :  paradoxe  fort  embarassant  ä  defendre,  et  tout  ä  fait  impossible  a  prou- 
ver.»      Discours  sur  l'Inegalite,  Introduction. 
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kommenheit  aufgetreten  sei.  ■^)  Der  Staat  ist  also  nie  gegründet 
worden.  Man  hat  nie  einen  Vertrag  geschlossen,  durch  den  der 
Naturzustand  aufgehoben  wurde.  Aber  jene  Betrachtung  lehrt 
folgendes:  Das  Leben  der  Menschen  beruht  auf  widerstreitenden 
Prinzipien.  Auf  der  einen  Seite  findet  man  den  Trieb  zur  un- 
gebundenen Freiheit,  auf  der  andern  den  vernünftigen  Entschluß, 
die  eignen  Interessen  in  Gemeinschaft  mit  andern,  folglich  mit 
Beschränkungen,  aber  mit  größerer  Sicherheit  zu  verfolgen.  Das 
zweite  Prinzip  hat  einen  höheren  Wert  als  das  erste  und  wird 
deshalb  immer  mit  Notwendigkeit  die  Herrschaft  behaupten.  Um 
den  höheren  Wert  des  zweiten  Prinzips  aufzuzeigen,  werden  zu- 
nächst die  schädlichen  Folgen  dargestellt,  zu  denen  das  erste 
führt.  Es  wird  ein  Naturzustand  ausgedacht,  in  dem  es  herrscht. 
Dann  wird  ein  Ereignis  angenommen,  das  von  der  ersten  Periode 
zur  zweiten  führt.  Hier  hat  das  bessere  Prinzip  die  Oberhand, 
und  seine  segensreichen  Wirkungen  werden  dargetan.  Diese 
hypothetische  Schilderung  in  Form  eines  geschichtlichen  Fort- 
schrittes^) hat  immer  nur  den  kritischen  Zweck,  den  Wert  des 
Staates  zu  beweisen.  Nicht  der  historische  Ursprung  des  Staates 
soll  aufgedeckt  werdeu,  sondern  sein  ethischer  Grund.  ^)  Der 
Gesellschaftsvertrag  selber  ist  nicht  ein  willkürlich  erdachtes 
Ereignis,  eingefügt,  um  den  Uebergang  von  der  ersten  Periode 
zu  der  zweiten  vorstellbar  zu  machen.  Mit  dem  Gedanken  eines 
Vertrages   soll   wieder  nur   der   ethische  Grund   des  Staates  ge- 

^)  «  Ils  ne  faut  pas  prendre  les  recherches  dans  lesquelles  on  peut  entrer 
sur  ce  sujet  pour  des  verites  historiques,  mais  seulement  pour  des  raisonnements 
hypothetiques  et  conditionnels,  plus  propres  ä  eclaircir  la  nature  des  choses 
qu'a  en  montrer  la  veritable  origine,  et  semblables  ä  ceux  que  fönt  tous  les  jours 
nos  physiciens  sur  la  formation  du  monde.  La  religion  nous  ordonne  de  croire 
que,  Dieu  lui-meme  ayant  tire  les  hommes  de  l'etat  de  nature  immediatement 
apres  la  creation,  ils  sont  inegaux  parce  qu'il  a  voulu  qu'ils  le  fassent ;  mais 
eile  ne  nous  defend  pas  de  faire  des  conjectures  tirees  de  la  seule  nature  de 
rhomme  et  des  etres  qui  l'environnent,  sur  ce  qu'aurait  pu  devenir  le  genre 
humain  s'il  füt  reste  abandonne  a  lui-meme.  Voüä  ce  qu'on  me  demande,  et 
ce  que  je  me  propose  d'examiner  dans  ce  Discours. »    L.  c. 

-)  «  L'histoire  hypothetique  des  gouvernements.  »  Discours  sur  l'Inegalite, 
Preface. 

^)  «  Comment  ce  changement  s'est-il  fait  ?  Je  l'ignore.  Qu'est-ce  qui  peut 
le  rendre  legitime  ?  Je  crois  pouvoir  resoudre  cette  question. »  Contrat  Social, 
Livre  I,  chap.  I. 
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kennzeichnet  werden.  Die  einzelnen  leben  im  Staat,  weil  ihre 
Interessen  sich  begegnen,  weil  jeder,  wenn  er  den  andern  Zu- 
geständnisse macht,  wenn  er  den  andern  Dienste  leistet,  einen 
höheren  Vorteil  für  sich  erzielt,  als  wenn  er  sich  vereinsamt. 
Das  ist  aber  auch  der  Gedanke,  der  jedem  Vertrag  zugrunde 
liegt  und  der  ihn  von  einem  autoritativen  Verhältnis  unter- 
scheidet. Man  schließt  eben  deshalb  Verträge,  weil  verschiedene 
Interessen  zusammenstimmen,  weil  jede  Partei  durch  die  Er- 
füllung mehr  zu  gewinnen  als  zu  verlieren  wähnt.  "Wenn  folglich 
gesagt  wird,  daß  der  Staat  auf  einem  Vertrag  beruhe,  so  will 
das  bedeuten,  daß  er  in  einer  Harmonie  von  Interessen  seinen 
Grund  habe.  Und  damit  verknüpft  sich  die  Forderung,  daß  der 
Staat,  um  seinem  Wesen  treu  zu  bleiben,  die  Interessen  all  der 
einzelnen  wahren  müsse,  die  sich  zur  gemeinsamen  Verfolgung  ihrer 
Zwecke  zusammengetan  haben. ^)  „Obwohl  die  Gesellschaft  der 
Form  nach  ihren  Ursprung  nicht  aus  einem  Vertrag  herleiten 
kann,  den  die  einzelnen,  von  Sorge  und  Not  getrieben,  mit- 
einander abschließen,  so  ist  es  doch  das  Gefühl  ihrer  Schwäche 
und  ihrer  Unvollkommenheit,  das  die  Menschen  zusammenhält; 
daraus  erhellt  die  Notwendigkeit  dieser  Vereinigung.  Und  das 
eben  ist  es,  was  wir  uns  unter  dem  ursprünglichen  Gesellschafts- 
vertrag denken;  obwohl  er  nicht  förmlich  zum  Ausdruck  ge- 
kommen ist,  als  der  Staat  gegründet  wurde,  so  ist  er  doch  in 
dem  Akt  der  Vereinigung  stillschweigend  enthalten :  Das  Ganze, 
so  fordert  er,  soll  alle  seine  Teile  schützen ;  und  die  Teile  sollen 
sich  dem  Willen  der  Gesamtheit  fügen.  Oder  mit  andern  Worten, 
das  Gemeinwesen  wird  die  Rechte  jedes  einzelnen  Mitglieds 
schützen,  und  jedes  einzelne  Mitglied  hinwiederum  wird  den  Ge- 
setzen des  Gemeinwesens  gehorchen."^) 

1)  Esmein,  Elements  de  droit  constitutionnel  fran9ais  et  compare,  1899, 
p.  155  :  <(  Mais,  ainsi  compris,  le  contrat  social  n'est  plus  qu'une  fiction  juridique 
destinee  ä  traduire  ime  Idee,  juste  d'ailleurs,  ä  savoir :  Que  le  droit  public, 
comme  le  droit  prive,  a  son  point  de  depart  dans  l'individu,  moralement  libre, 
raisonnable  et  responsable.  La  puissance  publique  n'existe  que  dans  l'interet 
des  indi\ädus  qui  composent  la  societe  :  eile  ne  peut  s'exercer  legitimement 
qu'en  respectant  les  donnees  de  la  raison  et  les  droits  de  l'individu.  » 

2)  Blackstone,  Commentaries  on  the  laws  of  England,  1765,  Introduct. 
§2,  Band  I,  9.  Ed.,  Oxford  1778,  p.  47  :  "Though  Society  had  not  it's  formal 
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Es  ist  daher  vollkommen  unberechtigt,  wenn  man  gegen 
Rousseau  immer  wieder  den  altmodischen  Einwand  erhebt,  daß 
es  einen  Naturzustand  nie  gegeben  habe,  daß  ein  Gesellschafts- 
vertrag nie  geschlossen  worden  sei.  ^) 

Die  Nationalversammlung  übernimmt  die  Lehre  vom  Gesell- 
schaftsvertrag in  der  Form,  in  welcher  Rousseau  sie  ausgemeißelt 
hat.  Es  ist  erstaunlich,  mit  welch  unerschütterlicher  Gewißheit 
man  sie  verkündet.  Da  ist  nicht  einer,  der  an  dieser  heilig  ge- 
wordenen Lehre  zweifelt.  Und  kaum,  daß  man  es  für  nötig  hält, 
von  Zeit  zu  Zeit  die  alten  Beweise  auszugraben.  Es  handelt 
sich  um  eine  so  grundsätzliche  und  einfache  Wahrheit,  daß  man 
sie  nur  schwächt,  wenn  man  sie  beweisen  will,  sagt  Sieyes.^) 
Die  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrag  ist  wie  die  Lehre  von  der 
natürlichen  Freiheit  ein  Glaubensartikel  geworden. 

Wenn  die  Menschen  sich  vereinen,  wenn  sie  freiwillig  Ge- 
horsam leisten,  so  tun  sie  es  nur,  um  sich  ein  möglichst  großes 
Maß  von  Glück  zu  sichern.    Das  ist  der  erste  Satz  der  National- 

beginning  from  any  Convention  of  individuals,  actuated  by  their  wants  and 
their  fears;  yet  it  is  the  sense  of  their  weakness  and  imperfection  that  keepa 
mankind  together,  that  demonstrates  the  necessity  of  this  union,  and  that  there- 
fore  is  the  solid  and  natural  fundation,  as  well  as  the  cement,  of  civil  society. 
And  this  is  what  we  mean  by  the  original  contract  of  society;  which,  though 
perhaps  in  no  instance  it  has  ever  been  formally  expressed  at  the  first  institution 
of  a  State,  yet  in  nature  and  reason  must  always  be  understood  and  implied, 
in  the  very  act  of  associatiag  together :  namely,  that  the  whole  should  protect 
all  it's  parts,  and  that  every  part  should  pay  obedience  to  the  will  of  the  whole ; 
or,  in  other  words,  that  the  Community  should  guard  the  rights  of  each  indi- 
vidual  member,  and  that  (in  return  for  this  protection)  each  individual  should 
submit  to  the  laws  of  the  Community." 

^)  Dieser  Einwand  findet  sich  noch  bei  Duguit,  Droit  constitutiormel,  1907, 
p.  8,  teilweise  auch  bei  Esmein,  1.  c,  p.  156,  aber  siehe  andererseits  p.  154 — 156, 
wo  sich  eine  ganz  gerechte  Würdigimg  von  Rousseau  findet.  —  Unzutreffend 
sind  auch  die  anderen  Einwände  von  Duguit,  eine  individualistische  Doktrin, 
wie  die  von  Rousseau,  führe  zu  einem  absoluten  Idealrecht,  ein  solches  aber 
sei  der  Wissenschaft  zuwider,  luid  weiter  eine  individualistische  Doktrin  könne 
nur  negativ  dem  Staat  in  seiner  Tätigkeit  Grenzen  ziehen,  nicht  aber  positiv 
ihm  eine  Tätigkeit  zur  Pflicht  machen.  Diese  Konsequenzen  sind  willkürlich 
gezogen.  Der  Staat  soll  sich  in  den  Dienst  der  allgemeinen  Interessen,  in  den 
Dienst  des  Gemeinwillens  stellen,  sagt  Rousseau.  Diese  Interessen  sind  aber 
einmal  wechselnde  und  erfordern  weiter  eine  große  Entfaltung  von  Tätigkeiten. 

"-)  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat?  1789,  p.  90. 
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Versammlung.  Er  begegnet  uns  überall,  „Das  Ziel  einer  jeden 
Regierung  ist  das  allgemeine  Wohl,"  sagt  schon  Lafayette  in 
seinem  Entwurf  zu  einer  Erklärung  der  Menschenrechte,  i)  „Die 
Vereinigung  zur  Gesellschaft,"  erklärt  Sieyes,  „bezweckt  das 
Glück  der  einzelnen  Genossen.  Der  Mensch  geht  immer  diesem 
einen  Ziele  nach,  dem  Glück,  und  sicherlich  wollte  er  sich  von 
diesem  Ziel  nicht  abwenden,  wenn  er  sich  mit  seinesgleichen 
vereinte."  Pathetisch  ruft  Champion  de  Cice,  Erzbischof  von 
Bordeaux:  „Welcher  Stand  könnte  noch  den  Mißbrauch  der 
Privilegien  erneuern  wollen,  wenn  der  König  selber  willig  ist, 
sein  Zepter  vor  dem  Gesetz  zu  beugen,  das  Glück  seiner  Völker 
als  seine  heiligste  Pflicht  zu  betrachten  und  in  diesem  Glück 
Richtschnur  und  Maß  für  die  Ausübung  seiner  Rechte  und  seiner 
Autorität  zu  sehen  ?"^)  Eingehender  behandelt  Sieyes  die  Frage 
in  seiner  Schrift:  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat?  Das  Gemeinwesen 
stellt  sich  in  den  Dienst  der  individuellen  Zwecke  in  der  Art, 
daß  es  einem  jeden  eine  gesicherte  Sphäre  freier  Betätigung  ge- 
währleistet, in  deren  Grenzen  er  ungehindert  von  andern  seine 
persönlichen  Ziele  verfolgen  kann.  „Es  ist  unmöglich,  eine  Ver- 
einigung zu  denken,  ohne  den  Zweck  der  allgemeinen  Sicherheit 
und  Freiheit,  des  allgemeinen  Wohls.  Allerdings  hat  jeder  ein- 
zelne außerdem  seine  besonderen  Ziele  im  Auge.  Er  sagt  sich: 
Unter  dem  Schutz  der  allgemeinen  Sicherheit  werde  ich  ruhig 
meine  persönlichen  Absichten  verfolgen  können,  ich  werde  mein 
Glück  suchen,  wo  ich  es  für  gut  halte,  und  werde  hier  nur  die 
gesetzlichen  Schranken  finden,  welche  die  Gesellschaft  mir  im 
allgemeinen  Interesse  entgegenstellt;  dies  allgemeine  Interesse 
aber  ist  auch  das  meine;  mit  ihm  hat  ja  mein  besonderes  Inter- 
esse einen  so  nützlichen  Bund  geschlossen."^) 

^)  11  juillet  1789  :  «  Tout  gouvernement  a  pour  unique  but  le  bien  com- 
mun.  »  Archives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  222.  Arcbives  parlementaires. 
Tome  VIII,  p.  257.  21  juillet  1789.  Preliminaiie  de  la  Constitution.  Re- 
connaissance  et  exposition  raisonnee. 

^)  27  juillet  1789.  Rapport  sur  les  premiers  trai-aux  du  coraite  de  Consti- 
tution.    Archives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  281. 

^)  1789,  p.  89.  —  Zu  vergleichen  sind  weiter  folgende  Stellen:  Declaration 
des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen  par  Sieyes,  21  juillet  1789,  art.  2,  Ai-ch. 
pari.,  Tome  VIII,  p.  260.  —  Projet  contenant  les  premiers  articles  de  la  con- 
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Die  Vereinigung  zum  Staat  soll  dem  Glück  der  einzelnen 
dienen.  Sie  ist  auch  dazu  geeignet;  das  ist  der  zweite  Satz. 
Einmal,  indem  sie  allgemeine  Sicherheit  schafft,  weiter,  indem 
die  Gesamtheit  selber  tätig  wird,  gemeinsame  Arbeit  leistet, 
welche  die  einzelnen  nicht  vollführen  können,  und  endlich,  indem 
das  Zusammenleben  mit  andern  die  körperlichen  und  geistigen 
Kräfte  des  Menschen  entwickelt.^) 

So  viel  steht  nun  fest :  man  vereint  sich,  um  dem  Glück  der 
einzelnen  zu  dienen.  Die  Vereinigung  vermag  auch  diese  Auf- 
gabe in  weitem  Maße  zu  erfüllen. 

In  welcher  Form  geschieht  aber  der  Zusammenschluß?  Auch 
hier  wie  in  der  früheren  Staatsphilosophie  durch  einen  Vertrag. 

Allein  dieser  Vertrag  ist  nicht  so  zu  denken,  daß  durch  ihn 
das  Volk  sich  einem  Herrscher  unterwirft,  lieber  dem  Volk 
und  dem  Herrscher  gibt  es  keinen  Richter^  und  so  könnte  jeder 
Teil  ungestraft  den  Vertrag  mißachten. 2) 

stitution,  27  juillet  1789,  art.  I,  1.  c,  p.  285.  —  Projet  de  declaration  des  droits 
de  rhomme  en  societe  par  M.  Target,  27  juillet  1789,  art.  1,  1.  c,  p.  288.  — 
Projet  de  declaration  des  droits  de  riiomme  et  du  citoyen  par  M.  Mounier, 
27  juillet  1789,  art.  2,  1.  c,  p.  289.  —  Analyses  des  idees  principales  sur  la  re- 
connaissance  des  droits  de  Thomme  en  societe,  et  sur  les  bases  de  la  Constitution 
par  M.  Thouret,  1  aoüt  1789,  art.  1,  1.  c,  p.  325.  —  Declaration  des  droits  de 
l'homme  en  societe  par  M.  l'abbe  de  Sieyes,  12  aoüt  1789,  art.  3,  1.  c,  p.  422. 
—  Projet  de  declaration  des  droits  par  M.  Gouges-Carton,  12  aoüt  1789,  art.  1 — 5, 
16,  p.  428— 429. 

^)  <(  II  a  ete  reconnu  plus  haut  que  les  hommes  peuvent  beaucoup  pour 
le  bonheur  les  uns  des  autres.  Donc  une  societe  fondee  sur  l'utüite  reciproqiie 
est  veritablement  sur  la  ligne  des  moyens  naturels  qui  se  presentent  ä  l'homme 
pour  le  conduire  ä  son  but.  Donc  cette  union  est  un  avantage  et  non  un  sacri- 
fice.  »  —  «  Donc  la  societe  n'afifaiblit  point,  ne  reduit  point  les  moyens  parti- 
culiers  que  chaque  individu  apporte  ä  l'association  pour  son  utilite  privee ;  au 
contraire,  eile  les  agiandit,  eile  les  multiplie  par  un  plus  grand  developpement 
des  facultes  morales  et  physiques ;  eile  les  augmente  encore  par  le  concours 
inestimable  des  travaux  et  des  secours  publics :  de  sorte  que,  si  le  citoyen  paye 
ensuite  une  contribution  ä  la  chose  publique,  ce  n'est  qu'xine  sorte  de  restitution; 
c'est  la  plus  legere  partie  du  profit  et  des  avantages  qu'il  en  tire.  »  Sieyes, 
Pre liminaire  de  la  Constitution,  1.  c.  —  Cf.  Deymes,  Les  doctrines  politiques 
de  Robespierre,  1907,  p.  35  et  36. 

^)  «  II  me  semble  enfin  que  la  Constitution  d'un  peuple  ne  peut  paS  etre 
un  contrat  entre  ce  peuple  et  son  chef ;  je  me  contenterai  d'en  donner  une 
raison :  C'est  qu'un  contrat  a  pour  objet  de  faire  reonnaitre  par  un  des  con- 
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Es  gibt  nur  einen  Vertrag,  bei  dem  kein  Richter  vonnöten 
ist,  weil  hier  ein  jeder  nur  sich  selbst  gehorcht  und  deshalb 
eine  Zuwiderhandlung  nicht  begehen  kann:  es  ist  der  Gesell- 
schaftsvertrag. 

Der  Gesellschaftsvertrag  entspricht  dem  wahren  Interesse, 
dem  wahren  Willen  sämtlicher  Bürger.  Er  bringt  ihnen  das 
Glück,  und  so  werden  sie  seinem  Gebot  ohne  Zaudern  Folge 
leistend)  Jeder  hat  die  Aufgabe,  seinem  Vorteil  nachzustreben; 
da  nun  jeder  seinen  Vorteil  dadurch  am  besten  wahrt,  daß  er 
sich  mit  den  andern  Menschen  durch  einen  Vertrag  vereint,  so  wird 
ein  jeder  von  selbst  die  Bedingungen  dieses  Vertrags  innehalten. 2) 

Diese  Lehre  vom  Gemeinwillen  ist  nur  eine  Paraphrase 
über  die  Lehre  von  Locke  —  das  haben  wir  früher  festgestellt  — . 
Für  Locke  war  der  vernünftige  Wille  des  Menschen  der  Unter- 
grund des  Staates.  Dieser  vernünftige  Wille  wird  nun  durch 
eine  kühne  Fiktion  als  der  wahre  Wille  des  Menschen  be- 
zeichnet. Indes  an  manchen  Orten  tritt  er  noch  in  seiner 
wahren  Gestalt  auf.  An  manchen  Orten  findet  sich  noch  der  ur- 
sprüngliche Gedanke  von  Locke,  ohne  den  Zauberschleier,  den 
Rousseau  um  ihn  geworfen  hat:  Das  Vernunftgesetz,  das  schon 
im  Naturzustande  herrscht,  führt  von  selbst  die  Menschheit  zum 

tractants  las  droits  de  l'autre,  et  reciproquement,  afin  qu'en  cas  de  contestation. 
le  magistrat  puisse  prononcer  entre  eux ;  mais  entre  un  peuple  et  son  chef,  il 
ne  peut  y  avoir  de  juge,  et  par  consequent  de  contrat,  puisqu'une  des  parties 
au  moins  pourrait  raimuler  ä  chaque  instant.  »  Discours  de  M.  Creniere,  1  aoüt 
1789,  1.  c.,  p.  318. 

^)  «  Que  la  declaration  de  nos  droits  soit  la  declaration  des  droits  de  tous; 
que  rhomme,  le  citoyen,  le  sujet,  le  monarque,  y  trouve  chacun  ce  qui  doit  lui 
appartenir  et  que  ce  soit,  pour  ainsi  dire,  un  pacte  social,  un  contrat  universel, 
qui,  en  distribuant  la  justice  ä  toutes  les  parties,  force  toutes  les  parties  d'etre 
justes,  et  qui,  en  hur  procurant  le  bonheur,  les  amene  ä  Vunion.  i>  Discours 
de  M.  de  Lally-ToUendal,  12  juillet  1789,  1.  c,  p.  222  et  223. 

^)  «  II  faut  donc  s'arreter  aux  seules  relations  qui  puissent  legitimement 
lier  les  hommes  entre  eux,  c'est-a-dire  a  Celles  qui  naissent  d'un  engagement 
r6el.  —  II  n  y  a  point  d'engagement,  s'ü  n'est  fonde  sur  la  volonte  libre  des 
contractants.  Donc,  point  d'association  legitime,  si  eile  ne  s'etabUt  sur  un  con- 
trat röciproque,  volontaire  et  libre  de  la  part  des  co-associes.  —  Puisque  tout 
komme  est  Charge  de  vouloir  pour  son  bien,  il  peut  vouloir  s'evgager  envers 
ses  semblables,  et  il  le  voudra,  s'il  juge  que  c^est  son  avantage. »  M.  Sieyes. 
Preliminaire  de  la  Constitution,  1.  c,  p.  257. 
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Staat  hinüber;  dieser  Gedanke  ist  bei  Sieyes  deutlich  ausge- 
sprochen.^) 

üeber  den  Inhalt  des  Gesellschaftsvertrages  bringt  die 
Nationalversammlung  keine  neuen  Gedanken.  Die  Philosophen 
der  Aufklärung,  Locke,  vor  allem  Rousseau,  sind  hier  unange- 
fochtene Autorität.  Es  ist  allerdings  eigentümlich,  daß  ihr  Name 
selten  genannt  wird.  Aber  ihre  Lehre  ist  so  siegreich  in  jenes 
Zeitalter  eingedrungen,  hat  so  mächtig  alle  Gemüter  in  ihren 
Bann  getan,  daß  ihre  Theorien  —  ein  Phänomen,  das  man  oft 
beobachtet  —  wie  selbstverständlich  geworden  sind  und  man  ob 
ihrer  zwingenden  Ueberzeugungskraft  die  Urheber  vergessen  hat. 

Wo  in  den  Verhandlungen  der  Nationalversammlung  der 
Begriff  des  Gesellschaftsvertrages  auftaucht,  da  finden  wir  meistens 
keine  nähere  Aufklärung  über  ihn.'^)  Er  ist  wie  ein  unentbehr- 
liches, leicht  zu  gebrauchendes  Handwerkszeug,  zu  dem  alle,  die 
ein  System  bauen,  jeden  Augenblick  greifen. 

Wie  von  dem  Begriff  des  Gesellschaftsvertrags,  so  gilt  das 

1)  «  L' ordre  social  est  comme  une  suite,  comme  im  complement  de  l'ordre 
naturel.  Ainsi,  lors  meme  que  toutes  les  facultes  sensibles  de  Fhomme  ne  le 
porteraient  pas  d'une  maniere  tres  reelle  et  tres  forte,  quoique  non  encore 
eclaircie,  a  vivre  en  societe,  la  raison  toute  seule  Ty  conduirait.  »  Preliminaire 
de  la  Constitution,   1.  c,    p.  257. 

-)  DLscours  de  M.  de  Lally-Tollendal,  11  juillet  1789,  Archives  parlementaires, 
Tome  VIII,  p.  222  et  223.  —  Sieyes,  Preliminaire  de  la  Constitution,  21  juillet 
1789,  1.  c,  p.  257.  —  Projet  de  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen, 
par  M.  Servan,  30  juillet  1789,  art.  1,  1.  c,  p.  306.  —  Discours  de  M.  Creniere, 
1  aoüt  1789,  1.  c,  p.  319.  —  Declaration  des  droits  de  Thomme  en  societe,  par 
M.  l'abbe  de  Sieyes.  12  aoüt  1789.  1.  c,  p.  423,  art.  4.  —  Projet  de  declaration 
des  droits,  par  M.  Gouges-Carton,  12  aoüt  1789,  art.  8,  1.  c,  p.  428.  —  Discours 
de  ^I.  Creniere,  18  aoüt  1789,  1.  c,  p.  451.  —  Projet  pour  les  5  premiers  articles 
de  la  declaration,  par  M.  Martineau,  21  aoüt  1789,  art.  1,  1.  c,  p.  465.  —  Die 
Kommission  der  fünf  Männer,  die  am  12.  August  eingesetzt  wurde,  um  einen 
Entwurf  für  die  Erklärung  der  Menschenrechte  aus  den  schon  eingegangenen 
Vorschlägen  auszuarbeiten,  brachte  die  Definition  von  Rousseau,  17.  August 
1789,  art.  2,  1.  c,  p.  439  :  «  Tout  corps  politique  re9oit  l'existence  d'un  contrat 
social,  expres  ou  tacite,  par  lequel  chaque  individu  met  en  commun  sa  personne 
et  ses  facultes  sous  la  supreme  direction  de  la  volonte  generale,  et  en  meme 
temps  le  corps  re9oit  chaque  individu  comme  portion.  »  Cf.  Rousseau,  Contrat 
Social,  Livre  I,  chap.  VI :  «  Chacun  de  nous  met  en  commun  sa  personne  et 
toute  sa  puissance  sous  la  supreme  direction  de  la  volonte  generale ;  et  uous 
recevons  encore  chaque  membre  comme  partie  indivisible  du  tout.  »> 
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auch  von  dem  Begriff  des  Gemeinwillens.  Nur  steht  hier  Rousseau 
allein  im  Mittelpunkt.  Der  Gedanke  des  Gesellschaftsvertrages 
war  Geraeingut  der  Philosophie  jener  Zeit.  Aber  der  Gemein- 
wille, und  mit  ihm  zusammenhängend  die  Freiheit  im  Staat,  die 
Eigenbeherrschung,  das  waren  Ijehren,  die  Rousseau  zuerst  der 
Welt  verkündigt  hatte. 

Bei  Schritt  und  Tritt  bewegt  man  sich  in  den  Gedanken- 
gängen des  Contrat  Social.  Ueberall  begegnet  man  dem  Begriff 
des  Gemeinwillens.^)  An  den  meisten  Stellen  bleibt  er  unerläutert, 
Beweis  genug,  daß  man  hier  ohne  das  leiseste  Bedenken,  gläubig 
die  Lehre  von  Rousseau  hingenommen  hat.  Anderswo  wird  an  die 
Theorie  des  Contrat  Social  erinnert,  nach  welcher  der  Gemein- 
wille als  Mittel  zwischen  den  Willensbestrebungen  der  einzelnen 
gefunden  werden  kann:  Ans  der  Verbindung  der  einzelnen 
Willensinhalte  —  sagt  Petion  de  Villeneuve  —  kann  der  Gemein- 
wille festgestellt  werden.^)    Sieyes  verkündet  eine  Theorie,  welche 

^)  Projet  de  declaration  des  droits,  par  M.  le  marquis  de  Lafayette,  11  juillet 
1789,  Archives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  222.  —  Projet  de  declaration 
des  droits,  par  M.  l'abbe  de  Sieyes,  21  juillet  1789,  art.  26,  1.  c.,  p.  261.  — 
Projet  du  comite  de  Constitution,  27  juillet  1789,  art.  11,  1.  c,  p.  285.  —  Projet 
de  declaration  des  droits  de  rhomme  en  societe,  par  M.  Target,  27  juillet  1789, 
art.  10,  1.  c,  p.  288.  —  Projet  de  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen, 
par  M.  Moxinier,  27  juillet  1789,  art.  6,  1.  c,  p.  289.  —  Projet  de  declaration 
des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen,  par  M.  Servan,  30  juillet  1789,  art.  3,  .5, 
1.  c,  p.  306.  —  Discours  de  M.  Creniere,  1  aoüt  1789,  art.  1,  3,  5,  1.  c,  p.  319. 

—  Declaration  des  droits  de  l'homme  en  societe,  par  M.  l'abbe  Sieyes,  12  aoüt 
1789,  art.  28,  I.  c,  p.  423.  — Projet  de  declaration  des  droits,  par  M.  Gouges- 
Carton,  12  aoüt  1789,  art.  19,  22,  1.  c,  p.  429.  —  Projet  de  declaration  des  droits 
de  l'homme  et  du  citoyen,  discute  dans  le  sixieme  bureau  de  l'assemblee  nationale, 
12  aoüt  1789,  art.  12,  1.  c,  p.  432.  —  Projet  de  declaration  des  droits  de  l'homme 
en  societe,  presente  par  le  comite  des  cinq,  17  aoüt  1789,  art.  5,  1.  c,  p.  439.  — 
Discours  de  M.  Creniere,  18  aoüt  1789,  1.  c,  p.  451.  —  Projet  pour  les  5  premiers 
articles  de  la  declaration,  par  M.  Martineau,  21  aoüt  1789,  art.  1,  1.  c,  p.  465. 

—  Discours  de  M.  Lally-Tollendal,  21  aoüt  1789,  1.  c,  p.  466.  —  Declaration 
des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen,  26  aoüt  1789,  art.  6.  —  Projet  de  la  Con- 
stitution fran9aise,  presente  ä  l'assemblee  nationale  par  les  comites  de  Con- 
stitution et  de  revision,  5  aoüt  1791,  art.  6,  Archives  parlementaires,  Tome  29, 
p.  208. 

-)  Discours  du  5  septembre  1789,  Arch.  pari.,  Tome  29,  p.  582:  «  Tous  les 
individus  qui  composent  l'association  ont  le  droit  inalienable  et  sacre  de  con- 
courir  ä  la  formation  de  la  loi,  et  si  chacun  pouvait  entendre  sa  volonte  parti- 
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sich  den  Gedanken  von  Rousseau  sehr  annähert,  wenn  sie  auch 
eine  gewisse  Originalität  bewahrt:  Dreierlei  Interessen  sind  dem 
Menschen  eigentümlich:  das  eine,  das  bei  allen  gleich  ist  und 
sich  auf  das  allgemeine  Wohl  richtet;  ein  andres,  durch  das 
nur  einige  Menschen  verbunden  .sind;  es  ist  das  Parteiinteresse; 
und  ein  drittes,  das  den  einzelnen  nur  an  sich  selber  denken 
läßt,  das  persönliche  Interesse.  Gegenstand  des  Gemeinwillens 
ist  das  Interesse,  in  dem  alle  Menschen  einmütig  zusammen- 
gehen. Aber  nicht  nur  dieses  Interesse  kommt  zur  Sprache. 
Bei  den  Beratungen  wird  jeder  auch  sein  persönliches  und  sein 
Parteinteresse  verfolgen.  Die  individuellen  Bestrebungen  sind 
ungefährlich.  Sie  stehen  allein.  Sie  sind  untereinander  ver- 
schieden, und  das  ist  ihre  Schwäche.  Gefährlicher  sind  die 
Parteiinteressen,  und  deshalb  soll  der  Staat  die  Bürger  ver- 
hindern, Parteien  zu  bilden  —  eine  Warnung,  die  auch  Rousseau  *) 
nicht  nachdrücklich  genug  aussprechen  konnte.^)  Sieyes  stimmt 
folglich  mit  Rousseau  im  Ergebnis  überein.  Die  individuellen 
Willensbestrebungen  vermögen  den  wahren  Willen  der  einzelnen 
und  der  Gemeinschaft  niemals  zu  verfälschen.  Der  Unterschied 
ist  nur  der,  daß  bei  Sieyes  die  verschiedenen  Kräfte  sich  gegen- 
seitig zerstören,  während  sie  bei  Rousseau  zu  einer  einzigen  zu- 
sammenwachsen. 

Nur  ganz  vereinzelt  findet  man  Angriffe  gegen  die  Theorie 
von  Rousseau.  Aber  dann  sind  es  nicht  Einwände  gegen  das 
wissenschaftliche  System,  sondern  Bedenken  von  politischer  Natur. 
Wo  eine  Volksvertretung  eingerichtet   ist,    wird   die  Lehre  vom 

culiere,  lä  reunion  de  toutes  ces  volontes  formerait  veritablement  la  volonte 
generale,  ce  serait  le  dernier  degre  de  la  perfection  politique.  » 

^)  Central  Social,  Livre  II,  chap.  III. 

-)  «  Remarquons  dans  le  coeur  des  hommes  trois  especes  d'interet :  1"  CeUii 
par  lequel  les  citoyens  se  ressemblent;  il  presente  la  juste  etendue  de  l'interet ; 
commun.  2°  Celui  par  lequel  un  individu  s'allie  a  quelques  autres  seulement; 
c'est  l'interet  de  corps ;  et  enfin,  3"  celui  par  lequel  chacun  s'isole,  ne  songeant 
qu'a  soi ;  c'est  l'interet  personne!.  —  L'interet  par  lequel  un  homme  s'accorde 
avec  tous  ses  coassocies,  est  evidemment  l'objet  de  la  volonte  de  tous,  et  celui 
de  l'assemblee  commune.  Chaque  votant  peut  apporter  ä  l'assemblee  ses  deux 
interets ;  soit.  Mais  d'abord,  l'interet  personnel  n'est  point  ä  craindre ;  il  est 
isole.  Chacun  a  le  sien.  Sa  diversit^  est  son  veritable  remede.  »  Qu'est-ce  que 
le  Tiers  Etat?  1789.  p.91. 
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Gemein  willen  Verderben  stiften,  sagt  Malouet.  Denn  das  Volk, 
im  stolzen  Bewußtsein  von  der  unbeschränkten  Macht  des  Gemein- 
willens, wird  einer  gesetzgebenden  Versammlung  keine  Achtung 
zollen.  Hier  ist  aber  daran  zu  erinnern,  daß  Rousseau  jede 
Volksvertretung  verwirft;  Malouet  weiß  es  wohl  und  gibt  zu, 
daß  Rousseau  von  seinem  Standpunkt  aus  recht  habe.  Wenn 
Malouet  weiter  aufstellt,  das  Gesetz  sei  der  Ausdruck  der  Ge- 
rechtigkeit und  der  gemeinen  Vernunft,  nicht  der  Ausdruck  des 
Gemeinwillens,  da  der  Gemeinwille  oft  ungerecht  und  durch 
Leidenschaft  verblendet  sei,  so  ist  das  kein  ernster  Einwand 
gegen  Rousseau.  Denn  wird  einmal  zugegeben ,  daß  es  einen 
Gemeinwillen  gibt,  so  muß  er  auch  die  Richtschnur  sein  für  das, 
was  im  Staat  gerecht  und  vernünftig  ist;  wenn  wirklich  ein  all- 
gemeiner Wille  besteht,  so  muß  er  über  jeder  andern  Rücksicht 
erhaben  sein;  das  Gerechte  und  Vernünftige,  losgetrennt  vom 
Willen  aller,  ist  nur  noch  ein  spekulativer  Begriff.*) 


^)  «  Apr^s  avoir  defini  la  souverainete  sans  la  deleguer,  et  de  maniere  ä 
favoriser  les  erreurs  et  les  passions  de  la  multitude,  le  meme  danger  se  rencontre 
dans  la  definition  de  la  loi,  que  l'on  dit  etre,  d'apres  Rousseau,  I'expression 
de  la  volonte  generale.  Mais  Rousseau  dit  aussi  que  cette  volonte  generale  est 
intransmissible,  qu'elle  ne  peut  etre  ni  representee  ni  suppleee,  il  la  fait  resulter 
de  l'opinion  immediate  de  chaque  citoyen ;  et  comme  vous  avez  adopte  un 
gouvemement  representatif,  le  seul  convenable  ä  une  grande  nation,  comme 
les  representants  ne  sont  lies  par  aucun  mandat  imperatif,  que  les 
assemblees  primaires  ne  peuvent  deliberer,  il  resulte  de  cette  difiference  que 
la  definition  de  Rousseau,  juste  dans  son  hypothese,  est  absolument  fausse 
dans  la  nötre,  et  tend  seulement  ä  egarer  le  peuple,  ä  lui  persuader  que  sa 
volonte  fait  la  loi,  qu'il  peut  la  Commander,  ce  qui  produit,  comme  la  premiere 
cause,  im  affaiblissement  sensible  du  pouvoir  legislatif,  en  elevant  sans  cesse 
des  volontes  partielles  et  audacieuses  ä  la  hauteur  mena^ante  de  la  volonte 
generale ;  et  je  dis  plus,  meme  dans  le  Systeme  de  Rousseau,  la  loi  serait  mieux 
definie,  I'expression  de  la  justice  et  de  la  raison  publique  ;  car  la  volonte 
generale  peut  etre  injuste  et  passionnee,  et  la  loi  ne  doit  jamais  l'etre.  Le 
recensement  de  la  volonte  generale  est  souvent  incertain  et  souvent  difficile; 
la  manifestation  de  la  raison  publique  s'annonce,  comme  le  soleil,  par  des  flots 
de  lumiere.  —  L'abus  de  ces  deux  mots :  Souverainete  du  peuple,  volonte 
generale,  a  dejä  exalte  tant  de  tetes,  qu'ü  serait  bien  cruel  que  la  Constitution 
rendit  durable  un  tel  delire.  »  Opinion  de  M.  Malouet  sur  l'acte  constitutionnel, 
8  aoüt  1791,  Arch.  pari.,  Tome  XXIX,  p.  275  et  276.  —  Cf.  Discours  de  M.  Mou- 
nier,  4  septembre  1789,  Arch.  pari,  Tome  VIII,  p.  563. 
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Bald  wird  der  Gesellschaftsvertrag  selber  von  der  National- 
versammlung aufgesetzt.  Dies  geschieht  in  der  Erklärung  der 
Menschenrechte  am  26.  August  1789.  i) 

^)  «  Qua  la  declaration  de  nos  droits .  .  .  soit  un  pacte  social,  un  contrat 
iiniversel.  »  Discours  de  M.  de  Lally-Tollendal,  11  juillet  1789,  Arch.  pari., 
Tome VIII,  p.  222.  —  M.  Creniere,  1  aoüt  1789,  I.e.,  p.  319  ;  18  aoüt  1789 
p.  451.  —  M.  Duport,  18  aoüt  1789,  1.  c,  p.  451. 
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Die  Volkssouveränität 

Bis  zu  dem  Auftreten  von  Rousseau  hat  man  die  Gründung 
des  Staates  in  der  Weise  erklärt,  daß  die  einzelnen  die  Herr- 
schaft einem  fremden  Willen  anvertrauen,  die  Staatsgew^alt  einer 
Versammlung  oder  einem  Herrscher  übertragen.  Der  Mensch 
macht  sich  hier   einem  andern  Untertan. 

Welche  Sicherheit  ist  aber  dafür  gegeben,  daß  die  dem 
Herrscher  überlassene  Macht  auch  in  seinen  Händen  bleibt? 
Welcher  Titel  besteht  für  den  Besitz  der  Gewalt?  Ein  Rechts- 
titel kann  es  nicht  sein.  Denn  wir  befinden  uns  hier  in  einem 
Stadium,  das  der  Rechtssetzung  historisch  oder  wenigstens  logisch 
vorausgeht.  Der  Herrscher  gibt  die  Gesetze.  Er  muß  daher 
eingesetzt  sein,  bevor  Recht  geschaffen  werden  kann. 

Bei  Hobbes  wie  bei  Spinoza  ist  der  Titel  zur  Herrschaft 
rein  tatsächlicher  Natur.  Die  Stellung  der  Gewalthaber  ist  da- 
durch gesichert,  daß  ihnen  die  Macht  übertragen  ist.  Wir  haben 
im  vorhergehenden  Kapitel  gesehen,  zu  welchen  Schwierigkeiten 
diese  Theorie  führt.  Zwei  Deutungen  sind  möglich.  Entweder 
die  einzelnen  haben  sich  durch  Preisgabe  der  physischen  Macht- 
mittel in  den  Zustand  notwendigen  Gehorsams  begeben.  Der 
Herrscher  befiehlt,  weil  er  die  physische  Macht  hierzu  besitzt. 
Oder,  die  bessere  Deutung:  Die  Gewalt  des  Herrschers  beruht 
einzig  und  allein  auf  dem  freien  Entschluß  der  Bürger,  ihm  zu 
dienen.  Indem  die  Menschen  diesen  Entschluß  gemeinschaft- 
lich fassen,  sich  zu  diesem  Vorhaben  verbinden,  ihre  Kräfte 
vereinen,  schaffen  sie  eine  Uebermacht,  die  den  einzelnen  erdrückt, 
sobald  er  vereinzelt  der  Gemeinschaft  widerstrebt.  Wenn  der 
einzelne  seinen  Entschluß  zur  Unterwerfung  aufgibt,  so  sind  doch 
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zahllose  andre,  die  bei  ihrem  Entschluß  beharren;  und  ihnen 
muß  er  unterliegen.  "Wohl  kann  man  daher  sagen,  daß  wer  ge- 
meinsam mit  andern  sich  zur  Unterwerfung  entschließt,  die  Ge- 
walt über  sich  selbst  dem  Herrscher  überträgt,  eine  Uebermacht 
schafft,  welche  ihn  bedroht  und  die  er  nicht  mehr  abschütteln 
kann.  Hätte  er  allein  sich  unterworfen,  so  könnte  er  jederzeit 
wieder  zurücktreten.  Da  er  es  aber  mit  andern  gemeinschaftlich 
tat,  so  muß  er  sich  auch  gemeinschaftlich  mit  den  andern  zurück- 
ziehen; er  läuft  indes  immer  Gefahr,  daß  die  andern  ihren 
früheren  Entschluß  nicht  mit  ihm  ändern,  nicht  mit  ihm  sich  der 
Herrschaft  entledigen  wollen.  Und  das  ist  es  eben,  was  seine 
Abhängigkeit  begründet. 

So  hat  der  Herrscher  alle  Macht  in  Händen.^)  Und  ist  alle 
Macht  in  ihm  vereint,  so  ist  sein  Wille  auch  der  Wille  des 
Staats.  Der  Herrscher  ist  die  Seele  des  Gemeinwesens.'^)  Er 
ist  der  Staat  selber.^) 

Der  einzige  Titel  zur  Herrschaft  ist  die  Macht.  Daraus  ist 
folgende  Konsequenz  zu  ziehen:  Hört  die  Macht  auf,  so  besteht 
auch  die  Herrschaft  nicht  mehr.  Sagt  sich  die  Gesamtheit  der 
Bürger  oder  die  stärkere  Mehrheit  von  dem  Herrscher  los,  so 
hat  er  keinen  Titel  mehr  auf  die  Krone.  Aus  den  Urverträgen 
kann  er  einen  Titel  nicht  herleiten ,  denn  die  Urverträge  sind 
durch  kein  Recht  geheiligt.  Sie  sollen  erst  den  Staat,  den  Gesetz- 
geber, das  Recht  schaifen.  Deshalb  hat  auch  Hobbes  den  Staat, 
als  er  seine  Entstehung  schilderte,  niemals  auf  die  rechtliche 
Verbindlichkeit  eines  Vertrags  gestützt,  sondern  nur  auf  eine  tat- 
sächliche Notwendigkeit  des  Gehorsams.    Das  ist  früher  gezeigt. 

1)  „In  omni  civitat«,  Homo  üle,  vel  Concilium  illud,  cuius  voluntati  singuli 
voluntatem  suam  (ita  ut  dictum  est)  subiecerunt,  surmnam  potesfatem,  sive 
sunimum  imperium  sive  dominium  habere  dicitur."    De  cive,  Cap.  V,  No.  XI. 

2)  „Caeterum  ex  antedictis  apparet,  eum  qui  tali  imperio  praeditus  est 
(sive  homo  sit,  sive  curia),  habere  ad  civitatem,  rationem  .  .  .  animae,  Nam 
anima  est  per  quam  homo  habet  voluntatem,  hoc  est,  potest  velle  et  nolle. 
Ita  per  eum  qui  summimi  habet  imperium  et  non  aliter,  voluntatem  habet, 
et  potest  velle  et  nolle  civitas."  De  cive,  Cap.  VI,  No.  XIX. 

^)  „Civitas  ergo  (ut  eam  definiamus)  est  persona  una  cuius  voluntas,  ex 
pactis  plurium  hominum,  pro  voluntate  habenda  est  ipsorum  omnium ;  ut  singu- 
lorum  viribus  et  facultatibus  uti  possit,  ad  pacem  et  defensionem  communem." 
De  cive,  Cap.  V,  No.  IX. 
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Nun  aber  scheut  Hobbes  vor  jener  Konsequenz  zurück. 
Und  das  ist  natürlich.  Hobbes  schreibt  mit  einer  Tendenz,  er 
schreibt,  um  das  absolutistische  Königtum  Karls  I.  gegen  die 
lievolutionspartei  zu  verteidigen.  Indessen  vermag  er  jener  Fol- 
gerung nur  zu  entrinnen,  indem  er  sich  in  Widerspruch  mit 
seinem  eignen  System  begibt.  Jetzt  beruft  er  sich  plötzlich  auf 
eine  Verbindlichkeit  der  Urverträge:  Solange  nur  einer  dem 
Herrscher  treu  bleibt,  können  sich  die  andern  vom  Gehorsam 
nicht  lossagen.  Denn  jeder  hat  den  Urvertrag  mit  jedem  andern 
geschlossen.  Solange  mithin  nur  ein  einziger  am  Vertrage  fest- 
hält, sind  die  andern  alle  gebunden.  Und  in  Wirklichkeit  wird 
nie  der  Fall  eintreten,  daß  alle  •  einmütig  und  ohne  Ausnahme 
den  Gehorsam  kündigen.  Es  besteht  daher  keine  Gefahr  für 
den  Herrscher,  jemals  durch  Auflösung  des  Urvertrags  die  Krone 
zu  verlieren,^)  Und  dazu  kommt  ein  andres:  Selbst  alle  in  Ge- 
meinschaft können  sich  nicht  vom  Urvertrag  lossagen.  Denn  sie 
haben  diesen  Vertrag  nicht  nur  unter  sich  geschlossen,  sondern 
auch  mit  dem  Herrscher  selbst.  Der  Urvertrag  kann  daher 
nicht  aufgelöst  werden,  solange  der  Herrscher  selbst  an  ihm 
festhält.  2) 

Spinoza  ist  logischer.  Auch  er  hat,  wie  Hobbes,  den  Staat 
allein  auf  die  Macht  gegründet.  Und  er  zieht  daraus  auch  die 
unvermeidliche  Konsequenz:  „Den  höchsten  Gewalten"  —  sagt 
er  —  „kommt  das  Recht,  alles  zu  gebieten,  was  ihnen  beliebt, 
nur  so  lange  zu,  als  sie  tatsächlich  die  höchste  Gewalt  inneliaben. 
Verlieren  sie  dieselbe,   so  verlieren    sie   damit   auch   das  Recht, 

^)  „Quoniam  enim  supponitur  unumquemque  unicuique  se  obligasse,  si 
quilibet  unus  civium  id  fieri  nolit,  caeteri  omnes  utcimque  consenserint  tene- 
buntur.  Nee  potest  quisquam  eorum  sine  iniuria  facere,  quod  pacto  mecum 
inito  non  facere  se  obligavit.  Non  est  autem  putandum  accidere  unquam,  ut 
omnes  simul  cives,  ne  uno  quidem  excepto,  contra  summum  iynperium  con- 
sentiant.  Non  ergo  periculum  est  summis  imperantibics,  neiure  possint  autoritate 
sua  spoliari."     De  cive,  Cap.  VI,  No.  XX. 

^)  „Accedit  obligatio  erga  habentem  Imperium  .  .  .  Itaque  intercedentibus 
pactis  quibus  singulis  singuli  obligantur,  et  iuris  donatione  quam  ratam  habere 
obligantur  imperanti,  duplici  obligatione  civium  munitur  Imperium,  ea  quae 
est  ad  concives,  et  ea  quae  est  ad  imperantem.  Non  ergo  cives  quotcumque 
fuerint  sine  consensu  etiam  ipsius  imperantis,  eum  spoliare  imperio  iure  possunt." 
De  cive,  Cap.  VI,  No.  XX. 
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alles  zu  gebieten,  und  dieses  fällt  denjenigen  zu,  welche  die  Ge- 
walt erlangt  haben  und  behaupten  können."^) 

Bei  Locke  hat  der  Gewalthaber  einen  völlig  andern  Herr- 
schaftstitel. Die  Vernunft  ist  die  Staatengründerin.  Dieser  Ge- 
danke ist  schon  früher  entwickelt  worden.  Die  Vernunft  lehrt 
die  Menschen,  daß  ihre  höchste  Pflicht  die  Selbsterhaltung  ist, 
daß  sie  diesen  Zweck  nur  gemeinsam  erreichen  können,  daß  sie 
im  Staat  ihre  Kräfte  verbinden  müssen.  Der  Staat  ruht  auf 
dem  vernünftigen  AVillen  der  Menschen,  auf  ihrer  verständigen 
Einsicht  von  ihrem  Vorteil. 

Durch  einen  Vertrag  wird  nun  die  Gesellschaft  gegründet. 
Die  Staatsgewalt  wird  auf  die  Gesamtheit  der  Bürger  und  da- 
mit auf  die  Majorität  übertragen.^)  Der  einzelne  unterwirft  sich 
der  Majorität.  Der  einzelne  kann  den  zugesagten  Gehorsam  nicht 
kündigen.  Denn  sein  Gehorsam  beruht  auf  einem  Gebot  der  Ver- 
nunft; oder,  anders  gesagt,  er  beruht  auf  einem  Vertrag,  und  die 
Heiligkeit  desVertrages  leitet  sich  wieder  her  aus  demVernunftgesetz. 

Die  Staatsgewalt  kann  weiter  einem  Fürsten  oder  einer 
Ratsver Sammlung  anvertraut  werden.  Und  diese  Uebertragung 
kann  bedingungslos,  aber  auch  mit  Beschränkungen  erfolgen. 
Das  Volk  kann  beschließen,  die  Gewalt  nur  für  eine  bestimmte 
Zeit  aus  der  Hand  zu  geben.*)  Und  weiter,  die  Staatsgewalt 
trägt  immer  gewisse  Schranken  in  sich  selbst.  Denn  sie  ist  ge- 
schaffen, um  einen  ganz  bestimmten  Zweck,  die  Erhaltung  der 
Bürger,  zu  erstreben.  „Der  Grund,  aus  dem  die  Menschen  sich 
zur  Gesellschaft  vereinen,  ist  die  Erhaltung  ihrer  Güter.  Und 
der  Zweck,  zu  dem  man  Gesetzgeber  auswählt  und  mit  Macht 
bekleidet,  ist  der,  Normen  zu  haben,  um  die  gemeinsamen  Güter 
der  Gesellschaft  zu  schützen  und  die  Macht  eines  jeden  Teils, 
eines  jeden  Gliedes  der  Gesellschaft  in  Schranken   zu  halten."*) 

1)  Tractatus  theologico-politicus,  1670,  Cap.  XVI:  „Summis  potestatibus 
hoc  ius,  quicquid  velint  imperandi,  tamdiu  tantum  competit,  quamdiu  revera 
summam  habent  potestatem:  quod  si  eandem  amiserint,  simul  etiam  ius  omnia 
imperandi  amittunt,  et  in  eum  vel  eos  cadit,  qui  ipsum  acquisiverunt,  et  retinere 
possunt." 

2)  Two  Treatises  of  Government,  Chap.  VIII,  No.  95. 

3)  Chapter  X,  1.  c. 

*)  L.  c.,  chapter  XIX,  No.  222:    "The  reasons  why  men  enter  into  society 
is  the  preservation  of  their  property ;  and  the  end  while  they  choose  and  authorize 
Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  * 
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Das  Volk  kann  die  einmal  übertragene  Gewalt  nicht  will- 
kürlich zurücknehmen.  Nur  in  folgenden  ganz  bestimmten  Fällen 
kehrt  die  Macht  in  die  Hände  des  Volks,  in  die  Hände  der 
Majorität  zurück:  Einmal,  wenn  der  Herrscher,  wenn  der  Rat, 
dem  die  Gewalt  anvertraut  ist,  sich  im  Besitze  dieser  Gewalt 
nicht  zu  halten  vermag.^)  Weiter,  wenn  die  Zeit  vergangen  ist, 
für  welche  das  Volk  die  Macht  einem  fremden  Willen  überlassen 
hat. 2)  Und  endlich,  wenn  der  Gesetzgeber  oder  der  Träger  der 
Exekutive  die  Grenzen  seiner  Macht  überschreitet,  wenn  er  das 
Vertrauen  nicht  erfüllt,  das  man  auf  ihn  gesetzt  hat.')  „Jedes- 
mal ,  wenn  die  Legislative  sich  gegen  das  Grundgesetz  der  Ge- 
sellschaft vergeht  und  verleitet  durch  Ehrgeiz,  Furcht,  Wahn, 
Bestechung  die  unbeschränkte  Gewalt  über  Leben,  .Freiheit  und 
Güter  des  Volks  für  sich  oder  andre  zu  erringen  trachtet,  ver- 
wirkt sie  durch  diesen  Vertrauensbruch  die  Gewalt,  welche  das 
Volk  ihr  zu  gerade  entgegengesetzten  Zwecken  übergab.  Die 
Gewalt  kehrt  dann  zum  Volk  zurück;  und  das  Volk  ist  berech- 
tigt, seine  ursprüngliche  Freiheit  zurückzunehmen,  eine  neue 
legislative  Gewalt  nach  seinem  Gutdünken  aufzustellen  und  da- 
durch für  seine  Erhaltung  und  Sicherheit  zu  sorgen,  denn  zu 
diesem  Zweck  hat  es  sich  zur  Gesellschaft  zusammengetan.  Und 
was  hier  vom  Gesetzgeber  gesagt  ist,  das  gilt  im  allgemeinen 
auch  für  den  obersten  Träger  der  Exekutive."*) 

a  legislative  is  that  there  may  be  laws  made,  and  rules  set,  as  guards  and  fences 
to  the  properties  of  all  the  society,  to  limit  the  power,  and  moderate  the  dominion 
of  every  part  and  member  of  the  society." 

^)  L.  0.,  chapter  XIX,  No.  212  f :  "For  the  society  can  never,  by  the  fault 
of  another,  lose  the  native  and  original  right  it  has  to  preserve  itself,  which 
can  only  be  done  by  a  settled  legislative  and  a  fair  and  impartial  execution 
of  the  laws  made  by  it."     (No.  220.) 

2)  L.  c,  chapter  XIX,  No.  243. 

^)  "There  is,  therefore,  secondly,  another  way  whereby  governments  are 
dissolved,  and  that  is,  when  the  legislative,  or  the  prince,  either  of  them  act 
contrary  to  their  trust."    L.  c,  chapter  XIX,  Xo.  221. 

*)  Chapter  XIX,  No.  222,  1.  c:  "Whensoever,  therefore,  the  legislative 
shall  transgress  this  fundamental  rule  of  society,  and  either  by  ambition,  fear, 
foUy,  or  corruption,  endeavour  to  grasp  themselves,  or  put  into  the  hands  of 
any  other,  an  absolute  power  over  the  lives,  liberties,  and  estates  of  the  people ; 
by  this  breach  of  trust  they  forfeit  the  power  the  people  had  put  into  their  hands 
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All  diese  Sätze  beruhen  auf  Erwägungen  der  Zweckmäßig- 
keit, auf  Erwägungen  der  Vernunft.  Wie  die  Unterwerfung  des 
einzelnen  unter  die  Gemeinschaft,  so  ist  auch  die  Uebertragung 
der  Gewalt  von  der  Gemeinschaft  auf  einen  Herrscher  oder  einen 
Rat  nichts  andres  als  eine  Maßregel,  welche  die  Vernunft  ge- 
bietet, und  darin  liegt  ihre  verbindliche  Kraft.  Und  gründet 
man  sich  auf  die  Heiligkeit  des  Vertrages,  so  muß  auch  sie  aus 
dem  Vernunftgebot  hergeleitet  werden;  ein  andrer  Ausweg  be- 
steht nicht.  Es  ist  leicht  zu  sehen,  wie  wenig  Festigkeit  das 
Staatsgebäude  von  Locke  besitzt.  Die  Vernunft  des  Menschen 
ist  ein  trügerisches  Fundament.  Das  haben  Spinoza  und  Hobbes 
wohl  eingesehen. 


f or  quite  contrary  ends,  and  it  devolves  to  the  people,  who  have  a  right  to  resume 
their  original  liberty,  and  by  the  establishment  of  a  new  legislative  (such  as 
they  shall  think  fit),  provide  for  their  own  safety  and  security,  which  is  the 
end  for  which  they  are  in  society.  What  I  have  said  here  concerning  the  legis- 
lative in  general  holds  true  also  concerning  the  supreme  executor."  — •  Cf. 
chapter  XIII,  No.  149.  —  Cf.  Blackstone,  Commentaries  on  the  Laws  of  Eng- 
land, 1765,  Book  I,  chapter  I  i.  f. :  "The  fifth  and  last  auxiliary  right  of  the 
subject,  that  I  shall  at  present  mention,  is  that  of  having  arms  for  their  defence, 
suitable  to  their  condition  and  degree,  and  such  as  are  allowed  by  law.  \Vhich 
is  also  declared  by  the  same  Statute  I  W.  and  M.  St.  2.  c.  2,  and  it  is  indeed  a 
public  aUowance  under  due  restrictions,  of  the  natural  right  of  resistance  and 
self-preservation,  when  the  sanctions  of  society  and  laws  are  found  insufficient 
to  restrain  the  %aolence  of  oppression. — And,  lastly,  to  vindicate  these  rights, 
when  actually  violated  or  attacked,  the  subjects  of  England  are  entitled,  in 
the  first  place,  to  the  regulär  administration  and  free  course  of  justice  in  the 
Courts  of  law ;  next,  to  the  right  of  petitioning  the  king  and  parliament  for  redress 
of  gi'ievances ;  and  lastly,  to  the  right  of  having  and  using  arms  for  self-preser- 
vation and  defence."  Jene  Sätze  von  Locke  werden  hier  als  geltendes  Recht 
von  England  verkündet.  — •  Cf.  De  Lohne,  Constitution  de  1' Angle terre,  1788, 
Volume  II,  Li\Te  II,  chap.  XIV,  droit  de  resistance.  «  Quel  serait  donc  la 
ressource  du  peuple,  dans  le  cas  oü  le  Prince,  s'aflEranchissant  subitement  de 
tout  lien,  et  se  jetant,  pour  ainsi  dire,  hors  de  la  Constitution,  ne  respecterait 
plus  ni  la  personne,  ni  la  propriete  du  citoyen,  et  voudrait  ou  regner  sans  Parle- 
ment,  ou  le  forcer  de  souscrire  ä  ses  volontes  ?  ce  serait  la  resistance.  —  Je  me 
contenterai  de  dire  que  cette  these  est  ainsi  decidee  par  les  lois  d'Angleterre, 
et  que  la  resistance  y  est  regardee  comme  la  ressource  legitime  et  finale  contre 
les  violences  du  pouvok.  »  Von  diesem  Recht,  sagt  De  Lolme,  hat  England 
Gebrauch  gemacht,  als  es  die  Magna  charta  erwirkte,  als  es  Jakob  II.  seine 
Kjone  nahm. 
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Fassen  wir  das  Ergebnis  dieser  Betrachtungen  zusammen, 
und  stellen  wir  die  Frage:  Wer  hat  die  höchste  Gewalt  im 
Staat?  Wer  ist  Souverän?  Hobhes  betrachtet  den  Herrscher, 
die  Ratsversammlung  als  souverän.  Man  kann  ihnen  die  Gewalt 
nicht  nehmen,  sagt  er,  allerdings  in  Widerspruch  mit  seiner 
eignen  Theorie;  denn  sie  besitzen  ihre  Gewalt  durch  Verträge. 
Zieht  man  die  wahre  Konsequenz  aus  der  Lehre  von  Hobbes, 
so  erkennt  man  folgendes :  Allerdings  können  Herrscher  und  Rats- 
versammlung die  Gewalt  verlieren,  allerdings  können  die  einzelnen 
die  Gewalt  wieder  an  sich  reißen ;  die  Souveränität  von  Rat  und 
König  hat  nur  provisorischen,  resolutiv  bedingten  Charakter;  denn 
der  Besitz  der  Gewalt  ist  eine  Machtfrage.  Geht  aber  die  Gewalt 
verloren,  so  hört  der  Staat  selber  auf.  Bei  Locke  ist  die  souve- 
räne Gewalt  für  gewöhnlich  in  den  Händen  der  Legislative  und 
Exekutive.  Das  Volk  kann  die  Gewalt  nicht  nach  Willkür 
zurücknehmen.  Aber  in  bestimmten  außergewöhnlichen  Fällen 
gelangt  das  Volk  wieder  in  den  Besitz  der  Souveränität.  So- 
lange diese  Fälle  nicht  eintreten,  stehen  Legislative  und  Exe- 
kutive über  dem  Volk.  Auch  hier  haben  König  und  Rat  nur 
eine  bedingte  Souveränität. 

In  vollkommenem  Gegensatz  zu  diesen  Lehren  steht  das  System 
von  Rousseau:  i*^icht  ein  König,  ein  Rat,  das  Volk  allein  ist 
souverän.  Aus  einer  Uebereinstimmung  menschlicher  Zwecke 
hat  Rousseau  den  Gemeinwillen  hervorgezaubert.  In  gemein- 
samen Angelegenheiten  ist  der  wahre  Wille  der  Volksgenossen 
überall  der  gleiche,  und  so  entsteht  ein  allgemeiner  Wille  des 
Volkes.  Damit  hat  Rousseau  das  Volk  zu  einer  Person  ge- 
macht. Das  Volk  hat  einen  Willen.  Und  so  ist  die  große 
Schwierigkeit  überwunden,  mit  der  alle  Theorien  von  der  Volks- 
souveränität zu  kämpfen  haben,  die  Schwierigkeit,  das  Volk  als 
Träger  einer  Gewalt  zu  begreifen. *) 

^)  Vgl.  die  Polemik  von  Duguit  (Manuel  de  droit  constitutionnel,  1907, 
p.  31  f.,  312)  gegen  die  Konstruktion  von  Eousseau.  Vgl.  auch  Richard  Schmidt, 
Allgemeine  Staatslelire,  1901,  Band  I,  p.  232  f.  Esmein  nähert  sich  dem  Ideen- 
kreis von  Rousseau,  wenn  er  das  Fundament  der  Staatsgewalt  in  der  Gemein- 
samkeit der  Interessen  und  in  dem  freiwUhgen  Gehorsam,  der  Zustimmvmg 
der  öffentlichen  jNIeinung  erblickt.  «  La  fiction  du  contrat  social  etant  ecartee, 
sur  quelles  idees  peut-on  et  doit-on  faire  reposer  la  souverainete  nationale? 
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Das  Volk  als  Ganzes  hat  hei  Locke  keinen  Willen.  Sollen 
mm  Gesetze  entstehen,  so  muß  zuerst  ein  gesetzgehender  Wille 
geschaffen  werden.  Das  Volk  muß  sich  daher  einem  fremden 
Willen  unterwerfen,  dem  Willen  eines  Fürsten,  eines  aristo- 
kratischen Rats  oder  in  der  Demokratie  wenigstens  dem  Willen 
seiner  eignen  Majorität.  Dieser  Schritt  ist  bei  Rousseau  nicht 
notwendig.  Wenn  das  Volk  einen  eignen  Willen  hat,  so  ist 
dieser  Wille  Gesetz.  Es  wäre  mehr  als  unnötig,  es  wäre  sinnlos, 
wenn  das  Volk  seinen  eignen  Willen  vor  einem  fremden  Willen 
beugen  wollte.  Die  Menschen  haben  eingesehen,  daß  gewisse 
Zwecke  ihnen  allen  gemeinsam  sind.  Sie  haben  sich  zusammen- 
getan, um  vereint  diese  Zwecke  zu  verwirklichen.  Der  Ausdruck 
dieser  gemeinsamen  Zweckbestrebung  ist  der  Gemeinwille.  Wenn 
nun  die  Gemeinschaft  einem  andern  Willen  folgte  als  dem  Ge- 
meinwillen, so  würde  sie  nicht  mehr  ihren  eignen  Interessen 
nachgehen,  so  würde  sie  nicht  mehr  den  Zweck  erfüllen,  zu  dem 
sie  geschaffen  ist.  Die  Gesellschaft  wäre  dann  als  sich  selber 
widersprechend  aufgelöst.  Es  ergibt  sich  hiermit,  daß  ein  Volk 
niemals  die  legislative  Gewalt  übertragen,  nie  einen  Gesetzgeber 
aufstellen  kann,  der  über  ihm  steht,  i) 

J'en  vois  deiix,  qui  ne  sont  au  fond  que  deux  aspects  distincts  d'une  meme 
verite.  La  premiere  est  une  idee  de  bon  sens,  presque  evidente,  qui  a  long- 
temps  suffi  ä  l'esprit  des  hommes  ;  c'est  que  la  puissance  publique  et  le  gouverne- 
inent  qui  l'exerce  n'existent  que  dans  l'interet  de  tous  les  membres  qui  compo- 
sent  la  nation.  La  souverainete  nationale  est  aussi  la  seule  interpr6tation 
juridique  exacte  et  adequate  d'un  fait  social  incontestable  et  qui  s'impose .  .  ., 
l'obeissance  ne  peut  etre  obtenue  .  .  .  que  par  l'adhesion  de  l'opinion  publique. 
Reconnaitre,  organiser  et  respecter  la  souverainete  nationale,  c'est  donner  a 
l'opinion  publique  vine  valeur  jiu-idique,  luie  autoiite  legale.  »  (Droit  constitu- 
tionnel,  1906).  Schmidt  seinerseits  warnt  davor,  die  seelische  Beziehung,  die 
zAvischen  den  Staatsbürgern  und  den  Staatsorganen  besteht  und  die  man  als 
einen  i'ealen  Gesamtwillen  im  übertragenen  Sinn  bezeichnen  könne,  mit  einem 
Gemeinwillen  im  Sinne  von  Rousseau  zu  verwechsehi.  L.  c,  p.  230  f. 

^)  Contrat  Social,  Li\Te  II,  chap.  I :  «La  premiere  et  la  plus  importante 
consequence  des  principes  ci-devant  etablis  est  que  la  volonte  generale  peut 
seule  diriger  les  forces  de  l'Etat  selon  la  fin  de  son  Institution,  qui  est  le  bien 
commun  ;  car,  si  1' Opposition  des  interets  particuliers  a  rendu  necessaire  l'eta- 
blissement  des  societes,  c'est  l'accord  de  ces  memes  interets  qui  l'a  rendu 
possible.  C'est  ce  qu'il  y  a  de  commun  dans  ces  diflferents  interets  qui  forme 
le  lien  social ;  et  s'il  n'y  avait  pas  quelque  point  dans  lequel  tous  les  interets 
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Beluält  das  Volk  die  legislative  Gewalt,  so  muß  es  andrer- 
seits sich  der  exekutiven  Gewalt  entäußern.  Die  Vereinigung 
beider  Machtbefugnisse  wäre  äußerst  unzweckmäßig  wegen  ihrer 
ganz  verschiedenen  Natur.  Das  Gesetz  ist  die  ursprüngliche  Er- 
scheinungsform des  Gemeinwillens,  der  unmittelbare  Ausdruck 
gemeinsamer  Interessen.  Es  wendet  sich  daher  an  alle  Bürger, 
es  wirkt  gleichmäßig  auf  alle  ihre  Sonderinteressen  fördernd  und 
hindernd  ein.  Anders  die  Maßregel  der  Exekutive.  Sie  ist  An- 
wendung des  Gesetzes  auf  den  einzelnen  Fall.  Sie  ist  nur  eine 
ganz  besondere  Konsequenz  aus  dem  Inhalt  des  Gemeinwillens. 
Sie  dient  den  gemeinsamen  Interessen  in  einer  ganz  bestimmten 
Richtung.  Sie  wendet  sich  an  einzelne  Bürger.  Sie  begünstigt 
oder  schädigt  nur  ihre  Sonderinteressen.  Der  Akt  der  Legis- 
lative hat  eine  allgemeine,  der  Akt  der  Exekutive  eine  besondere 
Zweckrichtung.  ^) 

Wäre  das  Volk  im  Besitz  nicht  nur  der  Legislative,  sondern 
auch  der  Exekutive,  so  würde  sich  bald  ein  mißlicher  Zustand 
entwickeln:  die  einzelnen  Bürger,  in  dem  Bewußtsein,  durch  die 
Exekutive,  an  der  sie  teilhaben,  auf  ihre  Sonderinteressen  ein- 
wirken  zu   können,    würden    gar   bald   die  Gesetzgebung  in  eine 

s'accordent,  nulle  societd  ne  saurait  exister.  Or,  c'est  uniquement  sur  cet  in- 
teret  commun  que  la  societe  doit  etre  gouvernee. 

Je  dis  donc  que  la  souverainete,  n'etant  que  l'exercice  de  la  volonte  generale, 
ne  peut  jamais  s'aliener,  et  que  le  souverain,  qui  n'est  qu'un  etre  coUectif,  ne 
peut  etre  represente  que  par  lui-meme  :  le  pouvoii"  peut  bien  se  transmettre, 
mais  non  pas  la  volonte. 

En  effet,  s'il  n'est  pas  impossible  qu'une  volonte  particuliere  s'accorde 
sur  quelque  point  avec  la  volonte  generale,  il  est  impossible  au  moins  que  cet 
accord  soit  durable  et  constant ;  car  la  volonte  particuliere  tend,  par  sa  nature, 
aux  preferences,  et  la  volonte  generale  ä  l'egalite.  II  est  plus  impossible  encore 
qu'on  ait  un  garant  de  cet  accord,  quand  meme  il  devrait  toujours  exister  ;  ce 
ne  serait  pas  un  effet  de  l'art,  mais  du  hasard.  Le  souverain  peut  bien  dire  :  «  Je 
veux  actuellement  ce  que  veut  un  tel  homme,  ou  du  moins  ce  qu'il  dit  vouloir  >> ; 
mais  il  ne  peut  pas  dire  :  «  Ce  que  cet  homme  voudia  demain,  je  le  voudrai 
encore.  »  Puisqu'il  est  absurde  que  la  volonte  se  donne  des  chaines  pour 
l'avenir,  et  pusqu'il  ne  depend  d'aucime  volonte  de  consentir  k  rien  de  contraire 
au  bien  de  l'etre  qui  veut.  Si  donc  le  peuple  promet  simplement  d'obeir,  il  se 
dissout  par  cet  acte,  il  perd  sa  qualite  de  peuple  ;  ä  l'instant  qu'il  y  a  un  maitre, 
il  n'y  a  plus  de  souverain,  et  des  lors  le  corps  politique  est  detruit,  » 

^)  Contra  t  vSocial,  Li  vre  II,  cliap.  VI. 
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Bahn  zu  leiten  suchen,  in  der  sie  von  ihr  bei  Handhabung  der 
Exekutive  den  vorteilhaftesten  Gebrauch  für  ihre  Sonderinter- 
essen machen  könnten.  Diese  Gefahr  ist  bei  weitem  nicht  so 
bedeutend,  wenn  die  Exekutive  einem  fremden  Willen  anvertraut 
ist,  wenn  die  Bürger  nicht  in  der  Lage  sind,  über  die  Aus- 
führung der  Gesetze  zu  entscheiden.  ^)  Man  kann  den  Gedanken 
von  Rousseau  noch  erweitern  und  kann  sagen:  Wenn  die  Exe- 
kutive und  die  Legislative  in  einer  Hand  vereinigt  sind,  so  gibt 
es  keine  Gesetzgebung  mehr.  Die  Exekutive  kann  willkürlich 
geübt  werden.  Denn  für  jeden  einzelnen  Akt  der  Exekutive 
kann  sofort  ein  rechtfertigendes  Gesetz  ergehen. 

Diese  extreme  Form  der  Demokratie  geziemt  nur  solchen 
Bürgern,  welche  sich  einzig  leiten  lassen  durch  die  Rücksicht  auf 
das  allgemeine  Wohl.  „Wenn  es  ein  Volk  von  Göttern  gäbe, 
so  würde  es  sich  demokratisch  regieren.  Einer  so  vollkommenen 
Regierung  sind  die  Menschen  nicht  wert."^) 

Ist  nun  die  Exekutive  einem  fremden  Willen  übertragen,  so 
entsteht  die  Frage,  ob  es  jetzt  nicht  neben  der  unabhängigen 
Macht  des  Volkes  eine  zweite  unabhängige  Macht  im  Staate  gibt, 
ob  in  dieser  Art  nicht  zwei  Souveräne  geschaffen  sind.  Das  ist 
nicht  der  Fall.  Denn  die  Macht  der  Exekutive  wird  nicht  ihrer 
Substanz,  sondern  nur  ihrer  Ausübung  nach  übertragen.  Anders 
gesagt:  Der  Wille  des  Volks,  der  Gemeinwille,  der  ursprüngliche 
Träger  aller  Macht,  stößt  sich  nicht  an  für  ihn  selbst  verbind- 
liche Regeln,  die  darüber  befinden,  für  welche  Zeit,  unter  welchen 
Bedingungen  dem  Träger  der  Exekutive  seine  Macht  verbleibt. 
Wie  das  Volk  die  Macht  nach  Gutdünken  hingegeben  hat,  so 
kann  es  sie  nach  Gutdünken  wieder  entziehen.  ^)     Es  ist  in  dieser 


^)  Contrat  Social,  Livre  III,  chap.  I,  V. 

'■^)  Contrat  Social,  Livre  III,  chap.  V. 

3)  «  Qu'est-ce  donc  que  le  gouvernement  ?  Un  corps  intermediaire  etabli 
entre  les  sujets  et  le  souverain  pour  leur  mutuelle  correspondance,  Charge  de 
l'execution  des  lois  et  du  maintien  de  la  hberte  tant  civile  que  poUtique  .  . . 
Ainsi  ceux  qui  pretendent  que  l'acte  par  lequel  un  peuple  se  soumet  ä  des  chefs 
n'est  point  un  contrat,  ont  grande  raison.  Ce  n'est  absolument  qu'une  com- 
mission,  un  emploi,  dans  lequel,  simples  officiers  du  souverain,  ils  exercent  en 
son  nom  le  pouvoir  dont  il  les  a  fait  depositaires,  et  qu'il  peut  limit^r,  modifier 
et  reprendre  quand  il  lui  plait.    L'alienation  d'un  tel  droit,  etant  incompatible 
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Möglichkeit  durch  kein  Recht,  durch  kein  Vernunftgehot,  durch 
kein  Machtverhältnis  beschränkt.  Ein  Rechtsverhältnis,  ein  Ver- 
trag kann  zwischen  dem  Volk  und  dem  Träger  der  Exekutive 
nicht  bestehen.  Denn  das  Volk  schafft  alles  Recht.  Nur  dann 
ist  ein  Rechtsverhältnis  möglich,  wenn  ein  Gesetzgeber  über  den 
Parteien  steht.  Das  Volk  aber  viräre  hier  Partei  und  Gesetz- 
geber zugleich.^)  Auch  kein  Vernunftgebot  hält  das  Volk  zurück. 
Denn  was  vernünftig  ist,  kann  allein  der  Gemeinwille  bestimmen. 

In  diesem  System  besteht  allerdings  die  eine  Gefahr,  da& 
der  Träger  der  Exekutive  die  Machtmittel  an  sich  reißt  und  gegen 
das  Volk  kehrt.  Dies  muß  verhütet  werden.  Das  Volk  muß 
immer  wachsam  sein.  Und  Rousseau  zeigt,  wie  jenes  Geschick, 
das  seine  Vaterstadt  Genf  betraf,  durch  weise  Einrichtungen  ver- 
mieden werden  kann.^) 

Das  Volk  also  ist  der  einzige  Souverän.  Der  Gemeinwille 
ist  die  Lebensfunktion  des  Staates. ')  Der  Träger  der  Exekutive 
muß  seinen  Willen  beugen  vor  dem  des  Volkes.  „Sobald  das 
Volk  als  souveräne  Körperschaft  rechtmäßig  versammelt  ist,  hört 

avec  la  natiire  du  corps  social,  est  contraire  au  but  de  l'association.  »  Contrat 
Social,  Livre  III,  chap.  I. 

^)  «  Plusieurs  ont  pretendu  que  l'acte  de  cet  etablissement  etait  un  contrat 
entre  le  peuple  et  les  chefs  qu'il  se  donne,  contrat  par  lequel  on  stipulait  entre 
les  deux  parties  des  conditions  sous  lesquelles  l'une  s'obligeait  ä  Commander  et 
l'autre  ä  obeir.  On  conviendra,  je  m'assure  que  voilä  une  etrange  maniöre  de 
contracter  .  .  . 

Les  parties  contractantes  seraient  entre  elles  sous  la  seule  loi  de  la  nature 
et  sous  aucun  garant  de  leurs  engagements  reciproques,  ce  qui  repugne  de  toutes 
raanieres  ä  l'etat  civil.  »  Contrat  Social,  Livre  III,  chap.  XVI.  « II  faut  re- 
raarquer  encore  que  la  deliberation  publique,  qui  peut  obliger  tous  les  sujets 
envers  le  souverain,  ä  cause  des  deux  differents  rapports  sous  lesquels  chacun 
d'eux  est  envisage,  ne  peut,  par  la  raison  contraire,  obliger  le  souverain  envers 
lui-meme,  et  que  par  consequent  il  est  contre  la  nature  du  corps  politique  que 
le  souverain  s'impose  une  loi  qu'il  ne  puisse  enfreindre.  »  Contrat  Social, 
Livre  I,  chap.  VII. 

^)  Siehe  zum  Beispiel  das  Kap.  XVIII  in  Buch  IV,  1.  c,  «  Moyens  de  pre- 
venir  les  usurpations  du  gouvernement.  »    Cf.  Lettres  ecrites  de  la  montagne. 

^)  « Le  principe  de  la  vie  politique  est  dans  l'autorite  souveraine.  La 
puissance  legislative  est  le  cceur  de  l'Etat,  la  puissance  executive  en  est  le  cerveau, 
qui  dorme  le  mouvement  ä  toutes  les  parties.  Le  cerveau  peut  tomber  en  para- 
lysie  et  l'individu  vivre  encore.  Un  homme  reste  imbecile  et  vit ;  mais  sitot 
que  le  cceur  a  cesse   ses  fonctions,  l'animal  est  raort.   »    Livre  III,  chap.  XII. 
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jede  Tätigkeit  der  Regierung  auf,  die  Macht  der  Exekutive  ist 
zeitweilig  aufgehoben,  und  die  Person  des  letzten  Bürgers  ist  so 
heilig  und  unverletzlich  wie  die  der  ersten  Magistratsperson; 
denn  wo  die  vertretene  Person  selber  auftritt,  da  gibt  es  keinen 
Vertreter  mehr."  ^) 

Man  sieht,  wie  das  ganze  System  von  Rousseau  sich  rings 
um  den  Begriff  des  Gemeinwillens  kristallisiert.  Als  es  galt,  die 
Bildung  des  Staates  zu  erklären,  wurde  dieser  Begriff  schon  zu 
Hilfe  genommen.  Die  Menschen  unterwerfen  sich  dem  Staat, 
sagte  Rousseau,  weil  sie  in  ihm  nur  sich  selbst  gehorchen.  — 
Und  nunmehr  werden  auch  die  Funktionen  des  Staates  mit  Hilfe 
dieses  Begriffs  erklärt.  Das  Gesetz  ist  ein  Gebot  des  Gemein- 
willens. Glaubt  man  an  das  psychische  Phänomen,  zu  dem  die 
Theorie  immer  zurückkehrt,  hält  man  den  Gemeinwillen  für  mehr 
als  ein  Phantasiegebilde,  so  muß  man  zugestehen,  daß  Rousseau 
von  diesem  Mittelpunkt  aus  im  großen  und  ganzen  die  Kreise 
seines  Systems  korrekt  aneinander  reiht. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  Nationalversammlung.  Auch 
sie  verkündet  die  Volkssouveränität.  Damit  aber  hat  sie  die 
Grenze  der  reinen  Theorie  überschritten.  Wenn  die  National- 
versammlung die  Lehren  von  der  natürlichen  Freiheit,  vom  Ge- 
sellschaftsvertrag, vom  Gemeinwillen  aufstellte,  so  bewegte  sie 
sich  nur  in  einer  wissenschaftlichen  Sphäre.  In  dem  Augenblick 
indes,  in  welchem  sie  die  Volkssouveränität  behauptet,  findet  der 
Zusammenstoß  mit  der  Wirklichkeit  statt.  Nun  gilt  es,  die 
Theorie,  welche  der  wahren  Welt  der  Dinge  widerspricht,  zurück- 
zuziehen oder,  getragen  von  ihrer  Ueberzeugungskraft,  eine  alte 
Welt  in  Trümmer  zu  schlagen  und  eine  neue  aufzubauen.  ^) 

*)  «  A  l'instant  que  le  peuple  est  legitimement  assemble  en  corps  souverain, 
toute  juridiction  du  gouvernement  cesse,  la  puissance  executive  est  suspendue, 
et  la  personne  du  dernier  citoj^en  est  aussi  sacree  et  inviolable  que  celle  du 
premier  magistrat,  parce  qu'oü  se  trouve  le  represente,  11  n'j'  a  plus  de  repre- 
sentant.  »  Contrat  Social,  Livi-e  III,  chap.  XIV.  —  Cf.  Mably,  Des  droits  et 
des  devoirs  du  citoyen,   1789,  p.  115  et  116. 

-)  Man  hat  Rousseau  den  intellektuellen  Urheber  der  Französischen  Re- 
volution genannt.  Allerdings,  die  Wahrheiten,  die  er  verkündet  hat,  und  vor 
aUem  der  Gedanke  der  Volkssouveränität  gehören  zu  den  machtvollsten  Ur- 
sachen der  Revolution.  Aber  eines  darf  nicht  vergessen  werden.  Rousseau 
hat  die  Revolution  nicht  gewollt.  Rousseau  hat  die  Revolution  seiner  Zeit  nicht 
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Die  Bildung  der  Nationalversammlung  selber  ist  die  feier- 
liche Verkündung  der  Volkssouveränität.  Ludwig  XVI.  hatte 
die  drei  Stände,  den  Adel,  die  Geistlichkeit  und  den  Bürger- 
stand zum  Zweck  einer  Reform  der  Gerichte,  der  Verwaltung 
und  des  Finanzwesens  nach  Versailles  berufen.  Am  6.  Mai  1789 
hatten  sich  die  drei  Stände  nach  altem  Brauch  und  nach  dem 
Befehl  des  Königs  getrennt  versammelt.  Indesseh  der  dritte 
Stand  forderte  fast  einmütig,  daß  nicht  mehr  nach  Ständen, 
sondern  in  gemeinsamer  Beratung  nach  Köpfen  abgestimmt 
werde..  Dem  Strom  der  öffentlichen  Meinung  folgend,  begaben 
sich  in  der  Zeit  vom  3.  bis  zum  16.  Juni  achtzehn  Vertreter  der 
Geistlichkeit  in  die  Versammlung  des  dritten  Standes  und  er- 
klärten, auf  die  Abstimmung  nach  Ständen  zu  verzichten.  Durch 
diesen  Anschluß  ermutigt,  konstituierte  sich  die  Versammlung 
des  dritten  Standes  am  17.  Juni  1789  zur  Nationalversammlung, 
zur  Vertretung  des  gesamten  Volkes.  Dieser  Beschluß  wurde 
nach  einer  Beratung  von  zwei  Tagen  auf  Antrag  des  Abtes 
Sieyes  mit  491  gegen  90  Stimmen  gefaßt. 

„Da  es  nur  den  legitimierten  Vertretern  der  Nation  zu- 
kommt, an  der  Bildung  des  Volks  willens  mitzuwirken,  und  da 
sämtliche  legitimierte  Vertreter  des  Volkes  sich  in  dieser  Ver- 
sammlung befinden  sollen  —  heißt  es  in  der  Proklamation  — , 
ist    der    Schluß    unvermeidlich,     daß    sie    allein     berechtigt    ist, 


gepredigt.  Zwar  mußte  er  aus  der  Volkssouveränität  die  logische  Folgerung 
ziehen,  daß  das  Volk  über  die  Regierungsform  und  die  Person  der  Regierenden 
frei  zu  entscheiden  habe  und  eine  getroffene  Wahl  wieder  aufheben  könne. 
Jedoch  hat  er  davor  gewarnt,  diese  Konsequenz  vorschnell  in  die  Wirklichkeit 
umzusetzen:  «II  est  vrai  que  les  changements  sont  toujours  dangereux  et 
qu'il  ne  faut  jamais  toucher  au  gouvernement  etabli  que  lorsqu'il  devient  in- 
compatible  avec  le  bien  public.  »  (Buch  3,  Kap.  18,  Contrat  Social.)  Die  Lelu'e 
von  Rousseau  als  Theorie  ist  revolutionär,  aber  nirgends  findet  sich  eine  Auf- 
reizung zur  Revolution.  Man  kann  nicht  eindringhcher  vor  Neuerungen  warnen, 
als  Rousseau  es  in  seiner  Kritik  über  die  Polysynodie  des  Abbe  de  St.  Pierre 
getan  hat.  Werke  II,  p.  97:  «  Qu'on  juge  du  danger  d'emouvoir  une  fois  les 
masses  enormes  qui  composent  la  monarchie  fran9aise.  Qui  pourra  retenii- 
l'ebranlement  donne ;  ou  prevoh  tous  les  effets  qu'il  peut  produire  ?  Quand 
tous  les  avantages  du  nouveau  plan  seraient  incontestables,  quel  homme  de 
sens  oserait  entreprendre  d'abolir  les  vieilles  coutumes,  de  changer  les  vieilles 
maximes,  et  de  donner  une  autre  forme  ä  l'etat  que  celle  oü  l'a  successivement 
amene  une  duree  de  treize  Cents  ans  ?  » 
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den  gemeiuen  Willen  des  Volkes  auszulegen  und  zu  verkünden; 
kein  Veto,  keine  hindernde  Gewalt  kann  zwischen  den  Thron 
und  diese  Versammlung  treten.  —  Die  Versammlung  erklärt 
demnach,  daß  nunmehr  das  Werk  der  Wiederbelebung  des  Staates 
unverzüglich  von  den  anwesenden  Abgeordneten  begonnen  werden 
kann  und  begonnen  werden  soll  und  daß  ihre  Arbeit  nicht  auf- 
gehalten und  nicht  gehindert  werden  darf.  —  Der  Versammlung 
geziemt  bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  allein  der  Name 
einer  Nationalversammlung;  denn  ihre  Mitglieder  sind  die  ein- 
zigen rechtmäßigen  und  öffentlich  anerkannten  Vertreter  des 
Volks;  sie  sind  weiter  nahezu  von  der  Gesamtheit  des  Volkes 
unmittelbar  entsandt;  und  endlich  kann  die  Vertretung  nicht 
geteilt  werden,  und  deshalb  kann  kein  Abgeordneter,  aus  welchem 
Stand,  aus  welcher  Klasse  er  auch  sei,  außerhalb  dieser  Ver- 
sammlung sein  Amt  ausüben.  —  Die  Versammlung  gibt  die 
Hoffnung  nicht  auf,  die  Abgeordneten,  die  sich  noch  von  ihr 
fernhalten,  dereinst  in  ihren  Kreis  zu  ziehen."  ^) 

^)  « L'assemblee,  deliberant  apres  la  verification  des  pouvoirs,  recormait 
que  cette  assemblee  est  deja  composee  des  representants  envoyes  dii-ectement 
par  les  quatre-vingt-seize  centiemes  au  moins  de  la  nation.  —  Une  teile  masse 
de  deputation  ne  saurait  rester  inactive  par  Tabsence  des  deputes  de  quelques 
baUIages  ou  de  quelques  classes  de  citoyens ;  car  les  absents  qui  ont  ete  appeles 
ne  peuvent  point  empecher  les  presents  d'exercer  la  plenitude  de  leurs  droits, 
surtout  lorsque  l'exercice  de  ces  droits  est  un  devoir  imperieux  et  pressant.  — 
De  plus,  puisqu'U  n'appartient  qu'aux  representants  verifies  de  concourir  ä  former 
le  vceu  national,  et  que  tous  les  representants  verifies  doivent  etre  dans  cette 
assemblee,  il  est  encore  indispensable  de  conclure  qu'il  lui  appartient  et  qu'il 
n'appartient  qu'ä  eile,  d'interpreter  et  de  presenter  la  volonte  generale  de  la 
nation ;  il  ne  peut  exister  entre  le  trone  et  cette  assemblee  aucun  veto,  aucun 
pouvoir  negatif.  —  L'assemblee  declare  donc  que  l'oeuvre  commune  de  la  re- 
stauration  nationale  peut  et  doit  etre  commencee  sans  retard  par  les  deputes 
presents,  et  qu'ils  doivent  la  suivre  sans  Interruption  et  sans  obstacle.  —  La 
denomination  d'assemUee  nationale  est  la  seule  qui  convienne  ä  l'assemblee 
dans  l'etat  actuel  des  choses,  soit  parce  que  les  membres  qui  la  composent  sont 
les  seuls  representants  legitimement  et  publiquement  connus  et  verifies,  soit 
jjarce  qu'ils  sont  envoyes  directement  par  la  presque  totalite  de  la  nation,  soit 
eiifin  parce  que  la  representation  etant  une  et  indivisible,  aucim  des  deputes, 
dans  quelque  ordre  ou  classe  qu'il  soit  choisi,  n'a  le  droit  d'exercer  ses  fonctions 
s6parement  de  la  presente  assemblee.  ■ —  L'assemblee  ne  perdra  jamais  l'espoir 
de  reunir  dans  son  sein  tous  les  deputes  aujourd'hui  absents,  eile  ne  cessera 
de  les  appeler  ä  remplir  l'obligation  qui  leur  est  imposee  de  concourir  ä  la  tenue 


60  Drittes  Kapitel 

Diese  Deklaration  vom  17.  Juni  1789  ist  von  der  größten 
Tragweite.  Sie  bedeutet  den.  Bruch  zwischen  der  neuen  und 
der  alten  Zeit,  lu  der  Deklaration  sind  drei  Gedanken  höchst 
wichtiger  Natur  enthalten,  wenn  auch  nicht  mit  klaren  Worten 
ausgesprochen:  Der  AVille  des  Volkes,  der  Gemeinwille  ist  im 
Staate  souverän.  Interpreten  des  Geraeinwilleus  sind  die  Ver- 
treter des  Volkes,  die  versammelten  Stände.  Nun  kann  aber 
der  Wille  des  Volkes  nur  durch  eine  einheitliche  Versammlung 
festgestellt  werden.  Daher  müssen  sich  die  drei  Stände  zu  ge- 
meinsamer Tagung  vereinen.  Die  Versammlung  des  dritten 
Standes  vertritt  die  große  Masse  der  Bevölkerung.  Sie  hat 
also  den  besten  Titel  darauf,  den  Willen  des  Volkes  zu  ver- 
künden. Sie  steht  dem  Volk  am  nächsten.  Ihr  obliegt  es,  die 
Vertreter  der  zwei  andern  Stände  um  sich  zu  scharen,  sich  zur 
Nationalversammlung  zu  ergänzen,  deren  Kern  sie  bildet.  Und 
wenn  die  zwei  andern  Stände  ihrem  Ruf  nicht  folgen,  so  hat 
sie  den  alleinigen,  weil  den  besten  Anspruch,  Vertreterin  des 
gesamten  Volkes  zu  sein.  —  Soll  Frankreich  nicht  untergehen, 
so  muß  Frankreich  eine  neue  Verfassung  erhalten.  Ist  der  Gemein- 
wille souverän  und  ist  die  Nationalversammlung  seine  Sprecherin, 
so  hat  sie  die  Macht,  dem  Land  eine  Verfassung  zu  geben,  obwohl 
der  König  die  Stände  nicht  zur  Neubildung  der  Verfassung,  sondern 
zu  andern,  minder  wichtigen  Reformen  berufen  hat.  Das  Zu- 
sammentreten und  die  Zuständigkeit  der  Nationalversammlung 
hängt  nicht  ab  vom  Willen  des  Königs.  Die  Nationalversammlung 
konstituiert  sich  selber  und  spricht  im  Namen  des  souveränen 
Volkes.  —  Und  damit  ist  logisch  ein  dritter  Gedanke  verkettet: 
Die  Verfassung,  welche  die  Nationalversammlung  festsetzen  wird, 
kann  nicht  abhängig  sein  von  der  Sanktion  des  Königs. 

Verfolgt  man  diese  Gedankenreihe,  so  drängt  sich  zu  allererst 
die  Frage  auf,   ob   der  Gemeinwille   durch  Vertreter  festgestellt 

des  Etats  generaux.  A  quelque  moment  que  las  deputes  absents  se  presentent 
daixs  le  cours  de  la  Session  qui  va  s'ouvrir,  eile  declare  d'avance  qu'elle  s'em- 
pressera  de  les  recevoir,  et  de  partager  avec  eux,  apres  la  verification  de  leurs 
pouvoirs,  la  suite  des  grands  travaux  qui  doivent  procurer  la  regeneration  de 
la  France.  —  L'assemblee  nationale  arrete  que  les  motifs  de  la  presente  de- 
liberation  seront  incessamment  rediges  pour  etre  presentes  au  Roi  et  ä  la 
nation.  »     17  juin  1789,  Archives  parleraentaires,  Tome  VIII,  p.  127. 
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werden  kauii.  Es  entsteht  das  Problem  der  Repräsentation,  das 
später  in  einem  besonderen  Kapitel  behandelt  werden  soll. 
Rousseau  hat  die  Repräsentation  in  Konsequenz  seiner  Prinzipien 
■verworfen.  Die  Nationalversammlung  indessen  sucht  sie  zu  recht- 
fertigen; denn  sie  ist  unentbehrlich,  wenn  es  gilt,  für  ein  Land  wie 
Frankreich  eine  Verfassung  zu  beschließen.  Eine  Repräsentation  des 
Gemein  willens  ist  möglich.  V/ir  müssen  diesen  Satz  der  folgenden 
Darstellung  zugrunde  legen. 

Es  ist  deutlich,  daß  die  Erklärung  vom  17.  Juni  1789  eine 
Usuri^ation  bedeutet.  Die  Rechtfertigung,  die  versucht  wird,  hält 
nicht  stand. 

Es  wird  behauptet,  die  Beschlüsse  von  mehreren  ge- 
trennten Versammlungen  könnten  nicht  den  einheitlichen  Volks- 
willen zum  Ausdi'uck  bringen.  Hier  ist  zu  erwidern:  Auch  in 
einer  einzigen  Versammlung  treffen  verschiedene  Willensströmungen 
aufeinander.  Sie  müssen  in  eine  gleiche  Bahn  geleitet  werden/ 
damit  die  Versammlung  einen  einheitlichen  Willen  aussprechen 
kann.  Nicht  anders  ist  das  Verhältnis,  wo  mehrere  Versamm- 
lungen zusammenwirken :  zwischen  ihnen  muß  ein  ähnlicher  Aus- 
gleich sattfinden.  Sie  stehen  sich  gegenüber  wie  die  einzelnen 
Mitglieder  der  einen  Versammlung.  Ist  es  möglich,  dort  eine 
Lösung  zu  finden,  zu  einem  endgültig  ausgleichenden  Willens- 
sprucli  zu  gelangen,  so  muß  das  auch  hier  möglich  sein.  Gibt 
man  überhaupt  zu,  daß  mehrere  die  Sprecher  des  Volkes  sein 
können,  so  muß  man  auch  die  Vertretung  durch  mehrere  Ver- 
sammlungen zulassen.  Und  weiter  muß  man  zugestehen,  daß 
mehrere  klug  gewählte  Vertretungen  besser  imstande  sind,  den 
Volkswillen  zum  Ausdruck  zu  bringen,  als  eine  einzige.  Das 
hat  Necker  in  seiner  Kritik  der  Verfassung  von  1791  eindrucks- 
voll betont.^)    Und  das  hat  später  der  Konvent  wold  eingesehen, 

^)  Necker,  Du  pouvoir  executif  dans  les  grands  etats,  1792,  Tome  I, 
p.  101 — 107.  «  Le  principe  coiisiste,  selon  vous,  dans  la  Souverainete  de  la 
Nation,  dans  la  Suprematie  du  voeu  general,  mais  la  Constitution  d'Angleterre 
n'a  pas  enfreint  ce  principe,  eile  a  donne  seulement,  comme  la  Constitution 
Fran§aise,  un  interprete  ä  des  autorites  purement  abstraites,  et  la  question 
se  reduit  imiquement  ä  discerner,  laquelle  des  deux  Nations  s'est  le  moins  me- 
prise  dans  son  choix.  —  La  Nation  Anglaise  n'aurait  pas  voulu  que  les  bases 
fondamentales  de  l'ordonnance  sociale  pussent  etre  remuees,  d'epoques  en 
epoques,  par  desDeputes  investis  legalement  d'un  pareil  pouvoir. —  Les  Anglais, 
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als  er  die  Verfassung  vom  5.  Fructidor  des  Jahres  V  schuf  und 
die  gesetzgebende  Gewalt  auf  den  Bat  der  Alten  und  den  Rat 
der  Fünfhundert  verteilte.  Es  ist  seltsam,  daß  die  National- 
versammlung an  der  Unteilbarkeit  der  Volksvertretung  fest- 
gehalten hat,  obwohl  jener  Zeit  die  englische  Verfassung  als 
Idealbild  vorschwebte,  obwohl  Blackstone,  de  Lolme  und  Montes- 
quieu das  englische  Parlament  verherrlichten  und  als  seinen  Vor- 
zug priesen,  daß  beide  Häuser  und  der  König  gleichmäßig  be- 
rechtigt seien,  an  der  Gesetzgebung  mitzuwirken. 

Die  Versammlung  des  dritten  Standes  an  sich  allein  konnte 
niemals  in  vollkommener  Weise  den  Willen  des  gesamten  Volkes 
auslegen.  Denn  der  Adel  und  die  Geistlichkeit  waren  hier  nicht 
regelrecht  vertreten.  Die  Unmöglichkeit,  die  Vertreter  des  Adels 
und  der  Geistlichkeit  in  ihren  Kreis  zu  ziehen,  hätte  daher  die 
Versammlung  des  dritten  Standes  theoretisch  dazu  führen  müssen, 
auf  die  eigne  Ausübung  der  Herrschaft,  auf  die  Interpretation 
des  Geraeinwillens,  auf  die  Neubildung  des  Staats,  auf  das  Ver- 
fassungswerk zu  verzichten. 

Das  hat  Malouet  wohl  verstanden:  allerdings,  die  Ver- 
tretung der  Stände  ist  unteilbar,  sagt  er;  von  diesem  Grundsatz 
können  wir  nicht  abgehen;  aber  wir  können  und  dürfen  nicht 
behaupten,  daß  wir  die  Stände  allein  vertreten.  Wenn  wir  uns 
ohne  Rücksicht  auf  Adel  und  Geistlichkeit  zur  Nationalversamm- 
lung erklären ,  so  wird  eine  verhängnisvolle  Spaltung  entstehen, 
und  sie  wird  zur  Auflösung  der  Ständevertretung  führen.  Woher 
ist  die  Macht  des  dritten  Standes  herzuleiten,  eine  nationale 
Vertretung  zu  schaffen?  fährt  Malouet  fort.  Wo  ist  der  souveräne 
Wille,  der  dies  geboten  hat?  Sind  wir  die  einzige  gesetzgebende 
Gewalt?     Können   wir   die    Legislative   völlig   an   uns   bringen? 

persuades  que  les  hommes  les  plus  instruits  dans  la  connaissance  du  bien  de 
l'Etat,  s'ils  ont,  en  meme  temps,  un  interet  veritable  ä  vouloir  ce  bien  et  ä 
l'aimer,  sont  les  meilleurs  interpretes  du  voeu  perpetuel  d'une  Nation,  de  ce 
voeu  plus  vaste  encore  que  le  voeu  general,  ont  remis  la  chose  publique  en  son 
entier,  sous  la  garde  reunie  des  trois  Pouvoirs  etablis  par  leur  Constitution.  — 
L'opinion  publique,  dont  ces  memes  Pouvoirs  sont  environnes,  et  le  besoin 
qu'ils  ont  de  compter  avec  eile,  inspirent  ä  la  Xation  la  plus  parfaite  tran- 
quillite  sui"  l'usage  qu'ils  se  permettront  de  faire,  de  l'autorite  etendue  dont 
ils  sont  investis.  » 
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Hat  der  Gemeinwille  uns  die  Befugnis  dazu  verliehen?  Haben 
unsre  "Wähler  uns  angewiesen,  auf  diese  Weise  das  Problem  zu 
lösen?  Wir  haben  keinen  Auftrag,  die  Gewalt  an  uns  zu  reißen. 
Unsre  Vollmachten,  die  am  weitesten  gehen,  erteilen  uns  den 
Auftrag,  zurückzutreten,  wenn  nach  Ständen  abgestimmt  werden 
soll.i)  _ 

Es  bleibt  nur  eines  übrig,  sagt  Malouet:  Wir  werden  als 
Vertreter  des  dritten  Standes  unsre  Unabhängigkeit  von  den 
bevorrechtigten  Ständen  behaupten.  Wir  werden  unsern  Willen 
kundtun,  in  dieser  Eigenschaft  dem  Monarchen  entgegenzutreten. 

^)  15  juin  1789,  Archives  parlementaires,  Tome  VIII,  p.  119  et  120.  «  Nous 
ne  pouvons  renoncer  au  principe  de  l'indivisibilite  des  Etats  generaux ;  mais 
nous  ne  pouvons  ni  ne  devons  declarer  que  nous  les  representons  seuls.  —  Nous 
constituer  en  Assemblee  Nationale  sans  egard  au  clerge  et  ä  la  noblesse  serait  une 
scission  desastreuse  qui  produirait  la  dissolution  des  Etats  generaux.  —  Hier, 
aujourd'hui,  nous  sommes  encore  les  deputes  des  communes.  ün  simple  acte 
de  notre  volonte  pourrait-il  nous  transformer  en  Assemblee  Nationale  ?  — 
Qu'est-ce  en  eflfet  que  la  Constitution  d'une  assemblee  quelconque  ?  C'est  la 
declaration  de  son  existence  legale,  conformement  ä  ime  loi  dejä  faite,  ou  con- 
formement  ä  une  loi  qu'on  a  le  pouvoir  de  faire  actuellement.  Si  je  cherche 
maintenant  ce  que  c'est  qu'une  loi,  je  trouve  que  c'est  ime  intention  juste 
et  utile  exprimee  par  une  volonte  souveraine.  Car  ce  qui  est  injuste  peut  bien 
etre  ordonne  et  execute  par  la  force,  mais  n'aura  jamais  le  caractere  auguste 
de  la  loi.  D'apres  ces  principes  qui  sont,  je  crois,  incontestables,  je  demande 
ce  que  signifie  le  mode  de  Constitution  des  representants  de  la  nation  ?  Quelle 
est  la  loi  qui  l'autorise  ?  Oü  est  la  volonte  souveraine  qui  a  exprime  cette  in- 
tention juste  et  utile  ?  Sommes-nous  seuls  la  puissance  legislative  ?  Pouvons- 
nous  y  suppleer  ?  La  volonte  generale  vous  y  a-t-elle  autorises  ?  Vos  Consultants 
vous  ont-ils  enjoint  de  resoudi-e  de  cette  maniere  la  question  qu'ils  n'avaient 
pas  meme  prevue,  sur  la  verification  des  pouvoirs  ?  ont-ils  meme  reclame  dans 
tous  les  baillages,  siu*  le  refus  des  deux  premiers  ordres  d'y  proceder  en  commun? 
—  Je  ue  connais  point  de  pouvoir  parmi  nous  qui  nous  permette  d'adopter 
et  de  creer  un  mode  absolument  nouveau  de  Constitution.  Que  disent  en  efEet 
les  pouvoirs  les  plus  imperatifs  sur  l'opinion  par  tete  ?  De  se  retirer  si  l'on  vote 
par  ordre.  Cette  recommandation  est  tres  difEerente  de  celle  de  s'etablir  les  seuls 
representants  connus  de  la  nation,  qui  est  une  attaque  diiecte  aux  autres  ordres ; 
Cette  attaque  provoque  dans  l'instant  une  defense,  rme  resistance,  une  scission, 
et  c'est  lä,  Messieurs,  le  malheur  que  je  desirerai  tonjoiu-s  eviter.  »  —  Die  Aus- 
führungen von  Malouet  entsprechen  nicht  ganz  der  Wahrheit.  Die  meisten 
Wahlhefte  forderten  für  den  Fall,  daß  die  drei  Stände  sich  nicht  vereinigten, 
den  Zusammentritt  der  Abgeordneten  des  dritten  Standes  mit  den  sich  ihnen 
anschließenden  Mitgliedern  des  Adels  imd  der  Geistlichkeit  zu  einer  National- 
versammlung.    Cf.  Zweig,  Die  Lelire  vom  Pouvoir  constituaut,  1909,  p.  220. 
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Wir  werden  mit  Adel  und  Geistlichkeit  nicht  brechen,  uns  nicht 
von  ihnen  trennen,  wenn  sie  sich  mit  uns  verbinden  wollen. 
Niemals  aber  werden  wir  zwischen  uns  und  dem  Thron  eine 
trennende  Gewalt  anerkennen.  Diese  Grundsätze  werden  wir 
in  einer  Adresse  niederlegen  und  dem  König  überreichen.  Und 
eine  solche  Deklaration  an  sich  allein  wird  einen  großen  Schritt 
bedeuten,  um  der  Nation  zu  ihren  ß-echten  zu  verhelfen,  um  eine 
Verfassung  zu  erlangen.  ^) 

Die  gleiche,  theoretisch  allein  korrekte  Zurückhaltung 
empfiehlt  auch  Mirabeau.  Seine  Grundansicht,  die  er  mit 
theoretischen  Gründen  stützt,  ist  die,  daß  die  Versammlung 
des  dritten  Standes  nicht  aus  eigner  Machtvollkommenheit  sich 
zu  einer  Vertretung  des  ganzen  Volkes  aufwerfen  könne,  daß  sie 
der  Sanktion  des  Königs  zu  diesem  Schritt  bedürfe.^)  ^) 


^)  L.  c.  «  Prendre  un  parti  qui  ne  compromette  poiat  nos  droits,  qui  n'offense 
ceux  de  personne,  et  qui  nous  matte  en  etat  d'agirendeveloppantnotre  caractere 
national  dans  toute  sa  dignite,  est  le  seul  conseü  que  nous  puissions  recevoir 
de  la  raison,  d'une  prudente  fermete,  le  seul  qui  convienne  aux  dangers  de  notre 
Position  et  au  salut  de  la  chose  publique.  Tel  est  l'objet  d'une  grande  deputation 
au  Roi,  en  lui  presentant  une  adresse  qui  reunit  trois  grandes  intentions,  un 
monument  de  nos  hommages  et  de  notre  fidelite  au  Roi ;  un  acte  declaratoire 
des  droits,  des  voeux  et  des  esperances  de  la  nation ;  une  assertion  de  notre 
independance  des  ordres  privilegies,  comme  representants  du  peuple,  et  de 
notre  volonte  d'agir  en  cette  qualite  vis-ä-vis  du  monarque,  sans  rompre  avec 
le  clerge  et  la  noblesse,  sans  nous  separer  d'eux  s'üs  veulent  s'unir  a  nous,  et 
Sans  reconnaitre  aucun  pouvoir  negatif  entre  le  trone  et  nous.  — •  Cette  seule 
declaration  serait  un  premier  monument  des  droits  de  la  nation,  et  un  grand 
pas  de  fait  vers  ime  Constitution.  »  —  Cf.  Sieyes,  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat? 
1789,  p.  87,  chap.  VI. 

^)  15  et  16  juin  1789,  Archives  parlementaires,  tome  VIII,  p.  109  s.,  118, 
123  s.  «  Nous  proposerait-on  de  nous  constituer  sous  quelque  autre  denomi- 
nation  synonyme,  apres  tout,  de  Celle  des  Etats  generaux  ?  Je  demanderai 
toujours  :  Aurez-vous  la  sanction  du  Roi  et  pouvez-vous  vous  en  passer?  L'autorite 
du  monarque  peut-elle  sommeiller  un  instant  ?  Ne  faut-il  pas  qu'il  concoure 
ä  votre  decret,  ne  füt-ce  que  pour  en  etre  lie  ?  »  p.  110.  Rabaud  de  Saint - 
Etiemie  bindet  die  Versammlung  an  das  Veto  des  Königs,  wenn  sie  Beschlüsse 
im  Namen  des  gesamten  Volkes  als  Nationalversammlung  fassen  will,  1.  c, 
p.  113. 

^)  Man  gewählt  bei  Mirabeau  oft  ein  Schwanken,  unsichere  Vermittlungs- 
versuche. Mirabeau  bekennt  sich  als  Anhänger  des  dritten  Standes  und  will 
es  doch  mit  dem  Hofe  nicht  verderben. 
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"Wir  sehen:  Für  Mirabeau  wie  für  Malouet  ist  der  König 
allein  die  Quelle  der  Macht.  Dieser  Gedanke  kann  nicht  in 
Einklang  gebracht  werden  mit  der  Theorie  vom  Gemeinwillen, 
die  Rousseau  verkündet  hat,  und  die  beide  Redner  immer  wieder 
als  das  Fundament  ihrer  Lehren  anerkennen.  Mit  den  theoreti- 
schen Erwägungen  verbindet  sich  hier  ein  Gefühlsmoment;  es 
ist  die  unerschütterliche  Treue,  die  dem  angestammten  Königs- 
haus, die  begeisterte  Verehrung,  die  der  Krone  Frankreichs  in 
den  ersten  Zeiten  der  Revolution  immer  noch  entgegengebracht 
wird. 

Allein  diese  Mahnungen  verhallten  im  Wind.  Die  Ver- 
sammlung wurde  im  Taumel  hingerissen  durch  die  Vorstellung, 
daß  sie  die  Sprecherin  des  Gemeinwillens  sei  und  deshalb  die 
souveräne  Macht  ausübe.  ^)  Durch  eine  kühne  Fiktion  wurde 
der  Wille  des  dritten  Standes  dem  Gemeinwillen  gleichgesetzt. 
Was  konnte  gewagter  sein  als  die  Vorstellung,  daß  die  Pro- 
klamation vom  17.  Juni  1789.  die  Erhebung  der  Vertretung  des 
dritten  Standes  zur  Nationalversammlung  dem  Willen  des  Volkes 
entsprochen  habe.^) 


^)  «  Vous  savez  que  ce  n'est  qua  par  ropinion  publique  que  vous  pouvez 
acquerir  quelque  pouvoir  pour  faire  le  bien ;  vous  savez  que  ce  n'est  que  par 
eile  que  la  cause  si  longtemps  desesperee  du  peuple  a  prevalu ;  vous  savez  que 
devant  eile  toutes  les  autorites  se  taisent.  tous  les  prejuges  disparaissent,  tous 
les  interets  particuliers  s'effacent.  Vous  ferez  donc  une  chose  aussi  sage  qu'utUe 
en  vous  investissant,  pour  ainsi  dire,  de  toute  sa  puissance,  au  moment  oü,  par 
un  acte  solennel,  vous  deciderez  votre  marche  dans  la  carriere  politique.  » 
^r.  Bergasse,  15  juin,  1.  c,  p.  118. 

2)  Malouet  oben  zitiert.  Es  war  in  der  Nationalversammlung  sogar  be- 
stritten, ob  die  Abgeordneten  von  ihren  Wählern  überhaupt  beauftragt  seien, 
an  einer  neuen  Verfassung  mitzuarbeiten,  oder  ob  ihre  Aufgabe  nur  die  sei, 
die  Mißstände  zu  beseitigen  und  die  alte  Verfassung  zu  erneuern.  Das  spricht 
de  Clermont-Tonnerre  deutlich  in  dem  offiziellen  Bericht  aus,  den  er  im  Namen 
der  Kommission  für  die  Verfassung  am  27.  Juli  1789  verliest,  Arch.  pari.  VIII, 
p.  283.  Vgl.  auch  Rully,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  503 :  «  Je  dis  enfin  que  le  vceu 
de  la  nation  etait  clairement  et  formeUement  enonce  dans  les  cahiers  et  les 
pouvoirs  donnes  ä  ses  representants  ;  que  le  voeu  etait  de  reformer  Tabus 
du  gouvernement,  mais  non  pas  de  changer  le  gouvernement,  de  mettre  un 
frein  au  despotisme  des  ministres,  mais  de  conserver  au  roi  toute  la  plenitude 
du  pouvoir  supreme  dont  il  jouit  depuis  la  naissance  de  la  monarchie,  et  sans 
lequel  cet  Empire  immense  ne  peut  subsister.  »  Ebenso  de  Liencourt,  1  septembre 
Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  5 
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Mit  einem  Wort,  als  dio  Versammlung  des  dritten  Standes 
sich  am  17.  Juni  1789  zur  Nationalversammlung  konstituierte, 
vollführte  sie  eine  Tat,  die  s-ie  mit  ihrer  eignen  Staatstheorie 
nicht  vereinbaren  konnte.  Politisch  war  diese  Tat  mit  leichter 
Mühe  zu  rechtfertigen.  Sie  brachte  einem  Volke  die  Freiheit, 
das  unter  der  „gotischen  Unterdrückung  barbarischer  Jahr- 
hunderte"^) seufzte.  Aber  vom  Standpunkt  der  Theorie  war  sie 
die  Errichtung  einer  Tyrannis. 

Am  20.  Juni  wurde  der  Saal  geschlossen,  in  dem  die  Ver- 
treter des  dritten  Standes  sich  zu  versammeln  pflegten.  Man 
schloß  auf  die  Absicht  des  Königs,  die  Versammlung  aufzulösen, 
und  tat  im  Ballhaus  von  Versailles  den  berühmten  Schwur,  der 
die  Proklamation  vom  17.  Juni  bestätigte  und  es  für  den  Beruf 
der  Versammlung  erklärte,  die  souveräne  Macht  auszuüben  und 
dem  Land  eine  Verfassung  zu  geben.^) 

In  der  Sitzung  der  Vertreter  des  dritten  Standes  vom 
23.  Juni  erklärte  der  König  die  Konstituierung  zu  einer  National- 
versammlung für  nichtig  und  befahl  die  Trennung  nach  Ständen. 
Doch  ohne  diesen  Befehl  zu  beachten,  blieben  die  sämtlichen 
Abgeordneten  im  Saal,  nachdem  der  König  sich  zurückgezogen 
hatte.  Nach  der  berühmten  Antwort  von  Mirabeau  au  den 
Zeremonienmeister,  der  dem  königlichen  Befehl  gemäß  die  Auf- 
lösung der  Versammlung  forderte,  wurden  die  zwei  früheren 
Deklarationen  aufrechterhalten,  und  um  sie  zu  bestätigen,  wurde 


1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  529.  Trotzdem  änderten  die  Abgeordneten  des 
dritten  Standes  die  bestehende  Verfassung  und  rissen  die  souveräne  Gewalt 
an  sich. 

1)  Mirabeau,  1.  c,  p.  110. 

2)  «  L'assemblee  nationale,  considerant  qu'appelee  a  fixer  la  Constitution 
du  royaume,  operer  la  regeneration  de  l'ordre  public,  et  maintenii'  les  vrais 
principes  de  la  monarchie,  rien  ne  peut  empecher  qu'elle  ne  continue  ses  de- 
liberations  dans  quelque  lieu  qu'elle  soit  forcee  de  s'etablir,  et  qu'enfin  partout 
oü  ses  membres  sont  reunis,  lä  est  l'assemblee  nationale.  —  Arrete  que  tous 
les  membres  de  cette  assemblee  preteront,  ä  l'instant,  serment  solennel  de  ne 
Jamals  se  separer,  et  de  se  rassembler  partout  oü  les  circonstances  l'exigeront, 
jusqu'ä  ce  que  la  Constitution  du  royaume  soit  Stabile  et  affermie  sur  des  fonde- 
ments  solides,  et  que  ledit  serment  etant  pretö,  tous  les  membres,  et  chacun 
en  particulier,  confirmeront  cette  signature  par  leur  resolution  inebranlable.  » 
—  20  juin  1789. 
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in  einer  dritten  Deklaration  die  Unverletzlichkeit  der  Abgeord- 
neten behauptet.*)  Schon  am  Tag  vorher  hatte  sich  die  Majorität 
der  Greistlichkeit  und  hatten  sich  zwei  Vertreter  des  Adels  in 
der  Versammlung  eingefunden.  Am  24.  Juni  waren  151  Geist- 
liche und  47  Adlige  anwesend.  Der  König  gab  nach,  als  man 
seinem  Gebot  in  dieser  Weise  trotzte,  und  erlaubte  am  27.  Juni 
den  Vertretern  des  Adels  und  der  Geistlichkeit,  sich  der  National- 
versammlung anzuschließen. 

Nunmehr  ist  die  gesamte  Nation  durch  eine  einzige  Ver- 
sammlung vertreten.  Damit  ist  die  Schwierigkeit  überwunden,  die 
darin  bestand,  daß  die  Versammlung  des  dritten  Standes  nicht  aus 
Wahlen  des  ganzen  Volkes  hervorgegangen  war.  Nunmehr  müssen 
die  Politiker  jener  Zeit  zu  der  vollen  üeberzeugung  gelangen,  daß 
die  eine  Versammlung  durch  die  Nation  berufen  sei,  ihren  Willen 
auszulegen  und  die  souveräne  Gev/alt  zu  üben.  Uad  damit  scheint 
die  Gewalt,  welche  die  Nationalversammlung  sich  beilegt,  in 
Einklang  gebracht  mit  der  Lehre  von  der  Volkssouveränität. 

Die  Lehre  vom  allmächtigen,  vom  unveräußerlichen  Gemein- 
willen, die  Lehre  vom  souveränen  Volk  dringt  jetzt  vor  wie 
eine  Hochflut,  die  alles  in  ihre  Strömung  mit  sich  reißt.  „Die 
Souveränität  liegt  ihrem  Wesen  nach  beim  Volk,"  sagt  die  Er- 
klärung der  Menschenrechte.  „Keine  Körperschaft,  kein  einzelner 
Mensch  kann  eine  Gewalt  ausüben,  die  nicht  von  der  Nation 
herstammt."  —  „Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  Gemeinwillens. 
Alle  Bürger  haben  das  Recht,  persönlich  oder  durch  ihre  Ver- 
treter an  der  Gesetzgebung  mitzuwirken."^) 

^)  Arch.  pari.  VIII,  p.  146  et  147.  Vgl.  dort  auch  die  Reden  von  Barnave 
und  Sieyes. 

^)  Declaration  des  droits  de  riiomme  et  du  citoyen,  26  aoüt  1789,  art.  3: 
«  Le  principe  de  toute  souverainete  reside  essentiellement  dans  la  nation.  Nul 
Corps,  nul  individu  ne  peut  exercer  d'autorite  qui  n'en  emane  expressement.  » 
Art.  6 :  «La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale.  Tous  les  citoyens  ont 
le  droit  de  concourir,  personnellement  ou  par  leurs  representants,  ä  sa  forma- 
tion. »  —  Acte  constitutionnel  sur  les  pouvoirs  publics,  1  octobre,  3  novembre 
1789,  art.  1.  —  Constitution  du  3  septembre  1791,  titre  III,  art.  1:  «La  sou- 
verainete est  une,  indivisible,  inalienable  et  imprescriptible ;  eile  appartient 
ä  la  nation :  aucune  section  du  peuple  ni  aucim  individu  ne  peut  s'en  attribuer 
l'exercice.  »  —  Projet  d'ime  döclaration  des  droits  par  Lafayette,  11  juillet 
1789,  Aachives  parlementaires,   tome  VIII,  p.  222.  —  M.  l'abbe  de  Sieyes,  Pre- 
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Aus  der  Souveränität  des  Volks  wird  zu  allererst  und  von 
der  weit  überwiegenden  Mehrheit  die  Konsequenz  gezogen,  daß 
die  Nationalversammlung  berechtigt  sei,  aus  eigner  Autorität 
dem  Land  eine  Verfassung  zu  geben. ^)  Bald  aber  entsteht  eine 
Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  eine  solche  Verfassung  an 
sich  selber  bindend   sei  oder  der  Sanktion   des  Königs  bedürfe. 

Wie  kommt  es,  daß  man  dem  König  bei  der  Festsetzung 
der  neuen  Verfassung  eine  Rolle  zuweisen  will?  Dies  Verlangen 
wird  auf  den  ersten  Blick  widerspruchsvoll  erscheinen.    Entweder 

liminaire  de  la  Constitution.  Reconnaissance  et  exposition  raisonnee  des  droits 
de  l'homme  et  du  citoyen,  21  juillet  1789,  1.  c,  p.  260  et  art.  28,  p.  261.  —  Projet 
contenant  les  premiers  articles  de  la  Constitution,  27  juillet  1789,  1.  c,  p.  285, 
chap.  prämier,  art.  11.  —  Projet  de  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du 
citoyen  par  M.  Mounier,  27  juillet  1789,  art.  3,  1.  c,  p.  289.  —  M.  Creniere, 
1  aoüt  1789,  1.  c,  p.  319.  —  Analyse  des  idees  principales  sur  la  reconnaissance 
des  droits  de  rhomme  en  societe  par  M.  Thouret,  1  aoüt  1789,  1.  c,  p.  326, 
art.  VI.  —  Projet  de  declaration  des  droits  par  M.  Gouges-Carton,  12  aoüt 
1789,  1.  c,  p.  429,  art.  17.  —  M.  Mounier,  21  aoüt  1789,  1.  c,  p.  463.  —  Articles 
proposes  pour  entrer  dans  la  declaration  des  droits  par  M.  de  Boislandry, 
art.  46,  1.  c,  p.  469.  —  M.  Pison  du  Galan,  M.  le  marquis  de  Sillery,  M.  Roussier, 
28  aoüt  1789,  1.  c,  p.  506  et  507.  —  M.  Rhedon,  29  aoüt  1789,  1.  c,  p.  509.  — 
M.  le  comte  de  Lally-ToUendal,  31  aoüt  1789,  1.  c,  p.  515,  521.  —  Sieyes,  Qu'est- 
ce  que  le  Tiers  Etat  ?  1789,  chap.  V,  p.  57.  —  Deymes,  Les  doctrines  politiques 
de  Robespierre,  1907,  p.  12.  —  Briot,  Du  mandat  legislatif  en  France,  1905, 
p.  35. 

^)  Allerdings,  wer  an  der  Volkssouveränität  festhält,  die  Nationalversamm- 
lung aber  nicht  als  die  regelrechte  Vertreterin  der  Nation  betrachtet,  der  muß 
zu  der  Ansicht  gelangen,  daß  eine  neue  Vertretung  des  Volkes  zu  bilden  und 
zu  berufen  sei,  um  die  Verfassung  festzusetzen:  « Comme  la  representation 
actuelle  n'est  pas  rigoureusement  conforme  ä  ce  qu'exige  une  teile  nature  de 
pouvoir,  les  representants  declarent  que  la  Constitution  qu'ils  vont  donner  ä 
la  nation,  quoique  provisoirement  obligatoire  pour  tous,  ne  sera  definitive  qu'apres 
qu'un  nouveau  pouvoir  constituant,  extraordinairement  convoque  pour  cet 
unique  objet,  lui  aura  donne  un  consentement  que  reclame  la  rigueur  des  prin- 
cipes. »  Sieyes,  21  juillet  1789.  Preliminaire  de  la  Constitution.  Reconnaissance 
et  exposition  raisormee  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen.  Preambule, 
Arch.  pari.  VIII,  p.  256.  Cf.  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat  ?  1789,  p.  87.  Malouet 
will  das  Werk  der  Verfassung  zwar  der  Nationalversammlung  anvertrauen, 
hierauf  aber  einem  Referendum  unterwerfen,  29.  August  1791,  Arch.  pari. 
XXX,  p.  43,  64.  —  Cf.  opinion  de  M.  de  Ferrieres  sur  la  Situation  presente  du 
roi  et  du  royaume,  13  juillet  1791,  Arch.  pari.  XXWII,  p.  248.  —  Opinion  de 
M.  de  Rully  sur  la  nouvelle  Constitution.    Annexes,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  503. 
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—  SO  wird  vielleicht  mancher  einwerfen  —  wird  der  alte 
Staat  aufrechterhalten,  dann  kann  nur  der  König  die  Verfassung 
ändern.^)  Oder  man  gründet  sich  auf  die  Souveränität  des 
Volks;  dann  ist  nicht  verständlich,  warum  neben  der  I^ational- 
versammlung  noch  die  Krone  als  eine  zweite,  ihr  koordinierte 
Gewalt  an  der  Verfassung  mitwirken  soll.  Sehen  wir  näher  zu, 
ob  dieser  Einwand  gerechtfertigt  ist: 

Der  Vorkämpfer  für  die  königliche  Sanktion  ist  Mounier. 
Aber  seine  Lehre  ist  hier  auszuscheiden.  Denn  sie  ist  nicht  so 
zu  deuten,  als  ob  die  Verfassung  durch  eine  gleichmäßige  Mit- 
wirkung von  König  und  Volk  zustande  käme.  Das  Verhältnis 
darf  nicht  so  gedacht  werden,  als  ob  das  Volk  aus  eigner 
Autorität  eine  Verfassung  aufstellte  und  der  König  sie  aus 
eigner  Autorität  bestätigte.  Mounier  ist  logischer.  Für  ihn 
gibt  es  auch  jetzt  nur  eine  Autorität  im  Staate,  die  der  Krone. 
Mounier  hält  die  alte  Verfassung  aufrecht.  Der  König  hat  die 
Stände  um  sich  versammelt,  nicht  um  ihren  Machtspruch  zu 
hören,  sondern  nur  um  ihren  Rat  einzuholen.  Sie  sollen  ihm 
ihre  i\Ieinung  darüber  kundgeben,  wie  den  alten  Uebelständen 
abzuhelfen  sei.  Sie  sollen  ihm  eine  Verfassung  vorschlagen.  Ob 
er  sie  annimmt,  ob  er  ihr  Eechtswirksamkeit  beilegt,  steht  nur 
bei  ihm.  Doch  hat  er  eine  moralische  Verpflichtung  —  ein 
andrer  Charakter  kann  dieser  Verpflichtung  in  logischer  Kon- 
sequenz der  Lehre  nicht  gegeben  werden  — ,  dem  Volke  durch 
eine  Verfassung  weitgehende  Freiheiten  zu  gewähren .  nachdem 
er  es  einmal   zur  Freiheit   aufgerufen  hat.^)     Diese  Theorie  von 


^)  Früiier  allerdings  konnten  Reiclisgrundgesetze  nvir  mit  Einwilligung 
der  drei  Stände  erlassen  und  abgeändert  werden;  aber  seit  1614  wurden  die 
Stände  nicht  mehr  berufen. 

-)  «  Plusieurs  de  ceux  qui  reconnaissent  la  necessite  de  la  sanction  du  mo- 
narque  pour  toutes  les  lois,  pretendent  qu'on  ne  doit  pas  la  demander  pour 
la  Constitution.  Tis  se  fondent  sur  une  supposition  metaphysique  ;  ils  disent 
que  l'assemblee  actuelle,  etant  une  «  Convention  Nationale  »  pour  fixer  la  Con- 
stitution, exerce  tous  les  droits  du  peuple  fran9ais,  et  qu'elle  doit  regier  tous 
les  pouvoirs,  sans  que  le  consentement  du  prince  soit  necessaire.  —  Voici  mes 
reflexions  sm-  ce  sujet.  J'ignore  pourquoi  on  se  plait  ä  considerer  une  nation  comme 
une  societe  sans  gouvernement,  sans  lois,  sans  magistrats,  et  enfin  comme  un 
Corps  desorganise ;  j'ignore  poiu'quoi  on  cite  des  hypotheses  chimeriques,  car 
vingt-quatre  millions  d'hommes  ne  peuvent  etre  reunis  dans  une  seule  assemblee; 


70  Drittes  Kapitel 

Mounier  muß  zu  der  Konse(iuenz  führen,  daß.  wenn  der  König 
dem  Land  eine  Verfassung  gibt  und  dadurch  seine  Macht  be- 
schränkt, dies  nur  eine  widerrufliche  Schenkung,  ein  Prekarium 
bedeutet.  So  taucht  schon  jetzt  der  Gedanke  auf,  welcher  der 
späteren  Theorie  Ludwigs  XVIII.  zugrunde  liegt,  der  Theorie 
von  der  freiwilligen  Gewährung  der  Verfassung  durch  den 
König.^) 


et  s'il  etait  possible  qu'ils  fussent  reunis,  je  demande  si  la  puissance  royale  une 
fois  etablie  cesserait  d'exister.  Un  peuple  en  Corps,  qui  ne  reconnaitrait  aucun 
chef,  serait  dans  les  convulsions  de  la  plus  horrible  anarchie.  —  Ainsi,  supposer 
que  l'assemblee  nationale  represente  nne  nation  sans  monarque,  une  societe 
naissante,  est  vraiment  une  supposition  absurde.  Si  l'assemblee  nationale  est 
ce  qu'on  nomine  chez  les  Anglais  une  «  Convention  »,  il  faut  au  moins  reconnaitre 
qu'elle  a  ete  formee  pour  agir  de  concert  avec  le  Roi,  et  que  la  puissance  du 
monarque  qui  l'a  convoquee  existait  avant  eile  .  .  .  L'assemblee  nationale  de 
France  a  ete  convoquee  par  le  Roi.  La  nation  n'a  jamais  eu  le  dessein  de  porter 
atteinte  aux  veritdbles  principes  de  la  monarchie  ;  eile  a  voxdu  seulement  qri'on 
determinät  des  limites  pour  qu'elle  ne  dcgenere  pas  ä  Vavenir  en  puissance 
arhitraire.  Tous  les  deputes  trouvent  ä  cet  egard  leurs  devoirs  ecrits  dans  les 
mandats.  II  leur  est  recommande  de  joindre  leurs  efforts  ä  ceux  du  prince  pour 
retablir  sur  des  bases  solides  la  felicite  generale  .  .  .  S'il  est  vrai  que  jusqu'ä 
ce  jour  on  ait  pu  dire  que  le  peuple  fran9ais  n'avait  point  de  Constitution,  on 
ne  doit  pas  cependant  le  considerer  comme  depourvu  de  tout  gouvernement. 
VassemhUe  nationale  est  chargee  par  ses  commettants  de  faire  respecter 
Vaiitoriff"  du  Roi.  Si  eile  avait  le  droit  de  fixer  la  Constitution,  sans  qu'il  y  prit 
aucune  part,  il  faudrait  en  conclure  qu'elle  axu-ait  le  droit  de  disposer  ä  son  gre 
de  toutes  les  prerogatives  de  la  Couronne  ...  Je  suis  loin  de  comparer  l'influence 
qui  peut  appartenir  au  Roi  sur  la  Constitution,  avec  celle  qui  doit  lui  etre 
reservee  sur  les  lois.  II  j)eut  refuser  des  lois  sans  en  expliquer  les  motifs,  tandis 
qu'il  n'aiu-ait  pas  le  dioit  de  defclarer  qu'il  s'oppose  ä  l'etablissement  d'une 
Constitution ;  car,  apres  avoir  appele  ses  sujets  ä  la  liberte,  il  ne  peut  dire :  Je 
ne  veux  pas  qu'ils  soient  übres.  Je  soutiens  seulement  qu'etant  Interesse  ä  la 
Constitution,  etant  charge  de  la  faire  observer,  ayant  un  ponvoir  anterieur 
qu'elle  doit  regier,  et  non  pas  detruire,  il  est  necessaire  qu'il  la  signe  et  la  ratifie. 
S'il  trouvait  dans  quelques  articles  de  grands  inconvenients,  il  pourrait  demander 
qu'ils  fussent  changes  ;  et  les  representants  verraient  ä  leur  tour  si  les  change- 
ments  exiges  ne  compromettraient  point  la  liberte  publique.  »  5  septembre 
1789,  Arch.  pari.,  tome  ^T^II,  p.  587.  Cf.  Mounier,  Siu-  les  causes  qui  ont  em- 
peche  les  Fran9ais  de  devenir  libres,  1792,  cliap.  VIII,  XVII. 

^)  Ludwig  XVIIl.  sagt  am  Ende  der  Einleitxmg  zur  Chart«:  «  Xous  avons 
volontairement,  et  par  le  libre  exercice  de  notre  autorite  royale,  accorde  et 
accordons,  fait  concession  et  octroi  ä  nos  sujets,  tant  pour  nous  que  pour  nos 
successeurs,  et  ä  toujoiu:s  de  la  Charte  constitutionnelle.  » 
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Der  Gedanke  von  Mounier,  daß  nur  der  König  eine  Ver- 
fassung für  Frankreich  geben  könne,  findet  eine  groie  Zahl  von 
Anhängern.  Am  14.  September  hat  der  König  die  ihm  von  der 
Nationalversammlung  vorgelegte  Verfassung  beschworen.  Eine 
große  Zahl  von  ^abgeordneten  erklärt  am  15.  September  diese 
Annahme  der  Verfassung  durch  den  König  als  ungültig,  da  er 
zu  dieser  Annahme  gezwungen  worden  sei.  „Und  selbst  wenn 
diese  Annahme  eine  völlig  freie  Tat  wäre,"  so  fügen  sie  hinzu, 
„würde  sie  nur  unsern  Schmerz  vermehren,  ohne  göttliche  und 
politische  Prinzipien  zu  ändern,  die  kein  König  von  Frankreich 
aufzuheben  vermag  und  die  jeder  getreue  Untertan  mit  Hart- 
näckigkeit verteidigen  soll."^) 

Die  Lehre,  daß  der  König  und  die  Nationalversammlung  als 
zwei  sich  bindende,  als  zwei  koordinierte  Gewalten  an  der  Verfassung 
mitzuwirken  haben,  kann  von  der  herrschenden  Theorie  aus  be- 
gründet werden,  aber  nur  auf  eine  einzige  Art.  Malouet  hat  diese 
Begründung  unternommen:  Das  Verhältnis,  sagt  er,  ist  nicht  derart, 
daß  der  König  dem  Volk,  vertreten  durch  seine  Nationalversamm- 
lung, gegenübersteht.  Das  Volk  allein  gibt  die  Verfassung.  Beide 
Faktoren,  die  Nationalversammlung  und  der  König,  sind  ihm  unter- 
geordnet, sind  die  Interpreten  seines  Willens.  Wenn  die  National- 
versammlung über  den  Volkswillen  irrt,  so  soll  der  König  den 
wahren  Volkswillen  durchsetzen,  indem  er  sein  Veto  einlegt  und 
das  Volk  aufruft,  seinen  Willen  kundzutun.  Wenn  umgekehrt  der 
König  irrt  und  dem  Allgemeinwillen  zuwider  einen  Beschluß  der 
Nationalversammlung  hindern  will,  so  kann  das  Volk  ihn  zum 
Nachgeben  zwingen,  indem  es  seine  Abgeordneten  veranlaßt,  bei 
den  früheren  Beschlüssen  zu  verharren.  Der  König,  in  seiner 
bloßen  Eigenschaft  als  Interpret  des  Volkswillens,  muß  sein  Veto 
immer  zurückziehen,  wenn  festgestellt  ist,  daß  die  National- 
versammlung den  Gemeinwillen  getreuer  auslegt  als  er  selbst. 
Sein  Veto  ist  suspensiv.  ^)    Malouet  kommt  also  nicht  in  Wider- 

^)  Declaration  d'une  partie  des  deputes  aux  Etats  generaiix  de  France, 
sur  l'acceptation  donnee  par  le  roi  ä  l'acte  constitutionnel,  15  septembre  1791, 
Arch.  pari.,  tome  XXX,  p.  674. 

2)  1  septembre  1789,  Arch.  pari.,  tome  VIII,  p.  537:  «Je  reponds,  Mes- 
sieurs, qu'iin  monarque  n'a  ni  le  droit  ni  le  pouvoir  d'empecher  un  peuple  qiii 
veut  une  Constitution  de  la  faire.     II  n'y  a  point  de  veto ;  point  d'obstacle  ä 
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Spruch  mit  der  Volkssouveränität.  Der  Zwiespalt  wird  dadurch 
gelöst,  daß  der  König  selber  zum  Volksvertreter  wird. 

Allein  die  Lehre  von  Maloüet  befindet  sich  weit  abseits  von 
dem  großen  Gedankenstrom,  der  die  Nationalversammlung  durch- 
zieht. Diese  Versammlung  hält  sich  allein  für  berufen,  den  Volks- 
willen auszulegen.  Sie  verleiht  dem  König  seine  Macht ;  sie  steht 
über  ihm.  Sie  allein  kann  eine  Verfassung  beschließen.  Wir 
haben  hier  das  vollkommene  Gegenspiel  der  Lehre  vonMouuier: 
„Ob  die  Verfassung  in  Kraft  tritt,"  sagt  Robespierre,  „hängt 
einzig  ab  vom  Willen  der  Nation  —  und  damit  meint  er  den 
Willen  der  Nationalversammlung  — .  Kein  Mensch,  keine  Ge- 
walt ist  berechtigt,  ihrem  souveränen  Willen  zu  widersprechen 
oder  Hindernisse  zu  bereiten.  Das  Schicksal  der  Verfassung 
ist  unabhängig  von  dem  Willen  Ludwigs  XVI.  Diesen  Grund- 
satz hat  die  Versammlung  als  über  alle  Zweifel  erhaben  bereits 
anerkannt. "  ^)  ^) 

Der  Gedanke  wurde  siegreich  durchgesetzt : 
In   einem   Schreiben   vom   13.  September  1791  erklärte    der 
König,  die  von  der  Nationalversammlung  beschlossene  Verfassung 
vom  3.  September  1791  anzunehmen:    „Ich  habe  die  Verfassung 

une  Constitution  demandee  par  la  nation  ;  mais  s'ü  arrivait  que  les  representants 
en  adoptassent  une  evidemment  contraire  ä  la  volonte  et  ä  l'interet  general, 
ne  doutons  pas  alors  que  le  chef  de  la  nation  n'ait  le  droit  de  suspendre  une 
teile  Constitution,  d'en  appeler  au  peuple,  et  de  lui  demander  de  manifester 
sa  volonte  expresse  par  de  nouveaux  representants.  —  Tel  est,  ä  mon  avis.  le 
seul  droit  de  veto  que  le  monarque  puisse  exercer  sur  la  Constitution.  II  ne  la 
sanctionne  pas  comme  vme  loi  particuliere  ;  mais  s'il  la  trouve  teile  que  la  nation 
la  desire,  il  l'accepte,  y  souscrit,  et  en  jure  l'observation.  S'ü  la  trouve  contraiie 
aux  voeux  et  aux  interets  du  peuple,  il  peut,  il  doit  refuser  de  l'accepter, 
jusqu'a  ce  que  la  nation  explique  de  nouveau  sa  volonte  souveraine,  car  eile  a 
toujours  dans  la  personne  de  son  chef,  le  plus  auguste,  le  plus  autorise  de  ses 
representants.  » 

^)  1  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  138.  —  Cf.  M.  le  comte  de  Crillon, 
28  mai  1789,  Arch.  pari.,  tome  VIII,  p.  55.  —  Projet  de  declaration  des  di-oits 
de  l'homme  et  du  citoyen  par  M.  Moimier,  Preambule,  1.  c,  p.  289.  —  M.  Creniere, 
1  aoüt  1789,  1.  c,  p.  319.  —  Deymes,  Les  doctrines  poUtiques  de  Robespierre, 
1907,  p.  140.  —  Cajac,  De  la  distinction  des  lois  constitutionnelles  et  des  lois 
ordinaires,   1903,  p.  135. 

^)  Maiu-y  gibt  dem  König  den  traurigen  Namen  eines  «  grand  pensiormaii-e 
du  royaume  ».     M.  l'abbe  Maury,  25  octobre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  30. 
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aufmerksam  geprüft,  welche  mir  zur  Annahme  vorgelegt  worden 
ist  —  sagt  der  König  — .  Ich  nehme  die  Verfassung  an  und 
werde  sie  vollziehen  lassen.  Diese  Erklärung  hätte  zu  andrer 
Zeit  genügen  können;  heute  bin  ich  es  der  Nation  und  mir  selber 
schuldig,  meine  Gründe  für  diese  Annahme  bekanntzugeben.  Ich 
hatte  nur  einen  Gedanken  —  so  heißt  es  weiter  — ,  mich  von 
allen  Parteikämpfen  zurückzuziehen  und  den  wahren  Willen  der 
Nation  zu  ergründen.  —  Heute  ist  mir  der  Wille  der  Nation 
nicht  mehr  zweifelhaft.  Er  hat  sich  mir  dadui-ch  geoffenbart, 
daß  die  Nation  euer  Werk  gebilligt  und  die  Aufrechterhaltung 
der  monarchischen  Regierung  gewünscht  hat.  —  Ich  erkläre^ 
davon  unterrichtet  zu  sein,  daß  die  große  Mehrheit  der  Nation 
die  Verfassung  billigt.  Ich  verzichte  auf  die  eigne  Mitwirkung 
an  diesem  Werk,  die  ich  zuerst  gefordert  habe.  Und  da  ich  nur 
der  Nation  verantwortlich  bin,  so  kann  niemand  sich  über  diesen 
meinen  Verzicht  beklagen."^) 

Am  14.  September  1791  leistete  der  König  in  der  National- 
versammlung folgenden  Schwur  auf  die  Verfassung:  „Ich  be- 
stätige feierlich,  daß  ich  die  Verfassung  angenommen  habe.  Ich 
schwöre  deshalb,  der  Nation  treu  zu  sein,  alle  Macht,  die  mir 
übertragen  wird,  zu  dem  Zweck  zu  verwenden,  um  die  von  der 
Nationalversammlung  beschlossene  Verfassung  aufrechtzuerhalten 
und  um  die  Gesetze  vollziehen  zu  lassen."  2)  Der  König  schwur 
diesen  Eid  stehend  vor  den  Abgeordneten,^)  und  diese  nahmen 
ihre  Sitze  ein,  um  den  Eid  im  Namen  der  Nation  entgegen- 
zunehmen. 

Damit  war  in  unzweifelhafter  Weise  zum  Ausdruck  gebracht,, 
daß  die  Nation  und  ihre  Vertreterin,  die  Nationalversammlung, 
die  souveräne  Macht  besitze,  daß  der  König  ihr  untergeordnet 
sei,  von  ihr  seine  Macht  empfange  und  daß  es  dieserhalb  der 
Nationalversammlung  allein  zustehe,  eine  Verfassung  zu  beschließen. 
Nun  wird  man  vielleicht  fragen:  Warum  verlangte  man  von  Lud- 
wig XVI.  die  Erklärung,  daß  er  die  Verfassung  annehme,  da 
doch    ihre   Geltung  von  seinem  Willen    unabhängig  war?    Dies 

1)  Arch.  pari.  XXX,  p.  620  et  621. 

2)  Arch.  pari.,  tome  XXX,  p.  635. 

^)  Mit  Ausnahme  der  letzten  Formel,  die  den  Gesetzesvollzug  zum  Gegen- 
stande hat. 
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Latte  einen  doppelten  Grund.  Der  König  sollte  zunächst  Ver- 
zicht leisten  auf  die  Rechte,  die  er  und  seine  Vorgänger  be- 
hau})tet  hatten,  mochten  es  auch  nicht  wirkliche,  nur  eingebildete 
Rechte  sein.  Damit  sollte  jeder  Streit  zwischen  König  und  Volk 
um  die  Souveränität  beigelegt  werden.  ^)  Und  weiter,  die  Erklärung 
Ludwigs  XVI.  bedeutete  nicht  nur  die  Annahme  der  Verfassung, 
sondern  vor  allem  die  Annahme  der  Stellung,  welche  die  neue 
Verfassung  ihm  zudachte.  Das  Volk  bot  dem  König  eine  sehr 
beschränkte  exekutive  Gewalt  und  erwartete  seine  Antwort,  ob 
er  sie  bekleiden  wolle.  „Nicht  die  Verfassung  legen  wir  Lud- 
wig XVI.  zur  Prüfung  vor,"  sagte  Robespierre, ^j  „sondern  nur 
die  Frage:  Wollt  Ihr  König  der  Franzosen  sein?"  Und  Lud- 
wig XVI.  sagte  zu.  Er  nahm  den  Thron  an.  welchen  die  Nation 
ihm  schenkte.  ^) 

^)  Will  man  sich  auf  den  Standpunkt  von  Locke  stellen,  so  wird  man  sagen 
müssen,  daß  der  Vertrag  zwischen  Volk  und  König,  den  das  Volk  nicht  einseitig 
auflösen  konnte,  nimmehr  durch  beiderseitiges  Einverständnis  aufgehoben  wurde. 

2)  1  septembre  1791,  Arch.  pari.,  tome  XXX,  p.  138. 

^)  Decret  du  1  septembre  1791,  propose  par  M.  Briois-Beaumetz,  1.  c, 
p.  137,  141 :  «  Si  le  roi  se  rend  au  voeu  des  Fran9ais  en  adoptant  l'acte  constitu- 
tionnel,  ü  sera  prie  d'indiquer  le  jour  et  de  regier  le  ceremonial  dans  lequel  il 
prononcera  solennellement,  en  presence  de  l'Assemblee  nationale,  Vacceptation 
de  la  royautc  constitutionnelle  et  Vengagement   ä^en  remplir  les  fonctions.  » 
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Die  Menschenrechte 

Das  Volk  ist  souverän.  AVelches  ist  aber  die  Natur  dieser 
souveränen  Gewalt?  Beherrscht  sie  das  Leben  der  Menschen 
in  allen  seinen  Richtungen?  Gibt  es  kein  Gebiet  menschlicher 
Freiheit,  welches  der  Staatsgewalt  verschlossen  bleibt?  Hat  die 
souveräne  Gewalt  keine  Schranken? 

Man  vergegenwärtige  sich  den  Gedankengang  von  Rousseau. 
AVenn  alle  sich  zum  Staat  zusammenfinden,  so  geschieht  es  des- 
halb, weil  alle  ein  gemeinsames  Interesse  und  deshalb  auch  einen 
übereinstimmenden  Willen  haben.  Ergreift  nun  dieses  gemein- 
same Interesse  alle  Lebensbeziehungen?  Fahren  die  einzelnen 
jederzeit  besser,  wenn  sie  mit  vereinter  Kraft  ihre  Zwecke  er- 
streben? Oder  gibt  es  nicht  Zwecke,  deren  Verfolgung  natur- 
gemäß der  Initiative  und  der  Tätigkeit  der  einzelnen  verbleiben 
muß?  Diese  Frage  bedarf  keiner  Entscheidung.  Es  hat  keinen 
Sinn,  der  souveränen  Gewalt  Grenzen  zu  ziehen,  ihr  den  Ueber- 
griff  in  eine  individuelle  Sphäre  zu  wehren.  Denn  die  souveräne 
Gewalt  ist  dargestellt  durch  den  Gemeinwillen.  Nur  wo  alle 
sich  eines  gemeinsamen  Interesses  bewußt  sind,  haben  sie  einen 
gemeinsamen  Willen.  Und  so  wird  die  souveräne  Gewalt  kraft 
ihres  ureignen  Wesens  nur  tätig,  wo  staatliches  Eingreifen  am 
Platze  ist,  wo  ein  Interesse  der  Gemeinschaft  besteht.  Die  staat- 
liche Gewalt  zieht  sich  automatisch  die  Grenzen  ihres  Wirkens. 
In  der  Theorie  von  Rousseau  ist  folglich  kein  Raum  für  ein 
System  von  Menschenrechten,  für  ein  System  von  Urrechten  der 
Bürger  gegen  den  Staat. 

Ist  man  sich  über  diese  Argumentation  klar,  so  wird  man 
keinen  Widerspruch    in    den   verschiedenen    Stellen    des   Contrat 
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Social  entdecken ,  welche  diese  Fragen  behandeln.  Rousseau 
sagt  einmal ,  der  Souverän ,  der  sich  aus  den  einzelnen  Bürgern 
zusammensetze,  könne  kein  Interesse  haben,  das  dem  ihrigen 
widerspreche ;  die  einzelnen  l)edürften  daher  keiner  Garantie 
gegen  den  Souverän,  denn  es  sei  unmöglich,  daß  der  Körper 
seinen  Gliedern  schaden  wolle.^)  Das  ist  der  Grundgedanke. 
Der  Souverän  tut  nur  den  Willen  der  Bürger.  Ein  gemein- 
samer Wille  bildet  sich  aber  nur,  wenn  die  Bürger  ein  gemein- 
sames Interesse  konstatieren,  wenn  ihnen  staatliche  Regelung  an- 
gebracht erscheint.  Kommt  der  gemeinsame  Wille  zustande, 
greift  der  Souverän  handelnd  ein,  so  ist  damit  der  Beweis  ge- 
liefert, daß  die  Bürger  dieser  Ansicht  sind.  Und  so  kann  Rousseau 
an  andrer  Stelle  sagen,  daß  jeder  nur  den  Teil  seiner  Güter, 
seiner  Freiheit,  seiner  Macht  hingibt,  dessen  der  Staat  bedarf, 
daß  aber  der  Souverän  allein  über  dieses  Maß  entscheidet.^) 
Offenbar  steht  dem  Souverän  das  Urteil  über  die  Grenzen  staat- 
lichen Handelns  zu.  Denn  der  Gemeinwille  ist  der  Souverän. 
Ob  alle  vereint  handeln  sollen,  darüber  haben  alle  zu  entscheiden. 
Bildet  sich  ein  Gemeinwille,  so  ist  damit  ein  Ausspruch  aller 
Bürger  gegeben,  daß  eine  gemeinsame,  eine  staatliche  Angelegen- 
heit vorliege.  Der  Satz  von  Rousseau,  daß  der  Souverän  allein 
über  die  Grenzen  staatlicher  Tätigkeit  bestimme,  bedeutet  nicht 
die  Verleihung  einer  Kompetenz  an  den  Gemeinwillen,  sondern 
eine  Erkenntnis  über  den  Inhalt,  welchen  der  Gemeinwille  hat. 
Dieser  Satz  bedeutet  nicht,  daß  der  Souverän  das  Recht  haben 
soll,  die  staatliche  Kompetenz  zu  umschreiben ;  er  bedeutet,  daß 
der  Gemeinwille  den  Beschluß  aller  Bürger  in  sich  begreift,  eine 
Angelegenheit  als  eine  staatliche  zu  behandeln.  Das  Charakte- 
ristische des  ganzen  Systems  liegt  immer  darin,  daß  der  Herrscher 
und  die  Beherrschten  die  gleiche  Person  sind.    Daraus  erklären 


^)  Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  VII :  «  Le  sou verain,  n'etant  forme  que  des 
particuliers  qui  le  composent,  n'a  ni  ne  peut  avoir  d'interet  contraiie  au  leur; 
par  consequent,  la  puissance  souveraine  n'a  nul  besoin  de  garant  envers  les 
Sujets,  parce  qu'il  est  impossible  que  le  corps  veuille  nuü-e  ä  tous  ses  membres.  » 

^)  Livre  II,  chap.  IV :  «  On  convient  que  tout  ce  que  chacun  aliene,  par 
le  pacte  social,  de  sa  puissance,  de  ses  biens,  de  sa  liberte,  c'est  seulement  la 
partie  de  tout  cela  dont  l'usage  Importe  ä  la  communaute  ;  mais  il  faut  couvenir 
aussi  que  le  souverain  seul  est  juge  de  cette  importance.  » 
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sich  alle  Eigentümlichkeiten.  Rousseau  fügt  zu  diesen  Deduk- 
tionen nichts  Neues  hinzu,  wenn  er  erklärt,  daß  der  Souverän 
die  Bürger  nicht  in  unnötiger  Weise  beschränken,  daß  er  dies 
nicht  einmal  wollen  könne.^) 

Mit  dieser  Theorie  steht  es  im  Einklang,  wenn  Rousseau 
dem  einzelnen  eine  Sphäre  freier  Betätigung  nur  zuschreibt,  so- 
weit der  Gemeinwille  nicht  eingreift.  Die  Bürger  handeln  frei, 
soweit  sie  nicht  selbst  beschließen,  gemeinsam  zu  handeln.^) 

Es  ist  wieder  das  gleiche  Schauspiel,  das  uns  früher  be- 
gegnete. Das  System  von  Rousseau  ist  in  sich  konsequent. 
Nur  ruht  es  immer  auf  dem  gleichen  unsicheren  Grunde,  auf 
dem  Begriff  des  Gemeinwillens,  der  in  sich  selber  nicht  zu- 
sammenhält. 

Die  Argumentation  von  Rousseau  führt  zu  dem  Schluß,  daß 
die  Bürger  ein  Recht  auf  eine  Sphäre  freier  Betätigung  gegen- 
über dem  Staat  nicht  besitzen.  Diesen  Satz  stützt  Rousseau 
noch  mit  andern  Gründen.  Wenn  den  einzelnen  ein  bestimmtes 
Maß  an  Freiheit  verbliebe,  so  würden  sie  diesen  Vorzug  in  ver- 
schiedener Weise  ausnutzen.  Es  wäre  Ungleichheit  geschaffen.*) 
Bestände  dies  Privileg  zum  Beispiel  in  der  Sicherung  des  Eigen- 
tums, so  hätten  nur  diejenigen  den  Vorteil  von  dieser  Regelung, 
welche  Eigentum  in  Besitz  hätten.  Der  Gesellschaftsvertrag  aber 
beruht  auf  dem  Prinzip  gleicher  Behandlung  der  Genossen. 
Keiner  hätte  Grund,  ihn  einzugehen,  wenn  er  durch  ihn  zurück- 
gesetzt würde,  seine  Interessen  nicht  als  denen  der  andern  gleich- 

^)  L.  c. :  «Tous  les  Services  qu'un  citoyen  peutrendre  ä  l'Etat,  il  les  lui  doit 
sitot  que  le  souverain  les  demande  ;  mais  le  souverain,  de  son  cote,  ne  peut 
charger  les  sujets  d'aucune  chaine  inutile  ä  la  communaute  :  il  ne  peut  pas  meme 
le  vouloir ;  car,  sous  la  loi  de  raison,  rien  ne  se  fait  sans  cause,  non  plus  que 
sous  la  loi  de  natiu"e.  » 

^)  L.  c.  «  On  voit  par  lä  que  le  pouvoir  souverain,  tout  absolu,  tout  sacre, 
tout  inviolable  qu'il  est,  ne  passe  ni  ne  peut  passer  les  bornes  des  Conventions 
generales,  et  que  tout  homme  peut  disposer  pleinement  de  ce  qui  lui  a  ete  laisse 
de  ses  biens  et  de  sa  liberte  par  ses  Conventions.  » 

3)  Livre  I,  chap.  VI. :  «  Les  clauses,  bien  entendues,  se  reduisent  toutes 
ä  une  seule :  savoir,  l'alienation  totale  de  cliaque  associe  avec  tous  ses  droits 
a  toute  la  communaute  :  car,  premierement,  chacun  se  donnant  tout  entier, 
la  condition  est  egale  pour  tous  ;  et  la  condition  etant  egale  pour  tous,  nul  n'a 
int«ret  de  la  rendre  onereuse  aux  autres.  » 
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wertig  gewahrt  sähe.  —  Eine  zweifelhafte  Argumentation.  — 
Weiter,  wenn  zwischen  individueller  und  staatlicher  Tätigkeit 
eine  Schranke  aufgerichtet  wäre,  so  würde  immer  wieder  Streit 
entbrennen  über  die  Abgrenzung  der  Kompetenzen.  Einen 
Richter  aber,  der,  über  dem  einzelnen  Bürger  und  dem  Staat 
erhaben,  beide  zum  Frieden  zwänge,  gäbe  es  nicht.  Und  so 
würde  der  Naturzustand,  das  Zeitalter  des  Krieges,  nicht  be- 
endet sein.  Der  Gesellschaftsvertrag  hätte  seinen  Zweck  ver- 
fehlt.^) Und  endlich  ein  dritter  Grund:  Wollte  der  Souverän 
sich  zugunsten  der  einzelnen  beschränken,  so  könnte  er  dies  nur 
in  der  Weise,  daß  er  eine  Verpflichtung  mit  sich  selber  einginge. 
Und  das  wäre  widersinnig.  Deshalb  kann  es  keine  fundamen- 
talen Gesetze  geben,  welche  den  Souverän  binden.^)  Hier  wird 
man  vielleicht  einwenden:  Diese  Beschränkung  könnte  in  dem 
Gesellschaftsvertrage  selbst  enthalten  sein.  Ist  es  logisch 
möglich,  daß  die  einzelnen  sich  durch  ihn  der  Gemein- 
schaft hingeben,  so  ist  es  auch  denkbar,  daß  sie  diese  Unter- 
werfung nur  in  bestimmten  Grenzen  vollziehen.  Allein  diese 
Einwendung  ist  nicht  gerechtfertigt.  Man  vergilt,  daß  im  Sinne 
von  Rousseau  ein  Gesellschaftsvertrag  niemals  geschlossen  worden 
ist,  daß  der  Gedanke  des  Vertrages  nur  dazu  dienen  soll,  den 
ethischen  Grund  des  Staates  zu  kennzeichnen  und  als  das  staats- 
erzeugende Prinzip  die  Uebereinstimmung  der  Interessen  nach- 
zuweisen. Darüber  ist  früher  gehandelt  worden.  Als  reale 
Akte  treten  nicht  Gesellschaftsverträge,  sondern  nur  einzelne 
Beschlüsse  des  Gemeinwillens  in  die  Erscheinung.    Welchen  In- 

^)  L.  c. :  «  De  plus,  l'ali^nation  se  faisant  sana  reserve,  l'union  est  aussi 
parfaite  qu'elle  peut  l'etre,  et  nul  associe  n'a  plus  rien  a  reclamer :  car,  s'il 
restait  quelques  droits  aux  particuliers,  comme  il  n'y  aurait  aucun  superieur 
commun  qui  put  prononcer  contre  eux  et  le  public,  chacun,  etant  en  quelque 
point  son  propre  juge,  pretendrait  bientot  l'etre  en  tous ;  l'etat  de  nature  sub- 
sisterait,  et  Tassociation  deviendrait  necessairement  tyrannique  et  vaine.  » 

^)  Li  vre  I,  chap.  VII :  « II  faut  remarquer  que  la  deliberation  publique  .  .  . 
ne  peut .  .  .  obliger  le  souverain  envers  lui-meme,  et  que  par  consequent  il  est 
contre  la  nature  du  Corps  politique  que  le  souverain  s'impose  une  loi  qu'il  ne 
puisse  enfreindre.  Ne  pouvant  se  consid6rer  que  sous  un  seul  et  meme  rapport, 
11  est  alors  dans  le  cas  d'un  particulier  contractant  avec  soi-meme  ;  par  oü  Ton 
voit  qu'il  n'y  a  ni  ne  peut  y  avoir  nulle  espece  de  loi  fundamentale  obligatoire 
pour  le  Corps  du  peuple,  pas  meme  le  contrat  social.  » 
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halt  sie  haben  werden,  läßt  sich  nicht  vorher  sagen.  Es  hängt 
das  von  der  Auffassung  der  Bürger  über  ihre  Interessen  ab. 
Eine  prinzipielle,  für  immer  gültige  Beschränkung  des  Gemein- 
willens ist  daher  nicht  möglich. 

In  völlig  andrer  Weise  rau&  die  Frage  bei  Locke  ihre  Lösung 
linden.  Der  neue  und  folgenschwere  Gedanke  von  Rousseau  ist 
der,  daß  das  Volk  als  solches  einen  Willen  habe  und  demnach  die 
souveräne  Gewalt  besitze.  Das  Volk  hat,  als  Ganzes  betrachtet, 
bei  Locke  keinen  AVillen.  Es  muß  sich  demnach  einem  fremden 
AVillen  unterwerfen,  um  unter  Gesetzen  leben  zu  können.  Die 
einzelnen  übertragen  ihre  Gewalt  auf  einen  Herrscher  oder  auf 
eine  Ratsversammlung.  Genauer  gesagt,  sie  übertragen  ihre  Ge- 
walt zunächst  einer  Majorität,  und  diese  Majorität  setzt  alsdann 
die  Obrigkeit  ein.  Der  Wille  einer  Majorität  ist  aber  nicht  der 
Wille  des  Volkes,  sondern  einer  Mehrheit  von  einzelnen,  so  dal 
wir  wohl  behaupten  können,  daß  das  Volk  als  solches  bei  Locke 
nicht  willensfähig  ist. 

Bei  der  Gegensätzlichkeit,  welche  in  dieser  Art  entsteht 
zwischen  den  einzelnen  Bürgern  auf  der  einen  Seite  und  der 
Herrscherpersönlichkeit  auf  der  andern  Seite,  wird  die  Frage 
einer  Garantie  von  Freiheitsrechten  zu  einer  Lebensfrage.  Bei 
Rousseau  waren  die  Herrscher  und  die  Beherrschten  eins,  und 
deshalb  war  diese  Frage  dort  ohne  Bedeutung.  In  welchem 
Umfang  gewährt  nun  Locke  den  Bürgern  Freiheitsrechte,  und  wie 
rechtfertigt  er  sie? 

Die  Herrschergewalt,  sagt  Locke,  kann  nicht  willkürlich  aus- 
geübt werden.  Sie  ist  an  feste  Schranken  gebunden,  Sie  hat 
nur  einen  begrenzten  Inhalt.  „Denn  diese  Gewalt  ist  nichts 
andres  als  die  Vereinigung  all  der  Gewalten,  welche  die  ein- 
zelnen Genossen  der  Herrscherperson  überlassen  haben.  Diese 
Gewalt  kann  daher  nicht  größer  sein  als  die  Gewalt,  welche  die 
einzelneu  im  Naturzustand  besaßen,  noch  bevor  sie  sich  zur  Ge- 
sellschaft zusammenschlössen  und  ihre  Gewalt  vereinten.  Denn 
niemand  kann  einem  andern  mehr  Gewalt  übergeben,  als  er  selbst 
besitzt,  und  keiner  hat  eine  absolute  willkürliche  Gewalt  über 
sich  selbst  oder  über  einen  andern,  die  dahin  ginge,  sein  eignes 
Leben  zu  zerstören  oder  den  Nächsten  seines  Lebens  oder  seiner 
Güter  zu  berauben.     Ein  Mensch  kann   sich   nicht   der  willkür- 
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liehen  Gewalt  eines  andern  unterwerfen.  Das  ist  bewiesen 
worden.  Und  da  er  im  Naturzustand  keine  willkürliche  Gewalt 
über  Leben,  Freiheit  und  Güter  eines  andern  besitzt,  sondern 
nur  80  viel,  als  das  Naturgesetz  ihm  gegeben  hat,  um  sich  und 
seine  Mitmenschen  zu  erhalten,  so  ist  das  alles,  was  er  der  staat- 
lichen Gemeinschaft  und  auf  diese  Weise  dem  Gesetzgeber  über- 
trägt und  übertragen  kann,  so  daß  der  Gesetzgeber  keine  größere 
Gewalt  haben  kann  als  diese.  Der  Gesetzgeber  kann  niemals 
über  die  Grenzen  hinausgehen,  welche  ihm  durch  das  "Wohl  der 
Gemeinschaft  vorgezeichnet  sind.  Seine  Macht  hat  keinen  andern 
Zweck  als  die  Erhaltung.  Er  kann  daher  niemals  ein  Recht 
haben,  zu  zerstören,  zu  knechten  oder  absichtlich  die  Untertanen 
ärmer  zu  machen ;  die  auf  dem  Naturgesetz  ruhenden  Verpflich- 
tungen hören  in  der  Gesellschaft  nicht  auf;  sie  werden  nur  in 
vielen  Fällen  genauer  gefaßt  und  werden  durch  Strafdrohungen 
verstärkt,  welche  die  menschlichen  Gesetze  aussprechen.  So 
bleibt  das  Naturgesetz  aufrecht  als  eine  ewige  Norm  für  alle 
Menschen,  für  den  Gesetzgeber  wie  für  die  andern.  Die  Normen, 
die  der  Gesetzgeber  für  die  Handlungen  andrer  Menschen  auf- 
stellt, müssen,  wie  seine  eignen  Handlungen  und  die  der  andern, 
mit  dem  Naturgesetz  im  Einklang  stehen,  d.  i.  mit  dem  Willen 
Gottes,  den  das  Naturgesetz  verkündet.  Und  weil  das  Urgesetz 
der  Natur  auf  Erhaltung  der  Menschheit  geht,  so  kann  ein 
menschliches  Gesetz  nur  gut  und  verbindlich  sein,  wenn  es  nicht 
gegen  diesen  Zweck  verstößt."^) 

1)  Two  Treatises  of  Government,  1689,  Book  II,  chapter  XI,  Xo.  135: 
"The  legislative  is  not,  nor  can  possibly  be,  absolutely  arbitrary  over  the  lives 
and  the  fortunes  of  the  people.  For  it  being  but  the  Joint  power  of  every  member 
of  the  Society  given  up  to  that  person  er  assembly  which  is  legislator,  it  can 
be  no  more  than  those  persons  had  in  a  state  of  Nature  before  they  entered  into 
Society,  and  gave  it  up  to  the  Community.  For  nobody  can  transfer  to  another 
more  power  than  he  has  in  himself,  and  nobody  has  an  absolute  arbitrary  power 
over  himself,  or  over  any  other,  to  destroy  liis  OAvn  life,  or  take  away  the  Ufe 
or  property  of  another.  A  man,  as  has  been  proved,  cannot  subjet  himself  to 
the  arbitrary  power  of  another;  and  having,  in  the  state  of  Nature,  no  arbitrary 
power  over  the  life,  Uberty,  or  possession  of  another,  but  only  so  much  as  the 
law  of  Nature  gave  him  for  the  preservation  of  himself  and  the  rest  of  mankind, 
this  is  all  he  doth,  or  can  give  up  to  the  Commonwealth,  and  by  it  to  the  legis- 
lative power,  so  that  the  legislative  can  have  no  more  than  this.    Their  power 
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Diese  Lehre  ist  die  natürliche  Konsequenz  der  Gedanken 
von  Locke,  die  wir  früher  entwickelt  haben.  Die  Vernunft,  der 
göttliche  Wille  hat  dem  Menschen  als  Zweck  gesetzt,  sich  zu 
erhalten.  Die  Tätigkeit  des  Menschen  nach  diesem  Ziel  hin 
findet  nur  in  der  gleichberechtigten  Tätigkeit  der  Mitmenschen 
ihre  Schranke.  Verfolgt  aber  der  Mensch  den  Zweck  seiner  Er- 
haltung, so  wird  er  ihn  am  besten  dadurch  fördern,  daß  er  auch 
für  die  Erhaltung  seiner  Mitmenschen  besorgt  ist,  denn  er  ist 
auf  sie  angewiesen;  den  Zweck  der  Erhaltung  erstreben  die 
Menschen  besser  gemeinsam  als  gesondert.  Nach  dieser  Rück- 
sicht bestimmen  sich  die  Grenzen,  innerhalb  welcher  das  Natur- 
gesetz, die  Vernunft,  dem  Menschen  eine  Verfügungsmacht  über 
seine  Güter  zuerkennt.  Der  Mensch  ist  nur  insoweit  berechtigt, 
seine  Freiheit,  sein  Eigentum  und  seine  andern  Güter  hinzugeben, 
als  es  notwendig  ist,  damit  er  sich  selbst  und  seine  Mitmenschen 
erhalten  kann.  Das  Naturgesetz  läßt  in  diesen  Grenzen  die  Ver- 
äußerung der  Güter  an  die  Gemeinschaft  nicht  allein  zu;  es  ge- 
bietet sie,  denn  es  erstrebt  die  Erhaltung  des  menschlichen  Ge- 
schlechts. Das  Naturgesetz  fordert  den  Staatsvertrag,  heiligt  ihn, 
gibt  ihm  verbindliche  Kraft.  Aber  das  Naturgesetz  gibt  auch 
dem  Staatsvertrag  seine  Beschränkung.  Die  Majorität  erhält  Ge- 
walt über  die  einzelnen  nur  so  weit,  als  es  zur  Erhaltung  der 
einzelnen  notwendig  ist,  und  nur  zu  dem  Zweck,  um  die  ver- 
liehene Gewalt  der  Erhaltung  der  Genossen  dienstbar  zu  machen. 
Und  nur  mit  der  gleichen  Beschränkung  kann  die  Majorität  diese 
Gewalt  auf  einen  Herrscher  oder  eine  Ratsversammluug  übertragen. 
Ueberschreitet  der  Gewalthaber  die  Schranken,  welche   ihm  ge- 


in  the  utmost  bounds  of  it  is  limited  to  the  public  good  of  the  society.  It  is  a 
power  that  hath  no  other  end  but  preservation,  and  therefore  can  never  have 
a  right  to  destroy,  enslave,  or  designedly  to  empoverish  the  subjects ;  the  obli- 
gations  of  the  law  of  Nature  cease  not  in  society,  but  only  in  many  cases  are 
drawn  closer,  and  have,  by  human  laws,  known  penalties  annexed  to  them  to 
enforce  their  Observation.  Thus  the  law  of  Xature  Stands  as  an  eternal  rule  to 
all  men,  legislators  as  well  as  otliers.  The  rules  that  they  make  for  other  men's 
actions  must,  as  well  as  their  own  and  other  men's  actions,  be  conformable 
to  the  law  of  Nature — i.  e.,  to  the  will  of  God,  of  which  that  is  a  declaration, 
and  the  fundamental  law  of  Nature  being  the  preservation  of  mankind,  no 
human  sanction  can  be  good  or  valid  against  it." 

Recislob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  6 
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setzt  sind,  so  kehrt  die  Gewalt  in  die  Hände  des  Volks,  in  die 
Hände  der  Majorität  zurück. 

Man  sieht,  in  Locke,  nicht  in  Rousseau  findet  die  Theorie 
der  Freiheitsrechte  ihre  Stütze. 

Wir  können  noch  weiter  zurückgehen.  Schon  Pufendorf 
kennt  einen  Kreis  natürlicher  Rechte.  Zu  ihrer  Verwirklichung 
ist  der  Staat  geschaffen.  Das  staatliche  Gesetz  kann  daher  nie- 
mals mit  dem  natürlichen  Gesetz  in  AViderspruch  geraten;  es 
steht  im  Dienst  des  natürlichen  Gesetzes.  Die  Macht  des  Staates 
wird  durch  den  Zweck  begrenzt,  der  dem  Staate  durch  die  Ver- 
tragschließenden gesetzt  ist  und  der  darin  besteht,  daß  die  durch 
das  natürliche  Gesetz  den  einzelnen  vorgeschriebenen  Ziele  ver- 
folgt werden  sollen.*) 

Aber  erst  Locke  hat  diesen  Gedanken  ausgebaut,  tiefgehend 
begründet.  Er  ist  der  Staatsphilosoph,  mit  dessen  Namen  die 
Theorie  der  Menschenrechte  sich  verknüpft. 

Von  den  Zeitgenossen  steht  Hobbes  in  scharfem  Widerspruch 
zu  dieser  Lehre,  während  wir  bei  Spinoza  schon  Rudimente  der 
neuen  Gedanken  finden: 

Hobbes  bewegt  sich  in  einem  ganz  andern  Gedankenkreise 
als  Locke  und  Pufendorf.  Er  ist  der  Verteidiger  der  absoluten 
Monarchie.  Die  Herrschergewalt  ist  bei  ihm  einer  Beschränkung 
nicht  fähig.  Für  Rechte  der  Untertanen  gegen  den  Herrscher 
ist  kein  Raum. 

Die  Menschen  entrinnen  dem  Krieg  aller  gegen  alle  dadurch, 
daß  sie  ihre  Gewalt  auf  einen  Herrscher  übertragen.  Diese 
Hingabe  der  Freiheit  ist  allein  tatsächlicher  Natur.  Ein  Rechts- 
titel wird  durch  diese  Unterwerfung  nicht  geschaffen. 


1)  Samuelis  Pufendorfii  de  iure  naturae  et  gentium  libri  octo,  1672,  Liber  VIII, 
Caput  I,  §  2 :  „Enimvero  heic  praesupponi  debet,  homiaes  in  civitatem  coituros 
iam  tum  iuris  naturalis  fuisse  intelligentes;  ac  inter  fines  civitatum  consti- 
tuendarum  vel  hunc  praecipuum  fuisse,  ut  leges  naturales,  quibus  pax  generis 
humani  regitur,  secure  possent  exerceri:  denique  in  legibus  naturalibus  nihil 
esse,  quod  natvirae  ac  fini  civitatum  repugnat,  quin  contra  ad  eundem  illas  amice 
conspirare.  Igitur,  qui  in  civitatem  coalituri  pacto  sese  ad  legum  civilium  ob- 
servantiam  obstrinxerunt,  sane  praesupposuisse  censendi  simt,  nihil  contra  ius 
naturale  per  leges  civiles  statuendum;  neque  peculiarem  civitatum  utilitatem^ 
a  qua  civiles  leges  proveniunt,  communi  civitatum  fini  repugnare." 
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Soll  diese  Unterwerfung  ihren  Zweck  erfüllen,  soll  sie  den 
Frieden  in  die  "Welt  bringen,  so  muß  sie  schrankenlos  sein.  So- 
lange sich  noch  verschiedene  Gewalten  gegenüberstehen,  solange 
sie  nicht  in  der  einzigen,  allumfassenden  untergegangen  sind, 
so  lange  ist  die  Ursache  des  Krieges  nicht  zerstört.  ^) 

Hobbes  versucht  den  Absolutismus  noch  auf  einen  andern 
Grund  zu  stützen.  Niemand  kann  eine  Verpflichtung  gegen  sich 
selber  eingehen.  Es  wird  nun  der  Wille  des  Herrschers  mit 
dem  Willen  des  Staates  und  der  Wille  des  Staates  mit  dem 
Willen  der  einzelnen  Bürger  identifiziert,  den  er  angeblich  in 
sich  begreift.  Und  deshalb  kann  sich  der  Herrscher  weder  dem 
Staat  noch  den  Bürgern  gegenüber  verpflichten;  denn  es  würde 
nur  eine  Selbstverpflichtung  auf  diese  Weise  entstehen.  ^)  Diese 
Argumentation  ist  eine  Spielerei.  Wenn  Hobbes,  wie  früher 
schon  erwähnt,  den  Willen  des  Herrschers  den  Willen  des 
Staates,  die  Seele  des  Gemeinwesens  nennt,  so  soll  damit  nur 
bildlich  gesagt  sein,  daß  ein  andrer  Wille  als  der  des  Herrschers 


1)  Elementa  philosophica  de  cive,  1646,  Sub  titulo  imperii,  Caput  VI,  No.  XIII: 
„Ex  his  quae  dicta  iam  sunt,  manifestissimum  est,  in  omni  civitate  perfecta 
(hoc  est,  ubi  nuUi  civium  ius  est,  viribus  suis  ad  propriam  conservationem  suo 
arbitrio  utendi,  sive  ubi  gladii  privati  ius  excluditur),  esse  summum  in  aUquo 
imperium,  quo  maius  ab  hominibus  iure  conferri  non  potest,  sive  quo  maius 
nemo  mortalium  habere  potest  in  se  ipsum.  —  Sublata  enim  hac  potentia,  una 
tollitur  civitas,  et  redit  confusio  omnium  rerum.  Cum  iure  absoluto  summi 
Imperantis,  tanta  connectitiu:  civium  oboedientia,  quanta  ad  civitatis  regimen 
necessario  requiritur,  id  est,  tanta  ut  ius  illud  frustra  non  sit  concessum." 

'^)  L.  c,  No.  XIV:  ,,Neque  sibi  dare  aUquid  quisquam  potest,  quia  iam 
habere  supponitur  quod  dare  sibi  potest;  neque  sibi  obligari,  nam  cum  idem 
esset  obligatus  et  obligans,  obligans  autem  obligatum  possit  liberare,  frustra 
esset  sibi  obhgari,  quia  liberare  se  ipsum  potest  arbitratu  suo,  et  qui  hoc  potest 
iam  actu  Hber  est.  Ex  quo  constat  legibus  civilibus  non  teneri  ipsam  civitatem. 
Nam  leges  civiles  sunt  leges  civitatis,  quibus  si  obligaretiu-,  ipsa  obligaretur 
sibi.  Neque  obligari  potest  civitas  civi.  Quoniam  enim  hie  illam,  si  voluerit, 
potest  obligatione  liberare,  et  vult  quoties  ipsa  vult  (quia  civis  cuiusque  voluntas 
in  Omnibus  rebus,  comprehenditxir  in  voluntate  civitatis),  übera  est  civitas 
quando  vult,  hoc  est,  actu  iam  libera  est.  ConcUii  autem  sive  hominis  cui  summum 
imperium  commissum  est  voluntas,  est  voluntas  civitatis.  Complectitur  ergo 
voluntates  singulorum  civium.  Neque  igitur  tenetur  is,  ciii  summum  imperium 
commissum  est,  legibus  civilibus  (hoc  enim  est  obligari  sibi),  neque  cuiquam 
civium. 
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im  Staate  nicht  ma&gebend  ist.  Niemals  hat  aber  Hobbes  den 
Staat  zur  willensfähigen  Person  erhoben.  Und  wenn  er  sagt, 
daß  der  Wille  der  Bürger  in  dem  Willen  des  Staates  aufgeht, 
so  bedeutet  das  für  Hobbes  in  Wahrheit  nur,  daß  die  Bürger 
sich  dem  Herrscher  unterwerfen.  Ihr  Wille  bleibt  indes  von 
dem  des  Herrschers  geschieden.  Er  hat  einen  andern  Inhalt. 
Er  geht  auf  Unterwerfung,  während  der  Wille  des  Herrschers 
auf  Innehabung  der  Gewalt  gerichtet  ist.  Wenn  der  Wille  der 
Bürger  sich  vor  dem  Willen  des  Herrschers  beugt,  man  kann 
sagen  in  ihm  aufgeht,  so  ist  er  weit  entfernt,  sich  mit  dem 
Willen  des  Herrschers  zu  identifizieren.  Die  Gleichsetzung  des 
Herrscher-  und  des  Untertanenwillens  bringt  erst  Rousseau. 

Und  endlich  ein  dritter  Beweisgrund.  Vor  der  Bildung 
des  Staates,  vor  der  Unterwerfung  unter  den  Herrscher  gibt  es 
kein  Gesetz.  Alles  Eecht  wird  durch  den  Herrscher  aufgestellt. 
So  kann  wohl  der  einzelne  Bürger  gegen  den  andern  Bürger 
Rechte  haben,  nämlich  die  Rechte,  die  der  Herrscher  ihm  ver- 
leiht. Niemals  aber  kann  er  gegen  den  Herrscher  selbst  Rechte 
besitzen.  Denn  von  dem  Herrscher  stammt  alles  Recht.  Und 
wie  er  es  geben  kann,  so  kann  er  es  wieder  nehmen.  Wenn 
sich  trotzdem  der  Bürger  mit  einer  Klage  gegen  den  Herrscher 
wendet,  so  klagt  er  nicht  auf  Einhaltung  des  Rechts,  sondern 
auf  Einhaltung  der  natürlichen  Billigkeit.  Der  Herrscher  wird 
den  Spruch  nicht  nach  Grundsätzen  des  Rechts,  sondern  nach 
seinem  freien  Ermessen  fällen.  ^) 


1)  L.  c,  No.  XV:  „Quoniam  autem,  ut  supra  ostensum  est,  ante  constitu- 
tionem  civitatis  omnia  omnium  sunt,  neque  est  quod  quis  ita  secum  esse  dieat, 
quod  non  alius  quilibet  idem  eodem  iure  vendicet  pro  suo  (ubi  enim  omnia 
communia  sunt,  nihil  cuiquam  proprium  esse  potest),  sequitur  proprietatem 
initium  sumsisse  cum  ipsis  civitatibus,  atque  esse  id  cuique  proprium  quod 
sibi  retinere  potest  per  leges,  et  potentiam  totius  civitatis,  hoc  est,  per  eum  cui 
summum  eius  Imperium  delatum  est.  Ex  quo  intellegitur  singulos  cives  suum 
sibi  proprium  habere,  in  quod  nemo  concivium  suorum  ius  habet,  quia  iisdem 
legibus  tenentur;  non  autem  proprium  ita  habere  quicquam,  in  quod  non  habeat 
ius  ille  qui  habet  Imperium  summum,  cuius  mandata  sunt  ipsae  leges,  cuius 
voluntate  volvmtas  singulorum  continetur,  et  qui  a  singulis  constituitur  iudex 
supremus.  Quamquam  autem  multa  sint,  quae  civitas  civibus  permittit,  ideoque 
aliquando  contra  habentem  summum  Imperium  lege  agi  possit,  actio  tamen 
ea,  non  est  iuris  civUis,  sed  aequitatis  naturalis;  neque  agitur  de  eo  quod  iure 
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Spinoza  stimmt  mit  Hobbes  überein,  wenn  ihm  die  Gründung 
des  Staates  nur  einen  tatsächlichen,  nicht  einen  rechtlichen  Her- 
gang bedeutet,  wenn  er  folglich  für  die  Gewalt  des  Herrschers 
keine  Rechtsschranken  kennt  und  wenn  er  endlich  aus  dem  Zweck 
des  Staates  die  Forderung  ableitet,  daß  im  Prinzip  der  einzelne 
sich  vollkommen  unterwirft,  seine  ganze  Gewalt  auf  den  Herrscher 
überträgt.  Und  doch  kennt  Spinoza  eine  Grenze  für  die  Hingabe 
der  Freiheit.  Der  Möglichkeit,  frei  zu  denken  und  zu  urteilen,  hat 
sich  der  Mensch  nicht  entäußert,  und  dieses  Opfer  war  durch  den 
Zweck  des  Staates  auch  nicht  gefordert:  „Es  hat  jeder  nur  sein 
Recht,  ^)  nach  eignem  Beschlüsse  zu  handeln,  aufgegeben,  nicht 
aber  sein  Recht  zu  denken  und  zu  urteilen.  Ohne  Verletzung 
des  Rechtes  der  höchsten  Gewalten  kann  man  daher  nicht  gegen 
ihren  Beschluß  handeln,  wohl  aber  in  jeder  Hinsicht  denken  und 
urteilen  und  folglich  auch  sprechen,  wie  mau  will,  sofern  man  nur 
in  schlichter  Weise  spricht  oder  lehrt  und  mit  der  Vernunft  allein, 
nicht  aber  mit  Täuschung,  Leidenschaft  oder  Haß  seine  Ansichten 
geltend  macht  oder  in  der  Absicht,  etwas  im  Staat  auf  Grund 
der  eignen  Willensmeinung  einzuführen."  ^) 

Es  ergibt  sich  dies:  nur  bei  Locke  finden  wir  ein  System 
von  Freiheitsrechten.  Zwar  gewährt  auch  Spinoza  dem  Bürger 
eine  Sphäre  der  Freiheit ;  aber  sie  hat  kein  rechtliches  Funda- 
ment, sie  entsteht  dadurch,  daß  die  Unterwerfung  tatsächlich  nur 
in  beschränktem  Maße  stattfindet. 

Blackstone  hat  in  seinem  Kommentar  und  in  seiner  an- 
onymen 1757  verfaßten  Analyse  der  englischen  Gesetze  die  Theorie 
von  Locke  wiederholt,  ihr  Ergebnis  bündig  zusammengefaßt.    Die 

possit  is,  qui  summum  Imperium  habet,  sed  de  eo  quod  voluit;  ideoque  ipse 
erit  iudex,  tanquam  si  cognita  aequitate,  non  posset  inique  iudicare." 

1)  Recht  und  Macht  sind  bei  Spinoza  identisch.  Siehe  die  früheren  Dar- 
steUungen  seiner  Lehre. 

2)  Theologisch-poUtischer  Traktat,  1670,  c.  20:  ,,Iuie  igitur  agendi  ex 
jjroprio  decreto  unusquisque  tantum  cessit,  non  autem  ratiocinandi,  et  iudicandi; 
adeoque  salvo  summarum  potestatum  iure  nemo  quidem  contra  earum  de- 
cretum  agere  potest,  at  omnino  sentire,  et  iudicare,  et  consequenter  etiam  dicere, 
modo  simpliciter  tantum  dicat  vel  doceat,  et  ex  sola  ratione,  non  autem  dolo, 
ii'a,  odio,  nee  animo  aliquid  in  rempublicam  ex  autoritate  sui  decreti  intro- 
ducendi,  defendat." 
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Meusclien  haben  absolute  Eechte,    welche   die    unveränderlichen 
Gesetze  der  Natur  ihnen  verliehen  haben. 

Der  erste  und  wichtigste  Zweck  der  Gesellscliaft  ist  der, 
die  absoluten  Rechte  der  Bürger  zu  erhalten.  Dieser  Zweck  hat 
zur  Gründung  der  Gesellschaft  geführt.  Jeder  Genosse  ver- 
zichtet auf  einen  Teil  seiner  Freiheit,  um  sich  den  übrigen  Teil 
seiner  Freiheit  zu  sichern.  Damit  sind  der  Unterwerfung 
Schranken  gesetzt.  Der  Mensch  kann  auf  seine  natürliche  Frei- 
heit nicht  verzichten.  Wenn  er  aber  seine  Freiheit  hingibt,  um 
seine  Freiheit  zu  sichern,  um  sie  zu  mehren,  so  liegt  kein  Ver- 
zicht mehr  vor.  Durch  ein  geringes  Opfer  wird  ein  größeres 
Gut  gewonnen.  ^)  ^) 


1)  Blackstone,  Commentaries  on  the  laws  of  England,  1765,  Book  I, 
chapter  I,  Ninth  Edition,  1788,  p.  124  f.  :  "The  principle  aim  of  Society  is  to 
protect  individuals  in  the  enjoyment  of  those  absolute  rights,  which  were  rested 
in  them  by  the  immutable  laws  of  nature;  but  which  could  not  be  preserved 
in  peace  without  that  mutual  assistance  and  intercouxse,  which  is  gained  by 
the  Institution  of  friendly  and  social  communities.  Hence  it  foUows,  that  the 
first  and  primary  end  of  human  laws  is  to  maintain  and  regulate  these  absolute 
rights  of  individuals.  Such  rights  as  are  social  and  relative  result  from,  and 
are  posterior  to,  the  formation  of  states  and  societies :  so  that  to  maintain  and 
regulate  these  is  clearly  a  subsequent  consideration.  And  therefore  the  principle 
view  of  human  laws  is,  or  ought  always  to  be,  to  explain,  protect,  and  enforce 
such  rights  as  are  absolute,  which  in  themselves  are  few  and  simple  ;  and  then 
such  rights  as  are  relative,  which,  arising  from  a  variety  of  connexions,  will 
be  far  more  numerous  and  more  complicated. — This  natural  liberty  consists 
properly  in  a  power  of  acting  as  one  thinks  fit,  without  any  restraint  or  control, 
unless  bj'  the  law  of  nature ;  being  a  right  inherent  in  us  by  birth,  and  one  of 
the  gifts  of  God  to  man  at  his  creation,  when  he  endued  him  with  the  faculty 
of  free-will.  But  every  man,  when  he  enters  into  Society,  gives  up  a  part  of  his 
natural  liberty,  as  the  price  of  so  valuable  a  purchase;  and,  in  consideration 
of  receiving  the  advantages  of  mutual  commerce,  obliges  himself  to  conform 
to  those  laws,  which  the  Community  has  tliought  proper  to  establish.  And 
this  species  of  legal  oboedience  and  conformity  is  infinitely  more  desirable  than 
that  wild  and  savage  liberty  which  is  sacrificed  to  obtain  it.  For  no  man,  that 
considers  a  moment,  would  wish  to  retain  the  absolute  and  uncontrolled  power 
of  doing  whatever  he  pleases :  the  consequence  of  which  is,  that  every  other  man 
would  also  have  the  same  power;  and  then  there  would  be  no  security  to  indi- 
viduals in  any  of  the  enjoyments  of  life.  Political  therefore,  or  civil  liberty, 
which  is  that  of  a  member  of  society,  is  no  other  than  natural  liberty  so  far 
restrained  by  human  laws  (and  no  farther)  as  is  necessary  and  expedient  for 
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Auch  auf  dem  Kontinent  hat  man  die  Lehre  von  Locke 
nicht  überholt. 

Die  Kräfte  der  einzelnen,  sagt  Wolfif,  genügen  nicht,  um 
die  Güter  zu  erringen,  die  unentbehrlich  sind  oder  das  Leben 
angenehm  gestalten.  Die  einzelnen  vermögen  nicht  in  Ruhe  zu 
genießen,  was  ihnen  zukommt,  und  vermögen  sich  nicht  gegen  die 
Gewalt  der  andern  zu  schützen.  Deshalb  ist  die  Gesellschaft 
notwendig.  Sie  soll  den  einzelnen  die  Güter  gewinnen  helfen 
und  sichern,  nach  denen  sie  streben.  Das  gemeine  Wohl  ist  die 
oberste  Norm,  die  den  Staat  regiert.  Welche  Maßregel  aber  ist 
gemeinnützig  im  einzelnen  Fall  und  welches  sind  die  besten 
Mittel,  um  sie  zu  ermöglichen?  Darüber  sollte  im  Grund  durch 
einstimmigen  Beschluß  entschieden  werden.  W^eil  das  aber  nicht 
möglich  ist,  so  muß  ein  Beschluß  der  Majorität  genügen.  Die 
Gesamtheit  unterwirft  sich  der  Majorität,  und  diese  kann  wieder 
die  Gewalt  auf  einen  Herrscher  übertragen. 

Es  ergibt  sich  aus  diesem  Gedankengang,  daß  die  Macht 
des  Staates  durch  den  Zweck  des  Staates  begrenzt  ist.  „Da 
die  Staatsgewalt  sich  bemißt  nach  dem  Ziele,  das  der  Staat  ver- 
folgt, so  regiert  sie  nur  diejenigen  Handlungen  der  Bürger, 
welche  dem  gemeinen  Wohl  dienlich  sein  können.-^) 

the  general  advantage  of  the  public."  —  An  analysis  of  the  laws  of  England, 
1754.     Cf.  Jellinek,  Allg.  Staatslelire,  1900,  S.  374,  Anm.  1. 

2)  Jellmek,  Allg.  Staatslelire,  1900,  S.  373  und  374,  findet  bei  Blacks  tone 
einen  bedeutenden  Fortschiitt  über  Locke  hinaus.  Den  im  Staat  lebenden 
Menschen,  sagt  er,  schreibt  Locke  keineswegs  fest  abgegrenzte  Grundrechte 
zu,  er  legt  nur  der  gesetzgebenden  Gewalt  absolute  Schranken  auf,  die 
aus  den  Zwecken  des  Staates  fließen;  Locke  statuiert  nur  objektives  Recht. 
Erst  Blackstone  baut  seine  Lehre  von  den  absoluten  Rechten  der  Personen 
auf  dem  Gedanken  des  subjektiven  Rechtes  des  einzelnen  Indivi- 
duums auf.  Eriimern  wii-  uns  aber,  daß  nach  der  Anschauung  von  Locke  der 
Mensch  vor  Gründung  des  Staates  ein  durch  Natiu-gesetz  begründetes  Recht 
auf  seine  Erhaltung  besitzt,  erinnern  wir  uns  weiter,  daß  der  Mensch  einen 
Teü  seiner  Gewalt  auf  den  Staat  überträgt,  aber  einen  anderen  Teil  behält, 
auf  den  er  nicht  verzichten  kann,  so  müssen  wir  Jellinek  entgegenhalten,  daß 
allerdings  der  Mensch  bei  Locke  einen  eigenen  Rechtskreis  besitzt  und  daß 
eben  dieser  Rechtskreis  den  Staat  bescliränkt.  Cf.  Duguit,  Droit  constitutionnel, 
1907,  p.  482. 

^)  Wolff,  Institutiones  iuris  naturae  et  gentium  in  quibus  ex  ipsa  hominis 
natura  continuo  nexu  omnes  obligationes  et  iura  omnia  deducuntur,   1740  f., 
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Holbach  hat  sein  System  der  Natur  auf  dem  fundamentalen 
Gedanken  aufgebaut,  daß  die  Ungleichheit  unter  den  Menschen 
die  Gesellschaft  notwendig  mäche  und  aufrechterhalte.  Diese 
Lehre  ist  zum  großen  Teil  originell,  zum  Teil  auch  dem  Aufsatz 
von  Rousseau  über  die  Ungleichheit  unter  den  Menschen  ent- 
nommen. Bei  der  Konstruktion  des  Staatsgebäudes  selbst  lenkt 
indessen  Holbach  völlig  in  die  Bahnen  der  Naturrechtslehre,  in 

Pars  III,  Sectio  II,  Caput  I,  De  origine  civitatis  et  imperi  publici,  §  972 :  ,,Domus 
singulas  sibi  non  sufficere  in  iis,  quae  ad  vitae  necessitatem,  commoditatem 
ac  iucunditatem,  immo  felicitatem  faciunt,  nee  ut  iure  suo  quiete  frui  et  quod 
ab  aliis  tribuendum  satis  tuto  consequi,  seque  ac  sua  adversus  vim  aliorum 
defendere  possint,  haud  difficulter  assequimur.  Xecesse  igitur  est,  quae  domus 
singulae  per  se  consequi  nequeunt,  adeoque  societates  contrahendae.  Societas 
eo  fine  contracta  civitas  appellatur.  Unde  patet,  pacto  hominum  civitates 
fuisse  constituendas  et  finem  civitatis  consistere  in  vitae  sufficientia,  abun- 
dantia  eorum,  quae  ad  vitae  necessitatem,  commoditatem  et  iucunditatem 
requiruntur,  ac  mediorum  felicitatis;  tranquillitate  civitatis,  vacuitate  a  metu 
iniuriarum,  seu  a  violatione  iuris  sui;  et  securitate,  seu  vacuitate  metus  a  vi 
praesertim  externa;  salutem  autem  civitatis  in  fruitione  vitae  sufficientiae, 
tranquillitatis  et  securitatis,  quae  quatenus  obtinetur,  bonum  publicum  est." 
Cf.  Thomasius,  1705,  Fundamenta  iuris  naturae  et  gentium  ex  sensu  communi 
deducta,  Liber  I,  Cap.  VI,  De  principio  iuris  nat.  et  gentium,  et  principiis  iusti, 
decori,  honesti  summaria,  No.  21:  ,,Ergo  iam  quidem  simplicissime  sie  dicendum 
videtur.  Norma  universalis  quarumvis  actionum  et  fundamentalis  propositio 
iuris  nat.  et  gentium  late  sie  dicti  est:  Facienda  esse,  quae  vitam  hominum 
reddunt  et  maxime  diuturnam  et  felicissimam ;  et  evitanda,  quae  vitam  reddunt 
infelicem  et  mortem  accelerant."  §976:  ,,Quoniam  itaque  in  civitate  nihil  fa- 
ciendum,  quod  saluti  eiusdem  adversatur;  Salus  publica  in  eadem  suprema 
lex  est,  consequenter  si  salus  publica  exigit,  ut  certo  modo  de  rebus  civium 
disponatur,  immo  de  ipsis  civibus  quibusdam,  ius  ita  disponendi  universis  seu 
populo  competit."  §978:  „Civitas  ius  habet  determinandi  pro  lubitu  modum, 
quo  Salus  pubUca  promoveri  debet,  seu  media,  quibus  finis  civitatis  obtinetur, 
consequenter  non  modo  constituendi  ea  omnia,  quae  eo  fine  necessaria  simt, 
et  determinandi  ea,  quae  constanter  eodem  modo  fieri  debent,  adeoque  leges 
ferendi;  verum  etiam  decernendi,  quid  in  casu  quolibet  emergente  fieri  debeat. 
Patet  autem,  ea  omnia  determinanda  esse  communi  omnium  consensu.  Ast 
cum  fieri  non  possit,  ut  semper  consentiant  omnes;  majori  quod  visum  fuerit 
parti,  id  pro  voluntate  omnium  habendum,  sicque  minor  pars  obliganda  per 
maiorem."  §980:  „Imperium  civile  cum  metiendum  sit  ex  fine  civitatis;  idem 
non  extenditur  ultra  eas  civium  actiones,  quae  ad  bonum  publicum  consequendum 
pertinent,  consequenter  cum  nonnisi  quoad  easdem  libertas  naturalis  singu- 
lorum  restringatur,  quoad  ceteras  actiones  ea  illibata  manet."  —  Cf.  Caput  V, 
De  theoria  naturali  legum  civilium,  §  1069,  1071. 
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die  Bahnen  von  Locke  und  Rousseau  ein.  Und  die  Theorie  der 
Menschenrechte  entwickelt  er  getreu  nach  dem  Vorbild  des  eng- 
lischen Philosophen.  ^) 

Hat  auch  Locke  als  erster  in  eindringend  wissenschaftlicher 
Weise  eine  Sphäre  von  individuellen  Rechten  umschrieben,  an 
welchen  die  Macht  des  Staates  eine  Schranke  findet,  so  stammt 
der  Gedanke  der  Freiheitsrechte  selber  doch  nicht  von  ihm. 

Jellinek^)  hat  ausgeführt,  wie  schon  im  sechzehnten  Jahr- 
hundert die  Reformierten  und  die  Independenten  Gewissens- 
freiheit behaupten  und  diese  Freiheit  als  ein  Recht  aufstellen 
das  von  keiner  irdischen  Macht  verliehen  sei  und  daher  von 
keiner  irdischen  Macht  geschmälert  werden  dürfe. ^)     Er  hat  ge- 

^)  Holbach,  Systeme  de  la  natuie  ou  des  lois  du  monde  physique  et  du 
monde  moral,  anonym  erschienen  unter  dem  Namen  Mirabaud,  1770,  I.  Partie, 
chap.  XI,  p.  142  et  143  :  «  Les  Loix,  pour  etre  justes,  doivent  avoir  pour  but 
invariable  l'interet  general  de  la  societe,  c'est-ä-dire  assurer  au  plus  grand 
nombre  des  citoyens  les  avantages  pour  lesquels  Us  se  sont  associes.  Ces  avan- 
tages  sont  la  liberte,  la  propriete,  la  sürete.  La  liberte  est  la  faculte  de  faire 
pour  son  propre  bonheur  tout  ce  qui  ne  nuit  pas  au  bonheur  de  ses  associes; 
en  s'associant,  chaque  individu  a  renonce  ä  l'exercice  de  la  portion  de  sa  Uberte 
naturelle  qui  pourrait  prejudicier  ä  celle  des  autres.  L'exercice  de  la  liberte 
nuisible  ä  la  societe,  se  nomme  licence.  La  Propriete  est  la  faculte  de  jouir  des 
avantages  que  le  travail  et  l'industrie  ont  procures  ä  chaque  membre  de  la 
societe.  La  sürete  est  la  certitude  que  chaque  membre  doit  avoir,  de  jouir  de 
sa  personne  et  de  se  biens  sous  la  protection  des  Lois,  tant  qu'il  observera  fidele- 
ment  les  engagements  avec  la  societe.  (Dieser  Katalog  erinnert  sehr  an  den- 
jenigen, der  sich  in  der  Deklaration  der  Menschenrechte  von  1789  findet.)  Les 
Droits  sont  tout  ce  que  les  Lois  equitables  de  la  societe  permettent  ä  ses  membres 
de  faire  pour  leur  propre  felicite.  Les  droits  sont  evidemment  limites  par  le 
but  invariable  de  l'association  ;  la  Societe  de  son  cote  a  des  droits  sur  tous  ses 
membres  en  vertu  des  avantages  qu'elle  leur  procure,  et  tous  ses  membres  sont 
en  droit  d'exiger  d'elle  ou  de  ses  ministres,  ces  avantages  en  faveur  desquels 
ils  vivent  en  societe  et  renoncent  ä  une  portion  de  leur  liberte  naturelle.  » 

^)  Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  1895;  Allg. 
Staatslehre,  1900,  S.  374,  Anm.  I.  —  Über  die  Polemik  in  Frankreich  gegen 
um  vergleiche  Walch,  La  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen,  1903, 
p.  221  f.  Doumergue,  unten  zitiert.  Marcaggi,  Les  origines  de  la  declaration 
des  droits  de  l'homme  de  1789,  1904,  der  die  Deklaration  auf  die  Theorie  der 
Physiokraten  zurückführt. 

^)  Cf.  M.  Doumergue,  Les  grand  principes  de  1789,  discours  ä  la  faculte 
de   theologie  de  Montauban,   zitiert  bei  Duguit,   Droit  constitutionnel,    1907, 
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zeigt,  wie  am  28.  Oktober  1647  der  Versammlung  des  Armee- 
rates von  Cromwells  Heer  ein  von  den  Levellers  ausgearbeitetes 
Projekt  einer  neuen  englischen  Verfassung  vorgelegt  wird,  welches 
die  religiöse  Freiheit  als  ein  angeborenes  Recht  hinstellt.  Er  hat 
weiter  entwickelt,  wie  Roger  Williams  bei  Gründung  der  Stadt 
Providence  im  Jahre  1636  das  Urrecht  der-  religiösen  Freiheit 
in  dem  Gründungsvertrag  ausspricht,  wie  dies  Recht  in  mehr 
oder  minder  beschränktem  Umfang  zur  Geltung  kommt  in  den 
Fundamental  Orders  für  Connecticut  von  1638,  in  dem  Gesetz- 
buch für  Rhode  Island  von  1647,  in  der  Charte  Karls  II.  für 
die  Kolonien  von  Rhode  Island  und  Providence  Plantations  von 
1663,  in  der  von  Locke  ausgearbeiteten  Verfassung  für  Nord- 
karolina, die  1669  in  Kraft  trat,  in  den  Gesetzen  für  New  Jersey 
von  1664  und  New  York  von  1665,  1683,  in  den  Verfassungen 
William  Penns  für  Pennsylvanien  von  1683,  1701,  in  der  Charte 
Wilhelms  III.  für  Massachusetts  von  1692  und  endlich  in  den 
Bills  of  rights  von  1776. 

In  dieser  historischen  Kette  ist  nach  Jellinek  der  Ursprung 
der  Menschenrechte  zu  suchen,  nicht  aber  in  der  Reihe  der  eng- 
lischen Gesetze,  die  Untertanenrechte  statuieren,  nicht  in  der 
Bill  of  rights  von  1689,  in  der  Habeas-corpus-Acte  von  1679,  in 
der  Petition  of  rights  von  1627  oder  in  der  Magna  Charta  liber- 
tatum  von  1215.  „Die  amerikanischen  Bills  of  rights  wollen 
nicht  nur  gewisse  Prinzipien  für  die  staatliche  Organisation  auf- 
stellen, sondern  vor  allem  die  Grenzlinie  zwischen  Staat  und  In- 
dividuum ziehen.  Das  Individuum  ist  ihnen  zufolge  nicht  erst 
durch  den  Staat,  sondern  durch  seine  Natur  Rechtssubjekt,  es 
hat  unveräußerliche,  unantastbare  Rechte.  Davon  wissen  die  eng- 
lischen Gesetze  nichts.  Nicht  ein  ewiges  natürliches  Recht  wollen 
sie  anerkennen,  sondern  ein  von  den  Vätern  ererbtes  Recht,  die 
, alten  unzweifelhaften  Rechte  des  englischen  Volks.'"  ^) 

Die  zweite  Phase  der  Entwicklung  ist  die,  daß  man  den 
Kreis  der  natürlichen  Rechte  vergrößert,  daß  man  zu  der  reli- 
giösen Freiheit  noch  andre  Freiheiten  hinzufügt  und  den  ganzen 
Katalog  der  Freiheitsrechte   aufstellt,    wie    er    in    den   amerika- 

p.  483.    Les  origines  de  la  declaration  des  droits  de  rhomme.    Revue  du  droit 
public,  XXI,  p.  673  (1904). 
1)  p.  25  et  26. 
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nisclien  Deklarationen  enthalten  ist.  Hier  ist  der  Einfluß  von 
Locke  bedeutend.  Der  Gedanke  einer  Erklärung  der  Rechte, 
so  führt  Jellinek  aus,  stammt  von  James  Otis.  In  seiner  1764 
erschienenen  Schrift  über  die  englischen  Kolonien  zählt  er  unter 
Berufung  auf  Locke  eine  Reihe  von  Rechten  auf,  welche  den 
Bürgern  durch  keine  staatliche  Gewalt  genommen  werden  können. 
Eine  diesem  Buche  angeheftete  Instruktion  für  die  Abgeordneten 
von  Boston  im  Kolon ialparlament,  so  zeigt  Jellinek  weiter,  ent- 
lehnt ihre  Behauptung  natürlicher  Rechte  wörtlich  einer  von 
Blackstone  verfaßten,  anonym  zuerst  1754  erschienenen  Schrift: 
Eine  Analyse  der  englischen  Gesetze.  Am  20.  November  1772 
beschließen  die  Bürger  von  Boston  eine  von  Samuel  Adams  ent- 
worfene Erklärung  der  Rechte,  die  sich  auf  Locke  beruft.  Die 
neue  Gedankenbewegung  setzt  sich  fort  in  der  Deklaration,  die 
der  zu  Philadelphia  tagende  Kongreß  von  zwölf  Kolonien  am 
14.  Oktober  1774  erläßt  und  in  den  Deklarationen,  welche  die 
einzelnen  Kolonien  späterhin  aufstellen,  sowie  in  der  Unab- 
hängigkeitserklärung der  Vereinigten  Staaten  vom  4.  Juli  1776. 
Und  die  französische  Erklärung  der  Menschenrechte  ihrerseits, 
das  ist  die  These  von  Jellinek,  ist  wieder  den  Deklarationen  der 
einzelnen  amerikanischen  Kolonien  nachgebildet.  Alle  Entwürfe, 
die  in  der  Nationalversammlung  eingebracht  werden,  vor  allem 
der  Entwurf  von  Lafayette,  und  sogar  die  Wahlhefte  der  ein- 
zelnen Abgeordneten  stehen  in  völliger  Abhängigkeit  von  diesen 
Deklarationen.  ^) 

Die  französische  Erklärung  entstammt  der  Gedankenwelt 
von  Locke  und  der  Gedankenwelt  der  amerikanischen  Unab- 
hängigkeitsbewegung. Sie  steht  daher  in  vollem  Gegensatz  zu 
der  Lehre  von  Rousseau.  „Der  Contrat  Social  hat  nur  eine 
einzige  Klausel,  nämlich  die  volle  Entäußerung  aller  Rechte  des 
Individuums  an  die  Gesellschaft.  Das  Individuum  behält  kein 
Atom  Recht  für  sich,  sobald  es  in  den  Staat  eintritt.  Alles, 
was  es  an  Rechten  erhält,  bekommt  es  von  der  Volonte  gene- 
rale, die  allein  über  die  Grenzen  entscheidet  und  von  keiner 
Macht  rechtlich  beschränkt  werden  darf  und  kann.  —  Die  Vor- 

^)  Siehe  die  Quellennachweise  bei  Jellinek,  S.  9,  Walch,  S.  218.  —  Ver- 
gleiche dagegen  die  Ausführungen  von  Boutmy  in  dem  unten  zitierten  Aufsatz, 
S.  420  f. 
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Stellung  eines  ursprünglichen  Rechtes,  das  der  Mensch  in  die 
Gesellschaft  hinübernimmt  und  als  rechtliche  Grenze  des  Sou- 
veräns aufstellt,  wird  von  Rousseau  ausdrücklich  verworfen.  Es 
gibt  kein  Grundgesetz,  das  für  die  Gesamtheit  bindend  sein 
könnte,  nicht  einmal  der  Contrat  Social  selbst."^) 

Jellinek  ist  der  Auffassung,  daß  die  französische  Deklaration 
den  Gedanken  von  Locke  anwende,  zwischen  der  individuellen 
Sphäre  und  der  staatlichen  Sphäre  die  Grenze  aufrichte.  Aber 
ist  das  wirklich  der  Inhalt  der  Deklaration  von  1789?  Spricht 
die  Deklaration,  wie  die  herrschende  Lehre  behauptet,  ^)  wirklich 
von  Rechten,  welche  die  Individuen  vor  der  Gründung  des 
Staates  besitzen,  welche  sie  nur  zum  Teil  dem  Staat  übertragen 
und  zum  andern  Teil  gegen  den  Staat  behaupten  können?  Stellt 
die  Deklaration  überhaupt  Individuum  und  Staat  in  Gegensatz? 
Mitnichten.     Hier  liegt  der  Irrtum  von  Jellinek. 

Die  Deklaration  kümmert  sich  nicht  um  die  Grenzen  des 
Staats,  sie  fragt  nicht,  wo  der  Staat  auf  eine  fremde  Sphäre 
stößt.  Sie  sagt  nicht  negativ,  wo  der  Staat  sich  beschränken 
soll.  Sie  sagt  positiv,  welche  Tätigkeit  der  Staat  zu  entfalten 
hat.  Sie  sagt  nicht,  was  er  unterlassen,  sie  sagt,  w^as  er  leisten 
soll.  Freiheit,  Eigentum,  die  andern  natürlichen  Güter  der 
Menschheit  sind  nicht  als  Hindernis  für  den  Staat  gedacht;  sie 
bilden  seinen  Zweck.  Das  Ziel  einer  politischen  Gesellschaft  ist 
die  Erhaltung  der  natürlichen  Rechte  der  Menschheit,  sagt  der 
Art.  2  der  Deklaration,  s)  Warum  ist  aber  hier  von  einem 
Recht  die  Rede,  wird  man  vielleicht  entgegnen?  Die  Antwort 
ist  leicht.  Der  einzelne  begibt  sich  in  den  Staat,  um  sich  die 
Erhaltung  seiner  Güter  zu  sichern.  Durch  seinen  Beitritt  erlangt 
er  gegen  die  übrigen  Genossen  das  Recht  auf  Schutz  in  seiner 
Freiheit.  —  Alle  andern  Güter  sind  in  der  Freiheit  enthalten.  Was 

1)  p.  5  et  6. 

-)  Duguit,  p.  49.     Esmein,  p.  346. 

^)  Art.  2  :  «  Le  but  de  toute  association  politique  est  la  conservation  des 
droits  naturels  et  imprescriptibles  de  l'homme.  Ces  cb-oits  sont  la  liberte,  la 
propriete,  la  sürete  et  la  resistance  ä  l'oppression.  »  —  Cf.  M.  l'abbe  Sieyes, 
21  juillet  1789,  Arcb.  pari.  VIII,  p.  256 :  « Les  representants  de  la  nation 
fran9aise  considerent  que  toute  union  sociale,  et  par  consequent  toute  Consti- 
tution politique,  ne  peut  avoir  pour  objet  que  de  manifester,  d'etendre  et  d'assurer 
les  droits  de  rhomme  et  du  citoyen. » 
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ist  das  Eigentum  anders  als  eine  Freiheit  in  einer  bestimmten 
Riclitung?  —  Mit  der  Eigenschaft  als  Staatsbürger  verbindet  sich 
der  Anspruch  auf  Sicherung  der  Freiheit.  Und  so  ist  es  ver- 
ständlich, daß  die  beiden  ersten  Artikel  der  Deklaration  ver- 
künden, der  Mensch  habe  in  der  politischen  Gesellschaft  ein 
Recht  auf  Erhaltung  seiner  Güter,  der  Mensch  werde  frei  ge- 
boren und  bleibe  frei.^)  Dieses  Recht  verdankt  er  dem  Staat 
und  erwirbt  er  durch  seinen  Eintritt  in  den  Staat.  Es  handelt 
sich  in  der  Deklaration  wohl  um  Menschenrechte,  aber  nicht 
um  Rechte  der  Menschen  außerhalb  des  Staates,  sondern  um 
Rechte  der  Menschen  im  Staat.  ^) 

Wie  soll  die  Deklaration  dem  Gedankenkreis  von  Locke 
entstammen?  Ist  der  Akt  von  1789  der  Akt,  durch  den  sich 
alle  unter  die  Herrschaft  des  Volks,  unter  die  Herrschaft  der 
Majorität  begeben?  Ist  es  der  Akt,  durch  den  die  Majorität 
ihre  Gewalt  unter  allerlei  Klauseln  auf  einen  Herrscher  über- 
wälzt. Oder  ist  er  eine  dogmatische  Erklärung  der  Grundrechte, 
soll  er  die  eherne  Scheidemauer  aufrichten  zwischen  Bürger  und 
Volk,  zwischen  Volk  und  Herrscher?  All  diese  Bestandteile 
der  Staatskonstruktion  von  Locke  können  wir  in  der  Deklaration 


1)  «  Les  hommes  naissent  et  demeurent  libres  et  egaux  en  droits.»     Art.  1. 

-)  Es  erklärt  sich  auch  leicht,  warum  hier  von  natürlichen  Rechten  ge- 
sprochen wird.  Es  handelt  sich  um  natürliche  Güter,  die  geschützt 
werden  sollen.  Die  Eigenschaft  der  Güter  wird  auf  das  Recht  selber  übertragen, 
das  der  Staat  zu  ihrem  Schutz  gewährt.  —  Man  vergleiche  folgende  Stellen  von 
Creniere,  1  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  318  :  «II  faut  en  conclure  que  les  droits 
que  l'homme  acquiert  par  le  simple  acte  de  son  association,  sont  naturels,  parce 
que  son  premier  soin  etant  celui  de  sa  conservation,  son  premier  desir  celui 
du  bien-etre,  sa  premiere  faculte  celle  de  vouloir ;  il  est  contre  la  nature  et  par 
consequent  impossible  qu'il  ait  abandonne  ce  soin,  renonce  ä  ce  desir,  et  qu'il 
ait  voulu  n'avoir  plus  de  volonte.  —  L'homme  isole  n'a  point  de  droits  ;  teile 
est  la  loi  de  la  nature.  —  L'homme  en  societe  a  des  droits  naturels  et  impres- 
criptibles  ;  tel  est  l'axiome  de  la  raison. »  —  Wenn  man  von  natürlichen  Rechten 
spricht,  so  ist  der  Ausdruck  allerdings  nicht  korrekt  und  einigermaßen  irre- 
leitend. Es  entsteht  leicht  die  Auffassung,  als  ob  die  Deklaration  dem  isolierten 
Einzelnen,  bevor  er  noch  dem  Staat  angehört.  Rechte  zuschreibe.  Aber  die 
Interpretation,  die  wir  aus  dem  Zusammenhang  gewinnen,  verbietet  uns, 
den  einen  isolierten  Begriff   in  diesem  Sinne    zu    deuten. 

Vielleicht  auch  ist  bei  natürlichen  Rechten  gedacht  an  solche  Rechte, 
die  dem  Menschen  im  Staate  natürlich  sind,  an  Rechte,  die  er 
kraft  des  Wesens,  der  Bestimmung  des  Staates  beanspruchen  kann. 
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von  1789  nicht  entdecken.  Und  es  ist  hier  kein  Raum  für  sie. 
Die  Deklaration  ruht  auf  einem  theoretischen  Gedanken,  der  in 
unversöhnlichem  Widerspruch  zu  ihnen  steht.  Ein  Gegensatz 
zwischen  den  einzelnen,  dem  Volk  und  dem  Herrscher  ist  in  der 
Deklaration  von  1789  nicht  enthalten.  Diese  drei  Mächte  sind 
hier  eins,  sie  unterscheiden  sich  voneinander  nicht.  Sie  gehen 
alle  auf  in  der  Nation,  deren  Willen  in  sich  den  Willen  der 
Herrschenden  und  der  Beherrschten  zusammenfaßt.  Die  Deklaration 
verkündet  den  Gedanken  des  Gemeinwillens.  ^)  Damit  ist  der 
Gegensatz  zwischen  dem  Willen  der  einzelnen,  dem  Willen  des 
Volkes,  d.  i.  der  Majorität  und  dem  Willen  des  Herrschers  un- 
möglich. Auf  diesem  Gegensatz  ist  aber  die  Lehre  von  Locke 
aufgebaut.  Sie  ist  verleugnet,  sobald  die  Deklaration  ausspricht, 
das  Gesetz  sei  der  Ausdruck  des  Gemeinwillens,  an  dessen 
Bildung  alle  Bürger  beteiligt  seien. 

Was  ist  denn  die  Erklärung  der  Menschenrechte  von 
1789?  AVir  haben  bisher  so  viel  festgestellt,  daß  sie  den  Gemein- 
willen als  Lebensprinzip,  die  Erhaltung  menschlicher  Güter  als 
Zweck  des  Staates  anerkennt.  Dieser  Gedanke,  daß  die  ein- 
zelnen zur  Sicherung  ihres  Besitzes  sich  dem  Gemeinwillen 
unterwerfen,  bildet  aber  gerade  den  Inhalt  des  Gesellschafts- 
vertrages von  Rousseau.  „Den  Gesellschaftsvertrag  schließen, 
heißt  eine  Form  der  Assoziation  finden,  die  mit  der  gesamten 
gemeinsamen  Kraft  die  Person  und  die  Güter  eines  jeden  Ge- 
nossen verteidigt  und  schützt  und  durch  die  ein  jeder,  mit  dem 
andern  sich  vereinend,  doch  nur  sich  selbst  gehorcht  und  so  frei 
bleibt  wie  bisher."  So  lautet  das  Problem;  und  die  Lösung  ist 
diese:  „Jeder  bringt  seine  Person  und  seine  gesamte  Macht  in 
die  Gemeinschaft  ein  und  unterwirft  sie  dem  gemeinen  Willen."^) 

^)  Art.  6  :  «La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale.  Tous  les  citoj^ens 
ont  le  droit  de  concourir,  personnellement  ou  par  leurs  representants,  ä  sa 
formation.  » 

^)  Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  VI :  «  Trouver  une  forme  d'association  qui 
defende  et  protege  de  toute  la  force  commune  la  personne  et  les  biens  de  chaque 
associe,  et  par  laquelle  chacun,  s'unissant  ä  tous,  n'obeisse  pourtant  qu'ä  lui- 
meme,  et  reste  aussi  libre  qu'auparavant.  Tel  est  le  probleme  fondamental  dont 
le  Contrat  social  donne  la  Solution  :  —  chacun  de  nous  met  en  commiin  sa  per- 
sonne et  toute  sa  puissance  sous  la  supreme  direction  de  la  volonte  generale. » 
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Aber  nichts  wäre  unrichtiger,  als  die  Erklärung  der  Menschen- 
rechte von  1789  überhaupt  mit  dem  Gesellschaftsvertrag  von 
Rousseau  zu  identifizieren.  Die  Erklärung  beschränkt  sich  nicht  auf 
den  zitierten  Gedanken.  Sie  hat  eine  viel  größere  Tragu-eite.  Sie 
ist  in  ihrem  Inhalt  sehr  verschieden.   Das  lehrt  eine  kurze  Analyse. 

Unter  den  Gütern,  die  der  Staat  gewährleisten  soll,  werden 
im  Art.  2  Freiheit ,  Eigentum ,  Sicherheit  und  Widerstand 
gegen  Unterdrückung  genannt.  \)  —  Darunter  sind  eigentlich  nur 
Freiheit  und  Eigentum  vom  Staat  zu  schützende  Güter.  Die 
Sicherheit  bedeutet  nichts  andres  als  den  staatlichen  Schutz 
überhaupt;  und  die  Möglichkeit  des  Widerstandes  ist  nur  die 
Umkehrung  des  Gedankens,  daß  der  Staat  auf  freiwilliger  Unter- 
werfung beruht.  Der  Begriff  der  Freiheit  ist  hier  nicht  in  dem 
weiten  Sinn  gebraucht,  welchen  er  im  Art.  1  hat  und  welchen 
wir  ihm  demzufolge  bisher  gegeben  haben.  Er  bedeutet  hier 
nur  noch  die  Freiheit  der  Person  im  Gegensatz  zu  der  Freiheit 
des  Eigentums,  nicht  mehr  den  Zustand,  in  dem  die  Güter  der 
Menschen  durch  den  Staat  geschützt  werden,  ganz  allgemein.  — 
Wenn  hier  die  Güter  bezeichnet  werden,  die  der  Staat  gewähr- 
leisten soll,  so  ist  damit  schon  mehr  ausgesprochen  als  der  ein- 
fache Gedanke  des  Gesellschaftsvertrages.  Der  Gemeinwille  hat 
bereits  einen  Beschluß  gefaßt  und  der  staatlichen  Tätigkeit  eine 
konkrete  Richtung  gewiesen.  Hier  sprechen  nicht  die  einzelnen, 
die  sich  zum  Gesellschaftsvertrag  verbinden  wollen;  hier  äußern 
die  bereits  Verbundenen  ihren  gemeinsamen  Willen.  Es  handelt 
sich  nicht  mehr  um  die  Staatsgründung,  es  handelt  sich  schon 
um  einen  staatlichen  Akt. 

In  den  drei  folgenden  Artikeln  finden  sich  Konsequenzen 
aus  der  Vorstellung  des  Gemeinwillens. 

Art.  3  erklärt  die  Trägerin  des  Gemeinw^illens,  die  Xation, 
für  souverän.  2) 

In    Art.   4    ist    wieder   von  der    Freiheit   in   ihrem   weiten 


^)  «  Le  but  de  toute  association  politique  est  la  eonservation  des  droits 
naturels  et  imprescriptibles  de  l'homme.  Ces  droits  sont  la  liberte,  la  propriete, 
la  sürete  et  la  resistance  ä  l'oppression. » 

^)  «  Le  principe  de  toute  souverainete  reside  essentiellement  dans  la  nation. 
Xul  Corps,  nul  individu  ne  peut  exercer  d'autorite  qui  n'en  emane  expressement.  » 
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Sinn  die  Rede.  Der  Staat  soll  dem  einzelnen  nur  so  weit  Schutz 
zukommen  lassen,  als  er  den  gleichen  Schutz  allen  gewähren 
kann.  *)  Dieser  Satz  ergibt  sich  aus  der  dem  Gesellschaftsvertrag, 
der  Bildung  des  Gemeinwillens  wesentlichen  Gleichheit  der  Ge- 
nossen, die  schon  in  Art.  1  ausgesprochen  wird. 

Gemäß  Art.  5  kann  das  Gesetz  nur  Handlungen  ver- 
bieten, welche  der  Gesellschaft  schädlich  sind.  2)  Dieser  Satz 
folgt  aus  der  Natur  des  Gesetzes.  Der  Gemeinwille  —  er  ist 
identisch  mit  dem  Gesetz  —  ist  der  auf  den  gemeinsamen  Vor- 
teil gerichtete  übereinstimmende  Wille  der  einzelnen.  Strebt  er 
dem  gemeinsamen  Vorteil  zu,  so  wird  er  das  kostbare  Gut  der 
persönlichen  Freiheit  nicht  einschränken,  wenn  das  Wohl  der 
Gemeinschaft  es  nicht  verlangt. 

Art.  6  bestimmt,  daß  alle  Bürger  in  gleicher  Weise  zu 
allen  Würden,  zu  allen  öffentlichen  Aemtern  zugelassen  werden 
sollen,  einzig  mit  Rücksicht  auf  ihre  Fähigkeiten,  ohne  andern 
Vorzug  als  den  ihrer  Tugend  und  ihres  Talents.  ^)  Hier  handelt 
es  sich  nicht  mehr  um  die  Gleichheit,  die  in  der  Natur  des 
Gesellschaftsvertrages  selber  liegt.  Denn  wir  befinden  uns  hier 
nicht  mehr  in  der  Phase  des  Gesellschaftsvertrages,  sondern  in 
einer  späteren  Phase,  in  welcher  der  Ausbau  der  Staatseinrich- 
tungen stattfindet.  Der  Staat  ist  durch  den  Vertrag  bereits  ge- 
gründet. Der  Gemeinwille  hat  die  Herrschaft  in  Händen.  Und 
er  benutzt  nun  diese  Herrschaft,  um  die  Grundsätze  der  Staats- 
tätigkeit festzustellen.  Er  könnte,  ohne  seinem  Wesen  und  ohne 
dem  Gesellschaftsvertrag  zu  widersprechen,  auch  bestimmte  Kate- 
gorien von  Bürgern  bei  der  Verleihung  der  Aemter  bevorzugen 
und  diese  Kategorien  nicht  allein  nach  den  Fähigkeiten  der 
einzelnen,  sondern  nach  ihren  Reichtümern,  nach  andern  zufälligen 
Merkmalen  bestimmen.  Er  würde  Unvernünftiges  beschließen, 
aber  nicht  unlogisch  verfahren.     Hier  wie   bei  der  Bestimmung 


^)  «La  liberte  consiste  a  pouvoir  faire  tout  ce  qui  ne  nuit  pas  ä  autrui : 
aussi  l'exercice  des  droits  naturels  de  chaque  homme  n'a  de  bornes  que  Celles 
qui  assurent  aux  autres  membres  de  la  societe  la  jouissance  de  ces  memes  droits.  » 
^)  «  La  loi  n'a  le  droit  de  defendre  que  les  actions  nuisibles  ä  la  societe.  » 
^)  «  Tous  les  citoyens  etant  egaux  aux  yeux  de  la  loi,  sont  egalement  ad- 
missibles  ä  toutes  dignites,  places  et  emplois  publics,  selon  leur  capacite,  et 
sans  autre  distinction  que  celle  de  leurs  vertus  et  de  leurs  talents.  » 
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der  konkreten  Staatszwecke  (Art.  2)  haben  wir  es  nicht  mehr  zu  tun 
mit  der  Staatsgründung,  sondern  bereits  mit  einem  staatlichen  Akt. 

Das  gleiche  gilt  von  den  Grundsätzen  über  das  Strafver- 
fahren, die  in  den  Artikeln  7,  8  und  9  aufgestellt  werden. 

Die  Artikel  10  und  11  handeln  über  einen  wichtigen  Be- 
standteil der  in  Art.  2  geforderten  persönlichen  Freiheit.  Die 
religiöse  Toleranz,  die  Preßfreiheit  werden  proklamiert.^)  Diese 
Artikel  geben  nichts  andres  als  die  nähere  Ausführung  des 
Art.  2. 

Die  Steuern  sollen  nach  den  persönlichen  Fähigkeiten  der 
Bürger  umgelegt  werden,  bestimmt  der  Art.  13.^)  Auch  hier 
befinden  wir  uns  schon  in  der  Sphäre  der  Gesetzgebung.  Der 
Gemeinwille  sucht  seine  Aufgabe  zu  erfüllen,  den  Staat  mit  der 
Rücksicht  auf  das  "Wohl  der  Gesamtheit  zu  organisieren. 

Nur  durch  Gesetz  sollen  Steuern  beschlossen  werden,  sagt 
der  Art.  14.^)  Hier  wird  die  Grenze  zwischen  Legislative 
und  Exekutive  gezogen.  Auch  hier  stehen  wir  schon  vor  einem 
Akt  des  Gemeinwillens. 

Aus  der  Souveränität  des  Volkes  deduziert  Art.  15  den 
Grundsatz,  daß  ein  jeder  Träger  staatlicher  Gewalt  der  Nation 
Rechenschaft  schuldig  ist.  ^) 

Art.  16  verlangt  die  Trennung  der  Gewalten.  Hier  ist  überall 
bereits  der  Gemeinwille  am  Werk,    um  den  Staat  auszubauen.^) 

^)  « Nul  ne  doit  etre  inquiete  pour  ses  opinions,  meme  religieuses,  pourvu 
que  leux  manifestation  ne  trouble  pas  1' ordre  public  etabli  par  la  loi.  —  La  libre 
communication  des  pensees  et  des  opinions  est  un  des  droits  les  plus  precieux 
de  rhomme  ;  tout  citoyen  peut  donc  parier,  ecrire,  imprimer  librement  sauf 
ä  repondre  de  Tabus  de  cette  liberte  dans  les  cas  determines  par  la  loi. » 

^)  «  Pour  l'entretien  de  la  force  publique,  et  pour  les  depenses  d'adminis- 
tration,  une  contribution  commiine  est  indispensable  ;  eile  doit  etre  egalement 
repartie  entre  tous  les  citoyens,  en  raison  de  leurs  facultes.  » 

^)  «  Tous  les  citoyens  ont  le  droit  de  constater  par  eux-memes  ou  par  leurs 
representants  la  necessite  de  la  contribution  publique,  de  la  consentir  libre- 
ment, d'en  suivre  l'emploi  et  d'en  determiner  la  quotite,  l'assiette,  le  recouvre- 
ment  et  la  duree.  » 

*)  «  La  societe  a  le  droit  de  demander  compte  ä  tout  agent  public  de  son 
administration. » 

^)  «  Toute  societe,  dans  laquelle  la  garantie  des  droits  n'est  pas  assuree, 
ni  la  Separation  des  pouvoirs  determinee,  n'a  point  de  Constitution.  » 

Redslob,  Die  Staatstheorien  der  fran«.  Nationalversammlung  von  1789  ' 
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Art.  17  stellt  die  Grenzen  fest,  innerhalb  welcher  der  Staat 
das  Eigentum  der  Bürger  aufrechterhalten  kann,  ohne  dem  Ge- 
meinwohl zuwiderzuhandeln.  Wir  haben  es  zu  tun  mit  einer 
näheren  Erläuterung  des  Art.  4.  Wir  stehen  wieder  in  dem  Ge- 
biet gesetzgeberischer  Tätigkeit,^)  ebenso  wenn  im  Art.  17  dem 
Enteigneten  eine  Schadensumme  zugesprochen  wird. 

Jetzt  sind  wir  in  der  Lage,  den  Charakter  der  Deklaration 
von  1789  zu  bestimmen.  Dieser  Charakter  ist  zwiespältig.  Der 
Inhalt  der  Erklärung  ist  heterogen.  Man  findet  in  ihr  einmal 
den  Gesellschaftsvertrag  von  Rousseau.  Die  einzelnen  unter- 
werfen sich  dem  Gemeinwillen,  um  ihren  Besitz  zu  sichern.  Und 
zugleich  findet  man  in  ihr  die  ersten  Akte  des  Gemeinwillens, 
die  wichtigsten  Gesetze. 

Eines  ist  immer  zu  bedenken.  Wenn  diese  ersten  Akte 
des  Gemeinwillens  dem  Staate  Grenzen  ziehen,  so  ist  es  der 
Staat  selber,  der  sich  beschränkt,  um  seinem  innersten  Wesen 
getreu  zu  bleiben.  Begrifflich  zwar  findet  er  kein  Ende  seiner 
Herrschaft.  Allein,  wenn  er  sich  auf  seinen  Zweck  besinnt,  so 
erkennt  er,  daß  er  in  gewissen  Sphären  auf  die  ungebundene 
Herrschaft  verzichten  muß.  Diesem  Gedanken  wird  er  gerecht, 
wenn  er  in  der  Deklaration  seine  Gewalt  einengt.  Er  ruft  sich 
hier  nicht  Grenzen  ins  Gedächtnis,  die  von  Natur  für  seine 
Macht  bestehen,  er  schafft  sich  freiwillig  Grenzen,  um  seinen 
Zweck  in  richtiger  Weise  zu  erfüllen.  Damit  befinden  wir  uns 
völlig  in  dem  Gedankengang  von  Rousseau,  den  wir  am  Anfang 
des  Kapitels  dargestellt  haben.  ^) 


^)  «  La  propriete  etant  un  droit  inviolable  et  sacre,  nul  ne  peut  en  etre 
prive,  si  ce  n'est  lorsque  la  necessite  publique,  legalement  constatee,  l'exige 
evidemment,  et  sous  la  condition  d'une  juste  et  prealable  iademnite. » 

^)  Boutmy,  La  declaration  des  droits,  et  M.  Jellinek,  Annales  des  sciences 
politiques,  1902,  p.  418  :  «  Rousseau  applique  au  souverain  l'idee  que  les  philo- 
soplies  se  fönt  de  Dieu :  il  peut  tout  ce  qu'il  veut ;  mais  il  ne  peut  vouloir  le 
mal,  parce  que  le  mal  est  contraire  a  sa  nature.  Ainsi  en  est-il  de  l'Etat,  il  peut 
lui  aussi  tout  ce  qu'il  veut ;  mais  il  ne  peut  vouloir  conserver  tous  les  droits 
qu'il  a  rcQus  par  une  alienation  volontaire :  il  est  impropre  par  nature  a  les 
exercer.  Ce  ne  sont  pas  les  bornes  de  son  arbitraire,  ce  sont  les  limites  de  son 
essence  qu'il  fixe  par  la  declaration  des  droits.  C'est  pourquoi  il  n'implique 
nullement  contradiction  qu'un  document,  qui  contient  une  declaration  des  droits, 
ait  ete  inspire,  totalement  ou  en  partie,  par  le  Contrat  social. » 
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Ein  Gegensatz  zwischen  einfachem  Gesetz  und  Verfassungs- 
gesetz wii'cl  in  der  Deklaration  noch  nicht  aufgestellt.  Dieser 
Gegensatz  beruht  auf  einem  formal  technischen  Gesichtspunkt, 
der  in  den  Rahmen  einer  Deklaration  der  Menschenrechte  noch 
nicht  paßt.  Die  Verfassung  von  1791  sieht  sich  daher  veranlaßt, 
die  Akte  des  Gemeinwillens,  die  sich  in  der  Deklaration  finden, 
ihrer  fundamentalen  Wichtigkeit  wegen  als  Verfassungsgesetze 
zu  garantieren.  ^) 

Es  ist  unrichtig,  wenn  Janet,  wenn  Duguit  die  Erklärung 
von  1789  schlechthin  mit  dem  Gesellschaftsvertrag  gleichsetzen.^) 
Das  haben  wir  zu  zeigen  versucht.  Es  ist  weiter  unrichtig,  wenn 
Esmein  der  Deklaration  lediglich  den  Charakter  einer  dog- 
matischen Erklärung  beimißt.^)  Soweit  die  Deklaration  den  Ge- 
sellschaftsvertrag zum  Inhalt  hat,  mag  man  sie  allerdings  als 
eine  lehrhafte  Darstellung  bezeichnen,  wenn  man  nämlich  dafür 
hält,  daß  die  Nationalversammlung  mit  Rousseau  den  Gesell- 
schaftsvertrag nicht  als  ein  historisches  Ereignis,  sondern  als  eine 
Lebensweise,  als  eine  stetig  beharrende  psychologische  Verfassung 
der  Menschen  betrachtet,  daß  sie  in  dem  Gesellschaftsvertrag 
nicht  den  historischen  Ursprung,  sondern  nur  den  ethischen 
Grund  des  Staates  erblickt.  Schreibt  man  der  ]^ationalversamm- 
lung  diese  Auffassung  zu,  so  enthält  die  Deklaration  allerdings 
die  lehrhafte  Konstatierung  eines  psychologischen  Phänomens. 
Aber  im  übrigen  enthält  die  Deklaration  Akte  des  Gemeinwillens. 
Gesetze.    Der  beste  Beweis  liegt  darin,  daß  die  Verfassung  von 


1)  Tit.  I,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  527. 

^)  Janet,  Histoii-e  de  la  science  politique,  1887,  p.  457  et  -iöS  :  «  Vient  enfin 
la  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen.  Est-ü  necessaire  de  prouver 
qu'un  tel  acte  ne  \ient  point  de  Montesquieu,  mais  de  J.  J.  Rousseau  ?  Quoi 
de  plus  contraire  aux  principes  et  aux  habitudes  d'esprit  de  l'auteur  de  l'esprit 
des  lois  que  cette  theorie  abstraite,  a  priori,  de  droits  absolus,  inaüenables, 
imprescriptibles  ?  Au  contraire,  quoi  de  plus  conforme  ä  la  politique  du  Contrat 
Social  ?  Sans  doute,  Rousseau  n'a  pas  fait  une  table  des  droits  naturels  de 
l'homme  ;  et  cette  table,  les  constituants  l'ont  formee  avec  les  idees  de  Voltaire 
et  de  Montesquieu,  tout  autant  que  de  J.  J.  Rousseau.  Mais  l'acte  meme  de  la 
declaration  est-ü  autre  chose  que  le  contrat  passe  entre  tous  les  membres  de  la 
commimaute  selon  les  idees  de  Rousseau  ?  N'est  ce  pas  l'enonciation  des  clauses 
et  des  conditions  de  ce  contrat  ?  — Duguit,  Droit  constitutionnel,  1907,  p.  487. 

^)  Elements  de  droit  coastitutionnel,  1899,  p.  360. 
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1791  all  diese  Gesetze  wiederholt  und  ihnen  verfassungsmäßigen 
Charakter  beilegt.  —  Die  praktische  Seite  der  Frage  ist  die : 
Haben  die  Normen  der  Deklaration  dogmatische  Bedeutung,  so 
fallen  sie  mit  der  Verfassung  von  1791  und  können  unter  andern 
Verfassungen  keine  Gültigkeit  beanspruchen.  Bilden  sie  die  Klau- 
seln des  Gesellschaftsvertrages,  so  stehen  sie  über  der  Verfassung 
von  1791  und  über  allen  späteren  Verfassungen.  Nach  unsrer 
Ansicht  handelt  es  sich  teils  um  eine  dogmatische  Darstellung, 
teils  um  Gesetze,  die  erst  durch  die  Verfassung  von  1791  kon- 
stitutionelle Kraft  erhalten  haben.  Diese  Gesetze  werden  unter 
andern  Verfassungen  als  einfache  Gesetze  in  Geltung  bleiben. 
Irrig  ist  die  Vorstellung,  der  man  immer  wieder  begegnet,  die 
Normen  der  Deklaration  hätten  eine  nach  ihrer  Natur  ihnen 
selber  innewohnende  höhere  Kraft,  sie  seien  über  alle  Gesetze, 
auch  über  alle  Verfassungen  erhaben.  Was  der  Gemeinwille 
beschlossen  hat.  kann  er  wieder  ändern.  Ueber  ihm  gibt 
es  keine  Instanz.  Er  ist  souverän.  Jene  Normen  können  unter 
der  Verfassung  von  1791  durch  einen  Verfassungsakt,  unter 
einer  späteren  Verfassung  durch  einen  Gesetzgebungsakt  geändert 
werden. 

Wir  sehen,  daß  nicht  Locke  —  auch  nicht  anf  dem  Umweg 
über  die  amerikanischen  Deklarationen  — ,  daß  vielmehr  Rousseau 
den  Männern  von  1789  die  Erklärung  der  Menschenrechte  ein- 
gegeben hat.  Die  beiden  Hauptargumente  dafür  seien  kurz 
wiederholt:  Die  französische  Deklaration  kennt  keine  Rechte  der 
Menschen  im  vorstaatlichen  Zustand,  an  welchen  die  staatliche 
Macht  eine  Grenze  findet.  Sie  kennt  nicht  Rechte  der  Menschen 
außerhalb  des  Staates,  sie  kennt  nur  Rechte  der  Menschen  im 
Staat.  So  steht  sie  der  Lehre  von  Locke  fremd  gegenüber.  Locke 
behauptet  durch  Naturgesetz  verliehene  Rechte  der  Menschen 
vor  Gründung  des  Staates.  Rousseau  aber  läßt  das  Recht  erst 
mit  dem  Staat  beginnen.  Er  kennt  keine  natürlichen  Rechte,  er 
kennt  nur  einen  Naturzustand.  Und  weiter:  Die  Erklärung  der 
Menschenrechte  ist  auf  dem  Gedanken  des  Gemeinwillens  auf- 
gebaut. Eine  Kollision  der  individuellen  und  der  staatlichen 
Rechtssphäre,  wie  Locke  sie  behauptet,  ist  daher  unmöglich. 
Denn  eine  solche  Kollision  kann  nicht  gedacht  werden,  wo  der 
Wille  der  einzelnen  und  der  Wille  des  Staates  nicht  geschieden, 
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sondern  identisch  siud.^)  Unmöglich  ist  in  der  Erklärung  der 
Menschenrechte  ein  Satz  wie  dieser,  der  sich  in  dem  ersten 
Artikel  der  Deklaration  von  Virginien  findet:  Alle  Menschen 
sind  von  Xatur  gleich  frei  und  unabhängig  und  haben  gewisse 
angeborene  Rechte.  Sie  können  ihre  Nachkommenschaft,  wenn 
sie  in  den  Staat  eintreten,  durch  keinen  Vertrag  dieser  Rechte 
berauben  oder  entkleiden,  nämlich  der  Rechte  auf  Leben  und 
Freiheit,  der  Rechte,  Eigentum  zu  erwerben  und  zu  besitzen, 
Glück  und  Sicherheit  zu  erstreben  und  zu  erlangen.^)  Und  end- 
lich sei  noch  auf  einen  charakteristischen  Zug  hingewiesen.  Der 
Artikel  10  der  Deklaration  verkündet  nicht   die   religiöse  Frei- 

1)  Courrier  de  Provence,  Xo.  XX,  p.  20,  zitiert  bei  Walch,  S.  228:  «  Obser- 
vons  qu'avant  l'independance  de  l'Amerique  anglaise,  le  Contrat  social  avait 
parii.  Le  republicain  phüosophe  a  eclaire  les  heros  de  la  liberte  ;  jusqu'ä  lui 
la  plupart  des  publicistes  avaient  ralsonne  comme  des  esclaves  entendus  de 
leur  maitre,  ou  avaient  employe  tout  leur  esprit,  comme  Montesquieu,  pour 
justifier  ce  qui  est,  et  f arder  nos  institutions  d'im  vernis  trompeur ;  lui  seul,  etudiant 
les  droits  naturels  de  l'homme,  ecartant  la  poussiere  et  le  sable,  c'est-ä-dire 
ces  relations  exterieures  de  faiblesse  et  de  puissance,  de  richesse  et  de  pauvrete, 
a  decouvert  les  fondements  reels  de  la  societe  ;  ü  a  montre  que  l'edifice  portait 
ä  faux  partout  oü  il  n'etait  pas  assis  sur  la  base  du  consentement  des  hommes 
et  des  Conventions  reciproques.  Non,  jamais  on  ne  doit  parier  de  la  liberte  sans 
payer  un  tribut  d'hommages  ä  cet  eternel  vengeur  de  la  nature  humaine.  » 
Aus  solch  begeisterten  Erklärimgen  geht  hervor,  wie  völlig  sich  die  Zeitgenossen 
im  Bann  des  Genfer  Philosophen  fühlten.  Es  wäre  leicht,  aus  den  Verhand- 
lungsberichten der  Nationalversammlung  eine  ganze  Reihe  von  Stellen  dieser 
Art  zu  finden.  Ein  Taumel  der  Begeisterung  geht  durch  diese  Zeit,  die  bis  ins 
Mark  ergriffen  ist  durch  die  ewigen  Wahrheiten  und  die  Wahnvorstellungen 
des  Contrat  Social.  Duguit  trifft  nicht  das  Richtige,  wenn  er  pathetisch  ausruft: 
«  La  theorie  individualiste  est  venue  la  premiere  affu-mer  que  le  pouvoir  de  l'Etat 
est  limite  par  le  droit ;  et  cela  restera  l'etemel  honneur  de  la  Revolution  fran- 
9aise.  Quand  au  mois  d'aoüt  1789  et  au  mois  de  septembre  1791,  les  deputes 
aux  Etats-Generaux  affirmaient  que  le  pouvoir  de  l'Etat  n'est  pas  sans  limites, 
que  le  legislateur  lui-meme  ne  peut  pas  tout  faü-e,  ils  etaient  plus  grands  que 
Napoleon  ä  Austerlitz  ou  ä  Wagram.  »  L'Etat,  le  droit  objectif,  la  loi  positive, 
1901,  p.  14. 

-)  Virginia  Bill  of  Rights,  1776,  art.  1 :  "That  all  men  are  by  natiu-e  equally 
free  and  independent,  and  have  certain  inherent  rights,  of  which,  when  they 
enter  üito  a  state  of  society,  they  cannot,  by  any  compact,  deprive  or  divest 
their  posterity;  namely,  the  injoyment  of  life  and  liberty,  with  the  means  of 
acquiring  and  possessing  property,  and  pursuing  and  obtaining  happiness  and 
safety." 
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lieit,  sondern  nur  die  religiöse  Toleranz.  Damit  steht  die  Er- 
klärung wiederum  nicht  auf  dem  Boden  der  Philosophie  von 
Locke  und  der  amerikanischen  Deklarationen,  vielmehr  auf  dem 
Boden  von  Rousseau.  Der  Artikel  10  hält  einen  Konflikt  für 
möglich  zwischen  der  Aeußerung  eines  religiösen  Glaubens  und 
den  Staatsinteressen.  Demnach  ist  der  Staat  offenbar  berechtigt, 
zu  einem  gewissen  Teil  auf  das  religiöse  Bekenntnis  seines  Unter- 
tanen einzuwirken.  Ein  gewisser  Teil  der  Religion  wird  zur 
bürgerlichen  Religion.  Sie  kann  von  dem  Untertanen  gefordert 
werden.    Mit  ihr  darf  er  sich  nicht  in  AViderspruch  setzen,  ^j 

Auch  in  den  Verhandlungen  der  Nationalversammlung,  in 
den  Entwürfen  zu  einer  Deklaration  findet  sich  nirgends  eine 
kategorische  Proklamation  von  Naturrechten  im  Sinne  von  Locke. 
Es  kehrt  zwar  oft  der  Satz  wieder,  daß  die  Menschen  von  Natur 
unveräußerliche  Freiheitsrechte  besitzen,  der  Satz,  der  sich  im 
Artikel  1  der  Deklaration  findet.  Er  ist  aber  stets,  wie  in  der 
Deklaration,  aus  dem  Zusammenhang  dahin  auszulegen,  daß  der 
Mensch  im  Staate  wegen  seiner  eignen  Natur  oder  wegen  der 
Natur  des  Staates  eine  Reihe  von  Rechten  beanspruchen  könne, 
nicht  aber  dahin ,  daß  der  Mensch  als  isoliertes  Individuum 
Rechte  habe,  an  die  der  Staat  sich  stoße.  ^)  Hingegen  wird  gar 
oft  mit  klaren  Worten  die  richtige  Auffassung  vertreten,  daß  es 
sich  in  den  Deklarationen  nicht  um  Rechte  der  Menschen  außer- 

^)  Contrat  Social,  Livre  IV,  chap.  X :  « II  y  a  une  profession  de  foi  pure- 
ment  civile  dont  il  appartient  au  souverain  de  fixer  les  articles,  non  pas  precise- 
ment  comme  dogmes  de  religion,  mais  comme  sentiments  de  sociabUite  sans 
lesquels  il  est  impossible  d'etre  bon  citoyen  ni  sujet  fidele.  —  Maintenant  qu'il 
n'y  a  plus  et  qu'il  ne  peut  plus  y  avoir  de  religion  nationale  exclusive,  on  doit 
tolerer  toutes  Celles  qui  tolerent  les  avitres  autant  que  leurs  dogmes  n'ont  rien 
de  contraire  aux  devoirs  du  citoyen.  » 

2)  Cf.  M.  le  marquis  de  Lafayette,  11  juillet  1789,  Ai'ch.  pari.  VIII,  p.  221 : 
Projet  de  declaration,  p.  222.  —  M.  l'abbe  Sieyes,  21  juillet  1789,  Preliminaire 
de  la  Constitution,  1.  c,  p.  256 ;  Projet  de  declaration,  12  aoüt  1789,  1.  c,  p.  422. 
—  Projet  de  declaration,  presente  par  M.  Mounier  au  nom  du  comite  de  Con- 
stitution, 27  juillet  1789,  1.  c,  p.  285.  —  Projet  de  declaration  des  droits  de 
riiomme  et  du  citoyen,  presente  au  comite  de  Constitution,  par  M.  Mounier, 
27  juUlet  1789,  1.  c,  p.  289.  —  M.  Desmeuniers,  3  aoüt  1789,  1.  c,  p.  334.  — 
Projet  de  declaration  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen,  discute  dans  le  sixieme 
l)ureau  de  l'Assemblee  nationale,  1.  c,  p.  431,  12  aoüt  1789.  —  Projet  de  decla- 
ration des  droits  de  l'homme  en  societe,  17  aoüt  1789,  1.  c,  p.  438. 
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halb  des  Staates,  sondern  um  Rechte  der  Menschen  im  Staat 
handle.^)  „Der  Mensch  im  Naturzustande,  sagt  Creniere,  ist 
weder  frei  noch  Sklave;  er  ist  unabhängig;  er  übt  seine  Fähig- 
keiten aus,  wie  es  ihm  gefällt,  ohne  andre  Regel  als  seinen 
Willen,  ohne  andres  Gesetz  als  das  Maß  seiner  Kräfte;  mit 
einem  Wort,  er  hat  weder  Rechte  auszuüben  noch  Pflichten  zu 
erfüllen.  Die  Natur  hat  ihm  nichts  Unnötiges  gegeben;  und 
wenn  der  isolierte  Mensch  Rechte  hätte,  gegen  wen  und  wie 
würde  er  sie  ausüben?  Außer  dem  Zustand  der  Gesellschaft 
gibt  es  weder  verpflichtete  Personen,  noch  öffentliche  Gewalt, 
noch  Regierung,  noch  Gerichte;  ist  das  festgestellt,  so  müssen 
wir  schließen,  daß  der  Mensch  im  Zustand  der  Gesellschaft  sich 
keine  Pflichten  hat  auferlegen  können,  ohne  gleichwertige  Rechte 
zu  erlangen;  daß  er  nicht  seine  natürliche  Unabhängigkeit  hat 
aufopfern  können,  ohne  dafür  die  politische  Freiheit  zu  erhalten ; 
und  daß  er  infolge  seines  Verzichtes,  alles  zu  tun,  was  er  will, 
dasjenige  soll  tun  können,  was  all  seine  Genossen  wollen.  Daraus 
ist  noch  zu  schließen,  daß  die  Rechte,  die  er  durch  den  einfachen 
Akt  seiner  Assoziation  erwirbt,  natürlich  sind;  denn  seine  erste 
Sorge  ist  die,  sich  zu  erhalten,  sein  erster  Wunsch  ist  der,  glück- 
lich zu  sein,  und  seine  erste  Fähigkeit  ist  die,  zu  wollen;  und 
deshalb  wäre  es  unnatürlich  und  unmöglich,  daß  er  diese  Sorge 
aufgegeben,  auf  diesen  Wunsch  verzichtet  hätte  und  keinen  Willen 
mehr  hätte  haben  wollen.  Es  muß  weiter  geschlossen  werden, 
daß  diese  Rechte  nicht  verloren  werden  können ;  denn  man  kann 
nicht  freiwillig  auf  sie  verzichten,  ohne  die  Gesellschaft  aufzu- 
lösen und  in  den  Naturzustand  zurückzukehren;  und  man  kann 
ihrer  nicht  beraubt  werden;  denn  wird  ihre  Ausübung  durch 
Gewalt  verhindert,  so  hat  doch  die  Gewalt  niemals  zum  Erwerb 
von  Rechten  geführt,  denen  entgegengesetzt,  die  sie  vernichten 
will.  —  So  hat  der  isolierte  Mensch  keine  Rechte;  das  ist  das 
Naturgesetz.  —  Der  Mensch  in  der  Gesellschaft  hat  natürliche 
Rechte,  die  er  nicht  verlieren  kann;  das  ist  das  Gesetz  der  Ver- 
nunft." 2) 

1)  M.  Creniere,  1  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  318  ;  contra  :  M.  Gouges- 
Carton,  12  aoüt  1789,  1.  c,  p.  428.  —  M.  Biauzat,  3  aoüt  1789,  M.  le  comte 
d'Antraigues,  3  aoüt  1789,  1.  c,  p.  334. 

2)  L.  c. 
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Spricht  sich  die  Nationalversammlung  aus  über  den  Charakter 
einer  Erklärung  der  Menschenrechte?  Nur  ganz  vereinzelt. 
Einige  Redner  gestehen  einer  Deklaration  nur  eine  dogmatische 
Bedeutung  zu.  ^)  Andre  erklären  sie  für  den  Gresellschaftsvertrag, 
ohne  näher  auf  die  Frage  einzugehen  und  ohne  die  einzelnen 
Bestandteile  zu  unterscheiden,  die  nicht  alle,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  den  Gresellschaftsvertrag  gehören.  ^) 


1)  M.  de  la  Luzerne,  1  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  322  :  «  La  Constitution 
est  un  Code  et  un  Corps  de  lois  ;  tout  ce  qui  n'est  pas  loi  est  etranger  ä  la  Con- 
stitution. Les  principes  parlent  ä  la  raison  pour  la  convaincre,  et  les  lois  ä  la 
volonte  pour  la  soumettre.  II  y  a  beaucoup  de  personnes  qui  ne  seront  pas  en 
etat  d'entendre  les  maximes  que  vous  leur  presenterez.  —  Mon  opinion  n'est 
pas  qu'on  doive  tenir  le  peuple  dans  l'ignorance  ;  mais  je  veux  qu'on  l'eclaire 
par  des  livres,  et  non  par  la  loi  ni  par  la  Constitution.  Ne  mettons  rien  d'inutile ; 
evitons  les  dangers  des  abus,  et  faisons  de  bonnes  lois.  Je  propose  donc  qu'il 
ne  soit  pas  mis  de  declaration  des  droits  dans  la  Constitution ;  qu'on  y  ajoute 
seulement  un  preambule  simple  et  clair,  qui  ne  renferme  que  des  maximes  in- 
contestables.  »  —  M.  Malouet,  1  aoüt  1789,  1.  c,  p.  322. 

2)  M.  le  comte  de  Lally-ToUendal,  13  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  222 
et  223  :  «  Que  la  declaration  de  nos  droits  soit  la  declaration  des  droits  de  tous ; 
que  l'homme,  le  citoyen,  le  sujet,  le  monarque,  y  trouvent  chacun  ce  qui  doit 
lui  appartenir  et  que  ce  soit,  pour  ainsi  dire,  un  pacte  social,  un  contrat  uni- 
versel,  qui,  en  distribuant  la  justice  ä  toutes  les  parties,  force  toutes  les  parties 
d'etre  justes,  et  qui,  en  leur  procurant  le  bonheur,  les  amene  a  l'union.  »  — 
M.  Creniere,  1  aoüt  1789,  I.e.,  p.  319  ;  18  aoüt  1789,  p.  451.  —  M.  Duport, 
18  aoüt  1789,  1.  c,  p.  451. 
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Das  repräsentative  Prinzip 

Die  Nationalversammlung  hat  sich  zu  der  von  Rousseau  er- 
dachten Theorie  vom  souveränen  Gemeinwillen  bekannt:  Es  läßt 
sich  ein  Wille  von  einheitlichem  Inhalt  auffinden,  welcher  der 
Wille  des  Volkes  ist,  in  welchem  alle  Genossen  zusammentreffen. 
Dieser  einheitliche  Wille  des  Volkes  ist  seiner  Natur  nach  not- 
wendig souverän. 

Wie  äußert  sich  aber  dieser  Wille?  Wie  kann  sein  Inhalt 
festgestellt  werden?  Das  ist  jetzt  das  Problem,  das  der  Theorie 
von  Rousseau  entgegentritt. 

Bei  Hobbes,  bei  Spinoza,  auch  bei  Locke  konnte  eine 
Schwierigkeit  dieser  Art  nicht  entstehen.  Denn  dort  kam  die 
souveräne  Gewalt  dadurch  zustande,  daß  der  einzelne  sich  dem 
Willen  bestimmter  Personen  unterwarf,  dem  Willen  eines  Für- 
sten, eines  Rats  oder  dem  Willen  einer  Majorität.  Was  der 
Fürst,  was  die  Mehrheit  der  Ratsherrn  oder  der  Volksgenossen 
beschloß,  war  der  souveräne  Wille. 

Bei  Rousseau  aber  findet  keine  Unterw^erfung  der  einzelnen 
statt.  Sie  gehorchen  nur  sich  selber.  Sie  folgen,  wenn  sie  im 
Staate  leben,  ihrem  eignen  Willen.  Sie  sind  dem  Gemeinwillen 
Untertan,  in  dem  ihr  eigner  Wille  einheitlich  zusammentrifft.  Und 
80  entsteht  die  Frage:  Wie  kann  der  Gemeinwille  festgestellt 
werden? 

Das  Mittel,  um  den  Gemeinwillen  zu  ergründen,  sagt  Rous- 
seau, ist  die  Abstimmung  sämtlicher  Volksgenossen.  „Wenn 
man  dem  versammelten  Volk  ein  Gesetz  vorschlägt,  so  fragt 
man  das  Volk,  ...  ob  das  Gesetz  dem  Gemeinwillen  entspricht. 
Jeder  sagt  seine  Meinung   hierüber,   wenn  er  seine  Stimme  ab- 
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gibt.  Und  aus  der  Abstimmung  ergibt  sich  der  Inhalt  des  Ge- 
meinwillens. Wird  man  überstimmt,  so  beweist  das  nur,  daß 
man  sich  geirrt  hat,  daß  man  von  dem  Inhalt  des  Gemeinwillens 
eine  unrichtige  Vorstellung  hatte.  Wäre  man  mit  seiner  falschen 
Ansicht  durchgedrungen,  so  hätte  man  seinem  wahren  Willen 
entgegen  gehandelt  und  wäre  nicht  mehr  frei."^)  Und  selbst, 
wenn  der  einzelne  jene  Frage  nicht  in  dem  Sinn  beantwortet,  in 
dem  er  sie  beantworten  soll,  selbst  wenn  er  bei  der  Abstimmung 
sich  nur  von  seinen  persönlichen  Wünschen,  nicht  von  seinem 
wahren  Willen  leiten  läßt  und  nicht  den  Gemeinwillen  zu  er- 
gründen sucht,  so  kann  die  Abstimmung  ein  ziemlich  wahres 
Ergebnis,  ein  ziemlich  getreues  Bild  des  Gemeinwillens  liefern. 
„Oft  besteht  ein  großer  Unterschied  zwischen  dem  Willen  aller 
und  dem  Gemeinwillen.  Dieser  sieht  nur  auf  das  gemeinsame 
Interesse;  jener  hat  nur  die  individuellen  Interessen  im  Auge 
und  ist  nur  die  Summe  der  egoistischen  Willensbestrebungen. 
Wenn  man  aber  von  diesen  Willensbestrebungen  das  Mehr  und 
das  Weniger  wegnimmt,  das  sich  gegenseitig  aufhebt,  so  bleibt 
als  mittlere  Größe  der  Gemeinwille  übrig.  "2) 

Zu  dieser  gewagten  Konstruktion  wird  Rousseau  durch 
seine  eigne  Lehre  mit  Notwendigkeit  gedrängt.  Diese  Kon- 
struktion ist  die  unvermeidliche  Konsequenz,  zu  welcher  der 
Grundirrtum  seiner  Lehre,  die  Verwechslung  zwischen  dem 
Willen  des  Individuums  und  seinem  vernünftigen,  wohlverstan- 
denen Interesse  führt.  Die  Volksgenossen  haben  gemeinsame 
Interessen;  das  ist  wahr;  aber  sie  haben  keinen  gemeinsamen 
AVillen.  Der  Staat  beruht  darauf,  daß  die  Menschen  durch  ge- 
meinschaftliche Wahrung  allgemeiner,  gleicher  Interessen  und 
durch  gleichzeitige  Vernachlässigung  von  Sonderinteressen  mehr 
gewinnen  als  verlieren.  Indes  ein  bewußter  Wille,  der  sich  auf 
dieses  eine,  gemeinsame  Interesse  richtet,  ein  Wille,  der  sich 
überall  mit  dem  gleichen  Inhalt  in  der  Seele  eines  jeden  Volks- 
genossen wiederholt,    hat   nie  bestanden  und   wird  nie  bestehen. 

Glaubt  aber  Rousseau  einmal  an  den  einheitlichen  Volks- 
willen,   so  muß   man  ihm  darin  recht  geben,   daß   dieser  Volks- 

^)  Contrat  Social,  Livre  IV,  chap.  II ;  der  französische  Text  ist  früher  zitiert. 
^)  Contrat  Social,  Livre  II,  chap.  III ;  der  französische  Text  ist  früher  zitiert. 
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wille  nur  in  der  AVeise  festgestellt  werden  kann,  daß  jeder  Ge- 
nosse um  seinen  Willen  befragt  wird.  Rousseau  ist  konsequent, 
wenn  er,  von  seinen  Prämissen  ausgehend,  das  System  der  Re- 
präsentation, das  System  der  Vertretung  des  Volks  in  seinem 
Willen  ablehnt  und  die  Gresetzgebung  unmittelbar  dem  Volk 
überträgt. 

Die  Vertretung  im  Willen  als  psychologisches  Phänomen  ist 
unmöglich.  Es  gibt  wohl  eine  Vertretung  im  Willen  als  gesetz- 
liche Fiktion,  als  auf  Rechtssätzen  beruhend.  Aber  eine  Ver- 
tretung im  juristischen  Sinn  steht  in  diesem  Zusammenhang  nicht 
in  Frage,  wo  Gresetz  und  Recht  erst  geschaffen  werden  sollen. 
Wenn  das  Volk  einen  Willen  hat,  so  muß  auch  das  Volk  diesen 
Willen  kundtun.  Tritt  ein  fremder  Wille  für  den  des  Volkes 
ein,  so  besteht  keine  Sicherheit  dafür,  daß  er  mit  dem  Willen 
des  Volkes  übereinstimmt.  Hat  er  aber  verschiedenen  Inhalt 
und  ist  er  nunmehr  maßgebend,  so  ist  die  Souveränität  auf  ihn 
übergegangen.  Das  Prinzip  der  Volkssouveränität  ist  dann  ver- 
leugnet. Die  Souveränität  steht  einem  Herrscher  oder  einer 
Ratsversammlung  zu.  „In  dem  Augenblick,  wo  das  Volk  sich 
vertreten  läßt,  hat  es  keine  Freiheit  mehr,  hat  es  aufgehört  zu 
sein."  ^) 

Nun  kann  allerdings,  meint  Rousseau,  eine  Versammlung 
von  Abgeordneten  eingerichtet  werden,  um  Gesetze  vorzubereiten, 
um  so  das  Verfahren  der  Gesetzgebung  zu  vereinfachen.  Sie 
kann  aber  keine  endgültigen  Beschlüsse  fassen.  Jedes  Gesetz 
muß  dem  Volke  vorgelegt  und  von  ihm  genehmigt  werden.  ^)    Es 

^)  Zweig,  Die  Lehre  vom  Pouvoir  constituant,   1909,  p.  124. 

^)  Contrat  Social,  Livre  II,  chap.  I :  «Je  dis  donc  que  la  souverainete, 
n'etant  que  l'exercice  de  la  volonte  generale,  ne  peut  jamais  s'aliener,  et  que 
le  souverain,  qui  n'est  qu'un  etre  coUectif,  ne  peut  etre  represente  que  par  lui- 
meme  :  le  pouvoir  peut  bien  se  transmettre,  mais  non  pas  la  volonte.  —  En 
effet,  s'il  n'est  pas  impossible  qu'une  volonte  particuliere  s'accorde  svir  quelque 
point  avec  la  volonte  generale,  il  est  impossible  au  moins  que  cet  accord  soit 
durable  et  constant ;  car  la  volonte  particuliere  tend,  par  sa  nature,  aux  pre- 
ferences,  et  la  volonte  generale  ä  l'egalite.  II  est  plus  impossible  encore  qu'on 
ait  un  garant  de  cet  accord,  quand  meme  il  devrait  toujours  exister  ;  ce  ne  serait 
pas  un  effet  de  l'art,  mais  du  hasard.  Le  souverain  peut  bien  dire  :  «  Je  veux 
actuellement  ce  que  veut  un  tel  homme,  ou  du  moins  ce  qu'ü  dit  vouloir  »  ;  mais 
il  ne  peut  pas  dire  :  «  Ce  que  cet  homme  voudra  demain.  je  le  voudrai  encore,  » 
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ist  das  System  des  obligatorischen  Referendum  oder,  wie  man 
es  zuweilen  nennt,  das  System  der  unvollkommenen  Volks- 
vertretung —  Gouvernement  semi-representatif.^) 

Um  eine  eigentliche  Volksvertretung  handelt  es  sich  hier 
nicht  mehr,  denn  eine  Vertretung  im  Willen  findet  nicht  statt.  — 
Es  besteht  indes  auch  hier  die  Schwierigkeit,  daß  eine  Versamm- 
lung des  gesamten  Volkes  einberufen  werden  muß,  was  in  großen 
Kelchen  ein  Ding   der  Unmöglichkeit  ist. 

Dieser  Schwierigkeit  gilt  es  zu  entrinnen. 

Es  läßt  sich  noch  ein  Ausweg  ersinnen.  Man  kann  die 
Versammlung  des  ganzen  A-^olkes  durch  eine  Versammlung  von 
Abgeordneten  vollkommen  ersetzen  und  dennoch  die  Vertretung 
des  Volkes  in  seinem  Willen  vermeiden.  Das  kann  dadurch  ge- 
schehen, daß  jeder  Abgeordnete  lediglich  die  Stellung  eines  Boten 
einnimmt,  nur  berufen  ist,  den  Willen  seiner  Wähler  in  der  Ver- 
sammlung kundzutun.  Auf  diese  Weise  kommt  jeder  Volks- 
genosse zum  AVort.  Es  bildet  sich  sozusagen  in  jedem  Wahl" 
distrikt  zunächst  ein  engerer  Gemeinwille.  Und  der  Wille  der 
einzelnen  Wählerschaften,  von  allen  Seiten  zusammengetragen, 
ergibt  schließlich  den  Volkswillen.  Man  kann  dieses  System  als 
dasjenige  der  atomistischen  Vertretung  bezeichnen,  weil  die  Ver- 
tretung hier  in  der  Weise  eingerichtet  ist,  daß  der  Wille  des 
vertretenden  Körpers  den  Willen  eines  jeden  einzelnen  Bürgers 
in  sich  enthält.    Dieses  System  muß  sich  seiner  Natur  nach  immer 

puisqu'il  est  absurde  que  la  volonte  se  donne  des  chaines  pour  ravenir,  et 
puisqu'il  ne  depend  d'aucune  volonte  de  consentir  ä  rien  de  contraire  au  bien 
de  l'etre  qui  veut.  Si  donc  le  peuple  promet  simplement  d'obeir,  il  se  dissout 
par  cet  acte,  ü  perd  sa  qualite  de  peuple  ;  ä  1' instant  qu'il  y  a  un  maitre,  il 
n'y  a  plus  de  souverain,  et  des  lors  le  corps  politique  est  detruit.  » 

Livre  III,  chap.  XV :  «  La  souverainete  ne  peut  etre  representee,  par  la 
meme  raison  qu'elle  ne  peut  etre  alienee  ;  eile  consiste  essentiellement  dans 
la  volonte  generale,  et  la  volonte  ne  se  represente  point :  eile  est  la  meme,  ou 
eUe  est  autre  ;  il  n'y  a  jDoint  de  milieu.  Les  deputes  du  peuple  ne  sont  donc 
ni  ne  peuvent  etre  ses  representants,  U  ne  sont  que  ses  commissaires  ;  ü  ne  peuvent 
rien  conclure  definitivement.  Toute  loi  que  le  peuple  en  personne  n'a  pas 
ratifiee  est  nuUe  ;  ce  n'est  point  une  loi.  Le  peuple  anglais  pense  etre  libre,  ü 
se  trompe  fort ;  il  ne  Test  que  durant  l'election  des  membres  du  parlement : 
sitot  qu'üs  sont  elus,  il  est  esclave,  il  n'est  rien.  Dans  les  courts  moments  de 
sa  liberte,  l'usage  qu'il  en  fait  merite  bien  qu'il  la  perde.  » 

1)  Duguit,  Droit  constitutionnel,  1907,  §51,  p.  292. 
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auf  die  Theorie  des  imperativen  Mandats  gründen;  es  ist  nur 
denkbar  in  Verbindung  mit  ihr. 

Rousseau  hat  dieses  System  nur  leicht  angedeutet  in  seinen 
Betrachtungen  über  die  Regierung  Polens.^) 

Das  imperative  Mandat  war  in  Frankreich  nicht  un- 
bekannt. Seit  dem  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  galt 
es  für  die  Abgeordneten  der  Generalstände.  Die  Abgeordneten 
waren  an  ihre  Instruktionen  —  cahiers  —  unbedingt  gebunden. 
Und  schon  früher  rang  das  Prinzip  um  Geltung;  es  kam  vor, 
daß  die  Vertreter  der  Stände,  nachdem  sie  die  Vorschläge  des 
Königs  angehört  hatten,  in  aller  Eile  zu  ihren  Wählern  zurück- 
kehrten, um  mit  ihnen  darüber  zu  beraten.  Aber  das  imperative 
Mandat  hatte  hier  einen  ganz  andern  Sinn  als  den,  welchen 
wir  ihm  eben  in  Verbindung  mit  Rousseaus  Lehre  zu  geben  ver- 
suchten. Die  Vertreter  der  Stände  vor  1789  hatten  einzig  und 
allein  nur  die  eine  Aufgabe,  die  Sonderinteressen  einer  Gruppe  der 
Bevölkerung  zu  wahren,  nicht  die  Aufgabe,  au  der  Feststellung 
der  Gesamtinteressen  des  Volks,  an  der  Feststellung  des  Gemein- 
willens mitzuwirken.  Der  Gedanke,  daß  der  Abgeordnete  Interpret 
der  Volksinteressen  oder  gar  eines  Gemeinwillens  sein  könnte, 
war  jener  Institution  völlig  fremd. 

Noch  in  der  Nationalversammlung  äußerte  die  Vorstellung  des 
imperativen  Mandats  einen  großen  Einfluß.  Lally-Tollendal  erklärte 
am  26.  Juni  1789,  er  wolle  zu  seinen  Wählern  zurückkehren,  um  sie 
zu  befragen,  ob  sie  die  Vereinigung  der  Stände  billigten  und  ihn 
beauftragten,  in  der  Nationalversammlung  einen  Sitz  einzunehmen.^) 
Der  Graf  von  Clermont-Tonnerre  unterstützte  ilm.  ^) 

AVir  haben  gesehen,  daß  sich  zwei  Auswege  bieten,  um  die 
Einrichtung  eines  Abgeordnetenhauses  mit  der  Theorie  vom  Ge- 
meinwillen in  Einklang  zu  bringen,  das  System  des  obligatorischen 
Referendum  und  das  System  der  atomistischen  Vertretung.  Die 
Nationalversammlung  muß  einen  dieser  beiden  AVege  beschreiten, 
wenn  sie  dem  Genfer  Philosophen  unbedingt  huldigen  und  seine 
Lehre  bis  in  ihre  letzten  Konsequenzen  verfolgen  will.  Aber 
hier  sind  wir  an  dem  Punkt  angelangt,  wo  die  Nationalversamm- 

1)  Chap.  VII. 

2)  Arch.  pari.  VIII,  p.  158. 

3)  L.  c. 
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limg  mit  Rousseau  bricht.  Die  Abgeordneten  werden  nicht  an 
ein  imperatives  Mandat  gebunden.  Und  sie  erhalten  die  Macht, 
selbständig  Gesetze  zu  geben,  ohne  die  Genehmigung  des  Volkes 
einzuholen.  Eine  neue  Gedankenströmung  verdrängt  hier  die 
erste.  Das  System  der  Repräsentation,  wie  Montesquieu  und 
de  Lolme  es  nach  englischem  Vorbild  dem  französischen  Volk 
vor  Augen  führten,  gewinnt  den  Sieg.  Aber  dieser  Sieg  gelingt 
nicht  ohne  Kampf.  Einige  unerschütterliche  Anhänger  von 
Rousseau  verteidigen  die  Lehre  des  Contrat  Social  bis  in  ihre 
äußersten  Konsequenzen.  Diese  letzten  Anstrengungen  sollen 
kurz  beobachtet  werden.  —  Es  wird  sich  in  diesem  Kapitel 
zeigen,  wie  der  machtvolle  Strom  von  Rousseaus  Gedanken 
plötzlich  seine  Bahn  nicht  mehr  findet,  aus  seinen  Ufern  gedrängt 
wird  und  allmählich  im  Sande  zerrinnt. 

Sarraut  in  seinem  wertvollen  Werk  über  die  unmittelbare 
Volksgesetzgebung  ^)  bringt  uns  einige  wertvolle  Dokumente  schon 
aus  der  Zeit  vor  dem  Zusammentreten  der  Nationalversammlung. 
Mirabeau  in  einer  Rede  an  die  Stände  der  Provence  vom  Januar 
1789  entrollt  ein  Bild  einer  gesetzgebenden  Versammlung,  das 
völlig  konsequent  von  der  Lehre  des  Gemeinwillens  aus  vorge- 
stellt ist:  Der  Wille  des  Parlamentes  ist  das  adäquate  Abbild 
des  Volkswillens.  Der  Abgeordnete  verkündet  den  gemeinsamen 
Willen  seiner  AVähler  im  Parlament.  Jeder  einzelne  kommt 
durch  seinen  Deputierten  zu  Worte.  Es  wird  der  Volkswille  — 
wie  Rousseau  es  fordert  —  in  der  Weise  erkannt,  dal  jeder 
einzelne  seinen  Willen  erklärt.  Der  Abgeordnete  ist  hier  nur 
Botschafter  seiner  Wähler,  und  daraus  ist  im  Sinne  von  Mirabeau 
die  Konsequenz  zu  ziehen,  daß  der  Abgeordnete  an  ein  imperatives 
Mandat  gebunden  ist.  ^) 

1)  Le  gouvernement  direct  1899. 

"-)  CEuvres  de  Älirabeau,  avec  notice  sur  sa  vie  et  ses  ou^Tages,  par  M. 
Merilhon ;  dLscours  et  opinions,  Paris  1834,  3  vol.,  t.  I,  p.  8 — 21,  zitiert  bei 
Sarraut,  p.  78 :  «  Lorsqu'iuie  nation  n'a  point  de  representants,  chaque  individu 
donne  son  vceu  par  lui-meme.  —  Lorsqu'une  nation  est  trop  nombreuse  pour 
etre  reunie  dans  une  seule  assemblee,  eile  en  forme  plusieurs,  et  les  individus 
de  chaque  assemblee  particuliere  donnent  ä  un  seul  le  droit  de  voter  poiu'  eux; 
tout  representant  est  par  consequent  un  elu  ;  la  collection  des  representants 
est  la  nation  et  tous  ceux  qui  ne  sont  point  representants  ont  du  etre  electeurs 
par  cela  seul  qu'ils  sont  representes  ;  le  premier  principe  de  cette  matiere  est 
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Von  dem  gleichen  Gedankengang  ausgebend,  verlangen  die 
Bürger  von  Paris  (in  einer  Bittschrift  vom  5.  Dezember  1789), 
daß  jeder  Abgeordnete  die  gleiche  Zahl  von  Wählern  vertrete, 
damit  der  Wille  der  einen  Wähler  nicht  stärker  in  die  Wag- 
schale falle  als  der  Wille  der  andern.  Die  zugrunde  liegende 
Auffassung  geht  dahin,  daß  jeder  Bürger  durch  Vermittlung 
seines  Abgeordneten  zu  einem  atomistischen  Bruchteil  bei  der 
Entstehung  des  Gemeinwillens  mitwirken  soll.^) 

Das  System  der  atomistischen  Vertretung  findet  weiter  eine 
Reihe  wichtiger  Vorkämpfer  in  der  Nationalversammlung  bei  den 
Beratungen  über  die  Erklärung  der  Menschenrechte.  Creniere^ 
in  seinem  Entwurf  zu  einer  Deklaration,  stellt  den  Satz  auf,  daß 
jeder  Bürger  das  Recht  habe,  durch  Erklärung  seines  besonderen 
Willens  bei  der  Entstehung  der  Gesetze  mitzuwirken,  sei  es  un- 
mittelbar, sei  es  durch  einen  Vertreter.  Er  proklamiert  weiter 
das  Recht  der  Volksinitiative,  wenn  er  für  jeden  Bürger  das 
Recht  fordert,  die  Erhaltung  oder  Aenderung  der  bestehenden 
Gesetze   und   Einrichtungen   zu   beantragen.  2)     Die   Einrichtung 

donc  que  la  representation  soit  individuelle;  eile  le  sera  s'il  n'existe  aucun 
individu  dans  la  nation  qui  ne  soit  electeur  ou  elu,  puisque  tous  devi'ont  etre 
representes  ou  representants.  »  —  (Euvres  t.  I,  p.  7  :  «  Les  Etats  sont  pour 
la  nation  ce  qu'est  une  carte  reduite  pour  son  etendue  physique  ;  soit  en  partie, 
soit  en  grand,  la  copie  doit  toujours  avoir  les  memes  proportiotis  que  V original,  » 

1)  Les  Elections  et  les  cahiers  de  Paris  en  1789,  documents  recueillis  par 
M.  Ch.  L.  ChassLn,  t.  I,  p.  39,  Paris  1888,  zitiert  bei  Sarraut,  p.  79 :  «  Le  grand 
nombre  de  citoyens  ne  permettant  pas  ä  chaque  individu  d' avoir  son  represen- 
tant  particulier  aux  Etats  generaux,  ü  est  necessaire  que  plusiems  citoyens 
aient  un  seul  et  meme  representant  qui  porte  leur  vceii  ä  l'Assemblee  nationale. 
—  D'oü  il  suit  necessairement  qu'un  representant  doit  representer  un  certain 
nombre  determine  de  citoyens,  egal  au  nombre  de  citoyens  representes  par 
un  autre  representant  quelconque,  et  que  les  voix  doivent  etre  comptees  par 
tete  de  representants.  Autrement  certains  individus  influeraient  plus  sur  les 
deliberations  que  les  autres,  ce  qui  serait  contraire  ä  l'egalite  reconnue  des 
droits  de  citoyens,  et  par  consequent  contraire  ä  la  justice.  » 

2)  1  aoüt  1789,  Archives  parlementaires,  t.  VIII,  p.  319 :  « FidMes  aux 
ordres  de  leurs  commettants,  dont  ils  exercent  les  droits  et  expriment  les 
volontes,  ces  mandataires  constitues  en  Assemblee  Nationale  ont  declare  et 
declarent  a  jamais  :  «  1.  Que  la  volonte  du  plus  grand  nombre  etant  la  loi  de 
tous,  chaque  citoyen  a  le  droit  de  concourir  ä  laformation  des  lois  en  exprimant 
son  vceu  particulier.  4.  Que  chaque  citoyen  a  le  droit  de  demander  la  conser- 
vation  ou  l'abrogation  des  lois  et  des  institutions  existantes,  et  la  creation  de 
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der  Volksinitiative  ist  nichts  andres  als  die  teilweise  Verwirk- 
lichung des  Gedankens,  daß  der  Wille  des  Volkes  unmittelbar  — 
nicht  vermittelt  durch  eine  Volksvertretung  —  das  Gesetz 
schaffen  soll. 

In  der  letzten  Verhandlung  über  den  Art.  6  der  Deklaration 
finden  wir  keinen  Versuch  mehr,  die  Einrichtung  eines  Parla- 
ments mit  dem  Gedanken  zu  versöhnen,  daß  jedes  Gesetz  den 
Volkswillen  enthalte.  Vielmehr  tritt  hier  der  Zwiespalt  offen 
zutage,  vor  dem  Rousseau  gewarnt  hat.  Einerseits  wird  die 
Theorie  des  Gemeinwillens  übernommen  und  andrerseits  wird 
die  Vertretung  des  Volkes  schlechthin,  also  die  Vertretung  im 
Willen,  anerkannt.  ^)  Und  diesen  Widerspruch  findet  man  im 
Art.  6  der  Deklaration  selber,  wo  es  heißt:  „Das  Gesetz  ist  der 
Ausdruck  des  Gemeinwillens.  Alle  Bürger  haben  das  Recht, 
persönlich  oder  durch  ihre  Vertreter  bei  seiner  Entstehung  mit- 
zuwirken. "  ^) 

In  der  Diskussion  über  die  Verfassung  erheben  wieder 
einige  extreme  Anhänger  von  Rousseau  ihre  Stimme.  Rabaud 
de  Saint-Etienne  entwickelt  das  System  der  atomistischen  Ver- 
tretung. Das  Volk,  sagt  er,  kann  die  gesetzgebende  Gewalt 
niemand  anvertrauen;  es  würde  sonst  nicht  mehr  souverän  sein. 
Die  Gesetze  müssen  von  allen  Bürgern  vereinbart  werden.  Ist 
das  Volk  zu  zahlreich,  um  sich  selber  zu  versammeln,    so  kann 


lois  et  d'institutions  nouvelles.  6.  Que  l'exercice  de  ce  pouvoir  peut  etre  confie 
a  des  mandataires  nommes  par  les  habitants  de  chaque  province,  dans  un 
nombre  proportionne  ä  celui  des  commettants. » 

1)  Arch.  pari.,  21  aoüt  1789,  t.  VIII,  p.  465,  M.  Martineau  :  «La  loi  est 
une  Convention  des  citoj'^ens  reunis ;  eile  se  forme  par  la  volonte  generale. 
Comme  il  n'est  personne  qui  n'ait  concouru  par  soi-meme  ou  par  ses  representants 
ä  la  formation  de  la  loi,  il  n'est  personne  aussi  qui  ne  soit  oblige  de  s'y  sou- 
mettre.  »  M.  Camus  :  «  Les  lois  n'etant  que  des  Conventions  faites  par  la  societe, 
chaque  citoyen  doit  y  concourir  par  lui-meme  ou  par  ses  representants.  »  M. 
Target  :  «  La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale  .  .  .  Tous  les  citoyens 
ont  le  droit  de  cooperer  mediatement  ou  immediatement  ä  sa  formation.  » 
M.  de  Talleyrand-Perigord,  eveque  d'Autun :  «  La  loi  etant  l'expression  de  la 
volonte  generale,  tous  les  citoyens  doivent  concourir  personnellement  ou  par 
representation  ä  sa  formation.  » 

^)  Arch.  pari.,  t.  VIII,  p.  466  :  « La  loi  est  l'expression  de  la  volonte 
generale.  Tous  les  citoyens  ont  le  droit  de  concourir,  personnellement  ou  par 
leurs  representants,  a  sa  formation. » 
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es  x4.bgeordnete  beauftragen,  seinen  Willen  kundzutun.*)  Auch 
Petion  de  Villeneuve  nimmt  den  Gedanken  der  atomistischen 
Vertretung  wieder  auf.^) 

Auf  die  Verfassung  von  1791  gewinnt  diese  Gedanken- 
richtung keinen  Einfluß.  Die  Verfassung  huldigt  dem  System 
der  Vertretung  im  Willen  und  verleugnet  die  Theorie  des 
Contrat  Social,  um  sich  zu  den  Lehren  von  Montesquieu  und 
de  Lolme  zu  bekennen.  „Die  französische  Verfassung  hat  re- 
präsentativen Charakter"  —  heißt  es  im  Titel  III  — ;  „die  Ver- 
treter der  Nation  sind  die  gesetzgebende  Versammlung  und  der 
König."  —  „Die  Nation,  von  der  alle  Gewalten  ausgehen,  kann 
die  Gewalten  nur  durch  Vertreter  ausüben."  3)  *) 

Montesquieu  und  de  Lolme  verkündigen  als  ein  Axiom  die 
Vertretung  des  Volkes  in  seinem  Willen,  die  ungebundene  Stell- 
vertretung. Sie  übernehmen  diesen  Gedanken  aus  der  englischen 
Verfassung,    wo    er   seit   den  Tudors   herrschend   ist.     Die   Mit- 


1)  Arch.  pari.,  12  aoüt  1789,  t.  VIII,  p.  406  et  407,  Principes  de  toute 
Constitution  soumis  a  l'assemblee  nationale,  par  M.  Rabaud  de  Saint-Etienne, 
art.  3,  4  :  «  La  nation  ne  peut  confier  le  pouvoir  de  faire  des  lois  ;  car  eile 
cesserait  d'etre  le  souverain :  eile  a  toujours  le  droit  de  reprendre  ce  pouvoir 
quand  eile  l'a  perdu  et  de  changer  ses  lois  selon  qu'U  lui  convient.  —  Les  lois 
quelconques,  civUes,  criminelles,  de  finance  et  autres,  devant  etre  obligatoires 
pour  tous,  doivent  etre  librement  convenues,  accordees  et  consenties  par  tous. 
—  Si  la  societe  .  .  .  est  trop  nombreuse  pour  etre  rassemblee  en  totalite,  eUe  peut 
donner  des  pouvoirs  de  consentir  pour  eile  ä  des  representants  librement  elus, 
nommes  et  delegues  par  eile.  » 

^)  5  septembre  1789,  Archives  parlementaires,  VIII,  p.  582  :  «  Les  repre- 
sentants sont  assujettis  ä  la  volonte  de  ceux  de  qui  ils  tiennent  leur  mission 
et  leurs  pouvoirs.  —  Tous  les  individus  qui  composent  l'association  ont  le  droit 
inalienable  et  sacre  de  concourir  ä  la  formation  de  la  loi,  et  si  chacun  pouvait 
faire  entendre  sa  volonte  particuliere,  la  reunion  de  toutes  ces  volontes  formerait 
veritablement  la  volonte  generale,  ce  serait  le  dernier  degre  de  la  perfection 
politique.  Nul  ne  peut  etre  prive  de  ce  droit  sous  aucun  pretexte  et  dans  aucun 
gouvernement.  » 

^)  Constitution  fran9aise  du  3  au  13  septembre  1791,  titre  III,  art.  2  :  «La 
Constitution  frauQaise  est  representative  ;  les  representants  sont  le  Corps  legis- 
latif  et  le  roi.  —  La  nation  de  qui  seule  emanent  tous  les  pouvoirs,  ne  peut  les 
exercer  que  par  delegation.  » 

*)  Guizot  hat  die  Geschichte  des  repräsentativen  Prinzips  bis  in  seine  Ur- 
anfänge dargestellt.    Histoire  des  origines  du  gouvernement  representatif,  1851. 

Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  8 
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glieder  des  Parlaments  gelten  seit  jener  Zeit  als  Vertreter  des 
gesamten  Volks;  sie  vertreten  nicht  ihre  "Wähler  und  sind  an 
deren  Aufträge  nicht  gebunden.  Jeder  Engländer  gilt  als  im 
Parlament  anwesend.^)  Die  Lehren  dieser  beiden  Schriftsteller 
bieten  ein  ganz  andres  Bild  als  die  Lehren  von  Rousseau.  Sie 
suchen  ihre  Forderung  nur  mit  politischen  Erwägungen,  nicht 
wie  Rousseau  mit  staatsphilosophischen  Deduktionen  zu  be- 
gründen. 

Die  Gedanken  von  Montesquieu  über  diesen  Gegenstand 
sind  von  der  äußersten  Einfachheit.  Das  Volk,  sagt  er,  kann 
nicht  selber  Gesetze  geben.  Es  muß  durch  Vertreter  handeln. 
Zwar  würde  es  dem  Ideal  der  Freiheit  am  vollkommensten  ent- 
sprechen, wenn  die  Menschen  sich  selbst  regierten ;  aber  es  wäre 
das  mit  allzu  großen  äußeren  Schwierigkeiten  verknüpft.  Eine 
wirkliche  Beratung  wäre  unmöglich.  2)  Und  wollte  man  Ab- 
geordnete entsenden  und  die  Abgeordneten  an  die  Aufträge  ihrer 
Wähler  binden,  so  würden  auch  hier  viele  Nachteile  entstehen. 
Zwar  würde  sich  der  Parlamentswille  bei  diesem  System  mit 
größerer  Sicherheit  dem  Volkswillen  annähern.  Weil  aber  jeder 
Abgeordnete  vor  der   Abstimmung   den   Auftrag  seiner  Wähler 


1)  Blackstone,  Commentaries  I,  2,  p.  159  der  ersten  Ausgabe  von  1765: 
"And  every  member,  though  chosen  by  one  particular  district  when  elected 
and  returned,  serves  for  the  whole  realm.  For  the  end  of  bis  Coming  thitber  is 
not  particular,  but  general:  not  barely  to  advantage  bis  constituents,  but  the 
common  wealth;  to  advise  bis  sovereign  (as  appears  from  tbe  writ  of  summons) 
"de  communi  consilio  super  negotiis  quibusdam  arduis  et  urgentibus,  regem, 
statum,  et  defensionem  regni  Angliae  et  ecclesiae  Anglicanae  concernantibus  " . 
And  therefore,  he  is  not  bound .  .  .  to  consult  with,  or  take  tbe  advice  of  bis 
constituents  upon  any  particular  point,  unless  he  himself  thinks  it  proper  or 
prudent  to  do  so."  Vgl.  auch  die  bei  Jellinek  zitierten  Quellen,  Staatslehre, 
1905,  p.  558. 

^)  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  VI :  «  Comme  dans  un  Etat  libre  tout 
homme,  qui  est  cense  avoir  une  äme  libre  doit  etre  gouverne  par  lui-meme, 
il  faudrait  que  le  peuple  en  corps  eüt  la  puissance  legislative ;  mais  comme 
eela  est  impossible  dans  les  grands  Etats,  et  est  sujet  ä  beaucoup  d'inconve- 
nients  dans  les  petits,  il  faut  que  le  peuple  fasse  par  ses  representants  tout  ce 
qu'il  ne  peut  faire  par  lui-meme.  »  —  «  Le  grand  avantage  des  representants, 
c'est  qu'Us  sont  capables  de  discuter  les  affaires.  Le  peuple  n'y  est  point  du 
tout  propre  :  ce  qui  forme  un  des  grands  inconvenients  de  la  democratie. » 
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einholen  müßte,  so  würde  sich  das  Verfahren  in  die  Länge  ziehen, 
so  könnte  die  Gesetzgebung  böswillig  aufgehalten  werden.^) 

De  Lolme  erklärt  das  Volk  für  gänzlich  außerstande,  sich 
Gesetze  zu  geben.  Er  entwirft  ein  meisterhaftes  Bild  von  den 
psychologischen  Strömungen  in  einer  Volksversammlung,  von  der 
Verblendung,  mit  welcher  das  Volk  über  sein  eignes  Los  ent- 
scheidet. Die  meisten  haben  nicht  die  nötigen  Kenntnisse  und 
auch  nicht  das  nötige  Interesse,  um  die  Geschicke  des  Staats  zu 
leiten.  Die  Menge  hat  keinen  klaren  Einblick  in  das,  was  dem 
Staate  not  tut,  sie  vermag  den  Zusammenhang  der  öffentlichen 
Angelegenheiten  nicht  zu  übersehen.^)  Der  einzelne  gibt  sich 
auch  nicht  die  Mühe,  das  erforderliche  Verständnis  zu  gewinnen ; 
denn  es  fehlt  ihm  das  Verantwortlichkeitsgefühl;  er  weiß,  daß 
er  durch  seine  Stimme  allein  die  Entscheidung  nicht  herbeiführen 
wird.  Und  da  dem  einzelnen  die  eigne  Meinung  über  den  Gegen- 
stand der  Beratung  fehlt,  so  läßt  er  sich  durch  ganz  äußerliche 
Dinge  bei  der  Abstimmung  beeinflussen.  So  entsteht  aus  den 
unverständigen  und  unbedachten  Beschlüssen  der  einzelnen  ein 
unkluger  Beschluß  der  Gesamtheit.    Und  dazu  kommt  noch,  daß 

^)  «  II  n'est  pas  necessaire  que  les  representants,  qui  ont  re9u  de  ceux  qui 
les  ont  choisis  une  Instruction  generale,  en  re9oivent  une  particuliere  sur  chaque 
affaire,  comme  cela  se  pratique  dans  les  dietes  d'Allemagne.  II  est  vrai  que  de 
cette  maniere  la  parole  des  deputes  serait  plus  l'expression  de  la  voix  de  la 
nation ;  mais  cela  jetterait  dans  des  longueurs  infinies,  rendrait  chaque  depute 
le  maitre  de  tous  les  autres ;  et,  dans  les  occasions  les  plus  pressantes,  toute 
la  force  de  la  nation  pourrait  etre  arretee  par  un  caprice.  »    L.  c. 

^)  De  Lolme,  Constitution  de  l'Angleterre  ou  Etat  du  Gouvernement  anglais, 
compare  avec  la  forme  republicaine  et  avec  les  autres  monarchies  de  l'Europe, 
1788,  tome  I,  livre  II,  chap.  V :  «La  plus  grande  partie  de  ceux  qui  composent 
la  multitude,  distraits  par  les  besoins  plus  pressants  de  la  subsistance,  n'ont 
ni  le  loisir,  ni  meme,  par  l'imperfection  de  leur  education,  les  connaissances 
necessaires  ä  de  tels  soins.  La  nature  d'aüleurs,  avare  de  ses  dons,  n'a  donne  qu'ä 
une  petite  portion  d'hommes  une  tete  capable  des  calculs  compliques  d'une  legis- 
lation :  et  comme  le  malade  se  confie  ä  un  medecin,  le  plaideur  ä  un  avocat,  de 
meme,  le  tres  grand  nombre  des  citoyens  doit  se  confier  ä  ceux  qui  sont  plus 
habUes  qu'eux,  pour  l'execution  des  choses  qui,  en  meme  temps  qu'elles  les 
Interessent  si  essentiellement,  requierent  tant  de  qualites  pour  les  bien  faire.  — 
A  ces  raisons,  dejä  si  fortes,  il  s'en  Joint  une  autre,  s'il  se  peut,  plus  decisive. 
C'est  que  la  multitude,  par  cela  seul  qu'elle  est  une  multitude,  est  incapable 
d'une  resolution  reflechie.  » 
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diejenigen,  welche  die  Macht  in  Händen  haben,  das  Volk  nach 
ihrem  Willen  zu  lenken  suchen.  Sie  berufen  die  Versammlungen, 
schlagen  die  Gesetze  vor,  wissen  die  Volksstimmungen  zu  ihrem 
Vorteil  zu  benutzen,  wissen  durch  ihre  Rednergabe  das  Volk  zu 
täuschen  und  verstehen  es,  im  richtigen  Augenblick  die  Versamm- 
lungen wieder  aufzulösen.^)  So  kommt  de  Lolme  zu  dem  Schluß, 
daß  es  noch  besser  und  vorteilhafter  ist,  über  die  Gesetze  mit 
dem  Los  zu  entscheiden,  als  sie  der  Volksabstimmung  zu  unter- 
werfen.^) 

Diese  I^achteile,  sagt  de  Lolme,  werden  durch  die  Volks- 
vertretung vermieden.  Die  Stärke  der  Regierenden  beruht  in 
ihrer  geringen  Zahl;  wo  eine  Volksvertretung  besteht,  wird  ihnen 
eine  geringe  Zahl  von  Gesetzgebern  gegenübergestellt.  Auch  die 
Gesetzgeber  können  sich  nun  ernstlich  beraten,  können  ihre  Be- 
schlüsse klug  erwägen.  Sie  fühlen,  daß  sie  einen  großen  Ein- 
fluß auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  besitzen;  damit  steigt 
ihr  Interesse  an  den  staatlichen  Dingen;  weiter,  die  Volksver- 
treter werden  natürlicherweise  den  wohlhabenden  Bürgern  ent- 
nommen und  haben  schon  deshalb  ein  großes  Interesse  an  der 
guten  Leitung  des  Staats.  Und  endlich  wird  sicherlich  ihr  Ehr- 
geiz geweckt,  wenn  sie  bedenken,  welche  hohe  Güter  das  Volk 
ihnen  anvertraut  hat.^) 

^)  L.  c.  :  «  La  ligue  de  ceux  qui  ont  part  ä  l'autorite,  ou  ä  ses  avantages, 
ne  reste  pas  ainsi  dans  l'inaction.  IIs  veillent,  tandis  que  le  peuple  dort :  unique- 
ment  occupes  de  levir  pouvoir,  ils  ne  respirent  que  pour  l'augmenter :  pro- 
fondement  verses  dans  les  affaires,  ils  voient  d'un  coup  d'oeil  toutes  les  conse- 
quences  des  choses ;  et  disposant  des  ressorts  du  gouvernement,  ils  fönt  naitre 
ä  leur  gre  tous  les  incidents  qui  peuvent  influer  sur  l'esprit  d'une  multitude 
qui  n'est  poiat  sur  ses  gardes,  et  qui  attend  que  quelque  chose  la  deeide.  » 

^)  L.  0.  :  <(  En  un  mot,  ceux  qui  connaissent  l'interieur  des  Republiques, 
et  en  general  la  maniere  dont  les  choses  se  passent  dans  les  tres  grandes  assem- 
blees,  conviendront  que  le  petit  nombre  qui  est  reuni,  qui  agit,  et  qui  est  v\i, 
a  un  tel  avantage  vis-ä-vis  du  grand  nombre  qui  a  les  yeux  toiu-nes  sur  eux, 
et  qui  est  sans  union,  que,  meme  avec  une  adresse  mediocre,  ils  sont  toujours 
les  maitres  des  resolutions  ;  que,  par  une  suite  de  la  nature  meme  des  choses, 
il  n'est  pas  d'ineptie  ä  laquelle  on  ne  puisse  faire  assentir  un  grand  assemblage 
d'hommes ;  et  que  les  lois  seraient  plus  sages,  et  plus  probable ment  dirigees 
ä  r  avantage  de  tous,  d'etre  faites  en  jetant  au  sort,  avec  des  des,  que  par  les 
suflfrages  d'une  multitude.  » 

3)  Tome  II,  chap.  VI. 
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All  diese  Vorteile  gehen  aber  wieder  verloren,  meint 
de  Lolme,  wenn  das  Volk  zwar  Abgeordnete  entsendet,  sich 
indessen  die  Genehmigung  ihrer  Beschlüsse  vorbehält.^) 

Solche  Gedanken  mußten  durch  ihre  überzeugende  Einfach- 
heit und  Wahrheit  die  Nationalversammlung  gewinnen,  um  so 
mehr,  als  sich  die  Versammlung  aus  den  höheren  Ständen  des 
Volks  zusammensetzte.  Rücksichten  politischer  Natur  mußten 
an  einem  gewissen  Punkt  die  nur  mit  dürrer  Logik  gearbeitete 
Schlußkette  von  Rousseau  zersprengen.^) 

Es  ist  vor  allen  andern  der  Abt  Sieyes,  der  mit  seinem 
großen  Einfluß  und  seiner  glänzenden  Rednergabe  für  die  re- 
präsentative VerfassuDg  kämpft.  Mit  prophetischem  Blick  sieht 
er  ein  Jahrhundert  der  nie  rastenden,  fieberhaften  Arbeit  herein- 
brechen. Der  größte  Teil  der  Menschen  wird  zur  Arbeitsmaschine. 
Die  Bürger  haben  keine  Zeit  mehr,  wie  im  antiken  Staat  sich 
den  öfi'entlichen  Angelegenheiten  zu  widmen.  So  wird  die  Ver- 
tretung im  Willen  zum  notwendigen  Ergebnis  der  historischen 
Entwicklung.  Und  für  dieses  System  spricht  noch  das  eine:  Nur 
hier  ist  eingehende  Beratung  möglich,  aus  welcher  allein  weise 
Gesetze  hervorgehen  können.  Dies  ist  nicht  der  Fall,  wenn  jeder 
Bürger  seinen  Entschluß  für  sich  allein,  in  der  Abgeschlossenheit 
bildet  und  den  Abgeordneten  beauftragt,  die  Erklärung  seines 
Willens  der  gesetzgebenden  Versammlung  zu  überbringen. 3) 

1)  Tome  II,  chap.  VII. 

■^)  Cf.  Janet,  Histoire  de  la  science  politique,  1787,  p.  448 :  « Rousseau 
repousse  de  toutes  ses  forces  le  seul  moyen  dont  puissent  disposer  les  peuples 
modernes  pour  exercer  leur  souverainete ;  je  veux  parier  du  Systeme  de  la  re- 
presentation.  II  part  de  ce  principe  que  la  souverainete  ne  peut  pas  etre  re- 
presentee  parce  qu'elle  ne  peut  pas  etre  alienee.  «  Elle  consiste  essentiellement 
dans  la  volonte  generale,  et  la  volonte  ne  se  represente  point ;  eile  est  la  meme 
ou  eile  est  autre,  ü  n'y  a  point  de  milieu.  »  Ce  sont  lä  des  abstractions.  La 
volonte,  en  soi,  est  incommunicable,  ü  est  vrai ;  mais  pourquoi  n'aiurait-elle  pas 
d'interprete  ?  Rousseau  dit :  «  II  n'est  point  impossible  qu'une  volonte  parti- 
culiere  s'accorde  sur  quelque  point  avec  la  volonte  generale  ;  il  est  impossible 
au  moins  que  cet  accord  soit  durable  et  constant.  »  II  est  vrai  qu'ü  n'y  a  rien 
d'absolu  dans  les  choses  humatnes  ;  mais,  en  politique,  on  doit  se  contenter 
d'approximations.  —  Cf.  Landmann,  Der  SouveränitätsbegrifE  bei  den  fran- 
zösischen Theoretikern,  1896,  p.  125. 

^)  7  septembre  1789,  Archives  parlementaires,  VIII,  p.  594  et  595  :  «  Les 
peuples  europeens  modernes  ressemblent  bien  peu  aux  peuples  anciens.     II  ne 
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Auch  Mounier  tritt  auf  als  Vorkämpfer  für  die  repräsenta- 
tive Verfassung.  Er  schildert  ihre  Vorteile  in  seinen  umfang- 
reichen Betrachtungen  über  die  Regierungsformen,  die  er  der 
Nationalversammlung  unterbreitet.^) 

s'agit  parmi  nous  qua  de  commerce,  d'agriculture,  de  fabriques,  etc.  ;  le  desir 
des  richesses  semble  ne  faire  de  tous  les  Etats  de  l'Europe  que  de  vastes  ateliers ; 
on  y  songe  bien  plus  ä  la  consommation  et  ä  la  production  qu'au  bonheur; 
aussi  les  systemes  politiques  aujourd'hui  sont  exclusivement  fondes  sur  le  travail. 
Nous  sommes  donc  forces  de  ne  voir  dans  la  plus  grande  partie  des  hommes 
que  des  machines  de  travail.  Cependant,  vous  ne  pouvez  pas  refuser  la  qualite 
de  citoyen  et  les  droits  du  civisme  ä  cette  multitude  sans  Instruction,  qu'im 
travail  force  absorbe  en  entier  ;  puisqu'Us  doivent  obeir  ä  la  loi,  tout  comme 
vous,  ils  doivent  aussi,  tout  comme  vous,  concourir  ä  la  faire  ;  ce  concours 
doit  etre  egal,  ü  peut  s'exercer  de  deux  manieres.  Les  citoyens  peuvent  dormer 
lern-  confiance  ä  quelques-uns  d'entre  eux ;  sans  aliener  leurs  droits,  ils  en 
commettent  l'exercice  ;  c'est  pour  l'utilite  commune  qu'ils  nomment  des  re- 
presentants,  bien  plus  capables  qu'eux-memes  de  connaitre  l'interet  general 
et  d'interpreter  a  cet  egard  leur  propre  volonte.  L'autre  maniere  d'exercer 
son  droit  ä  la  formation  de  la  loi  est  de  concourir  soi-meme  immediatement 
ä  la  faire.  Ce  concours  immediat  est  ce  qui  caracterise  la  veritable  democratie ; 
le  concours  mediat  designe  le  gouvernement  representatif ;  la  difference  entre 
les  deux  systemes  politiques  est  enorme.  Le  choix  entre  ces  deux  methodes 
de  faire  la  loi  n'est  pas  douteuse  parmi  nous.  D'abord  la  tres  grande  pluralite 
de  nos  concitoyens  n'a  ni  assez  d'instruction  ni  assez  de  loisir  pour  vouloir 
s'occuper  directement  des  lois  qui  doivent  gouverner  la  France  ;  leur  avis  est 
donc  de  nommer  des  representants  ;  et  puisque  c'est  l'avis  du  grand  nombre, 
les  hommes  eclaires  doivent  s'y  soumettre  comme  les  autres  ;  quand  une  societe 
est  formee,  on  sait  que  l'avis  de  la  pluralite  fait  loi  pour  tous.  Ce  raisonnement, 
qui  est  bon  pour  les  plus  petites  municipalites,  devient  irresistible  quand  on 
songe  qu'ü  s'agit  ici  des  lois  qui  doivent  gouverner  vingt-six  millions  d'hommes. 
—  II  est  incontestable  que  les  deputes  sont  a  I'assemblee  nationale,  non  pas 
pour  y  annoncer  le  voeu  dejä  forme  de  leurs  commettants  directs,  mais  pour 
y  deliberer  et  y  voter  librement  d'apres  leur  avis  actuel,  eclaire  de  toutes  les 
lumieres  que  l'Assemblee  peut  fournir  ä  chacun. » 

^)  Considerations  sur  les  gouvernements  et  principalement  sur  celui  qui 
convient  ä  la  France,  soumises  ä  l'Assemblee  nationale,  12  aoüt  1789,  Archives 
parlementaires  VIII,  p.  407  s.  :  «  Pour  qu'un  peuple  puisse  sans  de  tres  grands 
inconvenients  se  reserver  le  pouvoir  de  faire  des  lois,  U  faudrait  qu'il  füt  tres 
peu  nombreux,  qu'il  eüt  des  mceurs  simples,  que  ses  interets  fussent  faciles 
ä  regier,  et  que  les  fortunes  fussent  ä  peu  pres  egales ;  c'est  ä  dire  qu'ü  n'existe 
pas  sur  terre  de  peuple  connu  ä  qui  la  democratie,  dans  le  sens  que  l'on  attache 
poiu;  l'ordinaire  ä  cette  expression,  puisse  veritablement  convenir.  —  Je  suis 
meme  si  frappe  des  inconvenients  inseparables  de  la  democratie  piu-e,  qu'en 
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Iq  den  Verhandlungen  vom  7.  Juli  1789  gibt  Talleyrand 
eine  deutliche  Definition  des  repräsentativen  Systems :  Die 
Wähler  beauftragen  den  Abgeordneten,  in  ihrem  Namen  einen 
Willen  zu  fassen,  und  zwar  in  der  Weise,  wie  sie  selber  ihren 
Entschluß  bilden  würden ,  wenn  sie  in  der  Lage  wären ,  selbst 
im  Parlament  zu  erscheinen,  reiflich  zu  beraten,  und  die  Ge- 
danken und  Gründe  der  Wähler  andrer  Kreise  untereinander 
zu  vergleichen.  Und  daraus  folgt,  daß  der  Abgeordnete  nicht 
nur  seine  Wähler,  sondern  das  ganze  Volk  vertritt.^)  „Das  re- 
präsentative System  —  sagt  Barnave  am  10.  August  1791  — 
hat  die  Eigentümlichkeit,  daß  ein  Parlament  im  Rahmen  der 
Verfassung  für  das  Volk  will.  Der  Abgeordnete  unterscheidet 
sich  von  einem  öffentlichen  Beamten  dadurch,  daß  er  für  das 
Volk  will,  während  der  Beamte  für  das  Volk  nur  handelt.  Das 
Parlament  vertritt  die  ganze  Nation ;  es  will  für  die  Nation  und 
macht  für  sie  Gesetze  und  Verträge  mit  fremden  Völkern."^) 

Wenn  die  Gesetzgeber  jener  Zeit  das  repräsentative  System 
annehmen,  so  müssen  sie  sich  in  eine  große  Schwierigkeit  ver- 
wickeln. Sie  halten  unerschütterlich  fest  an  der  Theorie  vom 
Gemeinwillen.^)  Sie  sind  aber  nicht  in  der  Lage,  die  Theorie 
vom  Gemeinwillen  und  die  Einrichtung  eines  Parlaments  durch 
den   Gedanken   der  atomistischen  Vertretung  zu  versöhnen ,   bei 

supposant  qn'il  existät  une  nation  digne  de  la  posseder,  je  ne  pourrais  lui  en 
conseiller  l'usage. » 

1)  Arch.  pari.  VIII>  p.  201  :  «  Qu'est-ce  que  le  depute  d'un  baillage  ?  c'est 
l'homme  que  le  baillage  charge  de  vouloir  en  son  nom,  mais  de  vouloir  comme 
il  voudrait  lui-meme,  s'U  pouvait  se  transporter  au  rendez-vous  general,  c'est- 
ä-dire  apres  avoü-  mürement  delibere  et  compare  entre  eux  tous  les  motifs  des 
differents  baillages.  Qu'est-ce  que  le  mandat  d'un  depute  ?  c'est  l'acte  qui  lui 
transmet  les  pouvoirs  du  baülage,  qui  le  constitue  representant  de  son  baillage, 
et  par  lä  representant  de  toute  la  nation. » 

-)  ]\Ioniteur  reimprime,  tome  IX,  10  aoüt  1791  :  «  La  representation  con- 
stitutionnelle  consiste  ä  vouloir  pour  la  nation,  dans  l'ordre  constitutionnel ; 
ce  qui  distingue  le  representant  du  fonctionnaire  public,  c'est  que  le  representant 
peut  vouloir  poxir  la  nation,  tandis  que  le  fonctionnaire  public  ne  peut  qu'agir 
pour  eile.  Le  corps  legislatif  est  representant  de  la  nation,  parce  qu'ü  veut  pour 
eile  en  faisant  des  lois,  en  ratifiant  les  traites  avec  les  nations  etrangeres. » 

^)  <(  La  loi  est  l'exjjression  de  la  volonte  generale.  »  Declaration  des  droits 
de  l'homme  et  du  citoyen,  26  aoüt  1789,  art.  6. 
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der  die  Abgeordneten  als  Boten  ihrer  Wähler  deren  Entscblul 
im  Parlament  verkünden.  Denn  sobald  sie  sich  zur  repräsen- 
tativen Verfassung  bekennen,  sind  sie  gezwungen,  mit  dem  Ge- 
danken des  imperativen  Mandats  zu  brechen  und  weiter  mit 
der  Vorstellung,  daß  der  Abgeordnete  nur  für  seine  "Wähler  ins 
Parlament  gehe. 

Zwei  Tage  lang,  am  7.  und  S.Juli  1789,  wird  die  Frage 
des  imperativen  Mandates  erwogen,  und  es  ist  von  Interesse,  zu 
beobachten,  wie  die  Nationalversammlung  unter  dem  Einfluß 
ihrer  großen  Redner  sich  endgültig  von  diesem  System  entfernt 
und  zur  ungebundenen  Stellvertretung  übergeht.  Talleyrand 
Biauzat,  de  Lally-ToUendal,  Barrere  ergreifen  das  Wort,  um  zu 
zeigen,  daß  die  Einrichtung  eines  Parlamentes  und  das  imperative 
Mandat  unvereinbare  Dinge  seien.  Die  Wähler  entsenden  ihren 
Abgeordneten,  um  gemeinsam  mit  den  andern  zu  beraten,  sagt 
Talleyrand.  Die  Wähler  können  nicht  im  voraus  erkennen, 
welches  ihr  Wille  sein  wird  für  den  Fall,  daß  sie  selbst  an  der 
Beratung  teilnehmen.  Durch  das  imperative  Mandat  gehen  alle 
Vorteile  verloren,  die  ein  Parlament  mit  sich  bringt.^)  In  der 
Deklaration  vom  8.  Juli  1789  bekennt  die  Nationalversammlung 
endgültig  ihre  Auffassung  und  verwirft  das  System  der  gebundenen 
Stellvertretung.^)  Sie  hält  an  dieser  Auffassung  auch  weiterhin 
fest.  3) 

^)  7  juillet  1789,  M.  de  Talleyrand-Perigord,  Archives  parlementaires,  t.  VIII, 
p.  201  :  «  Un  baillage  n'a  pas  pu  dire  ä  son  depute :  « Je  vous  ordonne  de 
manifester  teile  opinion  lorsque  teile  question  sera  agitee  » ;  car  pourquoi  en- 
voie-t-ü  un  depute  ?  c'est  certainement  pour  deliberer,  pour  concourir  aux 
deliberations ;  or,  il  est  impossible  de  deliberer  lorsqu'on  a  une  opinion  forcee. 
De  plus,  le  baillage  ne  peut  savoir  avec  certitude  lui-meme  quelle  serait 
son  opinion  apres  que  la  question  aurait  ete  librement  discutee  par  tous  les 
autres  baUlages ;  il  ne  peut  donc  l'arreter  d'avance  ;  enfin,  et  c'est  ce  qui  con- 
stitue  les  deputes  veritablement  representants,  c'est  aux  baUlages  ä  leur  montrer 
le  but,  ä  leiir  determiner  la  fin  ;  c'est  ä  eux  ä  choisir  la  route,  ä  combiner  libre- 
ment les  moyens. » 

2)  Arch.  pari.  VIII,  p.  208. 

^)  Rapport  du  comite  de  Constitution,  sur  1' Organisation  du  pouvoir  legis- 
latif.  Mounier,  31  aoüt  1789,  Principes  du  gouvernement  frangais,  chap.  III, 
art.  27,  Arch.  pari.  VIII,  p.  524  :  «  Les  personnes  assemblees  pour  elire  les  membres 
de  la  Chambre  des  representants  ne  pouxront  jamais  dicter  des  ordres  absolus 
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Schon  am  7.  Juli  1789  spricht  Talleyrand,  wie  schon  hervor- 
gehoben, mit  klaren  Worten  aus,  daß  der  Abgeordnete  nicht 
von  seinen  Wählern,  sondern  von  der  Nation  ins  Parlament  ent- 
sandt werde.^)  Diese  Theorie  gewinnt  völlig  die  Oberhand.  Sie 
wird  am  19.  November  1789  von  einer  großen  Majorität  der 
Nationalversammlung  angenommen  ^)  und  ist  im  Gesetz  vom 
22.  Dezember  1789^)  sowie  in  der  Verfassung  vom  3.  September 
1791  deutlich  ausgesprochen.*) 

So  entsteht  notwendigerweise  ein  tiefgehender  Zwiespalt. 
Einerseits  wird  die  Souveränität  des  Gemeinwillens  verkündet. 
Und  anderseits  wird  den  Abgeordneten  die  Macht  verliehen,  aus 
eignem,  freiem  Entschluß  Gesetz  zu  geben.  Geht  dadurch  nicht 
dem  Volk  die  Souveränität  verloren?  Geht  sie  nicht  über  auf 
das  Parlament?  Gibt  es  kein  Entrinnen  vor  dieser  Konsequenz, 
die  schon  Rousseau  dem  repräsentativen  System  entgegenhielt? 
Das  ist  die  schwerwiegende  Frage,  die  hier  entsteht. 

a  ceux  qui  seront  choisis,  ni  exiger  d'eux  l'obligation  de  se  soumettre  ä  leurs 
volontes. »  Vgl.  auch  Mounier,  Recherches  sur  les  causes  qui  ont  empeche  les 
Fran^ais  de  devenir  libres,  1792,  tome  I,  chap.  XXII,  p.  246  et  247. 

^)  Arch.  pari.  VIII,  p.  201 :  «  Qu'est-ce  que  le  mandat  d'un  depute  ?  C'est 
l'acte  qui  lui  transmet  les  pouvoirs  du  baillage,  qui  le  constitue  representant 
de  son  baillage,  et  par  la  representant  de  toute  la  nation.  »  Vgl.  Sieyes,  7  sep- 
tembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  594  :  «  Un  depute,  avons-nous  dit,  est  nomme 
par  un  baillage,  au  nom  de  la  totalite  des  baillages  ;  un  depute  Test  de  la  nation 
entiere  ;  tous  les  citoyens  sont  ses  commettants  ;  or,  puisque  dans  une  Assemblee 
baillagere,  vous  ne  voudriez  pas  que  celui  qui  vient  d'etre  elu  se  chargeät  du 
voeu  du  petit  nombre  contre  le  vceu  de  la  majorite,  vous  ne  devez  pas  vouloir, 
ä  plus  forte  raison,  qu'un  depute  de  tous  les  citoyens  du  royaume  ecoute  le  voeu 
des  seuls  habitants  d'un  baillage  ou  d'une  municipalite,  contre  la  volonte  de  la 
nation  entiere.  Ainsi,  il  n'y  a,  ü  ne  peut  y  avoir  pour  un  depute  de  mandat 
imperatif,  ou  nieme  de  voeu  positif,  que  le  vceu  national.    » 

2)  Arch.  pari.  X,  p.  117  :  «Les  representants  nommes  dans  les  departe- 
ments  ä  1' Assemblee  nationale  ne  pourront  jamais*etre  regardes  que  comme 
les  representants  de  la  totalite  des  departements,  c'est-ä-dire  de  la  nation 
entiere.  » 

^)  Loi  sur  les  elections  et  sur  les  administrations  departementales,  art.  8 
du  preambule. 

*)  Titre  III,  chap.  I,  section  III,  art.  7  :  «  Les  representants  nommes  dans 
les  departements  ne  seront  pas  representants  d'un  departement  particulier, 
mais  de  la  nation  entiere,  et  il  ne  pourra  leur  etre  donne  aucun  mandat.  » 
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Die  Nationalversammlung  gelangt  zu  keinem  Ergebnis,  das 
sie  selbst  befriedigte. 

Der  in  wechselnden  Formen  stets  wiederkehrende  Versuch 
einer  Lösung  ist  der,  daß  man  sagt:  die  Grewalt  verbleibe  ihrer 
Substanz,  ihrem  Prinzip  nach  bei  dem  Volk,  sie  werde  nur  ihrer 
Ausübung  nach  dem  Parlament  anvertraut.  „Jeder  Träger 
irgendwelcher  öffentlichen  Gewalt",  sagt  Sieyes,  „übt  nicht  eine 
Gewalt  aus,  welche  ihm  zu  Eigentum  gehört;  es  ist  die  Gewalt 
aller;  sie  ist  ihm  nur  anvertraut  worden;  sie  konnte  nicht  über- 
tragen werden;  denn  der  Wille  ist  unveräußerlich."*)  Die  gleiche 
Meinung  finden  wir  im  Verfassungsentwurf  vom  5.  August  1791,^) 
weiter  bei  Rcederer,^)  Petion  de  Villeneuve*)  und  Robespierre,®) 

^)  21  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  260  :  «  Le  mandataire  public,  quel 
que  soit  son  poste,  n'exerce  donc  pas  iin  pouvoir  qui  lui  appartieime  en  propre, 
c'est  le  pouvoir  de  tous ;  il  lui  a  ete  seulement  confie ;  U  ne  pouvait  pas  etre 
aliene,  car  la  volonte  est  iaalienable,  les  peuples  sont  iualienables  ;  le  droit  de 
penser,  de  vouloir  et  d'agir  pour  soi  est  inalienable ;  on  peut  seulement  en  com- 
mettre  l'exercice  ä  ceux  qui  ont  notre  confiance  ;  et  cette  confiance  a  pour  carac- 
tere  essen tiel  d'etre  libre.  »  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat  ?  1789,  p.  59  et  60: 
«  Je  distingue  la  troisieme  epoque  de  la  seconde,  en  ce  que  ce  n'est  plus  la 
volonte  commune  reelle  qui  agit,  c'est  une  volonte  commune  representative. 
—  Les  delegues  ne  l'exercent  point  comme  un  droit  propre,  c'est  le  droit 
d'autrui ;  la  volonte  commune  n'est  lä  qu'en  commission.  »  Cf.  Briot,  Du  mandat 
legislatif  en  France,  1905,  p.  35  ä  37. 

2)  La  Constitution  Fran9aise.  Projet  presente  ä  l'Assemblee  Nationale 
par  les  comites  de  Constitution  et  de  revision,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  207,  Titre  III, 
art.  1,  2,  p.  209.  «  La  sou veraine te  est  une,  indivisible  et  appartient  ä  la  nation; 
aucune  section  du  peuple  ne  peut  s'en  attribuer  l'exercice.  —  La  nation,  de 
qui  seule  emanent  tous  les  pouvoirs,  ne  peut  les  exercer  que  par  delegation.  » 

3)  10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  323  ä  325. 

*)  10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  327  :  «  M.  Malouet  disait  que  la 
nation  pouvait  et  devait  pour  l'utUite  generale  deleguer  sa  souverainete,  et 
que  lorsqu'une  fois  eile  avait  delegue  ses  pouvoirs  dans  ce  sens-lä,  eile  avait 
delegue  sa  souverainete.  Moi,  je  soutiens  le  contraire.  Non,  eile  n'a  pas  dans 
ce  sens-lä  delegue  sa  souverainete ;  eile  a  seulement  commis  des  representants 
pour  exercer  le  pouvoir  qu'elle  a  bien  voulu  leur  confier.  » 

^)  «  La  disposition  de  la  volonte  nationale  appartient  aux  representants 
de  la  nation. »  Arch.  pari.  XVII,  16  juület  1790.  —  «  Les  pouvoirs  doivent  bien 
etre  distingues  des  fonctions.  Les  pouvoirs  ne  peuvent  etre  ui  alienes  ni  delegues. 
Si  l'on  pouvait  aliener  les  pouvoirs  en  detail,  il  s'ensuivrait  que  la  souverainete 
pourrait  etre  deleguee,  puisque  les  pouvoirs  ne  sont  autre  chose  que  les  diverses 
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Mounier/)  Malouet''*)  und  andern.  Und  diese  Anschauungsweise 
ist  auch   in   der  Verfassung  vom  3.  September  1791  vertreten.') 

Was  heißt  es  aber,  wenn  man  behauptet,  das  Volk  behalte 
die  Substanz  der  Gewalt?  Verlassen  wir  die  Welt  der  Begriffe 
und  steigen  wir  hinab  in  die  Welt  der  Wirklichkeit. 

Inwiefern  ist  das  Volk  im  Besitze  der  Gewalt  besser  gestellt 
als  das  Parlament?  Worin  äußert  sich  sein  besserer  Titel? 
Welche  greifbaren  Vorteile  hat  es  dadurch,  daß  es  die  Substanz, 
nicht  die  Ausübung  der  Gewalt  besitzt?  Haben  wir  es  nicht 
zu  tun  mit  einer  leeren  begrifflichen  Konstruktion,  welche  die 
Eitelkeit  des  Volkes  befriedigen  soll?  Hat  diese  überragende 
Macht,  die  man  dem  Volke  zuschreibt,  eine  lebendige  Wirkung, 
welche  uns  zu  sagen  erlaubt,  die  Souveränität  bleibe  dem  Volk? 

Mounier,  Robespierre  und  Petion  de  Villeneuve  haben  zu 
dieser  Frage  Stellung  genommen.  Nach  ihrer  Meinung  betätigt 
das  Volk  seine  Suprematie  einmal  dadurch,  daß  es  über  die 
Handlungen  des  Parlaments  die  Zensur  übt,  besonders  darauf 
achtet,  daß  das  Palament  seine  verfassungsmäßige  Kompetenz 
nicht  überschreitet.  Und  das  Volk  äußert  seine  überlegene  Macht 
weiter  dadurch,  daß  es  jederzeit  die  Verfassung  ändern  und  dem 
Parlament  seine  Gewalt  entziehen  kann.*)    Wenn  dem  Volk  diese 

parties  essentielles  et  constitutives  de  la  souverainete,  et  alors,  remarquez  que, 
contre  vos  intentions,  vous  decreteriez  que  la  nation  a  aliene  sa  souverainete.  » 
10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  326. 

1)  12  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  410.  4  septembre  1789,  Arch.  pari. 
VIII,  p.  560. 

2)  8  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  264,  275. 

^)  Titre  III,  preambule,  art.  1,  2.  «La  souverainete  est  une,  indivisible, 
inalienable  et  imprescriptible ;  eile  appartient  ä  la  nation :  aucune  section  du 
peuple  ni  aucun  individu  ne  peut  s'en  attribuer  l'exercice.  —  La  nation  de  qui 
seule  emanent  tous  les  pouvoirs,  ne  peut  les  exercer  que  par  delegation.  » 

*)  4  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  410.  —  4  septembre  1789,  Arch.  pari. 
VIII,  p.  560,  Mounier  :  «  II  faut  que  la  nation  delegue  tout  le  pouvoir  souverain. 
Je  ne  dis  pas  qu'elle  puisse  l'aliener ;  mais  enfin  eile  le  confie,  et  tant  qu'il  est 
confie,  eile  n'en  jouit  pas  ;  mais  eUe  peut  le  reprendre  toutes  les  fois  que  les 
depositaires  en  abusent  pour  l'opprimer ;  et  quand  eile  le  reprend,  eile  doit  le 
remettre  aussitot  avec  de  nouvelles  precautions  pour  assurer  sa  liberte  et  son 
bonheur.  »  —  10  aoüt  1791,  Petion  de  Villeneuve,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  327: 
<(  Vous  ne  pouvez  pas  vous  dissimuler  que  jamais  la  nation  ne  peut  aliener  sa 
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Macht  nicht  bleibt,  sagt  Robespierre,  so  hat  es  keinen  Sinn 
mehr,  von  der  Ueberlassung  der  Gewalt  nur  der  Ausübung  nach 
zu  sprechen.  In  Wirklichkeit  ist  alsdann  die  Gewalt  auch  der 
Substanz  nach  übertragen,  und  die  Nation  verliert  ihre  Souve- 
ränität, ihre  Freiheit,  sie  hört  auf,  eine  Nation  zu  sein.^)  Robes- 
pierre beruft  sich  hier  auf  Rousseau:  „Erlaubt  mir,"  so  ruft  er  aus, 
„mich  auf  die  Autorität  eines  Mannes  zu  gründen,  dessen  Prin- 
zipien ihr  angenommen  habt;  denn  ihr  wollt  ihm  ein  Denkmal 
errichten  gerade  wegen  dieser  Prinzipien  und  wegen  des  Buches, 
das  ich  euch  zitieren  will.  Jean  Jacques  Rousseau  hat  ge- 
sagt, daß  die  gesetzgebende  Gewalt  das  Wesen  der  Souveränität 
ausmacht,  weil  sie  den  Gemeinwillen  darstellt,  die  Quelle  aller 
anvertrauten  Gewalten;  und  in  diesem  Sinne  hat  Rousseau  ge- 
sagt, daß,  wenn  eine  Nation  die  Gewalt  ihren  Repräsentanten 
überläßt,  diese  Nation  nicht  mehr  frei  ist,  ihren  Charakter  als 
Nation  verliert.  "2) 


souverainete,  en  ce  qu'elle  conserve  toujoxirs  le  droit  de  censurer  les  pouvoirs 
constitues,  qu'elle  se  reserve  toujours  le  pouvoir  constituant.  —  La  nation  se 
reserve  toujours,  par  la  voie  des  Conventions  nationales,  le  droit  d'intervenir 
et  d'examiner  si  les  pouvoirs  constitues  ne  se  sont  pas  ecartes  de  leurs  limites, 
et  de  les  faire  rentrer  dans  ces  limites.  » 

1)  10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  326.:  « Remarquez  bien  surtout 
que  la  delegation  proposee  par  les  comites  est  une  delegation  perpetuelle,  et 
que  les  comites  ne  laissent  ä  la  nation  aucun  moyen  constitutionnel  d'exprimer 
une  seule  fois  sa  volonte  sur  ce  que  ses  mandataires  et  ses  delegues  auront  fait 
en  son  nom.  II  n'est  pas  meme  question  de  Convention  dans  tout  le  projet ;  de 
maniere  que  la  delegation  des  trois  pouvoirs  constitutifs  serait,  d'apres  le  projet 
des  comites,  l'alienation  de  la  souverainete  elle-meme.  » 

^)  L.  c.  :  «  J'observe  en  particulier  que  rien  n'est  plus  contraire  aux  droits 
de  la  nation  que  Tarticle  3  qui  concerne  le  pouvoir  legislatif.  II  y  est  dit :  « Le 
pouvoir  legislatif  est  delegue  a  une  Assemblee  nationale,  composee  de  repre- 
sentants  temporaires,  librement  elus  par  le  peuple,  pour  etre  exerce  par  eile, 
avec  la  sanction  du  roi,  de  la  maniere  qui  sera  determinee  ci-apres.  »  Permettez- 
moi  de  vous  citer  ici  l'autorite  d'un  homme  dont  vous  adoptez  les  principes, 
puisque  vous  lui  avez  decerne  une  statue  ä  cause  de  ces  principes-lä  et  pour 
le  livre  que  je  vais  citer  :  Jean  Jacques  Rousseau  a  dit  que  le  pouvoir  legislatif 
constituait  l'essence  de  la  souverainete,  parce  qu'il  etait  la  volonte  generale, 
qui-  est  la  source  de  tous  les  pouvoirs  delegues ;  et  c'est  dans  ce  sens  que 
Rousseau  a  dit  que  lorsqu'une  nation  deleguait  ses  pouvoirs  ä  ses  representants, 
cette  nation  n'etait  plus  libre,  et  qu'elle  n'existait  plus.  » 
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Es  ist  überall  der  gleiche  mühevolle  Versuch,  das  reprä- 
sentative System  von  den  Fesseln  zu  befreien,  in  welche  Rousseau 
es  mit  unerbittlicher  Logik  eingezwängt  hat. 

Robespierre  und  Petion  de  Villeneuve  fordern  für  das  Volk 
das  Recht  der  Zensur  über  die  Handlungen  des  Parlaments. 
Es  ist  das  eine  sehr  unbestimmte  Formulierung.  Erschöpft  sich 
dieses  Recht  darin,  eine  Billigung  oder  ein  Mißfallen  auszu- 
sprechen und  dadurch  die  Beschlüsse  des  Parlaments  zu  beein- 
flussen, so  kann  diese  Möglichkeit  einer  rein  moralischen  Ein- 
wirkung die  Souveränität  des  Volkes  nicht  retten.  Anders, 
wenn  dem  Volke  das  Recht  zustehen  soll,  die  Beschlüsse  des 
Parlaments  aufzuheben,  die  seine  Billigung  nicht  erlangen.*) 
Dann  befinden  wir  uns  auf  einem  andern  Boden;  das  Volk  hat 
ein  Veto.')  Jedenfalls  aber  sind  wir  auf  das  Gebiet  des  Veto- 
rechts übergetreten,  wenn  dem  Volke  weiter  das  Recht  zu- 
gesprochen wird,  jederzeit  die  Verfassung  zu  ändern  und  das 
Parlament  seiner  Macht  zu  berauben.  Bei  dieser  Lage  der 
Dinge  kann  man  sagen ,  daß  kein  Gesetz  zur  Geltung  gelangt, 
ohne  daß  es  von  dem  Einverständnis,  von  dem  Willen  des  Volkes 
getragen  ist.  Denn  solange  das  Volk  von  seinem  Rechte,  dem 
Parlament    seine    Macht    zu   nehmen,    keinen   Gebrauch    macht, 

^)  In  diesem  Sinne  ist  der  Entwurf  zu  einer  Deklaration  der  Menschen- 
rechte zu  verstehen,  den  Mirabeau  im  Namen  der  Kommission  einbringt.  Der 
Entwurf  gewälirt  dem  Volk  ein  Recht  unmittelbarer  Kontrolle  über  das  Parla- 
ment. Die  Bürger  können  sich  versammeln,  um  über  öffentliche  Angelegenheiten 
zu  beraten,  um  ihren  Abgeordneten  Instruktionen  zu  erteilen  und  Mißbräuchen 
abzuhelfen.  Arch.  pari.  VIII,  p.  439,  17  aoüt  1789  :  «  On  ne  saurait,  sans 
attenter  aux  droits  des  citoyens,  les  priver  de  la  faculte  de  s'assembler  dans 
la  forme  legale,  poiu:  consulter  sur  la  forme  publique,  ^^our  donner  des  Instruc- 
tions ä  leurs  mandataires,  ou  pour  demander  le  redressement  de  leurs  griefs.  » 

2)  Rabaud  de  Saint-Etienne  ist  ein  Anhänger  der  atomistischen  Vertretung, 
verbindet  aber  diese  Theorie  mit  der  des  Veto,  wie  auch  Petion  de  Villeneuve 
es  tut.  Um  jeden  Mißbrauch  zu  hindern,  der  im  System  der  atomistischen  Ver- 
tretung den  regelrechten  Gang  der  Dinge  stören,  der  zu  einem  Parlamentswillen 
führen  könnte,  der  nicht  identisch  wäre  mit  dem  Willen  des  Volks,  fülirt  Rabaud 
de  Saint-Etienne  wie  Mirabeau  das  Veto  ein.  Die  Nation  kann  die  Beschlüsse 
des  Parlaments  billigen  oder  verwerfen;  sie  kann  die  Tätigkeit  des  Parlaments 
einstellen.  Arch.  pari.  VIII,  p.  406  et  407,  12  aoüt  1789  :  «  La  nation  a  le  droit 
de  ratifier  ou  de  rejeter  ce  que  ses  representants  ont  consenti ;  eile  peut  sus- 
pendre  l'exercice  de  ce  droit ;  eile  ne  peut  pas  l'aliener. » 
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billigt  es  stillschweigend  die  Beschlüsse  des  Parlaments,  erklärt 
es  seinen  Willen  für  identisch  mit  dem  seinen.  In  Sachen  von 
größerer  Wichtigkeit  wird  das  Volk  diese  Billigung  nicht  erteilen, 
wenn  ihm  das  Gesetz  mißfällt.  Das  Gesetz  wird  sich  auf  die 
Dauer  nicht  halten  können.  Entweder  wird  das  Volk  das  Par- 
lament umstürzen  oder  das  Parlament  wird  aus  Furcht  vor  dieser 
Mairegel  sein  Gesetz  zurückziehen.  In  geringeren  Sachen  aller- 
dings wird  zuweilen  das  Volk  mit  einem  Gesetze  nicht  zufrieden 
sein  und  dennoch  nicht  an  eine  Aufhebung  des  Parlaments 
denken.  Es  wird  vorziehen,  einen  geringen  Nachteil  auf  sich  zu 
nehmen,  statt  eine  Umwälzung  im  Staate  herbeizuführen.  Es 
wählt  zwischen  zwei  liebeln  das  mindere.  Auch  hier  erklärt  es 
formell  sein  Einverständnis  mit  dem  Gesetz.  Zwar  ist  es  nicht 
die  Güte  des  Gesetzes,  die  es  dazu  veranlaßt.  Aber  auf  die 
Motive  des  Einverständnisses  kommt  es  nicht  an.  Wichtig  ist 
nur,  daß  es  erteilt  wird.  —  Auf  diesem  Wege  soll  durch  das 
Veto  des  Volkes  eine  Aussöhnung  mit  der  Theorie  vom  Gemein- 
willen  herbeigeführt  werden. 

Sofort  fragen  wir:  Welches  ist  der  Unterschied,  der  übrig- 
bleibt zwischen  diesem  System  des  Vetorechtes  und  dem  des 
obligatorischen  Referendum,  zu  welchem  sich  Rousseau  bekannt 
hat?  Dieser  Unterschied  ist  nur  formeller  Natur.  Wo  das 
Vetorecht  besteht,  erlangen  die  Beschlüsse  des  Parlamentes  schon 
an  sich  selber  Gültigkeit;  das  Volk  braucht  nicht  erst  seine  Zu- 
stimmung zu  erklären.  Doch  bleibt  es  dem  Volke  frei,  sich 
aus  eigner  Initiative  den  Parlamentsbeschlüssen  zu  widersetzen 
und  ihnen  so  ihre  Gültigkeit  wieder  zu  nehmen.  Anders  beim 
System  des  obligatorischen  Referendum,  welches  man  auch  als 
das  der  unvollkommenen  Volksvertretung  bezeichnet  —  gouverne- 
ment  semi-representatif.  Hier  erlangen  die  Akte  des  Parla- 
mentes erst  Gültigkeit  durch  den  Volksbeschluß,  der  sie  ge- 
nehmigt. In  der  Sache  indessen,  in  der  Auffassung  des  gegen- 
seitigen Machtverhältnisses  zwischen  Volk  und  Parlament,  stimmen 
beide  Systeme  überein.  Wird  dem  Volke  das  Recht  des  Veto 
verliehen,  so  wird  auch  hier,  nur  in  andrer  Form,  das  Gesetz 
auf  den  Willen  des  Volkes  gegründet.  Der  Akt  des  Parla- 
mentes ist  ein  Versuch,  den  Gemeinwillen  zu  deuten.  Ist  die 
Auslegung  richtig,  so  wird  die  Uebereinstimmung  zwischen  Volks- 
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willen   und   Parlamentswillen   dadurch   bewiesen,    daß  das  Volk 
keinen  "Widerspruch   erhebt.     Demnach    ist   auch   hier   die   For- 
derung  von    Rousseau    verwirklicht,    daß   ein  jedes   Gesetz   den 
Volkswillen    unmittelbar     zum    Ausdruck    bringen,     durch    das 
Volk    beschlossen    werden    soll.      Damit    ist    das    repräsentative 
System  zerstört,    welches   man  mit   so   großer    Mühe   aufgebaut 
hat.      Die    Konstruktion    der   Vertretung    im    Willen    bricht    in 
sich   zusammen.      Denn   wie   kann   man   sagen,    daß    ein   Parla- 
ment   das   Volk    in    seinem   Willen    vertritt,    wenn    die    äußere 
Garantie    dafür   geschaffen   ist,   daß   niemals   ein   Mißklang   ent- 
stehen   kann    zwischen    einem    Akt    des    Parlaments    und    dem 
Gemeinwillen?,   wenn   man  von  dem  Volk    erwartet,    daß  es  zu 
jedem  Gesetze   Stellung  nimmt,    es   stillschweigend   billigt  oder 
ausdrücklich  aufhebt,  daß  es  über  jedes  Gesetz  beschließt?    Das 
System    der    unmittelbaren    Volksgesetzgebung    und    das  reprä- 
sentative   System    werden    hier    miteinander    kombiniert.     Aber 
beide  Systeme   schließen   sich   logisch   aus.     Das   zweite   ist  nur 
ein   Ersatz    für   das   erste,    ein  Mittel,   sich  dem    ersten  unvoll- 
kommen  anzunähern   und   zugleich   seine   materiellen  Schwierig- 
keiten zu  vermeiden.    Deshalb  verliert  das  zweite  System,  wenn 
man  es  mit  dem  ersten  verbindet,  seinen  Wert  und  seinen  Sinn. 
Wir  sehen:  Es  ist  ein  äußerst  merkwürdiger  Kreis,  in  wel- 
chem sich  die  Gedankengänge  der  Nationalversammlung  bewegen. 
Man  geht  aus  von  der  Theorie  des  Gemeinwillens,  welche  Rousseau 
aufgestellt  hat.     Man   versucht   aus   politischen   Gründen,   ihrer 
strengen  Konsequenz,  der  unmittelbaren  Gesetzgebung  durch  das 
Volk,  zu  entgehen.     Man  konstruiert  das  repräsentative  System. 
Man  versucht   den  Konflikt,   der  zwischen  der  Souveränität  des 
Volkes  und  der  gesetzgebenden  Macht  des  Parlamentes  entsteht, 
dadurch  zu  lösen,  daß  man  sagt,   dem  Parlament  stehe  nur  die 
Ausübung,  dem  Volk  indessen  die  Substanz  der  Gewalt  zu.    So- 
bald   man    aber    versucht,    diesen    Begriffsunterschied    zwischen 
Besitz  und  Ausübung    der  Gewalt   tiefer   zu  ergründen,   kommt 
man   zu   dem    erstaunlichen  Ergebnis,   daß  man  diesen  Begriffs- 
unterschied nur  aufrechterhalten,    daß   man   dem  Volk  die  Sub- 
stanz der  Gewalt  nur  zusprechen  kann,  wenn  man  ihm  die  Ent- 
scheidung über  das  Gesetz,  wenn  man  ihm  die  unmittelbare  Ge- 
setzgebung zurückgibt.    Und  so  sieht  man  plötzlich  ein,  daß  die 
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Konstruktion,  die  dazu  dienen  sollte,  das  repräsentative  System 
mit  der  Volkssouveränität  in  Einklang  zu  bringen,  daß  die  Kon- 
struktion, welche  die  unmittelbare  Gesetzgebung  als  Konsequenz 
der  Volkssouveränität  vermeiden  sollte,  kein  andres  Fundament 
hat  als  gerade  die  unmittelbare  Gesetzgebung  durch  das  Volk. 
Rousseau  hat  wieder  recht  behalten.  Der  Kampf,  welchen  die 
größten  Geister  jener  Zeit  mit  einem  unendlichen  Reichtum  von 
Rhetorik  und  Dialektik  gegen  ihn  geführt  haben,  ist  vergeblich 
gewesen. 

Es  ist  bemerkenswert,  daß  einige  Redner  der  Nationalver- 
sammlung schon  damals  mit  richtigem  Empfinden  darauf  hin- 
deuten, daß  eine  der  Schwächen  der  ganzen  Konstruktion  in  der 
Theorie  vom  Gemeinwillen  liegt.  Sie  sprechen  es  nicht  deutlich 
aus,  aber  sie  erraten  es  dunkel,  daß  der  Fehler  von  Rousseau 
in  der  Verwechslung  des  gemeinen  Willens  mit  dem  gemeinen 
Interesse  liegt,  daß  er  irrt,  wenn  er  einen  einheitlichen  Willen 
des  Volkes  annimmt  und  übersieht,  daß  in  AVirklichkeit  die  Be- 
strebungen des  Volkes  sich  nach  allen  Richtungen  zersplittern.^) 

Man  kann  noch  weiter  gehen  und  sagen :  die  falsche  Theorie 
vom  Gemeinwillen  ist  der  Fehler  im  Fundament,  welcher  die 
ganze  Konstruktion  ins  Wanken  bringt.  Die  Nation  ist,  wie 
jene  Theorie  aufstellt,  mit  einem  eignen  Willen  begabt;  sie  kann 
ihren  Willen  aus  eignem  Vermögen  bilden.  Ihr  Wille  ist  nichts 
andres  als  der  übereinstimmende  Wille  sämtlicher  Volksgenossen, 
ihr  Wille  ist  folglich  ein  natürlicher  Wille.     Die  Nation  bedarf 

1)  Mounier,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  560  :  «  Dire  qu'une  nation 
est  souveraine,  c'est  dire  qu'une  nation  a  tous  les  pouvoirs  ;  et  certainement, 
personne  ne  doute  qu'une  nation  ne  puisse  tout  ce  qu'elle  veut,  mais  eile  ne 
doit  vouloir  que  ce  qui  interesse  son  bonheur;  et  comme  une  nation  est  un  corps 
collectif,  eile  est  elle-meme  en  proie  au  choc  des  pretentions  et  des  interets  de 
ceux  qui  la  composent.  Elle  est  dechiree  par  des  factions,  et  soumise  ä  l'empire 
de  la  violence,  si  eile  ne  se  choisit  pas  des  chefs,  si  eile  n'organise  pas  son  gou- 
vernement  et  n'institue  pas  une  force  publique.  Elle  ne  peut  organiser  ce  gou- 
vernement  qu'en  deleguant  sa  souverainete. » 

Malouet,  7  aoüt  1798,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  276  :  «  Dans  le  Systeme  de 
Rousseau,  la  loi  serait  mieux  definie,  l'expression  de  la  justice  et  de  la  raison 
publique  ;  car  la  volonte  generale  peut  etre  injuste  et  passionnee,  et  la  loi  ne 
doit  Jamals  l'etre.  Le  recensement  de  la  volonte  generale  est  souvent  incertain 
et  toujours  difficile ;  la  manifestation  de  la  raison  publique  s'annonce,  comme 
le  soleil,  par  des  flots  de  lumiere.  )> 


Das  repräsentative  Prinzip  1  29 

ZU  einem  Willensakt  keiner  fremden  Mitwirkung.  Sie  steht  als 
eine  vollkommen  selbständige  Person  dem  Parlament  gegenüber. 
Aus  dieser  Dualität,  aus  dieser  gegenseitigen  Selbständigkeit  von 
Nation  und  Parlament  entsteht  die  ganze  Schwierigkeit,  mit 
welcher  die  Nationalversammlung  zu  kämpfen  hat.  Es  stehen 
sich  zwei  ganz  verschiedene  Personen  gegenüber,  von  denen  die 
eine  die  Souveränität  besitzen  und  die  andre  doch  in  AVirklich- 
keit  die  Gesetze  geben  soll. 

Die  moderne  deutsche  Lehre  begegnet  dieser  Schwierigkeit 
nicht.  Sie  schreibt  nicht  der  Nation,  sondern  dem  Staat  die 
Souveränität  zu.  Der  Staat  und  der  Träger  der  gesetzgebenden 
Gewalt  haben  nicht  jeder  ihren  eignen,  besonderen  Willen.  Der 
Träger  der  Legislative  hat  nicht  eine  von  dem  Staat  gesonderte 
Persönlichkeit.  Er  ist  nur  Willensorgan  des  Staates.  Durch 
seinen  Wiliensakt  kommt  erst  der  Wille  des  Staates  zur  Ent- 
stehung. Durch  seine  Tätigkeit  erhält  erst  der  Staat  seine  Per- 
sönlichkeit, seine  Lebensfunktion.  Beide  Faktoren  vereinen  sich, 
um  durch  ihr  Zusammenwirken  eine  willensbegabte,  lebensfähige 
Person  zu  schaffen,  welche  die  zwei  untrennbaren  Qualitäten, 
die  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Souveränität  in  sich  vereinen 
soll.  Auf  diese  Weise  versucht  die  Organtheorie  das  Problem 
zu  lösen,  mit  welchem  sich  die  Nationalversammlung  abmüht. 

Die  französische  Lehre  ist  in  der  Hauptsache  bei  der  Theorie 
vom  Gemeinwillen  stehengeblieben.  „Die  Nation  hat  eine  selb- 
ständige Persönlichkeit,  verschieden  von  der  Persönlichkeit  des 
Staates  und  verschieden  von  derjenigen  der  Volksgenossen,  aus 
denen  sie  sich  zusammensetzt.  Sie  ist  das  Subjekt  der  ur- 
sprünglichen Souveränität,  allein  deshalb,  weil  sie  die  Gesamt- 
heit der  Bürger  darstellt  und  weil  ihr  AVille  der  Gemeinwille 
ist,  der  als  solcher  über  dem  Willen  der  einzelnen  steht.  Dieser 
Gemeinwille  ist  der  souveräne  Wille.  "^)      Diese  Gedanken  sind 

^)  Duguit,  Manuel  de  droit  constitutionnel,  1907,  §  22,  p.  83  :  «  La  nation 
etant  le  substratum  de  la  personnalite  juridique  de  l'Etat,  a-t-elle  prise  en  elle- 
meme  une  personnalite  distincte  de  celle  de  l'Etat  et  possede-t-elle  des  droits 
superieui's  et  anterieurs  ä  ceux  de  l'Etat  ?  —  Dans  la  doctrine  fran9aLse,  teile 
qu'elle  ressort  des  textes  des  Declarations  des  droits  et  des  constitutions  de 
l'epoque  revolutionnaii'e,  la  reponse  ä  cette  question  ne  peut  faire  de  doute. 
La  theorie  fran9aise  peut  ainsi  se  resumer :  la  nation  est  une  personne  distincte 
Redslob,  Die  Sfcaatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  9 
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von    den    späteren  Verfassungen    immer    wieder    zum    Ausdruck     1 
gebracht  worden.^) 

de  l'Etat,  comme  eile  est  distincte  des  individus  qui  la  composent ;  eile  est 
titulaire  de  la  souverainete  originaire  par  cela  seul  qu'elle  est  la  coUectivit-e 
et  qu'elle  est  la  volonte  generale,  superieure  comme  teile  aux  volontes  indivi- 
duelles. Cette  volonte  generale  est  la  volonte  souveraine.  »  —  Die  Organtheorie 
wird  vertreten  von  einigen  Schriftstellern  wie  Fouillee,  Espinas,  Izoulet,  die 
sich  an  Auguste  Comte  anschließen. 

^)  Deklaration  der  Menschenrechte  vom  26.  August  1789,  Ai't.  3:  « Le 
principe  de  toute  souverainete  reside  essentiellement  dans  la  nation.  Nul  corps, 
nul  individu  ne  peut  exercer  d'autorite  qui  n'en  emane  expressement.  »  Art.  6 : 
«  La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale.  »  — ••  Verfassung  vom  3.  Sep- 
tember 1791,  Titel  III,  Einleitung,  Art.  1 :  «La  souverainete  est  une,  indivisible, 
inalienable  et  imprescriptible  ;  eile  appartient  ä  la  nation :  aucune  section  du 
peuple  ni  aucun  individu  ne  peut  s'en  attribuer  l'exercice.  »  —  Verfassung 
vom  24.  Juni  1793,  Deklaration  der  Menschenrechte,  Art.  4:  «La  loi  est  l'ex- 
pression libre  et  solenneile  de  la  volonte  generale.  »  Art.  25 :  «  La  souverainete 
reside  dans  le  peuple  ;  eile  est  une  et  indivisible,  imprescriptible  et  inalienable.  » 
Verfassung,  Art.  7 :  «  Le  peuple  souverain  est  l'universalite  des  citoyens  fran9ais.  » 
—  Verfassung  vom  5.  Fructidor  des  Jahres  III,  Erklärung  der  Menschenrechte, 
Art.  6:  «La  loi  est  la  volonte  generale,  exprimee  par  la  majorite  des  citoyens 
ou  de  leurs  representants.  »  Art.  17:  «La  souverainete  reside  essentiellement 
dans  l'universalite  des  citoyens.  »  Verfassimg,  Art.  2 :  « L'imiversalite  des 
citoyens  est  le  souverain.  »  • — ■  Verfassung  vom  4.  November  1848,  Art.  1 :  «La 
souverainete  reside  dans  l'universalite  des  citoyens  fran9ais.  »  Art.  18:  «  Tou» 
les  pouvoirs  publics,  quels  qu'ils  soient,  emanent  du  peuple. » 
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Das  Walilsystem 

Das  repräsentative  System  ist  nunmehr  eingeführt.  Die 
Nationalversammlung  hat  versucht,  es  mit  der  Theorie  vom  Ge- 
meiuwillen  und  der  Volkssouveräiiität  zu  versöhnen.  Jetzt  ent- 
steht die  weitere  Frage:  Wie  soll  sich  das  Parlament  zusammen- 
setzen?    Und  vor  allem:  AVer  ist  Wähler  zum  Parlament?^) 

Hier,  vp^ie  überall,  hat  die  Lehre  von  Rousseau  eine  bedeut- 
same Wirkung  geäußert. 

Rousseau  hat  die  Volksvertretung  verworfen.  Er  hat  des- 
halb auch  keine  Regel  dafür  gegeben,  wer  berechtigt  sein  soll, 
die  Volksvertreter  zu  erwählen.  Indessen  hat  er  für  die  un- 
mittelbare Gesetzgebung  durch  das  Volk  ein  Prinzip  aufgestellt, 
welches  seinen  Einfluß  auch  auf  die  Gesetzgebung  durch  einen 
repräsentativen  Körper  geäußert  hat,  es  ist  das  Prinzip  des  all- 
gemeinen Stimmrechts :  jeder  Bürger  hat  einen  Anspruch  darauf, 
in  allen  öffentlichen  Angelegenheiten  mitzureden  und  zu  stimmen.^) 

Eine  Begründung  oder  Entwicklung  dieses  Grundsatzes  hat 
Rousseau  nicht  gegeben.  Allein  es  ist  leicht  zu  erkennen,  wie 
der  Satz  mit  der  Theorie  vom  Gemeinwillen  zusammenhängt. 
AVie    früher    gezeigt,    wird    der  Gemeinwille   in   der   AVeise  er- 

^)  Tecklenburg,  Die  Entwicklung  des  Wahlrechts  in  Frankreich  seit  1789, 
1911,  p.  65  f. 

-)  Contrat  Social,  Livre  IV,  chap.  I :  « J'aurais  ici  bien  des  reflexions  ä 
faire  sur  le  simple  droit  de  voter  dans  tout  acte  de  souverainete,  droit  que  rieu 
ne  peut  oter  aiix  citoyens ;  et  sur  celui  d'opiner,  de  proposer,  de  diviser,  de 
discuter,  que  le  gouvernement  a  toujours  grand  soin  de  ne  laisser  qu'ä  ses 
membres  ;  mais  cette  importante  matiere  demanderait  un  traite  ä  part,  et  je 
ne  puis  tout  dire  dans  celui-ci. » 
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mittelt,  daß  zwischen  den  mannigfachen  individuellen  Bestrebungen 
das  Mittel  festgestellt  wird:  „Es  besteht  oft  ein  großer  Unter- 
schied zwischen  dem  Willen  aller  einzelnen  und  dem  Gemein- 
willeu,"  sagt  Rousseau.  „Der  Gemeinwille  blickt  nur  auf  das 
gemeinsame  Interesse;  der  Wille  aller  ist  auf  individuelle  Ziele 
gerichtet  und  ist  nichts  andres  als  die  Summe  der  verschiedenen 
Willensbestrebuugen  der  einzelneu.  Man  nehme  aber  von  diesen 
Bestrebungen  das  Mehr  oder  Weniger  hinweg,  das  sich  gegen- 
seitig zerstört;  dann  wird  als  mittlere  Größe  der  Gemeinwille 
übrigbleiben."  ^)  Lebt  man  sich  in  diesen  eigentümlichen  Ge- 
dankengang von  Rousseau  hinein,  so  erkennt  man,  dafs  diese  Be- 
rechnung der  Wahrheit  am  nächsten  kommt,  wenn  man  die 
Willensrichtungen  aller  Bürger  in  den  Kreis  der  Betrachtung 
zieht.  Ist  nur  ein  bestimmter  Kreis  von  Bürgern  stimmberechtigt, 
so  kommen  nur  die  Sonderinteressen  dieses  Kreises  zur  Sprache;  das 
Ergebnis  wird  verfälscht,  der  wahre  Gemeinwille  wird  nicht  er- 
mittelt. Die  Gefahr  ist  die  gleiche  wie  in  dem  von  Rousseau  ge- 
schilderten Fall,  wo  zwar  alle  Bürger  stimmen,  wo  aber  die  Bürger 
in  Parteien  gegliedert  sind  und  deshalb  nicht  ihr  wirkliches  Sonder- 
interesse zur  Geltung  bringen  können,  sondern  es  unter  das 
Parteiinteresse  beugen  müssen.  Wo  die  Verfassung  das  Stimm- 
recht nur  einzelnen  Klassen  von  Bürgern  erteilt,  da  schafft  sie 
selber  die  Parteien,  welche  die  Ermittlung  des  Gemeinwillens 
verhindern  und  so  für  den  Staat  verderblich  werden.  ^)  —  In  dieser 


^)  Livre  II,  chap.  III,  Contrat  Social,  französischer  Text  früher  zitiert. 

-)  L.  c.  «  Si,  quand  le  peuple  suffisamment  informe  delibere,  les  citoyens 
n'avaient  aucune  communication  entre  eux,  du  grand  nombre  de  petites  difie- 
rences  resulterait  toujonrs  la  volonte  generale,  et  la  deliberation  serait  tou- 
jours  bonne.  Mais  quand  il  se  fait  des  brigues,  des  associations  partielles  aux 
depens  de  la  grande,  la  volonte  de  chacune  de  ces  associations  devient  generale 
par  rapport  ä  ses  membres,  et  particuliere  par  rapport  ä  l'etat :  on  peut  dire 
alors  qu'ü  n'y  a  plus  autant  de  votants  que  d'hommes,  mais  seulement  autant 
que  d' associations.  Les  differences  deviennent  moins  nombreuses  et  donnent 
un  resultat  moins  general.  Enfin,  quand  une  de  ces  associations  est  si  grande 
qu'elle  l'emporte  sur  toutes  les  autres,  vous  n'avez  plus  pour  resultat  une  somme 
de  petites  differences,  mais  une  difference  unique ;  alors  il  n'y  a  plus  de  volonte 
generale,  et  l'avis  qui  l'emporte  n'est  qu'un  avis  particulier.  — •  II  Importe  donc, 
pour  avoir  bien  l'enonce  de  la  volonte  generale,  qu'ü  n'y  ait  pas  de  societe 
partielle  dans  l'etat,  et  que  chaque  citoyen  n'opine  que  d'apres  lui. » 
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Weise  ist  im  Sinne  von  Rousseau  die  Brücke  zu  schlagen 
zwischen  dem  Prinzip  des  allgemeinen  Stimmrechts  und  der 
Theorie  vom  Gemeinwillen. 

Es  ist  ein  Irrtum,  der  in  der  Literatur  immer  wiederkehrt, 
daß  Rousseau  das  allgemeine  Stimmrecht  daraus  abgeleitet  habe, 
(laß  ein  jeder  Bürger  einen  Teil  der  Souveränität  zu  eigen  be- 
sitze. Man  wendet  ein,  daß  Rousseau  durch  diese  Lehre  gegen 
sein  eignes  Prinzip  von  der  Unteilbarkeit  der  Souveränität  ver- 
stoßen habe.  ^)  Duguit  stützt  sich  bei  dieser  Behauptung  auf  eine 
Stelle  im  Buch  III  Kapitel  I  des  Contrat  Social.  ^)  Aber  diese 
Stelle  ist  aus  ihrer  Umgebung  losgerissen.  Rousseau  erörtert 
in  diesem  Zusammenhang  die  Frage,  wie  stark  eine  gute  Re- 
gierung sein  müsse.  Je  zahlreicher  ein  Volk  sei,  führt  er  aus, 
um  so  geringere  Bedeutung  habe  die  Sonderbestrebung  des  ein- 
zelnen, wenn  es  sich  darum  handle,  den  Gemeinwillen  festzu- 
stellen ;  um  so  geringere  Festigkeit  habe  daher  das  Band  zwischen 
den  Bürgern  und  dem  Staat  und  um  so  kräftiger  müsse  die  Re- 
gierung sein.  Rousseau  spricht  hier  den  einzelnen  nicht  einen 
Teil  der  Souveränität  zu,  sondern  nur  einen  Einfluß  auf  den  In- 
halt des  Gemeinwillens.  ^)  Und  eben  aus  der  Art  des  Einflusses, 
welchen  die  einzelnen  auf  den  Inhalt  des  Gemeinwilles  üben,  er- 
gibt sich  im  Gedankengang  von  Rousseau,  wie  vorher  gezeigt, 
die  Notwendigkeit  des  allgemeinen  Stimmrechts.  Der  Gemein- 
wille soll  als  mittlere  Größe  gefunden  werden  zwischen  den 
Willensrichtungen  der  einzelnen.  Damit  nun  das  Ergebnis  so 
richtig  sei  als  möglich,  soll  der  AVille  eines  jeden  Bürgers  in  die 
Wagschale   fallen.      Und    daher   die  Forderung   des  allgemeinen 


^)  Duguit,  Manuel  de  droit  constitutionnel,  1907,  §  23,  p.  87.  —  Esmein, 
Elements  de  droit  constitutionnel  fran9ais  et  compare,  1899,  p.  187,  189. 

-)  «  Supposons  que  l'Etat  soit  compose  de  dix  mille  citoyens.  Le  souverain 
ne  peut  etre  considere  que  coUectivement  et  en  corps  ;  mais  chaque  particulier, 
en  qualite  de  sujet,  est  considere  comme  individu  :  ainsi  le  souverain  est  au 
sujet  comme  dix  mille  est  ä  un ;  c'est-ä-dire  que  chaque  membre  de  l'Etat  n'a 
pom-  sa  part  que  la  dix-millieme  partie  de  l'autorite  souveraine,  quoiqu'il  lui 
soit  soumis  tout  entier. » 

^)  An  der  gleichen  Stelle  heißt  es  weiter:  «  Que  le  peuple  soit  compose  de 
Cent  mille  hommes,  l'etat  des  sujets  ne  change  pas,  et  chacun  porte  egalement 
fout  l'empire  des  lois,  tandis  que  son  suflErage,  reduit  ä  un  cent-millieme,  a  dix 
tois  moins  d'influence  dans  leur  redaction. » 
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Stimmrechts.  Nicht  aus  einer  Teilung  der  Souveränität  wird 
die  Forderung  abgeleitet.  Auch  hier  finden  wir,  daß  Rousseau, 
wie  früher,  als  er  das  repräsentative  System  verwarf,  sich  völlig 
konsequent  bleibt,  wenn  man  ihm  einmal  auf  den  Boden  seiner 
Theorie  vom  Gemeinwillen  gefolgt  ist.  ^) 

Das  Prinzip  des  allgemeinen  Stimmrechts,  das  Rousseau  für 
die  unmittelbare  Volksgesetzgebung  aufgestellt  hat,  ist  auch  unter 
der  Herrschaft  des  repräsentativen  Systems  zur  Geltung  ge- 
kommen, so  sagten  wir.  Welches  ist  der  Grund  dieser  Er- 
scheinung? 

Es  entsteht  ein  merkwürdiger  Kompromiß  bei  den  Poli- 
tikern ,  welche  einerseits  sich  als  treue  Schüler  von  Rousseau 
bekennen  und  anderseits  versuchen,  sich  mit  dem  repräsentativen 
System  auseinanderzusetzen,  mögen  sie  es  nun,  wie  Sieyes, 
aus  Ueberzeugung  annehmen  oder,  wie  Robespierre,  nur  wider- 
willig, weil  sie  vor  der  Majorität  sich  beugen  müssen.  Wenn 
sie  auf  die  unmittelbare  Gesetzgebung  verzichten  und  das  re- 
präsentative System  adoptieren,  so  werden  sie  mindestens  be- 
strebt sein,  wertvolle  Gedanken  aus  der  Theorie  von  Rousseau 
auf  die  neue  Verfassung  zu  übertragen. 

Die  Bürger  können  im  repräsentativen  System  ihre  Sonder- 
interessen nicht  mehr  unmittelbar  zur  Geltung  bringen,  und  so 
wird  der  Gemeinwille  im  Sinn  von  Rousseau  nicht  mehr  mit  der 
gleichen  Deutlichkeit  zu  erfassen  sein.  Die  Bürger  sprechen 
sich  nicht  mehr  selbst  über  ihre  Interessen  aus.  Der  Abgeord- 
nete würdigt  ihre  Interessen  nach  eignem  Gutdünken  und 
stimmt  nach  der  Vorstellung,  die  er  sich  von  ihnen  bildet.  Aber 
man  wird  von  der  Theorie  des  Gemeinwillens  zu  retten  suchen, 
was  zu  retten  ist.  Man  wird  dafür  sorgen,  daß  die  Erklärungen 
der  Abgeordneten  trotzdem  ein  möglichst  getreues  Bild  der  ver- 
tretenen Sonderinteressen  darbieten;  und  man  wird  es  dadurch 
zu  erreichen  suchen,  daß  man  alle  Bürger  an  der  Wahl  der  Ab- 

^)  Auch  die  Theorie  von  der  auf  das  imperative  ^Mandat  gestützten  ato- 
mistischen  Vertretung  beruht  nicht  auf  einer  Verteilung  der  Souveränität  auf 
die  einzelnen  Bürger  —  wie  de  Lally-Tollendal  in  seiner  Rede  vom  7.  Juli  1789, 
Arch.  pari.  VIII,  p.  204,  wähnt  — ,  sondern  auch  nur  auf  dem  Gedanken,  daß 
der  Gemeinwille  durch  Vergleich  der  Sonderinteressen  festgestellt  wird.  Das 
ist  früher  gezeigt. 
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geordneten  beteiligt.  Wenn  auch  die  Bürger  nicht  durch  ihren 
x4.bgeordneten  sprechen  wie  in  dem  System  der  atomistischen 
Vertretung,  wenn  auch  der  Abgeordnete  nicht  an  ein  imperatives 
Mandat  gebunden  ist,  so  wird  er  doch  den  Willen  der  Wähler 
vor  das  Parlament  zu  bringen  suchen,  und  er  wird  dazu  mehr 
oder  minder  moralisch  verpflichtet  sein.  Der  Wille  der  Wähler 
aber  wird  sich  dem  Gemein  willen  am  meisten  annähern,  wenn 
alle  Bürger  Wähler  sind.  Das  ist  der  Gedankengang,  dem  die 
Politiker  dieser  Richtung  folgen  und  der  sie  dazu  führt,  das  all- 
gemeine Wahlrecht  zu  fordern. 

Robespierre  gründet  sich  auf  die  Lehre,  welche  Rousseau 
über  den  Gemeinwillen  entwickelt  hat.  Aus  dieser  Theorie  er- 
gibt sich,  sagt  er,  daß  jeder  einzelne  am  Gesetz  mitwirken  muß. 
Und  er  beruft  sich  auf  die  Deklaration  der  Menschenrechte,  wo 
es  heißt:  Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  Gemeinwillens;  alle 
Bürger  haben  das  Recht,  sich  in  Person  oder  durch  ihre  Ver- 
treter an  der  Bildung  des  Gesetzes  zu  beteiligen.  ^)  Robespierre 
erhebt  daher  warnend  seine  Stimme,  als  es  sich  darum  handelt, 
das  Wahlrecht  an  eine  gewisse  Steuerkraft  zu  binden.  „Jeder 
Bürger,  wer  er  auch  sei  —  so  ruft  er  aus  — ,  hat  das  Recht, 
auf  allen  Stufen  des  Wahlsystems  vertreten  zu  sein.  Das  allein 
entspricht  der  Erklärung  der  Menschenrechte,  vor  welcher  jeder 
Vorzug,  jede  Auszeichnung,  jede  Ausnahme  verschwinden  soll. 
Die  Verfassung  besagt,  das  die  Souveränität  dem  Volk,  jedem 
einzelnen  Bürger  zukommt.  Jeder  einzelne  hat  deshalb  das 
Recht,  mitzuwirken  am  G"esetz,  das  ihn  verpflichtet,  und  an  der 
Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  auch  die  sei- 
nigen sind.  Sonst  entspricht  es  nicht  der  Wahrheit,  daß  alle 
Menschen  gleiche  Rechte  haben ,  daß  alle  Menschen  Bürger 
sind.  "2) 


^)  Declaration  des  droits  de  rhomme  et  du  citoven,  26  aoüt  1789,  art.  6: 
«  La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale.  Tous  les  citoyens  ont  le  droit 
de  concourir,  personnellement  ou  par  leiu-s  representants,  ä  sa  formation. » 

-)  Robespierre,  22  octobre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  479  :  «  Tous  les  citoyens, 
quels  qu'ils  soient.  ont  droit  de  pretendre  ä  tous  les  degi'es  de  representation. 
Rien  n'est  plus  conforme  ä  votre  declaration  des  di'oits,  devant  laquelle  tout 
Privilegs,  toute  distinction,  toute  exception  doit  disparaitre.  La  Constitution 
etablit  que  la  souverainete  reside  dans  le  peuple,  dans  tous  les  individus  du 
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Alle  Bürger,  sagt  Sieyes,  haben  ein  gemeinsames  Interesse 
und  in  dieser  Richtung  einen  übereinstimmenden  Willen.  Damit 
nun  dieser  Wille  in  seiner  Reinheit  zum  Ausdruck  gelangt  —  so 
folgert  er  —  muß  die  Bildung  von  Parteien  verhindert  werden, 
weil  sich  sonst  der  Wille  der  Bürger  auf  gewisse  Klasseninter- 
essen konzentriert,  statt  sich  auf  das  gemeine  Beste  zu  richten. 
Diese  Parteien  schafft  aber  der  Gesetzgeber  künstlich  selbst, 
wenn  er  das  Wahlrecht  nur  gewissen  Gruppen  verleiht.  Deshalb 
müssen  alle  Bürger  gleichmäfsig  an  den  Wahlen  beteiligt  sein. 
„Die  Interessen,  welche  gleich  sind  für  alle  Bürger,  sind  die 
einzigen,  welche  sie  geraeinsam  wahren  können.  Allein  ihret- 
wegen und  allein  in  ihrem  Namen  können  die  Bürger  politische 
Rechte  begehren ,  d.  i.  einen  wirksamen  Anteil  an  der  Bildung 
des  Gesetzes  für  die  Gesellschaft.  Sie  allein  geben  dem  Bürger 
die  Eigenschaft,  daß  er  vertreten  sein  kann,  Nicht  also,  weil  er 
Vorzugsrechte  besitzt,  sondern  nur  weil  er  Bürger  ist,  hat  er  das 
Recht  zu  wählen  und  gewählt  zu  werden."^) 


peuple.  Chaque  individu  a  donc  droit  de  concourir  ä  la  loi  par  laquelle  il  est 
oblige,  et  ä  radministration  de  la  chose  publique,  qui  est  la  sienne.  Sinon,  il 
n'est  pas  vrai  que  tous  les  hommes  sont  egaux  eii  droits,  que  tout  homme  est 
citoyen.  Si  celui  qui  ne  paye  qu'une  imposition  equivalente  ä  une  journee  de 
travail  a  moins  de  droit  que  celui  qui  paye  la  valeurs  de  trois  journees  de  travail, 
celui  qui  paye  celle  de  dix  journees  a  plus  de  droit  que  celui  dont  rimposition 
equivaut  seulement  ä  la  valeur  de  trois ;  des  lors  celui  qui  a  100  000  li\Tes  de 
rente  a  cent  fois  autant  de  droit  que  celui  qui  n'a  que  1000  livres  de  revenu. 
II  resulte  de  tous  vos  decrets  que  chaque  citoyen  a  le  droit  de  concourir  a  la 
loi,  et  des  lors  celui  d'etre  electeur  ou  eligible,  sans  distinction  de  fortune.  »  — 
Cf.  Mii-abeau,   10  decembre  1789,  Moniteur  reimprime,  No.  111. 

^)  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat  ?  1789  :  «  Qu'est-ce  qüe  la  volonte  d'une 
nation  ?  C'est  le  resultat  des  volontes  individuelles,  comme  la  nation  est  l'assem- 
blage  des  individus  (p.  89).  L'interet  par  lequel  un  homme  s'accorde  avec  tous 
ses  co-associes,  est  evidemment  l'objet  de  la  volonte  de  tous,  et  celui  de  l'assem- 
blee  commune  (p.  91).  Qu'on  ne  soit  donc  pas  etonne  si  i'ordre  social  exige 
avec  tant  de  rigueur  de  ne  point  laisser  les  simples  citoyens  se  disposer  en  cor- 
porations  (p.  91).  Ainsi,  et  non  autrement,  l'interet  commun  est  assure  de  do- 
miner  les  interets  particuliers  (p.  91).  Les  memes  principes  fönt  sentir  avec 
non  moins  de  force  la  necessite  de  constituer  l'assemblee  representative  elle- 
meme  sur  un  plan  qui  ne  lui  permette  pas  de  se  former  un  esprit  de  corps  et 
de  degönerer  en  aristocratie  (p.  92).  Mais  lorsqu'au  Heu  de  rendre  hommage  a, 
ces  premieres  notions,  ä  ces  principes  si  clairs  et  si  certains,  le  legislateur  cree, 
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Auch  Duport  verteidigt  das  allgemeine  AVahlrecht  und  be- 
ruft sich,  wie  Robespierre,  auf  die  Erklärung  der  Menschen- 
rechte.^) Barnave  gründet  sich  auf  die  falsche  und  übrigens 
von  Rousseau  nie  verfochten e  Idee,  daß  jeder  Bürger  einen  An- 
teil an  der  Souveränität  besitze.  ^) 

Diese  Forderungen  werden  unterstützt  durch  die  Autorität 
von  Montesquieu.  Auch  er  fordert  gleiche  Beteiligung  aller 
Bürger  an  der  Wahl  des  gesetzgebenden  Körpers.^)  Merk- 
würdig genug,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  englische  Verfassung 
ihm  als  Vorbild  galt.  Das  englische  System  war  damals  das 
gerade  Gegenteil  des  allgemeinen  "Wahlrechts.  Das  hat  de  Lolme 
seinen  Zeitgenossen  dargetan.*) 

Es  ist  klar,  daß  die  vermittelnden  Versuche  von  Sieyes  und 
Robespierre,  einen  in  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  wurzelnden 
Gedanken  auf  die  repräsentative  Verfassung  zu  übertragen,  den 

au  contraire,  lui-meme  des  corporations  dans  l'etat,  avoue  toutes  Celles  qui 
se  forment,  les  consacre  par  sa  puissance,  quand  eniin  il  ose  appeler  les  plus 
grandes,  et  par  consequent  les  plus  funestes,  ä  faiie  partie,  sous  le  nom  d'ordres, 
de  la  representation  nationale,  on  croit  voir  le  mauvais  principe  s'effor^ant 
de  tout  gäter,  de  tout  ruiner,  de  tout  bouleverser  parmi  les  liommes  (p.  92). 
Les  interets  par  lesquels  les  citoyens  se  rassemblent,  sont  donc  les  seuls  qu'ils 
puissent  traiter  en  commun,  les  seuls  par  lesquels,  et  au  nom  desquels,  üs  puissent 
reclamer  des  droits  politiques,  c'est-a-dire,  une  part  active  ä  la  formation  de 
la  loi  sociale,  les  seuls,  par  consequent,  qui  impriment  au  citoyen  la  qualite  re- 
presentable.  Ce  n'est  donc  pas  parce  qu'on  est  privilegie,  mais  parce  qu'on  est 
citoyen,    qu'on  a  droit  ä  l'election  des  deputes  et  a  l'cligibilite  (p.  94  et  95). » 

1)  22  octobre  1789,  Arch.  pari.  IX,   p.  479. 

-)  27  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  752  :  «  La  societe,  sans  doute  n'a 
pas  le  droit  d'imposer  des  conditions  d'eligibilite  en  ce  sens  que  chacun  est 
accessible  ä  concourh-  ä  la  representation  nationale.  En  effet,  le  souverain  se 
prouvant  par  cette  representation,  et  chaque  individu  etant  portion  du  souve- 
rain, il  suit  de  lä  que  nul  ne  peut  etre  prive  de  participer  ä  l'acte  qui  constitue 
eminemment  cette  souverainete.  On  ne  peut  pas  ä  la  fois  en  reconnaitre  et  en 
denier  le  titre.  Ce  titre  n'est  pas  ecrit  de  main  d'homme,  mais  de  celle  de  la 
nature.    II  faudrait  pour  l'obtenir,  dechirer  les  premieres  clauses  du  pacte  social. » 

^)  Esprit  de  Lois,  Liivre  XI,  chap.  VI :  «  Tous  les  citoyens,  dans  les  divers 
districts,^  doivent  avoir  droit  de  donner  leur  voix  pour  choisir  le  representant, 
excepte  ceux  qui  sont  dans  un  tel  etat  de  bassesse  qu'ils  sont  reputes  n'avoir 
point  de  volonte  propre.  » 

*)  Constitution  de  l'Angleterre,  1788,  Tome  I,  p.  57. 
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Charakter  des  Gewaltsamen  an  sich  tragen  müssen.  Es  werden 
hier  zwei  Gedankenreihen  miteinander  verbunden,  welche  nie- 
mals in  Einklang  gebracht  werden  können.  Besonders  deutlich 
muß  der  Mißklang  werden,  wenn  man  wie  damals  einem  System 
mittelbarer  Wahl  in  zwei  Stufen  gegenübersteht.  Wie  soll  die 
Vorstellung,  daß  die  Erklärung  des  Abgeordneten  noch  ein  un- 
gefähres Bild  des  Gemeinwillens  darstelle,  lebendig  bleiben,  wenn 
die  Abgeordneten  nicht  mehr  von  den  Bürgern  selbst,  sondern 
von  einer  durch  die  Bürger  bestellten  Wahlkörperschaft  ins 
Parlament  gesandt  werden  ?  Das  entgeht  auch  Robespierre  nicht ; 
und  wenn  er  daher  auch  die  Eigenschaft  Mitglied  der  Wahl- 
körperschaft, Wähler  des  zweiten  Grades  zu  sein  an  keine  Be- 
schränkung gebunden  wissen  will,  so  kann  er  sich  hierbei  doch 
nicht  mehr  entschließen,  die  Lehre  vom  Gemeinwillen  anzurufen. 
Er  gründet  sich  hier  auf  einen  andern  Gedanken :  Aus  der  Lehre 
vom  Gesellschaftsvertrag  folgt  die  Gleichheit  der  Bürger  und 
damit  der  gleiche  Anspruch  für  einen  jeden  zu  allen  Aemtern 
im  Staat  zugelassen  zu  werden,  wenn  er  die  nötigen  Fähigkeiten 
und  Tugenden  hierzu  besitzt.  Dieser  Satz  ist  in  der  Erklärung 
der  Menschenrechte  und  weiter  bei  den  Beratungen  über  die 
Verfassung  proklamiert  worden,  sagt  Robespierre.  Und  gegen 
diesen  Satz  würde  man  verstoßen,  wenn  man  einen  Zensus  ein- 
führen wollte.  ^)  Wir  werden  später  Gelegenheit  haben ,  den 
AVert  dieser  Argumentation  zu  beurteilen. 

Die  Nationalversammlung   sagt   sich   los  von  jener  an  Rous- 
seau anknüpfenden  Gedankenreihe.     Sie  verwirft   das   allgemeine 

^)  11  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  360  et  361.  «  Les  comites,  messieurs, 
me  paraissent  etre  continuellement  en  contradiction  avec  eux-memes  dans  ce 
Systeme.  Vous  avez,  sur  leur  proposition.  recoimu  que  la  Constitution  devait 
garantir,  et  vous  avez  dit,  en  effet,  qu'elle  garantissait  que  tout  citoyen  frangais 
etait  admissible  ä  tous  les  emplois  sans  autre  distinction  que  Celle  des  vertus 
et  des  talents  ;  or,  je  prie  les  auteurs  du  Systeme  que  je  combats,  de  dire  si  la 
commission  donnee  ä  des  citoyens  de  choisir  pour  eux  des  representants  au 
Corps  legislatif  n'est  pas  aussi  un  emploi  ?  II  en  resulte  donc  que  la  garantie 
promise  au  nom  de  la  Constitution  est  violee  par  le  Systeme  des  comites.  — 
Je  conclus  de  tout  ce  que  je  viens  de  dire,  que  d'apres  les  principes  de  la  morale, 
par  consequent  de  la  politique  des  legislateurs  de  la  France,  l'interet  du  peuple 
exige  que  vous  revoquiez,  non  seulement  le  decret  du  marc  d'argent,  mais  aussi 
les  condition  d'eligibilite  prescrites  par  les  electeurs.  » 
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AValilrecht  und  folgt  hier  Rücksichten  politischer  Zweckmäßig- 
keit, die  wir  gleich  nachher  betrachten  werden. 

Die  erleuchteten  Geister  der  Nationalversammlung  beginnen 
es  wohl  zu  ahnen,  daß  Rousseau  sie  auf  einen  Irrweg  geleitet 
hat.  Sie  empfinden  mit  richtigem  Instinkt,  daß  es  einen  Gemein- 
willen nicht  gibt,  sondern  nur  ein  gemeines  Interesse.  Sie 
erkennen,  daß  man  den  Gemeinwillen,  auch  wenn  man  sein 
Dasein  voraussetzt,  doch  niemals  seinem  Inhalt  nach  fest- 
stellen kann.  Sie  sehen  es  wohl:  Die  Bestrebungen  der 
Bürger  sind  nicht  immer  auf  das  gemeine  Beste  gerichtet,  und 
die  Meinung,  als  könne  man  den  Gemeinwillen  aus  den  persöu- 
liclien  Wünschen  der  einzelnen  berechnen,  ist  nichts  andres 
als  eine  geistreiche  Utopie.  Nicht  der  allgemeine  Wille  soll 
den  Staat  lenken,  sondern  das  allgemeine  Interesse.  Damit  sagt 
man  sich  los  von  Rousseau,  der  beide  Faktoren  identifiziert 
hat.  Und  so  steht  die  Nationalversammlung  einzig  und  allein 
vor  der  Frage,  welches  Wahlsystem  die  größte  Sicherheit 
dafür  bietet,  daß  das  gemeine  Interesse  richtig  verstanden  und 
gefördert  wird. 

Wenn  sich  die  Nationalversammlung  entschließt,  die  Eigen- 
schaft als  Wähler  ersten  und  zweiten  Grades  von  einem  be- 
stimmten Vermögen  abhängig  zu  machen,  so  läßt  sie  sich  hier 
durch  drei  verschiedene  Rücksichten  leiten.  Die  Besitzenden, 
sagt  sie,  verfügen  im  allgemeinen  über  eine  größere  Bildung  und 
Einsicht;  sie  haben  ein  größeres  Interesse  an  der  Aufrecht- 
erhaltung der  öffentlichen  Ordnung;  und  sie  sind  endlich 
unabhängiger  gestellt  und  deshalb  weniger  versucht,  sich 
bestechen  zu  lassen.  Drei  Vorzüge  soll  eine  Wahlversammlung 
haben,  sagt  Barnave  am  11.  August  1791:  „Zuerst  die  Einsicht; 
und  es  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  für  gewöhnlich,  wenn 
auch  nicht  in  jedem  Einzelfall,  ein  gewisses  Vermögen,  eine 
gewisse  Steuerkraft  einigermaßen  eine  Garantie  bietet  für  eine 
sorgfältigere  Erziehung  und  eine  stärkere  Intelligenz;  die 
zweite  Garantie  ist  das  größere  Interesse,  welches  der  Wähler 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  entgegenbringt;  es  wächst  mit  den 
individuellen  Interessen,  die  der  Wähler  zu  verteidigen  hat; 
die  dritte  Garantie  liegt  in  der  Unabhängigkeit  der  Be- 
sitzenden;   sie    sind    der    täglichen    Nahrungssorgen    überhoben 
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und  siud  deshalb  einer  Bestechung  mehr  oder  minder  unzu- 
gänglich.^) 

Die    gleichen    Rücksichten    bewegen    die    Xationalversamm- 
lung,   noch   andre  Beschränkungen   des  Wahlrechts   einzuführen. 

^)  Arch.  pari.  XXIX,  p.  366  :  «  On  vous  a  presente,  sous  differents  points 
de  vue,  les  trois  avantages  qui  doivent  se  trouver  dans  les  assemblees  electorales : 
premierement  Inmieres-'  et  il  est  impossible  de  nier  que,  non  quant  ä  un  individu 
mais  quant  ä  une  coUection  d'hommes,  une  certaine  fortune,  une  contribution 
determinee,  est,  jusqu'ä  un  certain  point,  le  gage  d'une  education  plus  soignee 
et  de  lumieres  plus  etendues ;  la  seconde  garantie  est  dans  V  Inf  er  et  a  la  chose 
publique  de  la  part  de  celui  que  la  societe  a  charge  de  faire  ses  choix,  et  il  est 
evident  qu'il  sera  plus  grand  de  la  part  de  celui  qui  aiu*a  un  interet  particulier 
plus  considerable  ä  defendre  ;  enfin,  la  derniere  garantie  est  dans  l'indepen- 
äance  de  fortune,  qui,  mettant  l'individu  au-dessus  du  besoin,  le  soustrait  plus 
ou  moins  aux  moyens  de  corruption  qui  peuvent  etre  employes  pour  le  seduire. 

—  Ces  trois  moyens  de  liberte,  ces  trois  gages  que  les  assemblees  electorales 
peuvent  donner  ä  la  nation  dans  les  electeurs  qui  les  composent,  je  ne  les 
cherche  pas  dans  la  classe  superiem"e,  cas  c'est  lä  sans  doute  qu'avec  l'indepen- 
dance  de  fortune  on  trouverait  trop  facilement  des  motifs  iiidividuels,  un 
interet  particulier  d'ambition  separe  de  l'interet  public  et  des  moyens  de  cor- 
ruption qui,  pour  etre  differents  de  ceux  6xi  besoin,  n'en  sont  souvent  que  plus 
alarmants  poui'  la  liberte.  —  Mais  s'il  est  vi'ai  que  ce  n'est  pas  dans  les  classes 
superieures  que  se  trouvent  le  plus  generalement  les  trois  garanties,  il  est  egale- 
ment  vrai  que  ce  n'est  pas  dans  la  classe  des  citoyens  qui,  obliges  immediatement 
et  Sans  cesse,  par  la  nuUite  absolue  de  leur  fortune,  de  travailler  pour  leurs 
besoins  ne  peuvent  acquerir  aucune  des  lumieres  necessaires  pour  faire  les  choix. 
n'ont  pas  un  interet  assez  puissant  ä  la  conservation  de  l'ordre  social  existant  ; 
etant  enfin  sans  cesse  aux  prises  avec  le  besoin  et  etant  chaque  jour,  par  l'absence 
d'un  moment  de  travail,  reduits  aux  dernieres  extremites,  ils  offriraient  par 
lä  meme.  ä  la  corruption  de  la  ricliesse,  un  moyen  trop  facile  de  s'emparer  des 
elections.  C'est  donc  dans  la  classe  moyerme  qu'il  faut  chercher  des  electeurs, 
et  je  demande  ä  tous  ceux  qui  m'entendent  si  c'est  une  contribution  de  dix 
journees  de  travail  qui  constitue  cette  classe  moyenne,  et  qui  peut  assurer  ä 
la  societe  un  degre  certain  de  secm'ite.  »  —  Cf.  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal. 
.31  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  518  et  519.  —  M.  Thouret.  11  aoüt  1791,  Arch. 
pari.  XXIX,   p.  356.  —  M.  BrioLs-Beaumetz.   11  aoüt  1791,  I.e.,  p.  363  et  ,361. 

—  :\L  Barnave,  11  aoüt  1791,  1.  c,  p.  367.  —  M.  d' Andre,  12  aoüt  1791,  1.  c. 
p.  388.  —  Necker,  Du  pouvoir  executif  dans  les  grands  Etats  1792,  Tome  I, 
p.  76  :  «  En  verite,  c'est  avoir  une  bien  haute  idee  du  titre  que  donne  le  lien 
de  la  naissance,  ou  du  jiremier  ondoyement,  pour  imaginer,  qu'avec  un  simple 
extrait  baptistere,  signe  par  un  Cm-e  de  ^-illage,  on  a  le  droit  de  venir  precher 
la  ruine  d'une  nation  et  les  sacrifices  de  tout  genre  auxquels  on  ne  sera  point 
associe.  Kien  ne  parait  plus  bizarre  qu'une  teile  pretention,  surtout.  quand 
on  rapproche  sa  petite  origine  de  la  grandeur  de  ses  consequences.  » 
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Die  Forderung  politischer  Einsicht  führt  dazu,  die  Frauen  aus- 
zuschließen und  für  die  Männer  eine  Altersgrenze  von  25  Jahren 
festzusetzen.  Die  Forderung  der  Unabhängigkeit  führt  dazu,  das 
Wahlrecht  denjenigen  zu  versagen,  welche  berufsmäßig  Dienste 
gegen  Entgelt  leisten. 

So  finden  wir  in  der  Verfassung  vom  3.  September  1791 
folgendes  System:^)  1.  Wähler  des  ersten  Grades  sind  die- 
jenigen Bürger,  welche  das  25.  Lebensjahr  vollendet  haben, 
welche  bereits  eine  bestimmte  Zeit  in  der  Stadt  oder  dem  Kan- 
ton seßhaft  sind,  wo  die  Wahl  stattfindet,  welche  weiter  irgend- 
wo im  Königreich  eine  direkte  Steuer  bezahlen,  die  dem  Wert 
von  drei  Arbeitstagen  gleichkommt,  welche  nicht  berufsmäßig 
Dienste  gegen  Entgelt  leisten  und  welche  endlich  in  der  Gemeinde 
ihres  Wohnsitzes  in  der  Rolle  der  Nationalgarde  eingetragen 
sind,  auch  den  Bürgereid  geleistet  haben.  ^)  2.  Die  Wähler  des 
zweiten  Grades  müssen  die  gleichen  Bedingungen  erfüllen,  nur 
für  das  Vermögen  werden  andre  Voraussetzungen  gemacht:  In 
den  Städten  über  6000  Einwohnern  kann  Wähler  sein  der  Eigen- 
tümer oder  Nießbraucher  eines  liegenden  Gutes,  dessen  Ertrag 
in  den  Steuerrollen  zu  dem  ortsüblichen  Preis  von  200  Arbeits- 
tagen eingeschätzt  ist;  Wähler  kann  weiter  sein  der  Mieter 
eines  Hauses,  dessen  Wert  auf  diesen  Rollen  zu  dem  ortsüblichen 
Preis  von  150  Arbeitstagen  berechnet  ist.  In  den  kleineren 
Städten  erniedrigt  sich  dieser  Preis  auf  den  von  150  und 
100  Arbeitstagen.  Auf  dem  Lande  kann  Wähler  sein  der  Eigen- 
tümer oder  Nießbraucher  eines  Gutes,   das  nach   der  Schätzung 


^)  Diese  Regelung  ist  schon  vorbereitet  durch  das  Gesetz  vom  22.  Dezember 
17S9.  Loi  sur  les  elections  et  sur  les  administrations  departementales,  Section 
premiere. 

-)  Diese  Grundgesetze  sind  denjenigen  sein-  ähnlich,  nach  welchen  die 
Nationalversammlung  selbst  gewählt  A^oirde.  Gf.  Reglement  electoral  du 
24  janvier  1789,  art.  25 :  « Les  paroisses  et  communautes,  les  bourgs,  ainsi 
que  les  villes  non  comprises  dans  l'etat  annexe  au  present  reglement,  s'assem- 
bleront  dans  le  lieu  ordinaire  des  assemblees  et  devant  le  juge  du  lieu,  ou,  en 
son  absence,  devant  tout  autre  officier  public,  a  laquelle  assemblee  auront 
droit  d'assister  tous  les  habitants  composant  le  tiers-etat,  nes  rran9ais,  ou 
naturalises,  äges  de  vingt-cinq  ans,  domicilies  et  compris  au  role  des  impositions, 
pour  concourir  ä  la  redaction  des  cahiers  et  ä  la  nomination  des  deputes. » 
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auf  den  Steuerrollen  einen  Ertrag  im  Wert  von  150  Arbeits- 
tagen abwirft,  und  weiter  wer  ein  Gut  in  Pacht  oder  partiellem 
Kolonat^)  besitzt,  welches  auf  den  Rollen  zu  einem  Kapitalwert 
von  400  Arbeitstagen  eingezeichnet  ist.  2) 

Hatte  die  Xationalversammlung  ihr  AVahlsystem  geregelt,  ihr 
Parlament  ausgebaut,  so  kam  es  ihr  jetzt  darauf  an,  zu  erklären, 
warum  das  Parlament  ein  Recht  besitze,  Gesetze  mit  verbind- 
licher Kraft  zu  erlassen.  Die  Nationalversammlung  hätte  sich 
dieser  Aufgabe  zur  Not  entziehen  können.  Hatte  sie  doch,  wie 
in  dem  Kapitel  über  das  repräsentative  Prinzip  gezeigt  ist,  die 
Verbindlichkeit  des  Parlamentsgesetzes  daraus  erklärt,  daß  das 
Volk  die  Möglichkeit  besitze,  sein  Veto  einzulegen  und  folglich 
durch  Unterlassung  eines  Widerspruchs  das  Gesetz  stillschweigend 
billige,  in  den  Gemeinwillen  aufnehme.  Allein  diese  Verkettung 
des  neuen  Systems  mit  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  genügte 
der  Nationalversammlung  nicht.  Das  Parlamentsgesetz  war  immer 
noch  wie  eine  zufällige  Erscheinung  in  das  Staatsleben  hinein- 
gestellt. Es  erhielt  seine  Verbindlichkeit  dadurch,  daß  es  geduldet 
wurde,  dadurch,  daß  es  mit  dem  Gemeinwillen  übereinstimmte. 
Es  hatte  nur  eine  materielle  Gültigkeit.  Es  kam  jetzt  darauf 
an,  das  Parlamentsgesetz  fester  mit  dem  Staatsgefüge  zu  ver- 
binden, sein  Zustandekommen  selbst  aus  dem  Gemeinwillen  her- 
zuleiten, seine  Bildung  als  einen  Effekt  des  Gemeinwillens  zu 
begreifen.  Es  sollte  auch  die  formelle  Gültigkeit  des  Parlaments- 
gesetzes bewiesen  werden.  Erst  dann  war  die  Natur  des  Parla- 
mentsgesetzes völlig  geklärt.  Erst  dann  war  die  Unterscheidung 
vom  Besitz  der  Gewalt  ihrer  Substanz  und  ihrer  Ausübung  nach 
völlig  durchgeführt.  Es  galt  eine  neue  Anstrengung,  um  die  fast 
heilig  gewordene  Lehre  vom  Gemeinwillen,  an  die  man  nur  in 
äußerster  Scheu  zu  rühren  wagte,  mit  den  gebieterischen  Forde- 
rungen der  Staatsklugheit  zu  versöhnen. 

Charakteristisch  ist  immer  das  eine,  daß  die  National- 
versammlung   an    dem   Gemeinwillen   als    dem   Fundament   alles 

^)  Das  Gesetz,  Art.  7,  spricht  von  «metayage  ».  Bei  diesem  Vertragsverhält- 
nis, das  man  auch  als  «  colonage  partiaire  »,  als  «  bau  ä  colonage  »  bezeichnet, 
wird  der  Entgelt  in  der  Weise  geleistet,  daß  der  Eigentümer  die  Hälfte  der 
Früchte  erhält. 

-)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  II,  chap.  I,  section  II,  art.  2,  7. 
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Staatslebeus  festhält.  Es  gibt  einen  gleichlautenden  "Willen  aller 
Bürger,  und  dieser  Wille  erhebt  das  Volk  zur  Persönlichkeit. 
Aber  dieser  Wille  hat  nur  einen  beschränkten  Spielraum. 
Er  spricht  sich  nicht  aus  über  jede  einzelne  öffentliche  An- 
gelegenheit, er  kommt  nicht  in  jedem  Gesetz  zum  Ausdruck.  Er 
ist  seinem  Inhalt  nach  begrenzt.  Er  bestimmt  nur  über  die 
Sätze  der  Verfassung.  Das  Wahlsystem,  das  am  3.  September 
1791  geschaffen  wird,  ist  das  Werk  des  Gemeinwillens.  Aber 
auf  die  Bildung  des  Gesetzes  wirkt  der  Gemeinwille  nicht  weiter 
ein.  Er  löst  nur  die  Frage,  wer  Gesetzgeber  ist,  wie  sich  die 
gesetzgebende  Körperschaft  zusammensetzt,  wer  Wähler  zum 
Parlament  ist  und  in  welchem  Verfahren  die  Wahl  vor  sich 
geht.  Und  er  bestätigt  prinzipiell  im  voraus  die  Gesetze,  die 
durch  eine  in  dieser  Art  geschaffene  Körperschaft  zustande 
kommen  werden,  erkennt  sie  als  für  die  Bürger  verbindlich  an, 
unterwirft  sich  ihnen  schon  jetzt.  So  ergibt  sich,  daß  nicht  die 
Bürger  als  solche  an  dem  Werk  der  Gesetzgebung  beteiligt  sind, 
sondern  Auserwählte  unter  ihnen,  die  von  der  Nation  den  Auf- 
trag erhalten  haben,  an  diesem  Werk  mitzuarbeiten.  Die  Wähler 
und  die  Gewählten  handeln  nicht  kraft  ihrer  Eigenschaft  als 
Bürger,  sondern  kraft  eines  ihnen  anvertrauten  Amts.  Wahl 
und  Abstimmung  bedeuten  nicht  Ausübung  des  Bürgerrechts, 
sondern  Ausübung  eines  Auftrags,  Ausübung  einer  bestimmten 
Bürgern  zugewiesenen  Funktion.  Zugleich  ist  klar,  daß  die 
Wähler  und  die  Gewählten  nicht  im  Auftrag  eines  Wahlbezirkes 
handeln,  sondern  immer  nur  im  Auftrag  der  Nation.  Denn  die 
Einrichtung,  kraft  welcher  ein  in  bestimmtem  Wahlverfahren 
gebildetes  Parlament  Gesetze  geben  soll,  beruht  einzig  und  allein 
auf  dem  Volkswillen,  der  die  Verfassung  geschaffen  hat.  Alle 
Funktionen,  die  ausgeübt  werden,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen, 
leiten  sich  von  ihm  her.  „Alle  diejenigen,  welche  die  Ansicht 
der  Kommissionen  bekämpft  haben,"  sagte  Barnave,  „begegnen 
sich  in  dem  einen  Grundirrtum  ihrer  Argumentation;  sie  haben 
die  demokratische  und  die  repräsentative  Verfassung  miteinander 
verwechselt;  so  konnten  sie  auch  mit  den  Rechten  des  Volks  die 
Eigenschaft  als  Wähler  verwechseln,  die  nur  eine  öffentliche 
Funktion  ist,  auf  die  niemand  ein  Recht  hat  und  über  welche 
die  Gesellschaft  verfügt,  wie  ihr  Interesse  es  ihr  vorschreibt.   In 
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den  demokratischen  Ländern  kann  man  ernstlich  diese  Funktion 
unter  dem  Gesichtspunkt  eines  Menschenrechts  betrachten;  aber 
unter  einer  repräsentativen  Verfassung  und  besonders  bei  einem 
System  mittelbarer  Wahl  hat  die  Gesellschaft  das  Eecht,  die 
wesentlichen  Bedingungen  festzusetzen,  unter  denen  die  AVahlen 
geschehen  sollen.  Denn  die  Wahlen  finden  statt  zur  Vertretung 
der  Gesellschaft  als  einer  Einheit,  sie  finden  statt  in  ihrem 
Namen  und  in  ihrem  Interesse.  —  Die  Funktion  des  Wählers 
ist  kein  Recht;  sie  wird  ausgeübt  für  alle;  die  mit  der  Wahl 
betrauten  Bürger  ernennen  die  Wahlkörperschaft  für  alle;  sie 
erfüllen  ihren  Auftrag  für  die  Gesellschaft  als  Einheit;  und  der 
Gesellschaft  allein  kommt  es  zu,  die  Bedingungen  für  die  Eigen- 
schaft als  Wähler  festzusetzen."^) 

Es  ist  daher  streng  zu  unterscheiden  zwischen  der  Eigen- 
schaft als  Aktivbürger  und  der  Eigenschaft  als  AVähler.  Die 
erste  Qualität  bedeutet  die  Teilnahme  an  der  staatlichen  Gesell- 
schaft und  demgemäß  die  Mitwirkung  an  der  Bildung  des  Ge- 
meinwillens. Die  zweite  Qualität  bedeutet  eine  Stellung  als 
Beauftragter  der  Nation,  ein  Amt,  das  kraft  Gemeinwillens 
erteilt  ist.  „Es  gibt  wohl  ein  individuelles  Recht  in  eurer  Ver- 
fassung," betont  Barnave,  „es  ist  das  Recht  des  Aktivbürgers; 
die  Eigenschaft  als  Wähler  bedeutet  kein  Recht,  sondern,  ich 
wiederhole  es,  nur  eine  Funktion  im  Interesse  der  Gesell- 
schaft. "2) 

Hält  man  an  dieser  begrifflichen  Unterscheidung  fest,  so 
erkennt  man,  daß  ein  Widerspruch,  wie  Robespierre  ihn  be- 
hauptete,   zwischen  dem  Wahlsystem  von  1791   und   der  Erklä- 

1)  M.  Barnave,  11  aoüt  1791,  Aich.  pari.  XXIX,  p.  366.  —  M.  Barrere, 
7  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  205.  —  Cf.  Esmein.  Elements  de  droit  con- 
stitutionnel  fran9ais  et  compare,  1899,  p.  177 — 202.  —  Duguit,  Droit  consti- 
tutionnel,  1907,  §  23,  p.  86 — 89.  —  Deymes,  Les  doctrines  politiques  de  Robes- 
pierre, 1907,  p.  100—104.  —  Briot,  Du  Mandat  legislatif  en  France,  1905. 
p.  80—84.  —  Thuveny,  Le  droit  electoral  de  1789  k  l'an  VIII,  1905,  p.  25—92. 

—  Saripolos,   La  democratie  et  l'election  proportionnelle,   1899,  p.  130 — 191. 

^)  Moniteur  reimprime,  T.  IX,  11  aoüt  1791,  p.  376 :  «II  existe  bien  im 
droit  individuel  dans  votre  Constitution,  c'est  celui  de  citoj^en  actif  ;  mais  la 
fonction  d'electeiir  n'est  pas  un  droit ;  je  le  repete,  eile  existe  pour  la  societe.  » 

—  Cf.  Sieyes,  21  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  259.  Demeunier,  20  octobre 
1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  470. 
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rung  der  Menschenrechte  nicht  entsteht.  Wenn  die  Deklaration 
in  Art.  6  das  Gesetz  als  Ausdruck  des  Gemeinwillens  bezeichnet 
und  allen  Bürgern  das  Recht  zuspricht,  an  seiner  Bildung  mit- 
zuwirken, so  wird  dieser  Forderung  genug  getan.  Jeder  einzelne 
Bürger  ist  an  der  Gesetzgebung  deshalb  beteiligt,  weil  er  durch 
Teilnahme  an  dem  Gemeinwillen  über  das  Verfahren  entscheidet, 
in  welchem  das  Gesetz  zustande  kommen  soll,  dem  er  sich  unter- 
werfen will.  So  wird  der  Inhalt  des  Gesetzes  durch  seinen 
eignen  Willen  mitbestimmt.  Und  auch  das  Prinzip  der  Gleich- 
heit wird  nicht  verletzt,  aus  welchem  der  Art.  6  der  Deklaration 
folgert,  „daß  alle  Bürger  zu  allen  Würden,  Stellen  und  Aemtern 
nach  ihren  Fähigkeiten  zugelassen  werden  sollen  und  ohne  andre 
Unterscheidung  als  die  nach  ihrer  Begabung  und  ihrer  Tugend'^ 
Die  Nationalversammlung  ist  eben  der  Ansicht,  daß  nicht  jeder 
Bürger  ein  tauglicher  Wähler  sei,  sondern  nur  derjenige,  der 
durch  sein  Vermögen,  sein  Alter  und  andre  Eigenschaften  eine 
Sicherheit  biete.  ^) 

Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  diese  ganze  Doktrin.  Sie 
trägt  zwar  eine  merkwürdige  Halbheit,  aber  keinen  Widerspruch 
in  sich.  Sie  vermag  sich  aus  den  naturrechtlichen  Gedanken- 
kreisen von  Rousseau  nicht  völlig  loszulösen.  Sie  steht  noch 
unter  dem  Bann  der  Lehre  vom  Gemeinwillen.  Aber  sie  ver- 
wertet diese  Lehre  —  das  ist  ihre  Originalität  —  nur  als  Funda- 
ment des  Staatsgebäudes  und  baut  alsdann  nach  einem  andern 
Prinzip  weiter,  nach  dem  Prinzip  nämlich,  daß  die  Gesetzgebung 
eine    anvertraute    Funktion    bedeute.      Dies    neue    Prinzip     ist 

1)  M.  Briois-Beaumetz,  11  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  363 :  « Le 
preopinant  —  Robespierre  —  allegue  l'egaUte  des  droits  et  il  dit  que  cette  egalite 
serait  blessee  si  tous  les  citoyens  ne  pouvaient  parvenir  ä  toutes  les  fonctions 
publiques  par  toutes  les  conditions.  J'en  conviens  avec  lui.  Personne  n'est 
exclu  de  toutes  les  fonctions  publiques  par  toutes  les  conditions  qui  lui  sont 
individuelles ;  mais  en  concluera-t-il  de  lä  que  toutes  les  fonctions  publiques 
doivent  etre  confiees  indistinctement,  sans  que  la  societe  put  attacker  ä  cette 
faculte  des  conditions  qui  lui  garantissent  qu'elles  seront  bien  exercees.  En 
ce  cas  lä,  qu'il  detruise  la  Constitution,  qu'il  ne  vous  dise  plus  qu'il  faut  la  con- 
server,  sans  y  changer  meme  une  virgule ;  qu'il  commence  par  effacer  l'article 
qui  concerne  les  citoyens  actifs,  car  c'est  encore  une  aristocratie ;  qu'il  eflface 
enfin  le  besoin  de  Constitution  exige  pour  l'eligibilite  de  Tadministrateur,  car 
ce  serait  encore  une  aristocratie.  » 

Redslob,  Die  Staatstheorien   der  franz.  Kationalversammlung  von  1789  10 
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äußerst  sinnreich  ausgedacht.  Es  wirft  ein  Licht  in  das  Dunkel, 
welches  von  jeher  das  Phänomen  der  Volksvertretung  eingehüllt 
hat  und  vielleicht  immer  einhüllen  wird.  Manches  wird  durch 
diese  Auffassung  verständlich.  Ihr  Mangel  liegt  nicht  in  dem 
neuen  Gedanken,  den  sie  bringt,  sondern  darin,  daß  sie  nicht 
in  sich  abgeschlossen  ist,  einen  eignen  Halt  nicht  besitzt,  sich 
nicht  selbständig  nach  allen  Seiten  stützen  kann.  Sie  fällt  zu- 
sammen, wenn  ihr  Fundament,  die  Lehre  vom  Gemeinwillen, 
wankt.  Auch  ihr  Schicksal  ist  untrennbar  verknüpft  mit  dem 
unhaltbaren  und  doch  so  machtvollen  Gedanken  von  der  Per- 
sönlichkeit des  Volkes,  von  einem  Willen  der  Nation. 

Wenn  diese  Theorie  der  Nationalversammlung  sich  auf  dem 
Begriff  der  Funktion  aufbaut,  so  darf  man  nicht  wähnen,  daß 
hiermit  ein  erster  Ansatz  zur  Organtheorie  gegeben  sei.  Es 
stehen  sich  immer  noch  zwei  selbständige  Subjekte,  Volk  und 
Parlament,  gegenüber,  und  diese  Dualität  ist  mit  einer  Organ- 
theorie unvereinbar.  Die  Organtheorie  kennt  im  Staat  nur  ein 
Subjekt  und  einen  Willen.  Sie  rechtfertigt  die  Geltung  des  Ge- 
setzes daraus,  daß  der  Wille  des  Parlaments  oder  des  sonstigen 
Gewaltenträgers  der  Wille  des  Souveräns  selber  sei.  Damit 
nimmt  sie  das  Endergebnis  voraus,  welchem  in  der  National- 
versammlung die  getreuen  Anhänger  von  Rousseau  mit  mühe- 
voller Argumentation  zustreben.  Sie  stellt  dies  Endergebnis  in 
Form  einer  Behauptung  auf  und  bemüht  sich,  diese  Behauptung 
durch  ein  sinnreiches  Bild  anschaulich  zu  machen;  das  ist  alles^ 
was  sie  leistet.  Sie  umgeht  das  Problem  durch  eine  Fiktion  in 
äußerst  geschickter  Weise;  aber  sie  löst  es  nicht.  Sie  weckt  die 
Phantasie.  Was  ist  nach  dieser  Theorie  die  Volksvertretung 
anders  als  ein  geheimnisvolles  Naturgeschehen,  das  man  niemals 
erklären,  das  man  sich  nur  durch  Vergleich  mit  Bekanntem 
einigermaßen  vorstellbar  machen  kann.  Es  ist  hier  der  gleiche 
unvollkommene  Erklärungsversuch  gegeben,  wie  wenn  mau  die 
ewig  geheimnisvolle  Kausalität  durch  Vergleich  mit  mechanischer 
Bewegungsübertragung,  mit  Druck  und  Stoß,  verdeutlichen  will. 
Das  Problem  der  Volksvertretung  ist  noch  heute  reich  an  Zweifeln. 
Der  Nationalversammlung  muß  das  Zugeständnis  gemacht  werden, 
daß  sie  es  mit  bewundernswürdiger  Klarheit  erfaßt  hat  und  bestrebt 
gewesen  ist,    sich   von  Grund  aus   mit  ihm  auseinanderzusetzen. 
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Hat  die  Nationalversaramlung  einmal  den  Schritt  getan,  sich 
bei  der  Konstruktion  ihres  Wahlsystems  von  jeder  Rücksicht 
auf  den  Gemeinwilleu  loszusagen  und  sich  nur  von  der  einen 
Erwägung  leiten  zu  lassen,  wie  das  Interesse  der  Gesamtheit 
seinen  besten  Ausdruck  und  seine  beste  Verwirklichung  finde, 
so  ist  sie  auch  durch  keine  theoretischen  Gründe  mehr  genötigt, 
die  Abgeordneten  auf  Distrikte  von  gleicher  Bevölkerungszahl 
zu  verteilen.^)  In  der  Tat  bietet  eine  solche  Einrichtung  nach 
der  Ansicht  der  Nationalversammlung  nicht  die  beste  Gewähr 
für  eine  richtige  Interessenvertretung.  Die  Kommission  für  die 
Verfassung  schlägt  vor,  bei  der  Verteilung  der  Abgeordneten 
auf  einzelne  Wahldistrikte  drei  Rücksichten  entscheiden  zu  lassen: 
die  Größe  des  Distrikts,  seine  Bevölkerung  und  seinen  Ertrag 
an  direkten  Steuern.  Und  so  gelaugt  die  Kommission  zu  einem 
merkwürdigen  Vorschlag:  Frankreich  wird  nach  seiner  Flächen- 
größe in  80  Departements  eingeteilt.^)  Die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung besteht  aus  720  Abgeordneten.  Der  dritte  Teil  dieser 
Abgeordnetenzahl  wird  nach  der  Gebietsgröße  auf  das  König- 
reich verteilt,  so  daß  zunächst  jedes  Departement  3  Sitze  im 
Parlament  erhält.  Hierauf  teilt  man  die  Bevölkerung  Frank- 
reichs in  240  gleiche  Teile.  Jedes  Departement  wählt  noch  so 
viel  Abgeordnete,  als  diese  Teilzahl  in  seiner  gesamten  Be- 
völkerungszahl enthalten  ist.  Und  endlich  teilt  man  den  Ertrag 
der  direkten  Steuern  des  Königreiches  in  240  gleiche  Teile,  und 
jedes  Departement  hat  noch  Anspruch  auf  so  viel  Abgeordnete,  als 
es  Teilsummen  dieser  Größe  aufbringt.^)  Dieses  Prinzip  gelangt  in 
dem  Gesetz  vom  22.  Dezember  1789  zur  Anerkennung.^)  Bei  der  Be- 
ratung über  die  Verfassung  erneuert  die  Kommission  am  5.  August 
1791  den  Vorschlag  mit  der  Modifikation,  daß  sie  die  Zahl  der 
Departements  auf  83,  die  Zahl  der  Abgeordneten  auf  745  erhöht.  ^) 

^)  Deymes,  Les  doctrines  politiques  de  Robespierre,  1907,   p,  103. 

^)  Paris  bUdet  daneben  ein  besonderes  Departement. 

^)  Rapport  fait  par  M.  Thom-et  au  nom  du  nouveau  comite  de  Constitution 
sur  les  bases  de  la  representation  proportiomielle,  29  septembre  1789,  Arch. 
pari  IX,  p.  202—205,  s.  bes.  204  i.  f.,  205  i.  i. 

*)  Loi  sur  les  elections  et  sur  les  administrations  departementales. 

^)  La  Constitution  Frangaise,  Projet  presente  ä  FAssemblee  nationale  par 
les  Comites  de  Constitution  et  de  Revision.  Arch.  pari.  XXIX,  p.  210,  titre  III, 
chap.  I,  section  L 
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Der  Vorschlag   wird  angenon^men   und  geht  in   die   Verlassung 
über.  ^) 

An  Gegnern  dieser  Methode  hat  es  nicht  gefehlt.  Vergeb- 
lich haben  einige  Vorkämpfer  der  naturrechtlichen  Doktrin  ihre 
Stimme  erhoben.  Unter  dem  Einfluß  der  Theorie  vom  Gemein- 
willen erkennen  sie  nur  die  Bevölkerung  als  Grundlage  der  Ver- 
tretung an.  Das  Wahlrecht,  sagen  sie,  ist  ein  Ausfluß  des 
Bürgerrechts.  Es  muß  daher  das  Recht  zu  wählen  gleichmäßig 
auf  die  Bürger  verteilt  sein.  Jede  andre  Methode  führt  zui' 
Ungleichheit  unter  den  Bürgern.  2)  Es  wird  hier  die  gleiche 
Argumentation    angewendet   wie    diejenige,    durch    welche,    wie 


1)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  I,  section  I. 

«  Art.  1.  Le  nombre  des  representants  au  Corps  legislatif  est  de  sept  cent 
quarante-cinq,  ä  raison  des  quatre-vingt-trois  departements  dont  le  royaume 
est  compose,  et  independamment  de  ceux  qui  pourraient  etre  accordes  aux 
colonies. 

Art.  2.  Les  representants  seront  distribues  entre  les  quatre-vingt-trois 
departements,  selon  les  trois  proportions  du  territoire,  de  la  population  et  de 
la  contribution  directe. 

Art.  .3.  Des  sept  cent  quarante-cinq  representants,  deux  cent  quarante- 
sept  sont  attaches  au  territoire.  Chaque  departement  en  nommera  trois,  ä 
Texception  du  departement  de  Paris,  qui  n'en  nommera  qu'un. 

Art.  4.  Deux  cent  quarante-neuf  representants  sont  attribues  ä  la  popu- 
latioiL  La  masse  totale  de  la  population  active  du  royaume  est  divisee  en  deux 
cent  quarante-neuf  parts,  et  chaque  departement  nomme  autant  de  deputes 
qu'ü  a  de  parts  de  population. 

Art.  5.  Deux  cent  quarante-neuf  representants  sont  attaches  ä  la  contri» 
bution  directe.  La  somme  totale  de  la  contribution  directe  du  royaume  est 
de  meme  divisee  en  deux  cent  quarante-neuf  parts,  et  chaque  departement 
nomme  autant  de  deputes  qu'il  paie  de  parts  de  contribution.  » 

2)  M.  Petion  de  Villeneuve,  9  novembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  722  :  «  L'on 
convient  que  ce  n'est  pas  le  territoire  ni  la  fortime  qu'ü  faut  representer.  Le 
droit  de  representation  est  un  droit  personnel.  C'est  celui  du  citoyen.  »  17  no- 
vembre 1789,  1.  c,  X,  p.  77  :  «La  combinaison  des  trois  bases  est  une  Idee  in- 
genieuse,  beaucoup  plus  subtile  que  solide.  Les  deux  bases  factices  qu'on  veut 
reunir  ä  la  population  donneront  lieu  ä  ime  inegalite  certaine  dans  la  repre- 
sentation. La  representation  est  un  droit  individuel ;  voUä  le  principe  incon- 
testable  qui  doit  determiner  ä  admettre  im.iquement  la  base  de  la  population.  » 
■ —  M.  le  comte  Renaud  de  Montlausier,  Moniteur  universel  des  17 — 18  novembre 
1789  :  «  En  prenant  la  population  poiu:  base,  tous  les  individus  exerceront  les 


Das  Wahlsystem  149 

wir  früher  sahen,  das  allgemeine  Wahlrecht  unterstützt  werden 
sollte. 

Das  Wahlsystem  auf  dreifacher  Grundlage  wäre  nicht  so 
leicht  zum  Sieg  gelangt,  wenn  es  nicht  durch  die  aus  früherer 
Zeit  überkommene  Vorstellung  unterstützt  worden  wäre,  daß  der 
Anspruch  auf  Vertretung  an  fest  umgrenzte  Landschaften  ge- 
bunden sei.  Unter  der  alten  Verfassung  entsandten  die  drei 
Stände  aus  jeder  Landschaft  —  Bailliage,  senechaussee  —  ihren 
Abgeordneten.  Es  herrschte  ein  territoriales  System.  —  Es  ist 
auch  von  Interesse,  daß  das  neue  Wahlsystem  durch  eine  Wahl- 
ordnung Ludwigs  XVI.  vorbereitet  wurde.  Als  es  galt,  die  Ver- 
tretung der  Stände  im  Jähre  1789  zu  berufen,  versuchte  der 
König  das  territoriale  System  gerechter  zu  gestalten,  indem  er 
bei  der  Verteilung  der  Abgeordneten  auf  das  Königreich  auch 
die  Steuerkraft  und  die  Bevölkerungszahl  entscheiden  ließ  und 
so  bereits  im  Sinne  der  neuen  Gedanken  das  alte  Wahlrecht 
von  1614  umgestaltete.^) 

droits  qu'ils  tiennent  de  la  nature  et  de  la  societe :  on  aivra  alors  des  elements 
simples  et  justes ;  le  voeu  de  riiumanite  et  de  la  justice  se  trouvera  consacre. » 
—  M.  Target,  Äloniteur  universel  des  10 — 13  novembre  1789  :  « Les  consti- 
tutions  sont  etablies  pour  les  hommes,  non  pour  les  choses.  L'homme  seul  est 
l'objet  des  lois.  » 

1)  Eeglement  electoral  du  24  janvier  1789  :  « Le  Roi,  en  reglant  l'ordre 
des  convocations  et  la  forme  des  assemblees,  a  voulu  suivre  les  anciens  usages, 
autant  qu'il  etait  possible.  Sa  Majeste,  guidee  par  ce  principe,  a  conserve  ä 
tous  les  bailliages  qui  avaient  depute  directement  aux  Etats-Generaux,  en  1614, 
un  privUege  consacre  par  le  temps,  pourvn,  du  moins,  qu'ils  n'eussent  pas  perdu 
les  caracteres  auxquels  cette  distinction  avait  ete  accordee ;  et  Sa  Majeste,  afin 
d'etablir  une  regle  uniforme,  a  etendu  la  meme  prerogative  aux  petits  nombres 
de  bailliages  qui  ont  acquis  des  titres  pareiLs,  depuis  l'epoque  des  demiers  Etats- 
generaux.  —  II  est  resulte  de  cette  disposition,  que  de  petits  bailliages  auront 
un  nombre  de  deputes  superieur  ä  celui  qui  leur  aurait  appartenu  dans  une 
division  exactement  proportionnee  ä  leiu*  population ;  mais  Sa  Majeste  a  di- 
minue  l'inconvenient  de  cette  inegaUte,  en  assurant  aux  autres  bailliages  une 
deputation  relative  ä  lein:  population  et  ä  leur  importance  ;  et  ces  nouvelles 
combinaisons  n' auront  d'autre  consequence  que  d'augmenter  un  peu  le  nombre 
general  des  deputes.  Cependant  le  respect  pour  les  anciens  usages,  et  la  ne- 
cessite  de  les  concilier  avec  les  circonstances  presentes,  sans  blesser  les  principes 
de  la  justice,  ont  rendu  l'ensemble  de  1' Organisation  des  prochains  Etats- 
Generaux,  et  toutes  les  dispositions  prealables  tres  difficiles,  et  souvent  impar- 
faites.    Cet  inconvenient  n'eüt  pas  existe,  si  l'on  eüt  suivi  une  marclie  entiere- 
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Die  Vorstellung,  da&  der  Anspruch  auf  Vertretung  an  einem 
Territorium  hafte,  ist  noch  lebendig  bei  Thouret,  als  er  im  Namen 
der  Kommission  das  Wahlsystem  auf  dreifacher  Basis  vorschlägt. 
Er  spricht  von  einem  Recht  der  territorialen  Gemeinschaften  — 
cites  —  auf  Vertretung.  Und  nur  diese  Vorstellung  gibt  ihm 
den  Mut,  hinwegzugehen  über  die  aus  der  Lehre  vom  Gemein- 
willen sich  ihm  ergehende  Notwendigkeit,  das  Recht  auf  Ver- 
tretung, als  einen  Ausfluß  aus  dem  Bürgerrecht,  gleichmäßig  auf 
die  Bevölkerung  zu  verteilen.  Thouret  ist  noch  ganz  durch- 
drungen von  der  Theorie  des  großen  Rousseau,  von  der  natur- 
rechtlichen Forderung  der  Gleichheit  bei  jeder  Wahlfunktion. 
Er  sucht  daher  weiter  nach  einem  Rechtfertigungsgrund  für  den 
Einfluß,  den  die  Steuerkraft  in  dem  neuen  Wahlsystem  gewinnt, 
„Das  Verhältnis  der  Steuerkraft  —  sagt  er  —  kann  nicht  in 
Betracht  kommen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  politischen 
Rechte  der  Individuen  untereinander  abzuwägen;  denn  sonst 
wäre  die  persönliche  Gleichheit  zerstört,  und  die  Aristokratie  der 
Reichen  wäre  begründet;  aber  dieses  Hindernis  schwindet  ganz, 
sobald  das  Verhältnis  der  Steuern  nur  in  großen  Massen  und 
nur  von  Provinz  zu  Provinz  in  Betracht  gezogen  wird.  Dieses 
Verhältnis  dient  alsdann  dem  Zweck,  die  Rechte  der  ein- 
zelnen territorialen  Gemeinschaften  richtig  gegen- 
einander zu  bemessen,  ohne  die  persönlichen  Rechte 
der  Bürger  anzutasten."^)  Man  sieht,  wie  Thouret  sich 
trotz  seiner  naturrechtlichen  Anschauungen  zu  dem  Ergebnis  hin- 
durcharbeitet, das  ihm  und  der  Nationalversammlung  politisch 
notwendig  erscheint;  man  sieht,  wie  sich  verschiedene  Gedanken- 
richtungen in  merkwürdiger  Art  bei  ihm  kreuzen.^) 

ment  libre,  et  tracee  seulement  par  la  raison  et  par  l'equite  ;  mais  Sa  Majest6 
a  cru  mieux  repondre  au  voeu  de  ses  peuples,  en  reservant  ä  l'Assemblee  des 
Etats-Generaux  le  soin  de  remedier  aux  inegalites  qu'on  n'a  pu  eviter,  et  de 
preparer  pour  Vavenir  tin  Systeme  plus  parfait.  » 

1)  29  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  204,  Rapport  fait  par  M.  Thouret 
au  nom  du  nouveau  comite  de  Constitution  sur  les  bases  de  la  representatioa 
proportionnelle. 

-)  Saripolos,  La  democratie  et  l'election  proportionnelle,  1899,  p.  169 — 173. 


Siebentes  Kapitel 

Die  verfassunggebende  Gewalt 

"Wir  haben  im  vorhergehenden  Kapitel  gesehen,  wie  die 
Nationalversammlung  die  verfassunggebende  und  die  gesetz- 
gebende Gewalt  unterscheidet.  Alle  Gewalt  gehört  dem  Volk 
zu  eigen ;  aber  das  Volk  betätigt  unmittelbar  nur  die  verfassung- 
gebende Gewalt;  es  überträgt  hingegen  die  Gesetzgebung  einem 
Parlament,  welches  mit  repräsentativem  Charakter  begabt  ist, 
welches  nicht  kraft  seiner  Zusammensetzung  und  seiner  Wirkungs- 
weise mit  Notwendigkeit  den  Gemeinwillen  zum  Ausdruck  bringt, 
vielmehr  in  selbständiger  Abwägung  der  Volksinteressen  seine 
Beschlüsse  faßt.  Wie  wir  schon  gesehen  haben,  erklärt  sich 
dieser  Dualismus  in  der  Auffassung  daraus,  daß  die  National- 
versammlung theoretisch  an  der  Lehre  von  Rousseau  festhält,  sich 
aber  durch  politische  Notwendigkeit  veranlaßt  sieht,  das  re- 
präsentative System  einzuführen,  das  mit  der  Lehre  vom  Gemein- 
willen in  Widerspruch  steht.  Bei  Ausgestaltung  der  legislativen 
Gewalt  bewegt  sich  die  Nationalversammlung  schon  auf  dem 
Gebiet  neuer  politischer  Vorstellungen;  bei  dem  Aufbau  der 
konstituierenden  Gewalt  lebt  sie  noch  in  der  Gedankenwelt  von 
Rousseau. 

In  der  Deklaration  vom  18.  Juni  1789  verkündeten  die  Ver- 
treter des  dritten  Standes  die  Souveränität  des  Gemeinwillens. 
Sie  legten  sich  gleichzeitig  die  Macht  bei,  dem  Land  eine  Ver- 
fassung zu  geben.  Und  doch  waren  sie  nicht  das  Volk  selbst, 
sondern  nur  seine  Vertreter.  Aber  sie  übersahen  die  Schwierig- 
keit,   die    sich    ergab,    sobald  man  den  Gedanken   des  Gemein- 
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willens  mit  dem  Gedanken  einer  Vetretung  verband,  mochte 
man  darunter  eine  Vertretung  im  Willen  oder  nur  eine  Ver- 
tretung in  der  Erklärung  verstehen.  Diese  Schwierigkeit  und 
die  Versuche,  sie  zu  lösen,  sind  in  dem  Kapitel  über  die  re- 
präsentative Verfassung  besiirochen.  In  jenen  bewegten  Tagen 
fand  man  keine  Zeit,  logischen  Feinheiten  nachzusinnen.  Man 
ließ  sich  fortreißen  durch  die  großen  staatsphilosophischen  Grund- 
sätze von  Rousseau,  insoweit  sie  zur  revolutionären  Bewegung. 
zur  Tat  drängten.  Man  behielt  es  einer  künftigen  gelehrten 
Arbeit  der  Nationalversammlung  vor,  eine  verfassunggebende  Ge- 
walt zu  schaffen,  auszubauen  und  in  das  staatsphilosophische 
Gebäude  einzufügen.  Dieser  Arbeit  unterzog  sich  die  Versamm- 
lung, als  es  sich  darum  handelte,  Voraussetzungen  und  Methode 
der  Verfassungsrevision  zu  bestimmen.  Die  Verhandlungen  be- 
gannen am  29.  August  1791. 

Der  erste  Grundsatz,  der  diese  Arbeit  beherrscht,  ist  der, 
daß  die  gesetzgebende  Körperschaft  nicht  zugleich  die  verfassung- 
gebende Gewalt  besitzen  kann.  Im  Fall  der  Vereinigung  beider 
Machtbefugnisse  würde  die  legislative  Gewalt  die  Oberhand  ge- 
winnen über  die  richterliche  und  die  ausführende  Gewalt.  So 
wird  argumentiert.  Das  Gleichgewicht  der  Kräfte  im  Staat 
wäre  dann  zerstört.  Es  ist  dies  eine  Erwägung  rein  politischer 
Natur,  welche  sich  stützt  auf  die  Lehre  von  der  Gewaltenteilung. 
Die  verfassunggebende  Gewalt,  sagt  Petion,  muß  einer  besonderen 
Körperschaft,  einer  Konvention  überlassen  werden.  „Die  gesetz- 
gebende Körperschaft  verdankt  ihr  Bestehen,  ihre  Möglichkeit 
zu  handeln,  ihre  Macht  und  ihre  Kompetenz  der  verfassung- 
gebenden Gewalt.  Wollte  man  sie  nun  selbst  zur  verfassung- 
gebenden Gewalt  erheben,  so  würde  man  ihr  damit  die  Fähig- 
keit verleihen,  sich  selbst  nach  Willkür  zu  bilden  und  sich  selbst 
nach  Willkür  umzugestalten.  Aber  nichts  wäre  unsinniger, 
furchtbarer  und  gefährlicher  im  Prinzip,  als  eine  Körperschaft» 
die  nur  durch  sich  selbst  bestände,  nur  sich  selbst  Rechenschaft 
schuldete  und  allein  berufen  wäre,  den  Mißbräuchen  abzuhelfen, 
die  bei  ihrer  Wirksamkeit  hervortreten  könnten.  Eine  solche 
Körperschaft  würde  bald  zu  einer  entsetzlichen  Macht  anwachsen 
und  die  Freiheit  ernstlich  bedrohen.  Sie  würde  sich  über  die 
Nation  hinwegsetzen,  von  der  alle  Gewalten  im  Staat  abhängen 
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sollen,  und  sie  würde  sich  zum  Despoten  aufwerten. "  ^)  Der  Ge- 
danke einer  Trennung  der  gesetzgebenden  und  der  verfassung- 
gebenden Gewalt  als  Konsequenz  der  Lebre  von  der  Trennung 
der  gesetzgebenden,  der  ausführenden  und  der  richterlichen  Ge- 
walt rührt  nicht  von  den  Staatsphilosophen  des  achtzehnten 
Jahrhunderts,  rührt  nicht  von  Montesquieu,  nicht  von  Rousseau 
her,  sondern  ist  aus  der  amerikanischen  Verfassung  übernommen 
welche  Männer  wie  Lameth,  Lafayette,  de  Noailles  bei  ihrer 
Teilnahme  am  Unabhängigkeitskrieg  kennen  lernten. 

Aber  die  Forderung,  daß  man  beide  Gewalten  verschiedenen 

1)  M.  Petion,  29  aoüt  1791.  Arch.  pari.  XXX,  p.  44—46  :  «  Etablirez-vouS 
des  Conventions  nationales,  qui  seront  chargees  de  revoir  la  Constitution  ou 
confierez-vous  ce  soin  aux  legislatures  ?  Teile  est  l'importante  question  sur  la- 
queUe  vous  avez  ä  prononcer.  Les  Conventions  me  paraissent  d'une  utilite 
si  grande,  d'une  necessite  si  absolue,  qu'ä  mes  yeux  vous  n'avez  rien  fait  si  vous 
refusez  de  les  admettre.  Sans  elles,  l'edifice  que  vous  avez  eleve  avec  tant  de 
peine,  de  constance  et  de  courage,  s'ecroulerait  bientot ;  elles  seront,  si  je  puis 
m'exprimer  ainsi,  la  clef  de  la  voüte  de  cet  edifice,  qui  en  retiendra  les  diverses 
parties  dans  cetto  harmonie  parfaite  et  dans  cet  ensemble  qui  en  feront  la  force 
et  la  diuee.  —  Qu'est-ce  qu'une  Constitution  ?  C'est  l'acte  de  partage  des  pou- 
voirs ;  c'est  Tacte  qui  fixe  les  limites  du  pouvoir  legislatif,  du  pouvoir  executif 
et  des  pouvoirs  secondaires,  qui  emanent  de  ces  pouvoii's  principaux.  Les  Con- 
ventions ont  donc  pour  objet  de  poser  ces  bornes  et  d'empecher  qu'elles  ne  soient 
franchies.  Ceci  une  fois  reconnu,  je  fais  une  reflexion  tres  simple.  Je  demande 
comment  il  serait  possible  de  donner  au  Corps  legislatif  le  caractere  et  la  puissance 
d'une  Convention  ?  Ce  corps  recevant  ses  differentes  manieres  d'etre  et  d'agir, 
sa  force  et  son  etendue  des  Conventions,  etant  ordonne  et  modifie  par  elles, 
si  on  l'erigeait  lui-meme  en  Convention,  il  s'ensuivrait  qu'on  lui  accorderait 
la  faculte  de  se  constituer  a  son  gre,  de  se  reformer  egalement  ä  son  gre.  Or, 
rien  ne  serait  plus  absurde,  plus  monstrueux  et  plus  dangereux  en  principeSj 
qu'un  corps  qui  tiendrait  son  existence  de  lui  seul,  qui  n'en  devrait  compte  qu'ä 
lui  seul,  et  qui  seul  serait  charge  de  corriger  les  abus  qui  s'eleveraient  dans  son 
sein.  Un  pareil  corps  prendrait  bientot  l'accroissement  le  plus  terrible  et  le 
plus  formidable  pour  la  liberte  ;  il  se  mettrait  au-dessus  de  la  nation,  dont  tous 
les  Corps  doivent  dependre,  et  il  la  gouvernerait  en  despote.  —  Je  pense  avoir 
prouve  qu'on  ne  peut  pas,  sans  la  plus  funeste  inconsequence,  et  sans  le  danger 
le  plus  eminent  pour  la  liberte,  remettre,  soit  au  pouvoir  legislatif,  soit  au  pou- 
voir executif,  soit  ä  tous  les  deux  ensemble,  la  puissance  Constituante,  la  puissance 
par  laquelle  ils  doivent  etre  modifies,  contenus,  reprimes,  de  laquelle,  en  nn 
mot,  ils  ne  doivent  jamais  cesser  de  dependre  ;  il  je  soutiens  que  la  liberte  poUtique 
de  l'Angleterre  n'aura  pas  de  base  solide,  tant  que  son  parlement  et  le  roi  pour- 
ront  toucher  ä  la  Constitution.  » 
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Trägern  zuweise,  beruht  noch  auf  einem  andern  Grund,  der  schon 
angedeutet  wurde.  Im  Sinn  der  Nationalversammlung  handeln 
<lie  Träger  der  Legislative  auf  Grund  eines  ganz  andern  Titels 
als  die  Träger  der  konstituierenden  Gewalt.  Die  gesetzgebende 
Körperschaft  ist  in  ein  repräsentatives  System  hineingestellt. 
Ihre  Tätigkeit  ist  unabhängig  von  dem  Willen  der  einzelnen 
Bürger.  Der  Träger  der  verfassunggebenden  Gewalt  hingegen 
hat  nur  die  Aufgabe,  den  Willen  der  Bürger  auszusprechen, 
Interpret  des  Gemeinwillens,  Sprecher  des  Volkes  zu  sein. 

In  dieser  Weise  wird  die  konstituierende  Gewalt  isoliert. 
Wir  haben  nunmehr  ihren  theoretischen  Charakter  zu  unter- 
suchen. Und  hier  müssen  wir  mit  der  Nationalversammlung 
anknüpfen  an  Rousseau. 

Der  Staat  ist  durch  einen  Vertrag  geschaffen.  In  diesem 
Vertrag  haben  die  einzelnen  ihre  ganze  Gewalt  der  Gesamtheit 
überlassen.  Die  souveräne  Gewalt  ist  auf  das  Volk  übergegangen. 
Kraft  dieser  souveränen  Macht  hat  das  Volk  die  Verfassung 
eingerichtet.  Hat  es  die  Verfassung  geschaffen,  so  kann  es  sie 
wieder  umstürzen,  eine  neue  an  ihre  Stelle  setzen.  „Das  Volk 
ist  immer  berechtigt  seine  Verfassung  zu  ändern,  selbst  wenn  es 
die  beste  Verfassung  ist;  denn  will  das  Volk  sich  selber  schaden, 
wer  hat  das  Recht,  es  daran  zu  hindern?"^) 

Um  diese  seine  souveräne  Gewalt  zu  betätigen,  die  über  den 
Gesetzen,  die  über  der  Verfassung  steht,  soll  sich  das  Volk  zu 
regelmäßigen  Zeiten  versammeln.  Hier  tritt  dann  der  Souverän 
auf  in  einer  greifbaren  Gestalt.  Die  Gewalten,  die  er  eingesetzt 
hat,  müssen  ihm  Rechenschaft  geben.  Er  kann  sie  aufheben 
oder  bestätigen.^)     Sobald  das  Volk  versammelt  ist,  müssen  ihm 


^)  Contrat  Social,  Li  vre  II,  cbap.  XII :  «  Les  lois  qui  reglent  le  rapport 
du  souverain  ä  l'Etat  portent  le  nom  de  lois  politiques  et  s'appellent  aussi  lois 
fondamentales,  non  sans  quelques  raisons  si  ces  lois  sont  sages ;  car,  s'il  n'y  a 
dans  chaque  Etat  qu'une  bonne  maniere  de  Tordonner,  le  peuple  qui  l'a  trouvee 
doit  s'y  tenir :  mais  si  1' ordre  etabli  est  mauvais,  poui'quoi  prendrait-on  pour 
fondamentales  des  lois  qui  rempechent  d'etre  bon  ?  D'ailleurs,  en  tout  etat 
de  cause,  un  peuple  est  toujours  le  maitre  de  changer  ses  lois,  meme  les  meiUeures ; 
car,  s'il  lui  plait  de  se  faire  mal  ä  lui-meme,  qui  est-ce  qui  a  droit  de  Ten  empecher?  » 

^)  Die  Uebertragung  der  Gewalt  an  einen  Herrscher  geschieht  nach  Rousseau 
nicht  durch  einen  Vertrag  —  ein  Vertrag  enthält  immer  eine  Verpflichtung  — , 
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zwei  Fragen  notwendig  vorgelegt  werden:  die  eine,  ob  es  ihm 
gefällt,  die  gegenwärtige  Staatsform  beizubehalten,  die  andre,  ob 
es  ihm  gefällt,  diejenigen,  die  es  mit  der  Gewalt  betraut  hat, 
im  Besitz  der  Gewalt  zu  lassen.^) 

Diese  Theorie  ist  auch  die  der  Nationalversammlung,  nur 
mit  dem  Unterschied,  daß  hier  die  konstituierende  Gewalt  nicht 
durch  das  versammelte  Volk,  sondern  durch  eine  die  Nation  in 
ihrer  Erklärung  vertretende  Körperschaft,  durch  eine  Konvention 
betätigt  wird. 

Der  Grundsatz,  der  überall  wiederkehrt,  ist  der,  daß  das 
Volk,  wie  es  kraft  seiner  Souveränität  sich  eine  Verfassung  ge- 
geben hat,  so  auch  kraft  seiner  Souveränität  die  Verfassung 
wieder  ändern  kann.  „Die  Nation  hat  das  unveräußerliche  Recht," 
sagt  Le  Chapelier,  „das  System  seiner  Verfassungsgesetze  und 
den  Staatsvertrag    selbst  neu  zu  prüfen,   zu  verbessern,   zu  ver- 


sondern  durch  einen  einseitigen  Akt,  den  das  Volk  stets  widerrufen  kann.  Contrat 
Social,  Livre  III,  chap.  XVIII.  «  Quand  donc  il  arrive  que  le  peuple  institue 
un  gouvernement  hereditaire  seit  monarchique  dans  une  famille,  soit  aristo- 
•cratique  dans  un  ordre  de  citoyens,  ce  n'est  point  un  engagement  qu'il  prend; 
c'est  une  forme  provisiormelle  qu'il  donne  a  Tadministration.  jusqu'ä  ce  qu'il 
lui  plaise  d'en  ordonner  autrement.  » 

^)  «  II  ne  suffit  pas  que  le  peuple  assemble  ait  une  fois  fixe  la  Constitution 
de  I'Etat  en  donnant  la  sanction  ä  un  corps  de  lois  ;  il  ne  suffit  pas  qu'il  ait 
■etabli  un  gouvernement  perpetuel,  ou  qu'il  ait  pourvu  une  fois  pour  toutes  ä 
l'election  des  magistrats :  outre  les  assemblees  extraordinaires  que  des  cas  im- 
prevus  peuvent  exiger,  il  faut  qu'il  y  en  ait  de  fixes  et  de  periodiques  que  rien 
ne  puisse  abolii-  ni  proroger,  tellement  qu'au  jour  marque  le  peuple  soit  legitime- 
ment  convoque  par  la  loi,  sans  qu'il  soit  besoin  pour  cela  d'aucune  autre  con- 
vocation  formelle.  »  —  Livre  III,  chap.  XVIII :  «  L'ouverture  de  ces  assemblees, 
qui  n'ont  pour  objet  que  le  maintien  du  traite  social,  doit  toujours  se  faire  par 
deux  propositions  qu'on  ne  puisse  jamais  supprimer,  et  qui  passent  separement 
par  les  suftrages.  La  premiere : «  S'il  plait  au  souverain  de  conserver  la  presente 
forme  de  gouvernement.  »  La  seconde  :  «  S'il  plait  au  peuple  d'en  laisser  l'ad- 
ministration  ä  ceux  qui  en  sont  actuellement  charges.  »  Je  suppose  ici  ce  que 
je  erois  avoii-  demontre,  savoir,  qu'il  n'y  a  dans  l'Etat  aucune  loi  fondamentale 
qui  ne  se  puisse  revoquer,  non  pas  meme  le  pacte  social ;  car  si  tous  les  citoyens 
s'assemblaient  pour  rompre  ce  pacte  d'un  commun  accord,  on  ne  peut  douter 
qu'il  ne  füt  tres  legitimement  rompu.  »  Cf.  Rousseau,  Considerations  sur  le 
Gouvernement  de  Pologne  et  sur  sa  reformation  projetee  en  avril  1772,  chap.  IX, 
Vgl.  die  Zitate  von  Rousseau  in  der  Rede  von  Salle  A'^om  31.  August  1791,  Arch. 
pari.  XXX,  p.  108. 
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ändern."  Und  schon  in  seinem.  Entwurf  zu  einer  Erklärung  der 
Menschenrechte  proklamiert  Sieyes  den  Satz:  „Ein  Volk  hat 
immer  das  Recht,  seine  Verfassung  einer  Prüfung  und  einer 
Verbesserung  zu  unterziehen.  Und  es  ist  gut.  im  voraus  die 
Zeiten  zu  bestimmen,  zu  denen  die  Revision  stattfinden  kann, 
mag  man  auch  ihre  Notwendigkeit  noch  nicht  voraussehen."^) 

Wird  nach  dem  Willen  der  Nationalversammlung  die  ver- 
fassunggebende Gewalt  nicht  durch  das  Volk,  sondern  durch 
eine  Körperschaft,  eine  Konvention  geübt,  so  drängt  sich  die 
Frage  auf,  in  welchem  Verhältnis  diese  Konvention  zum  Volke 
steht,  in  welcher  Weise  sie  ihre  Kompetenz  von  ihm  ableitet. 
Die  Antwort  haben  wir  schon  vorweggenommen.  Es  ist  die 
einzig  mögliche  Antwort,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Nation  die 
konstituierende  Gewalt  behalten  muß.  Die  Konvention  hat  nicht 
einen  selbständigen  Willen  wie  eine  repräsentative  Versammlung  .- 
sie  ist  nur  berufen,  den  Gemeinwillen  auszulegen,  ihm  eine  faß- 
bare Gestalt  zu  verleihen.  Sie  vertritt  das  Volk  nur  in  seiner 
Erklärung,  nicht  in  seinem  Willen.    Sie  ist  nur  seine  Sprecherin. 

Soll  dieses  Verhältnis  zwischen  Volk  und  Konvention  bestehen, 
so  liegt  der  Gedanke  am  nächsten,  das  System  der  atomistischen 
Vertretung   einzurichten,   das  wir   früher  kennen  gelernt  haben. 


1)  M.  Le  Chapelier,  29  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  36  :  « Considerant. 
d'autre  pari,  que  la  nation  a  le  droit  inalienable  de  revoir,  de  reformer,  de  changer 
et  le  Systeme  de  ses  lois  constitixtionnelles,  et  l'acte  meme  de  son  association .  . . .  » 

—  Cf.  M.  Le  Chapelier,  p.  35,  I.e.  —  M.  l'abbe  Sieyes.  Recomiaissance  et  expo- 
sition  raisonnee  des  di-oits  de  l'homme  et  du  citoyen,  21  juillet  1789,  Projet. 
art.  32,  Arch.  pari.  VIII,  p.  261  :  «  Un  peuple  a  toujours  le  droit  de  revoir  et 
de  reformer  sa  Constitution.  II  est  meme  bon  de  determiner  des  epoques  fixes, 
oü  cette  revision  aura  lieu,  quelle  qu'en  soit  la  necessite.  »  —  Cf.  M.  Sieyes,  1.  c, 
p.  424,  art.  42.  —  M.  GoupUleau,  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  95.  — 
M.  Salle,  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  107.  —  Projet  de  redaction  des 
articles  adoptes  par  l'Assemblee  nationale  sur  l'Exercice  du  Pouvoir  de  Revision, 
propose  par  M.  Frochot,  1  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  143.  —  Projet 
de  M.  Thom-et,  3  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  186.  —  Sieyes,  Re- 
connaissance  et  exposition  raisonnee  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen, 
21  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  259.  —  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat  ?  1789, 
p.  63  f.  —  IMably,  Des  droits  et  des  devoirs  du  citoyen,  1789,  Lettre  III,  p.  115  f. 

—  Cf.  Fonteneau,  1900,  Du  pouvoir  constituant  en  France  et  de  la  revision 
constitutionnelle  dans  les  constitutions  fran9aises  depuis  1789,  p.  13  f. 
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Es  muß,  wie  wir  wissen,  in  dem  Beschluß  der  gewaltübenden 
Körperschaft  der  Wille  jedes  einzelnen  Bürgers  gleichmäßig  ent- 
halten sein;  und  das  wird  dadurch  erreicht,  daß  alle  Bürger 
wahlberechtigt  sind,  daß  jeder  Abgeordnete  eine  gleiche  Zahl 
von  Bürgern  vertritt,  daß  mithin  die  Abgeordneten  nach  der 
Bevölkerung  verteilt  werden  und  daß  zugleich  der  Vertreter  eines 
Bezirks  an  die  Aufträge  seiner  Wähler  gebunden  ist  und  so  die 
Erklärung  ihres  gemeinsamen  Willens  dem  Parlament  überbringt. 

Der  Abt  Sieyes  huldigt  dieser  Utopie.  Für  die  Revision 
der  Verfassung,  so  lautet  sein  Vorschlag,  soll  die  Nation  außer- 
ordentliche Vertreter  entsenden.  In  der  Entscheidung  dieser 
Vertreter  soll  sich  der  Wille  aller  einzelnen  Bürger  wider- 
spiegeln. Die  Körperschaft  tritt  bei  Erfüllung  ihrer  Aufgabe 
an  die  Stelle  der  Nation  selber.  Ihr  Wille  soll  sich  in  den 
gleichen  Proportionen,  nach  den  gleichen  Regeln  kundtun,  ihr 
Wille  soll  die  gleiche  Natur  haben,  als  ob  das  Volk  selber  einen 
Beschluß  faßte.  ^) 

Die  Nationalversammlung  hat  indessen  diese  drei  Grund- 
sätze, das  allgemeine  Wahlrecht,  die  Gliederung  der  Repräsen- 
tation nach  der  Bevölkerung  und  die  verpflichtende  Kraft  des 
imperativen  Mandats  nicht  durchgeführt. 

Nach  dem  Entwurf,  den  Le  Chapelier  im  Namen  der  Kom- 
mission am  29.  August  1791  der  Versammlung  vorlegt,  erfolgt 
die  Repräsentation  zu  einem  Drittel  nach  dem  Territorium,  zu 
zwei  Dritteln  nach  der  Bevölkerung.  ^)    Und  nach  der  Verfassung 


1)  « Des  representants  extraordinaires  auront  tel  nouveau  pouvoir  qu'il 
plaira  ä  la  nation  de  leur  donner.  —  II  est  constant  que  dans  la  representation 
nationale,  ordinaü-e  ou  extraordinaire,  l'influence  ne  peut  etre  qu'en  raison 
du  nombre  des  tetes  qui  ont  droit  ä  se  faire  representer.  Le  corps  representant 
est  toujours,  pour  ce  qu'il  a  ä  faire,  ä  la  place  de  la  nation  elle-meme.  Son 
iofluence  doit  conserver  la  meme  nature,  les  memes  proportions  et  les  memes 
regles.  »     Sieyes,   Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat  ?  1789,  p.  67  f.,  bes.  p.  73. 

^)  Projet  de  decret  des  comites  de  Constitution  et  de  revision  sur  la  prochaine 
Assemblee  de  revision,  Arch.  pari.  XXX,  p.  35,  Section  I,  art.  1  :  « II  y  aura, 
en  l'annee  1800,  le  premier  juin,  une  Assemblee  de  revision  dont  le  pouvoir 
sera  determine  ainsi  qu'ü  sera  dit  ci-apres.  »  Art.  2 :  «  Elle  sera  composee  de 
249  elus  dans  chaque  departement,  dont  un  tiers  ä  raison  du  territoire,  les  deux 
autres  tiers  ä  raison  de  la  population  active.  » 
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vom  3.  September  1791  wird  die  Konvention  durch  Erweiterung  der 
gesetzgebenden  Versammlung  in  der  "Weise  gebildet,  daß  die  Zahl 
der  Abgeordneten,  die  jedes  Departement  mit  Rücksicht  auf  seine 
Bevölkerungsgröße  wählt,  verdoppelt  wird.  ^) 

So  wenig  wie  die  Repräsentation  nach  der  Bevölkerung, 
so  wenig  gelangt  das  imperative  Mandat  zur  Geltung.  Aller- 
dings, es  wird  vereinzelt  vorgeschlagen,  die  Konvention  solle  erst 
zusammentreten,  wenn  das  Volk  durch  individuelle  Abstimmung 
eine  Revision  beschlossen  habe,  und  sie  solle  nur  berechtigt  sein, 
eine  Revision  in  den  Grenzen  vorzunehmen,  die  der  Volks- 
beschluß ihr  vorschreibe.  Allein  die  Nationalversammlung  ver- 
wirft den  Vorschlag  einer  individuellen  Abstimmung. 

Die  Verfassung  vom  3.  September  1791  bestimmt,  daß  eine 
Revision  nur  eingeleitet,  eine  verfassunggebende  Körperschaft 
nur  gebildet  werden  kann,  wenn  drei  aufeinander  folgende  ge- 
setzgebende Versammlungen  sich  dafür  ausgesprochen  haben; 
und  die  Konvention  kann  auch  nur  in  den  Grenzen  tätig  werden. 
in  welchen  nach  dem  einmütigen  Beschluß  dieser  drei  Versamm- 
lungen die  Notwendigkeit  einer  Revision  vorliegt.^) 


^)  Titre  VII,  art.  5,  Arch.  pari.  XXX,  p.  187  :  «  La  quatrieme  legislature, 
augmentee  de  249  membres  elus  en  chaque  departement,  par  doublement  du 
nombre  ordinaire  qu'il  fournit  pour  sa  population,  formera  l'Assemblee  de  re- 
vision.  Ces  249  membres  seront  elus  apres  que  la  nomination  des  representants 
au  Corps  legislatif  aura  ete  terminee,  et  il  en  sera  fait  un  proces-verbal  separe.  » 
—  Cf.  Projet  de  Redaction  des  articles  adoptes  par  l'Assemblee  Nationale  sur 
rexercice  du  pouvorr  de  revision,  propose  par  M.  Frochot,  Arch.  pari.  XXX, 
p.  144,  Sfection  III,   IV,  1  septembre  1791. 

-)  Verfassung  vom  3.  September  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  187  et  188, 
Tit.  VII,  Art.  2 :  «  Lorsque  trois  legislatures  consecutives  auront  emis  un  voeu 
uniforme  pour  le  changement  de  quelque  article  constitutionnel,  il  y  airra  lieu 
ä  la  revision  demandee.  »  Art.  7  :  «  Les  membres  de  l'Assemblee  de  revision. 
apres  avoir  prononce  tous  ensemble  le  serment  de  vivre  libres  ou  de  mourir. 
preteront  individuellement  celui  de  se  borner  ä  statuer  sur  les  objets  qui  leur 
auront  ete  soumis  par  le  voeu  uniforme  des  trois  legislatures  precedentes ; 
de  maintenir,  au  surplus,  de  tout  leur  pouvoir,  la  Constitution  du  royaume 
decretee  par  l'Assemblee  nationale  Constituante  aux  armes  1789,  1790  et  1791. 
et  d'etre  en  tout  fideles  ä  la  nation,  ä  la  loi  et  au  roi.  »  —  Cf.  Projet  de  redaction 
des  articles  adoptes  par  l'Assemblee  nationale  sur  l'exercice  du  pouvoir  de 
revision,  par  M.  Frochot,  1  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  144,  Section  III. 
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Durch  diese  Regelung  ist  der  völlige  Bruch  mit  der  ato- 
mistischen  Vertretung  herbeigeführt.  Und  jetzt  müssen  die 
Zweifel  von  allen  Seiten  aufsteigen. 

Das  Volk  überträgt  nur  die  legislative  Gewalt  einer  reprä- 
sentativen Körperschaft,  Es  behält  die  konstituierende  Gewalt. 
Wird  aber  die  konstituierende  Gewalt  einer  Konvention  anver- 
traut, so  muß  die  Garantie  gegeben  sein,  daß  die  Konvention  das 
Volk  nur  in  der  Erklärung  vertritt,  daß  ihr  Wille  identisch  ist 
mit  dem  Willen  des  Volks.  Das  sind  die  Grundsätze,  von  denen 
wir  ausgegangen  sind.  Können  sie  in  Einklang  gebracht  werden 
mit  den  Regeln  von  1791  über  die  Verfassungsrevision? 

Die  Kompetenz  der  Konvention  ist  in  weitem  Maße  be- 
schränkt. Ein  andrer  Wille  als  der  ihre  hat  die  Initiative.  Ein 
andrer  Wille  als  der  ihre  entscheidet  über  die  Grenzen  der 
Revision.  Ist  nun  dieser  fremde  Wille  der  Gemeinwille  selbst, 
so  ist  doch  in  gewissem  Umfang  den  ursprünglichen  Grund- 
sätzen genug  getan.  Es  bleibt  dann  nur  die  zweite  Frage,  ob 
die  Konvention  in  der  Sphäre,  die  ihr  bleibt,  mit  Gewißheit 
einen  Willen  ansprechen  wird,  der  identisch  ist  mit  dem 
Gemeinwillen. 

Das  Interesse  der  Nationalversammlung  hat  sich  zunächst 
um  den  ersten  Punkt  konzentriert.  Ein  Beschluß,  der  einmütig 
von  drei  aufeinander  folgenden  gesetzgebenden  Versammlungen 
gefaßt  wird,  enthält  in  sich  die  Gewähr,  daß  er  dem  Gemein- 
willen entspricht.  Das  ist  der  Gedanke,  welcher  den  Regeln 
von  1791  zugrunde  liegt. 

Ein  merkwürdiger  Gedanke.  Wollte  die  iSTationalversamm- 
lung  den  Gemeinwillen  erkunden,  so  wäre  sie  logischer  ver- 
fahren, wenn  sie  eine  individuelle  Volksabstimmung  angeordnet 
hätte.  Aber  sie  hat  nicht  vermocht,  der  Theorie  vom  Gemein- 
willen konsequent  zu  bleiben.  Sie  ist  auf  Schwierigkeiten  tat- 
sächlicher Natur  gestoßen,  und  sie  hat  sich  auch  nicht  dem  macht- 
vollen Einfluß  des  repräsentativen  Prinzips  entziehen  können.^) 
So  ist  sie  zu  ihrer  unvollkommenen  Lösung  gelangt. 


^)  Man  vergleiche  den  heftigen  Angriff,  den  d' Andre  am  30.  August  gegen 
jede  Regelung  unternimmt,  welche  die  Zuständigkeit  der  Konvention  begrenzen 
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Und  doch  ist  die  individuelle  Abstimmung  mit  Hartnäckigkeit 
verteidigt  worden. 

Salle  hat  vorgeschlagen,  dem  Volk  unmittelbar  die  Initiative 
zu  überlassen.  Es  ist  von  Interesse,  seinen  Gedankengang  zu 
verfolgen. 

Der  sicherste  Weg,  um  den  Gemeinwillen  zu  erforschen, 
sagt  er,  ist  derjenige,  die  Wähler  selbst  zu  befragen.  Weiter: 
Die  Abstimmung  soll  eine  direkte  sein.  Die  Stimmen  der 
Wähler  sollen  individuell  gesammelt  werden. 

Für  den  Beschluß,  eine  Verfassungsrevision  einzuleiten,  ist 
eine  Dreiviertelmajorität  erforderlich.  Denn  jede  Aenderung  der 
Verfassung  ist  eine  Erneuerung  des  Gesellschaftsvertrags.  ^) 

Salle  entfernt  sich  von  der  herrschenden  Gedankenrichtung, 
wenn  er  die  Einrichtung  einer  Verfassung  mit  dem  Gesellschafts- 
vertrag identifiziert.  Nach  der  Theorie  von  Rousseau ,  welche 
zu  jener  Zeit  im  Mittelpunkt  der  wissenschaftlichen  Konstruktion 
steht,  ist  der  Gesellschaftsvertrag  nur  der  Akt,  durch  welchen 
die  einzelnen  ihre  Gewalt  auf  die  Gesamtheit  übertragen.  ^)  Die 
Gesamtheit  schafft  alsdann  die  Verfassung  durch  einseitigen  Akt. 
Die  Verfassung  ist  zum  Teil  ein  Gesetz  und  zum  Teil  ein  Akt 
der  Exekutive.  Die  Festsetzung  der  Staatsform  ist  eine  Regel 
allgemeinen  Charakters  und  darum  Gesetz.  Die  Uebertragung 
der  in   dieser  Staatsform  vorgesehenen  Gewalten  auf  bestimmte 

soll.   Jede  Einsclu-änkung  dieser  Art,  sagt  er,  ist  ein  Verstoß  gegen  das  repräsen- 
tative Prinzip. 

^)  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  109 :  «Je  trouve,  Messieiirs,  dans 
les  assemblees  primaires  un  moyen  de  constater  les  suffrages  ;  mais  je  n'y  trouve 
encore  ni  le  moyen  de  les  rendre  certains,  ni  surtout  celui  de  les  eclairer.  — 
n  me  semble,  quant  au  premier  objet,  qu'il  convient  d'exiger  d'abord  que  les 
suffrages  soient  recueillis  individuellement,  et  que  les  trois  quarts  des  voix 
de  la  nation  entiere  soient  requises  pour  former  un  voeu.  —  Lorsqu'une  Con- 
vention nationale  se  forme,  tout  va  s'examiner  jusqu'au  pacte  social.  —  Lors- 
qu'il  est  question  de  renouveler  meme  le  pacte  social,  cliaque  parti  se  trouve 
degage  envers  l'autre.  » 

^)  Rousseau  scheint  indessen  in  den  Betrachtungen  über  die  Regierung 
Polens,  Kap.  IX,  von  diesem  seinem  Grundgedanken  abzuweichen.  Er  fordert 
hier  für  eine  Aenderung  der  fundamentalen  Verfassungssätze  Einstimmigkeit 
der  Bürger,  was  er  nur  daraus  ableiten  kann,  daß  ein  Teil  der  Verfassung  auf 
Vertrag  beruht. 
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Persouen  ist  eine  Regel  besonderen  Charakters  und  darum  eine 
Regierungshandlung.  Sie  wird  zwar  durch  das  Volk  vorgenommen, 
weil  ein  Träger  der  Exekutive  noch  nicht  besteht,  erst  geschaffen 
werden  muß,  nicht  aber  durch  das  Volk  in  seiner  Eigenschaft 
als  Träger  des  Gemeinwillens,  sondern  durch  die  Gesamtheit 
der  Bürger  als  Mandatare  des  Volkes  in  jener  Eigenschaft.^) 

Wenn  aber  Salle  davon  ausgeht,  daß  die  Verfassung  durch 
den  Gesellschaftsvertrag  begründet  werde,  so  müßte  er,  um  kon- 
sequent zu  sein,  für  den  Beschluß,  die  Verfassungsrevision,  die 
Erneuerung  des  Gesellschaftsvertrages  einzuleiten,  Einstimmigkeit 
fordern.  Er  sieht  aber,  wie  natürlich,  die  politische  Unmöglich- 
keit dieser  Forderung  ein.  Und  er  bemüht  sich  nun,  die  Ein- 
leitung einer  Verfassungsrevision  von  andern  Bedingungen  ab- 
hängig zu  machen,  welche  die  Gewähr  dafür  bieten  sollen,  daß 
sie  dem  Gemeinwillen  entspricht.  Er  lenkt  damit  wieder 
in  die  Bahn  von  Rousseau  ein,  indem  er  die  Verfassung  nicht 
mehr  als  das  Werk  des  Gesellschaftsvertrages,  als  das  Werk  eines 
einstimmigen  Beschlusses  der  einzelnen,    sondern  als   das   Werk 


^)  «  Sous  quelle  idee  faut-il  donc  concevoir  l'acte  par  lequel  le  gouveme- 
ment  est  institue  ?  Je  remarquerai  d'abord  que  cet  acte  est  complexe,  ou  compose 
de  deux  autres,  savoir :  l'etablissement  de  la  loi  et  l'execution.  de  la  loi.  Par 
le  premier,  le  souverain  statue  qu'il  y  aura  un  corps  de  gouvernement  etabli 
sous  teile  ou  teile  forme  ;  et  il  est  clair  que  cet  acte  est  une  loi.  Par  le  second, 
le  peuple  nomnae  les  chefs  qui  seront  charges  du  gouvernement  etabli.  Or  cette 
nomination,  etant  un  acte  particulier,  n'est  pas  une  seconde  loi,  mais  seule- 
ment  une  suite  de  la  premiere  et  une  fonction  du  gouvernement.  La  difficulte 
est  d'entendre  comment  on  peut  avoir  un  acte  de  gouvernement  avant  que  le 
gouvernement  existe,  et  comment  le  peuple,  qui  n'est  que  souverain  ou  sujet, 
peut  devenir  prince  ou  magistrat  dans  certaines  circonstances.  C'est  encore 
ici  que  se  decouvre  une  de  ces  etonnantes  proprietes  du  corps  politique,  par 
lesquelles  il  concilie  des  Operations  contradictoires  en  apparence  ;  car  celle-ci 
se  fait  par  une  conversion  subite  de  la  souverainete  en  democratie,  en  sorte 
que,  Sans  aucun  changement  sensible,  et  seulement  par  une  nouvelle,  relation 
de  tous  ä  tous,  les  citoyens,  devenus  magistrats,  passent  des  actes  generaux 
aux  actes  particuliers,  et  de  la  loi  ä  l'execution.  »  Contrat  Social,  Livre  III, 
chap.  XVII.  —  «  Quand  donc  il  arrive  que  le  peuple  institue  im  gouvernement 
hereditaire,  seit  monarchique  dans  une  famille,  soit  aristocratique  dans  uu 
ordre  de  citoyens,  ce  n'est  point  un  engagement  qu'il  prend :  c'est  une  forme 
provisionnelle  qu'il  donne  a  l'administration,  jusqu'ä  ce  qu'il  lui  plaise  d'en 
ordonner  autrement.  »     L.  c,  chap.  XVIII. 

Redslob,  Die  Staatstlieorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  11 
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des  durch  den  Gesellschaftsvertrag  bereits  zum  Staat  konstituierten 
Volkes,  als  das  Werk  des  Gemeinwillens  behandelt. 

Die  Dreiviertelmajorität  der  wahlberechtigten  Bürger  genügt 
nicht.  Es  besteht  keine  hinreichende  Sicherheit  dafür,  daß  der 
Beschluß  den  Genieinwillen  darstellt.  „Denn  er  ist  vielleicht 
nicht  mit  der  nötigen  Einsicht  gefaßt  worden.  Die  Opposition 
könnte  in  ihrem  Rechte  sein,  mag  sie  sich  auch  in  der  Minorität 
befinden.  Und  hätte  sie  bei  den  andern  Bürgern  Gehör  erlangt, 
so  Aväre  der  Beschluß  vielleicht  anders  ausgefallen.  Es  bedarf 
einer  Beratung,  an  der  das  ganze  Volk  teilnimmt.  Und  um 
den  Willen  der  Nation  mit  Gewißheit  zu  erkennen,  um  die  Ge- 
währ zu  haben,  daß  die  Parteien  nicht  ihren  Willen  auf  Kosten 
des  Volkswillens  behauptet  haben,  muß  an  einem  Prinzip  fest- 
gehalten werden,  dem  Prinzip,  daß  die  Stetigkeit  eines  solchen 
Beschlusses  allein  für  seine  Uebereinstimmung  mit  dem  Gemein- 
willen bürgt."^) 

Salle  verlangt  deshalb,  daß  nach  zwei  Jahren  auf  den  ersten 
Beschluß  ein  zweiter  ebenfalls  in  direkter  Abstimmung  und  eben- 
falls mit  Dreiviertelmajorität  ergehe.  Die  gesetzgebende  Körper- 
schaft soll  dann  das  Recht  l)e8itzen,  die  Verfassuagsrevision  noch 
aufzuhalten  und  die  Wiederholung  des  Beschlusses  nach  zwei 
andern  Jahren  zu  fordern.  Und  endlich  kann  noch  der  König  die 
Verfassungsrevision  für  zwei  Jahre  aufschieben;  er  muß  sich  dem 
vierten  Beschluß  aber  beugen.  Hat  der  Beschluß  alle  diese  Proben 
bestanden,  so  ist  erwiesen,  daß  er  dem  Gemeinwillen  entspricht. 
Die  verfassunggebende  Konvention  soll  dann  aus  eignem  Recht 
zusammentreten. 

Der  Entwurf  der  Kommission  hat  mit  dem  Vorschlag  von 
Salle  das  gemein,  daß  er  direkte  Volksabstimmung  fordert  und 
der  gesetzgebenden  Körperschaft  sowie  dem  König  ein  suspen- 
sives Veto  verleiht.  Im  übrigen  aber  weiß  sich  der  Vorschlag 
von  Salle  besser  an  die  Theorie  vom  Gemeinwillen  anzuschmiegen. 
Der  Entwurf  der  Kommission  zählt  die  Stimmen  der  Wähler 
nicht  individuell;  er  stellt  fest,  ob  die  Mehrheit  der  Departe- 
ments der  Revision  zustimmt,  sowohl  wenn  man  jedem  Departe- 
ment eine  Stimme  zuschreibt,    als  auch   wenn  man  ihm    so   viel 

1)  L.  c. 
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Stimmen  gibt,  als  es  Abgeordnete  zu  der  legislativen  Versamm- 
lung entsendet.  Wird  von  dem  suspensiven  Veto  kein  Gebrauch 
gemacht,  so  ist  die  Verfassungsrevision  schon  nach  dem  ersten 
Beschluß  der  Bürger  einzuleiten.  ^) 

Der  Vorschlag  von  Goupil-Prefeln  entfernt  sich  von  dem 
Entwurf  der  Kommission  nur  dadurch,  daß  er  das  suspensive 
Veto  nicht  einführt,  an  Stelle  dieser  Garantie  aber  die  andre 
fordert,  daß  sich  der  Majoritätsbeschluß  der  Departements 
während  der  zwei  folgenden  Legislaturperioden  wiederhole.  2) 

Die  Vertreter  der  Volksabstimmung  erlangen  bei  der  National- 
versammlung kein  Gehör,  obwohl  sie  nur  die  richtige  Konsequenz 
der  damals  in  der  Versammlung  herrschenden  Auffassung  ver- 
fechten, daß  die  A  ender ung  der  Verfassung  vom  Gemeinwillen 
auszugehen  habe.  Die  Versammlung  erstrebt  einen  eigentüm- 
lichen Kompromiß,  in  dem  sich  zwei  verschiedene  Tendenzen 
kreuzen.  Es  ist  einerseits  unangefochtenes  Prinzip,  daß  die 
Initiative  der  Verfassungsrevision  dem  Gemeinwillen  zusteht. 
Der  Gedanke  vom  Gemeinwillen  aber  ist  untrennbar  verknüpft 
mit  der  Theorie  von  Rousseau.  Er  ist  nur  denkbar  im  Zu- 
sammenhang mit  ihr.  Der  Begriff  ist  von  Rousseau  geschaffen. 
Will  man  also  den  Begriff  des  Gemeinwillens  übernehmen,  will 
man  ihn  zum  Element  einer  Staatstheorie  gestalten,  so  muß  man 
ihn  in  der  Form  übernehmen,  in  der  Rousseau  ihn  ausgebaut 
hat.  Es  sei  denn,  daß  man  den  Begriff'  theoretisch  neu  kon- 
struiert, ihm  einen  neuen  Inhalt  gibt.  Das  hat  aber  die  National- 
versammlung nie  getan.  Sie  hat  die  Lehre  vom  Gemeinwillen, 
ohne  je  eine  Begründung  für  sie  zu  geben,  als  ein  Dogma  über- 
nommen. Sie  hat  sich  damit  stillschweigend  zu  der  Theorie 
von  Rousseau  bekannt,  daß  der  Gemeinwille  in  der  Weise  ge- 
funden werde,  daß  man  die  individuellen  Bestrebungen  der  sämt- 
lichen Bürger  miteinander  vergleiche  und  das  Mittel  daraus 
ziehe.  3)     Die  Nationalversammlung  verhehlt  sich  nicht,    daß  der 

^)  Projet  de  decret  des  comites  de  Constitution  et  de  revision  sur  la  prochaine 
Assemblee  de  Revision,  M.  Le  Chapelier,  29  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX, 
p.  37  et  38,  Projet,  Section  III. 

2)  M.  Goupil-Prefeln,  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  94. 

^)  Contrat  Social,  Livre  II,  chap.  III :  «  II  y  a  souvent  bien  de  la  difference 
entre  la  volonte  de  tous  et  la  volonte  generale  ;  celle-ci  ne  regarde  qu'ä  l'interet 


Iß4  Siebentes  Kapitel 

Gemeinwille  und  die  Volksabstimmung  Dinge  sind,  die  nicht 
voneinander  getrennt  werden  können.  Sie  wei&  es  wohl,  daß 
ihre  gesetzgebende  Körperschaft  nicht  als  Sprecherin  des  Volkes, 
daß  ein  Beschluß  dieser  Körperschaft  nicht  als  Ausdruck  des 
Gemeinwillens  gelten  kann.  Sie  ist  aber  von  den  politischen 
Vorteilen  des  repräsentativen  Systems,  welches  Montesquieu  und 
de  Lolme  ihr  vor  Augen  geführt  haben,  in  so  hohem  Maße  über- 
zeugtj  daß  sie  sich  nicht  entschließen  kann,  zu  dem  primitiven, 
in  einem  großen  Reich  schwer  durchzuführenden  System  von 
Rousseau  zurückzukehren.  Und  so  greift  sie  zu  einem  Kompromiß: 
"Wenn  drei  aufeinander  folgende  legislative  Körperschaften,  sagt 
sie,  den  übereinstimmenden  Beschluß  einer  Revision  fassen,  so 
ist  die  Gewähr  dafür  gegeben,  daß  die  Revision  dem  Volkswillen 
entspricht.  Dieser  Gedankengang  ist  deutlich  ausgeprägt  in  der 
Rede  des  Abgeordneten  Frochot  vom  31.  August  1791.  „Die 
Aufgabe,  die  nationale  Konvention  oder  die  verfassunggebende 
Körperschaft  zu  versammeln,  fällt  ihrem  Wesen  nach  dem  Ge- 
meinwillen zu,"  sagt  der  Redner.  „Ein  Akt  des  Gemeinwillens 
aber  kommt  nur  zustande,  wenn  sich  alle  Bürger  beraten,  und 
eine  solche  Beratung  ist  nur  möglich,  wenn  sich  alle  Bürger 
wirklich  versammeln."  Die  tatsächliche  Unmöglichkeit,  die  sich 
diesem  Verfahren  entgegenstellt,  zwingt  dazu,  einen  weniger 
vollkommenen  Interpreten  des  Gemeinwillens  zu  erwählen,  das 
gesetzgebende  Parlament.  Man  nimmt  seine  Zuflucht  zum 
repräsentativen  System.  „Allerdings  vermag  die  legislative  Körper- 
schaft den  Gemeinwillen  nicht  immer  so  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  daß  man  ihren  Spruch  jederzeit  als  richtig  bezeichnen 
könnte.  Die  Erklärung,  durch  welche  die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung die  Berufung  einer  nationalen  Konvention  oder  einer 
verfassunggebenden  Körperschaft  verlangte,  wäre  kein  hinreichen- 
der Grund,  um  zu  dieser  Maßregel  zu  schreiten.  Diese  Er- 
klärung, die  im  Namen  des  Gemeinwillens  abgegeben  wird,  muß 

commun ;  l'autre  regarde  ä  l'interet  prive,  et  n'est  qu'une  somme  de  volontes 
particulieres  :  mais  otez  de  ces  memes  volontes  les  plus  et  les  moins  qui  s'entre- 
detniisent,  reste  pour  somme  des  differences  la  volonte  generale.  —  Si  quand 
le  peuple  suffisamment  informe  delibere,  les  citoyens  n'avaient  aucune  com- 
munication  entre  eux,  du  grand  nombre  de  petites  differences  resulterait  toii- 
joiu-s  la  volonte  generale,  et  la  deliberation  serait  toujours  bonne. » 
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noch  die  Sanktion  des  Gemeinwillens  erhalten.  Es  muß  noch 
die  Möglichkeit  gegeben  sein,  den  Beschluß  der  Volksvertreter 
zu  annullieren  oder  zu  bestätigen.  Man  muß  sich  daher  wieder 
an  das  Volk  wenden,  und  man  kann  dies  mit  Leichtigkeit  tun, 
ohne  aus  dem  Rahmen  der  repräsentativen  Prinzipien  heraus- 
zutreten. Das  Volk  wird  seinen  Willen  in  dem  einzig  möglichen 
Verfahren  kundtun,  nämlich  durch  neue  Vertreter,  durch  die 
nächste  legislative  Körperschaft,  und  weiter  durch  eine  dritte. 
Wenn  diese  drei  aufeinander  folgenden  Parlamente  den  gleichen 
Beschluß  gefaßt  haben,  so  besteht  kein  Zweifel  mehr  darüber, 
daß  der  Gemeinwille  sich  für  die  Berufung  einer  nationalen 
Konvention  oder  einer  verfassunggebenden  Körperschaft  ent- 
schieden hat;  und  es  soll  ihm  dann  genug  getan  werden."^) 


^)  31  aout  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  98  et  99  :  «  Voyons  comraent  le  peuple 
obtiendra  le  rassemblement  de  Tun  ou  l'autre  de  ces  corps  (de  la  Convention 
nationale  ou  du  Corps  constituant),  selon  sa  volonte  actuelle  et  bien  determinee. 
G'est  dans  les  princips  fondamentaux  de  notre  gouvernement  que  je  dois  chercher 
ä  resoudre  la  question :  La  France  est  un  gouvernement  representatif.  On  n'y 
connait  qu'un  seul  corps  essentiellement  deliberant,  et  des  petitionnaires  indi- 
viduels.  Le  corps  legislatif  delibere.  Les  citoyens  adressent  des  petitions.  Le 
Corps  legislatif  exprime  la  volonte  generale.  Les  citoyens  n'expriment  que 
des  volontes  particulieres.  L'acte  de  rassembler  la  Convention  nationale  ou 
le  Corps  constituant  est  un  acte  essentiel  de  la  volonte  generale.  Or,  il  n'existe 
veritablement  d'acte  de  la  volonte  generale  que  lä  oü  il  y  a  eu  deliberation  de 
toutes  les  parties,  et  il  ne  peut  y  avoir  de  deliberation  que  lä  oü  la  reunion  est 
effective.  Ainsi,  ä  moins  de  detruire  tous  les  principes  du  gouvernement  re- 
presentatif, il  est  evident  qu'aucun  corps  administratif,  aucune  collection  de 
citoyens  epars,  ne  peuvent,  pas  plus  dans  Ic  cas  particulier  que  dans  tout  autre, 
exprimer  cette  volonte.  Cette  serie  de  raisonnements,  puises  dans  votre  Con- 
stitution elle-meme,  conduit  ä  cette  derniere  consequence  :  la  volonte  generale 
sur  le  fait  du  rassemblement  d'une  Convention  nationale  ou  du  Corps  constituant, 
ne  peut  etre  exprimee  que  par  les  representauts  du  peuple.  J'adopte  cette  con- 
sequence, eile  devient  la  base  du  plan  que  je  vous  proposerai.  Cependant,  le 
Corps  legislatif  n'exprime  pas  tellement  la  volonte  generale,  qu'il  soit  toujours 
presume  1' avoir  exactement  prononcee.  Aussi,  dans  les  actes  de  legislation, 
est-il  arrete  par  le  veto  du  roi.  La  declaration  du  Corps  legislatif,  par  laquelle 
il  demanderait  une  Convention  nationale  ou  la  presence  du  Corps  constituant, 
ne  serait  donc  pas  süffisante  pour  donner  lieu  ä  leur  rassemblement.  II  faut 
que  cette  declaration,  emise  au  nom  de  la  volonte  generale,  re9oive  en  eilet 
la  sanction  de  cette  volonte  ;  il  faut  que  le  vceu  prononce  par  les  representants 
puisse  etre  annule  ou  confirme,     Par  qui  le  sera-t-il  ?   Ce  ne  peut  pas  etre  par 
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Die  gleicben  Gedanken  werden  am  31.  August  1791  von 
d' Andre  verfochten.^) 

Die  Argumentation,  nach  welcher  der  übereinstimmende 
Beschluß  drei  aufeinander  folgender  Legislaturen  die  Gewähr  in 
sich  trägt,  daß  er  den  Gemeinwillen  darstelle,  ist  gewagt.  Auch 
der  Wille  des  Königs  wird  von  Verlaß  nicht  sein.  Die  Argu- 
mentation ist  besonders  unsicher  gerade  in  dem  Fall,  wo  es  sich 
um  den  Fortbestand  der  Verfassung,  um  den  Fortbestand,  um 
die  Machtbefugnisse  der  konstituierten  Gewalten,  vielleicht  der 
gesetzgebenden  Körperschaft  selber  handelt.  Hier  sind  die  be- 
stehenden Gewalten,  hier  ist  die  legislative  Körperschaft  selber 
Partei.  Niemals  werden  sich  die  Bestrebungen  des  Parlaments, 
niemals  werden  sich  auch  die  Bestrebungen  des  Königs  mehr 
von  dem  Gemeinwillen  entfernen  als  bei  dem  Streit  um  die 
Frage,  ob  diese  beiden  Machtfaktoren,  ob  ihre  Befugnisse  auf- 
recht erhalten  werden  sollen.  Und  der  größte  Zwiespalt  wird 
entstehen  in  dem  besonderen  Fall,  wo  das  Volk  sich  gegen  Miß- 
bräuche, gegen  Ueberhebungen  der  Gewaltenträger  wendet,  wo 
sich  demnach  feindliche  Interessen  gegenüberstehen.  Robespierre 
hat  warnend  hingewiesen  auf  diesen  Widerspruch,  auf  diese  Ge- 
fahr, welche  die  Theorie  der  Nationalversammlung  in  sich  trägt.  ^) 

le  roi,  car  ceci  est  l'initiative  d'un  acte  de  souverainete  nationale,  qui  doit 
retourner  a  sa  source.  11  faut  donc  recourir  au  peuple,  et  ce  recours  est  facile 
en  restant  toujours  dans  les  principes.  Le  peuple  s'exprimera  de  la  seule  maniere 
dont  il  puisse  s'exprimer  par  de  nouveaux  representants,  c'est-ä-dire  par  sa 
seconde  legislature.  Enfin  par  une  troisieme.  Et  lorsque  ces  trois  legislatures 
consecutives  ont  emis  le  meme  voeu,  n'existant  plus  alors  aucun  doute  que 
la  volonte  generale  ne  desire  la  presence  d'une  Convention  nationale  ou  celle 
du  Corps  constituant,  ils  doivent  etre  rassembles. » 

1)  Areh.  pari.  XXX,  p.  111. 

2)  M.  Robespierre,  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  112  et  113  :  «  En  effet, 
Messieurs,  de  cela  meme  que  la  Convention  nationale  est  appelee  pour  reprimer 
les  pouvoirs  etablis,  poiu*  redresser  les  griefs  des  pouvoirs  delegues,  n'est-il  pas 
evident  que  jamais  on  ne  trouverait  trois  corps  delegues  de  suite  qui  consen- 
tiraient  ä  appeler  cette  autorite  formidable  qui  serait  l'ennemie  de  toutes  leurs 
pretentions  et  de  toutes  leurs  injustices  ?  N'est-il  pas  evident  que,  profitant 
de  Tabus  du  gouvernement,  qu'ils  auraient  eux-memes  introduit,  ils  deploieraient, 
au  contraire,  toutes  leurs  ressources  et  toute  leur  influence  pour  empecher  que 
la  Convention  nationale  füt  jamais  appelee  ;  et  qu'ainsi  le  plan  qu'on  vous  pro- 
pose  aurait  evidemment  l'eftet  de  delivrer  les  tjrans  des  Conventions  nationales.  » 
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Und  es  ist  klar,  daß  diese  Theorie  das  Prinzip  der  Volks- 
souveränität zertrümmert.  Wir  haben  früher  gesehen,  daß  mau 
in  der  repräsentativen  Verfassung  die  Volkssouveränität  nur  da- 
durch zu  retten  weiß,  daß  man  die  Gewalt  ihrer  Substanz  nach 
dem  Volke  und  lediglich  ihrer  Ausübung  nach  dem  Parlament 
zuschreibt.  Wir  haben  weiter  gesehen,  daß  diese  Forderung, 
dem  Volke  die  Gewalt  der  Substanz  nach  zu  überlassen,  gleich- 
bedeutend ist  mit  der  Forderung,  daß  dem  Volke  die  konstitu- 
ierende Gewalt,  die  MögHchkeit  bleibe,  die  anvertraute  Gewalt 
jederzeit  zurückzunehmen.  Steht  nun  dem  Volke  die  Initiative 
der  Verfassungsrevision  zu  —  und  hat  es  weiter  die  Macht,  die 
Verfassungsänderung  selbst  vorzunehmen  oder  durch  ein  impe- 
ratives Mandat  die  konstituierende  Konvention  zu  leiten  — ,  so 
ist  jener  Forderung  genug  getan.  Wenn  aber  das  Volk  nicht 
einmal  die  Initiative  der  Verfassungsrevision  besitzt  und  auch  jene 
weitere  Macht  an  die  Legislative  übertragen  muß,  —  so  bleibt 
von  der  Volkssouveränität  nichts  mehr  übrig  als  ein  leeres  Wort.  ^) 

Bleibt  die  Nationalversammlung  bei  dieser  Ausgestaltung  der 
konstituierenden  Gewalt  stehen,  so  verleugnet  sie  sich  selbst. 
Sie  muß  zu  dieser  Einsicht  gelangen.  Der  Widerspruch  ist  zu 
deutlich.  Das  repräsentative  Prinzip  hat  den  Gedanken  der 
Volkssouveränität  mit  einer  solchen  Heftigkeit  zurückgedrängt, 
daß  es  ihn  schließlich  vernichtet  hat.  Mit  dem  Gedanken  der 
Volkssouveränität  ist  aber  der  Staat  selber  zerstört. 

Gibt  es  kein  Entrinnen  aus  dieser  verhängnisvollen  Kon- 
sequenz ?  Im  repräsentativen  System  kann  die  Volkssouveränität 
nur  dadurch  gewahrt  werden,    daß   man    der  Nation  die  konsti- 


1)  M.  Robespierre,  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  112  :  «  N'est-il  pas 
evident  encore  qu'un  pareil  Systeme  aneantit  evidemment  le  principe  de  la 
souverainete  ?  En  effet,  si  l'existence,  si  la  formation  de  la  Convention  nationale 
depend  des  pouvoirs  constitues,  n'est-ü  pas  evident  que  l'autorite  de  la  nation 
est  subordonnee  au  pouvoir  constitue  ?  que  c'est  alors  la  legislature  qui  exerce 
cet  acte  supreme  et  puissant  de  la  souverainete  nationale,  qui  consiste  ä  nommer 
des  representants  pour  repriraer  les  entreprises  et  les  usurpations  des  delegues 
du  peuple  ?  Ainsi,  messieui's,  le  Systeme  propose  renverse  tous  les  principes ; 
il  detruit  la  souverainete  nationale,  et  j'ajoute  qu'il  nous  serait  un  garant  certain 
que  jamais  aucune  Convention  nationale  ne  pourrait  avoii'  lieu.  »  —  M.  Buzot, 
31  aoüt  1791,  1.  c,  p.  118. 
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tuierende  Gewalt  beläßt.     Und  nun  hat  man  die  konstituierende 
Gewalt  selbst  auf  eine  repräsentative  Köperschaft  übertragen. 

Die  Nationalversammlung  sucht  sich  aus  dieser  Notlage 
durch  eine  kunstvolle  und  scharfsinnige  Argumentation  zu  retten : 
In  unsrer  Verfassung,  sagt  sie,  gibt  es  zwei  Träger  der  konsti- 
tuierenden Gewalt ,  das  Volk  und  die  Konvention.  Wie  die 
legislative  Gewalt  der  Substanz  nach  und  der  Ausübung  nach 
verschiedenen  Subjekten  zustehen  kann,  so  auch  die  verfassung- 
gebende Gewalt.  Die  Konvention  besitzt  die  Macht,  die  Ver- 
fassung zu  ändern  unter  dem  gleichen  Titel,  unter  dem  das  re- 
präsentative Parlament  die  Legislative  besitzt.  Das  Volk  ist 
souverän,  und  die  Souveränität  ist  nicht  übertragbar.  Das  Volk 
kann  sich  selber  niemals  binden.  Wenn  das  Volk  einem  Parla- 
ment die  Macht  verleiht,  Gesetze  zu  erlassen,  so  kann  dieser 
Zustand  nur  so  lange  dauern,  als  die  Beschlüsse  des  Parlaments 
von  dem  Willen  des  Volkes  getragen  werden.  Das  Volk  kann 
dem  Parlament  diese  Macht  jederzeit  wieder  entziehen.  Das 
gleiche  gilt,  wenn  das  Volk  die  Verfassungsrevision  einer  konsti- 
tuierenden Versammlung  überläßt.  Wenn  die  Nation  nicht  selber 
dieses  AVerk  vollführt,  so  ist  der  Grund  darin  zu  suchen,  daß  es 
immer  eine  furchtbare  Erschütterung  des  staatlichen  Lebens  be- 
deutet, wenn  der  Gemeinwille  selber  in  Tätigkeit  tritt.  Der  Ge- 
meinwille ist  der  Riese,  der  das  ganze  Gebäude  des  Staates  auf 
seinen  Schultern  trägt.  Aber  er  soll  nicht  an  den  feinen  Bau 
seine  grobe  Hand  legen.  Das  Volk  hat  daher  ein  Verfahren 
vorgeschrieben,  in  welchem  repräsentative  Körperschaften  die 
Initiative  der  Revision  ergreifen  und  das  Werk  der  Verfassungs- 
änderung durchführen  können.  Es  hat  die  Initiative  dem  gesetz- 
gebenden Parlament,  die  Revision  selber  einer  Konvention  an- 
vertraut. In  dieser  Weise  ist  dafür  gesorgt,  daß  geringfügige 
Aenderungen  der  Verfassung  ohne  Umwälzung  des  staatlichen 
Lebens  in  aller  Stille  vorgenommen  werden  können.^)  Das  Volk 
ist  dann  nur  als  Zuschauer  beteiligt.  Es  greift  nicht  selber  ein. 
Aber  es  weiß,  daß  es  immer  eingreifen  kann.  Nur  scheut  es 
immer  wieder  davor  zurück,  sein  Machtgebot  zu  erlassen.    Denn 

^)  Cf.  De  Lolme,  Constitution  de  1' Angle  terra,  1788,  Tome  I,  Li  vre  I,  chap.  VI. 
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wenn  der  Volkswille  seine  Stimme  erhebt,    so  ist  es  der  Aufruf 
zur  Revolution. 

Frocliot  und  Barnave  haben  diesen  rettenden  Gedanken  ver- 
kündet. Durch  ihre  Konstruktion  soll  das  repräsentative  System 
mit  dem  Prinzip  der  Yolkssouveränität  zu  einem  harmonischen 
Ganzen  ausgestaltet  werden.^) 

1)  M.  Frochot,  31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  96  :  «La  souverainete  na- 
tionale, a-t-on  dit,  ne  peut  se  donner  aucune  chaine,  sa  determination  future 
ne  peut  etre  interpretee  ou  prevue,  ni  soumise  ä  des  formes  certaines  ;  car  11 
est  de  son  essence  de  pouvoir  ce  qu'elle  voudra  et  de  la  maniere  dont  eile  le  voudra. 
Eh  bien,  Messieurs,  c'est  precisement  par  un  eflfet  de  cette  toute-puissance  que 
la  nation  veut  aujourd'hui,  en  consacrant  son  droit,  se  prescrire  ä  elle-raeme 
un  moyen  legal  et  paisible  de  l'exercer  ;  et,  loin  de  trouver  dans  cet  acte  une 
alienation  de  la  souverainete  nationale,  j'y  remarque  au  contraire  Tun  des  plus 
beaux  monuments  de  sa  force  et  de  son  independance.  Au  surplus,  je  n'entends 
pas  comment  un  acte  de  la  souverainete  peut  jamais  etre  une  alienation  d'elle- 
meme,  et  je  le  con9ois  moins  encore  dans  l'espece  particuUere.  En  effet,  Mes- 
sieurs, la  loi  qui  regle  l'exercice  du  pouvoir  appartenant  au  peuple,  de  rectifier 
ou  de  changer  la  Constitution,  ne  differe  de  toute  autre  loi  que  par  le  degre  d'im- 
portance  ;  eile  derive  du  meme  principe  ;  eUe  offre  en  dernier  resultat  les  memes 
consequences  ;  la  volonte  generale  la  cree,  eile  y  soumet  les  volontes  particu- 
lieres,  eile  en  maintient  l'execution  aussi  longtemps  qu'U  lui  plait,  eile  seule 
enfin  peut  l'aneantir.  Si  donc  il  etait  vrai  que  cette  loi,  parce  qu'elle  admet 
un  engagement  precis  de  la  part  du  souverain  de  ne  vouloir  rien  de  contraire, 
portat  quelque  atteinte  ä  la  souverainete  nationale,  je  ne  vois  pas  comment 
Tobjection  serait  reduite  ä  cette  seule  hypothese.  II  n'est  pas  une  loi,  depuis 
l'acte  constitutionnel  jusqu'au  decrct  de  police  le  moins  important,  qui  ne  soit 
en  effet  un  engagement  de  la  souverainete  nationale  avec  eile -meme,  de  vouloir 
teile  cliose  de  teile  maniere,  et  non  d'aucune  autre.  Si  l'on  appelle  cela  une 
alienation  de  souverainete,  il  faut  la  denoncer  cette  alienation  dans  tous  les 
cas  oü  un  pareU  engagement  s'efFectue  ;  mais  alors  pourquoi  une  Constitution, 
pourquoi  des  loLs  ?  Peut-etre  on  nous  demandera,  si  le  moyen  legal  que  nous 
cherchons  etant  une  fois  adopte,  il  rendra  desormais  impossible  la  mamfestation 
et  meme  l'execution  instantanee  d'une  volonte  contraire  ?  Non,  sans  doute,  il 
ne  l'empecherait  pas,  et  cet  aveu  doit  rassurer  tous  ceux  qui  ne  voient  la  souve- 
rainete nationale  qu'au  sein  de  l'insurrection.  Mais  faut-U  en  conclure  que, 
I'insurrection  etant  possible  encore  dans  tous  les  cas,  on  doit  la  rendre  absolu- 
ment  necessaire  et  inevitable?  Tel  est  pourtant,  en  dernier  resultat,  le  sens  exact 
de  l'objection  si  souvent  repetee  contre  le  droit  du  legislateur  dans  cette  partie.  » 
M.  Buzot. 

31  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXX,  p.  113  :  «  II  n'est  pas  possible  de  limiter 
de  quelque  maniere  que  ce  puisse  etre,  le  mode  d'emission  du  voeu  du  peuple: 
on  ne  peut  pas  dire  qu'il  n'emettra  pas  son  voeu  de  teile  ou  teile  maniere.     On 
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Die  Verfassung  hat   sich  mit   aller  Ueberzeugung  zu  dieser 
versöhnenden  Theorie  bekannt.      „Die   konstituierende  National- 


peut  examiner  au  contraire  si,  dans  tel  ou  tel  cas,  11  peiit  ou  non  remettrc.  Ainsi 
la  question  n'est  pas  de  dire  :  le  peuple,  dans  ses  assemblees  primaires  ou  par 
des  petitions  individuelles,  emettra-t-il  son  voeu  pour  changer  la  Constitution; 
car  assurement  cette  question-lä  ne  peut  pas  etre  revoquee  en  doute  ;  car  tout 
ce  qui  est  relatif  ä  la  souverainete  du  peuple  ne  doit  pas  nous  occuper.  »  Barnave, 
1.  0.  <(  Nous  voulons  prevenir  par  un  mode  paisible  et  conservateur,  pris  dans 
la  Constitution,  la  provocation  de  ce  voeu  spontane  du  peuple,  qui  n'arrive 
jamais  que  par  la  souffrance  et  l'alteration  successive  des  pouvoirs  constitues. 
—  Voilä  la  Position  oü  nous  sommes :  nous  avons  fait  une  Constitution,  une 
machine  politique  toute  neuve  et  necessairement  compliquee  ;  l'experience  ne 
l'a  pas  encore  eprouvee  ;  il  appartient  ä  l'ouvrier  de  placer,  dans  son  oeuvre 
meme,  un  moyen  lent,  sage  et  circonspect,  d'obvier  aux  inconvenients  de  detail 
qui  pourraient  etre  demontres  par  l'experience,  par  l'epreuve  qui  n'a  pas  encore 
eu  lieu.  C'est  ainsi  que  vous  restez  dans  votre  pouvoir  ;  car,  cela  n'est  que 
l'achevement  de  votre  ouvrage,  et  c'est  ainsi  que  vous  acheverez  votre  grand 
monument,  celui  de  la  conservation  de  la  liberte  et  de  la  tranquillite  publiques, 
puisque  par  la  vous  remplacez  les  pouvoirs  constituants,  cause  perpetuelle  de 
la  Revolution,  et  qu'en  mettant  dans  votre  Constitution  meme  les  moyens  de 
les  corriger  et  d'en  reformer  les  abus,  vous  eloignez  ä  jamais  les  nouvelles  re- 
volutions  qu'on  pourrait  provoquer  en  France.  —  Maintenant  comment  pouvez- 
vous  etablir  dans  votre  Constitution  ce  principe  de  reformation  ?  Par  son  esprit 
meme,  par  le  principe  representatif  qui  en  est  la  base  ;  par  l'enonce  des  repre- 
sentants  de  la  nation,  seul  capable,  seul  valable  dans  un  pays  trop  etendu  pour 
que  le  peuple  delibere  reuni ;  c'est  donc  dans  le  sein  du  Corps  legislatif  que 
vous  devez  chercher  le  voeu  correctif,  placez-le  avec  prudence  et  exigez  de  la 
lenteur,  des  mesures  tres  circonspectes  ;  mais,  placez-le  la,  parce  qu'il  ne  peut 
pas  etre  place  ailleurs  sans  devenii*  un  principe  de  Subversion.  » 

Auch  Sieyes  proklamiert  den  Satz,  daß  die  Nation,  wenn  sie  iluen  souveränen 
Willen  äußere,  sich  über  alle  Formen  hinwegsetzen  könne.  «  De  quelque  ma- 
niere  qu'une  nation  veuille,  11  suffit  qu'elle  veuille  ;  toutes  les  formes  sont  bonnes, 
et  sa  volonte  est  toujours  la  loi  supreme.  »  Qu'est-ce  que  le  Tiers  Etat? 
1789,  p.  65. 

Die  Gedanlven  von  Rousseau  haben  den  Sieg  davongetragen.  Zwar  hat 
Rousseau  die  verfassungsgebende  Gewalt  noch  nicht  von  der  gesetzgebenden 
gesondert,  vielmehr  beide  einheitlich  ausgestaltet.  Aber  es  gilt  bei  ihm  für 
die  Legislative  ganz  allgemein  der  Satz,  daß  der  Souverän,  das  Volk  sich  bei 
Betätigung  dieser  Gewalt  an  keine  Beschränkungen  und  auch  an  keine  Formen 
binden  kann.  Man  darf  auch  nicht  vergessen,  daß  Rousseau,  wenn  er  von  den 
Höhen  der  philosophischen  Konstruktion  in  die  Welt  der  konkreten  politischen 
Wirklichkeit  heruntersteigt,  dem  Volke  die  Möglichkeit  zugesteht,  sich  für 
Aenderungen  der  Verfassung  an  gewisse  Formen  zu  binden.    Considerations  sur 
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Versammlung  —  so  sagt  sie  —  erklärt,  daß  die  Nation  das  un- 
verjährbare Recht  besitzt,  ihre  Verfassung  zu  ändern.  Indessen 
entspricht  es  eher  dem  nationalen  Interesse,  in  einem  verfassungs- 
mäßigen Verfahren  die  einzelnen  Artikel  zu  ändern,  deren 
Mangelhaftigkeit  die  Erfahrung  erwiesen  hat.  Es  wird  daher 
beschlossen,  daß  eine  Versammlung  in  bestimmten  Formen  die 
Revision  vornehmen  soll."^)  -j  ^) 

Man  darf  sich  nicht  verhehlen,  daß  durch  diese  Theorie  zwar 
die  Volkssouveränität  wieder  zu  Ehren  gebracht,  zugleich  aber 
das  repräsentative  System  verleugnet  wird.    Das  haben  wir  schon 


le  gouvernement  de  Pologne,  chap.  IX  :  «  On  rendra  la  Constitution  solide 
et  ses  lois  irrevocables  autant  qu'elles  peuvent  l'etre  :  Car  il  est  contre  la  nature 
du  Corps  politique  de  s'imposer  des  lois  qu'il  ne  puisse  revoquer ;  mais  il  n'est 
ni  contre  la  nature  ni  contre  la  raison  qu'il  ne  puisse  revoquer  ces  lois  qu'avec 
la  meme  solennite  qu'il  mit  ä  les  etablir.  » 

Der  Gedanke,  den  Ausbau  der  Verfassung  nicht  dem  Volke  selbst,  sondern 
einem  zu  diesem  Zweck  bestellten  Gesetzgeber  anzuvertrauen,  ist  auch  bei 
Rousseau  nicht  ohne  Stütze.  Die  fundamentalen  Gesetze  einer  Nation,  sagt 
Rousseau,  sollten  durch  einen  Gesetzgeber  geschaffen  werden,  der  durch  seine 
Intelligenz  und  seine  Unabhängigkeit  von  allen  widerstreitenden  Interessen 
der  Menschen  erhaben  über  der  Nation  stände.  Er  hätte  zwar  keine  autoritative 
Gewalt  - —  das  ist  das  Eigentümliche  bei  Rousseau  — ,  aber  das  Volk  sollte  sein 
Werk  bestätigen,  wenn  es  beendet  wäre.  Contrat  Social,  Buch  II,  Kap.  7, 
«  Du  legislateur  ». 

^)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  VII,  art.  1,  Arch.  pari.  XXX, 
p.  186  :  «  L'assemblee  nationale  Constituante  declare  que  la  nation  a  le  droit 
imprescriptible  de  changer  sa  Constitution ;  et  neanmoins,  considerant  qu'il 
est  plus  conforme  ä  l'interet  national  d'user  seulement,  par  les  moyens  prLs 
dans  la  Constitution  meme,  du  droit  d'en  reformer  les  articles  dont  l'experience 
aurait  fait  sentir  les  inconvenients,  decrete  qu'il  y  sera  procede  par  une  Assemblee 
de  revision  en  la  forme  suivante.  » 

2)  Vgl.  zu  diesem  Kapitel  Zweig,  Die  Lehre  vom  Pouvoir  Constituant.  Ein 
Beitrag  zum  Staatsrecht  der  französischen  Revolution,  1909.  —  Cajac,  De 
la  distinction  des  lois  constitutionnelles  et  des  lois  ordinaires,  1903.  —  Fonteneau, 
1900,  Du  pouvoir  constituant  en  France  et  de  la  revision  constitutionnelle  dans 
les  constitutions  fran9aises  depuis  1789. 

^)  Nun  verstehen  wir  auch,  in  welcher  Weise  die  Nationalversammlung 
ilire  eigene  Stellung  begreift.  Sie  hält  eben  dafür,  sie  sei  zin  Ausübung  der 
konstituierenden  Gewalt  durch  das  Volk  berufen,  dem  die  Substanz  dieser 
Gewalt  verbleibe. 
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festgestellt,  als  wir  in  dem  fünften  Kapitel  über  das  repräsenta- 
tive Prinzip  handelten.  Der  Zirkel  ist  hier  der  gleiche.  Liegt 
die  Autorität  der  repräsentativen  Körperschaft  einzig  darin,  daß 
ihr  Wille  mit  dem  Volksv^illen  identisch  ist,  so  hört  sie  auf,  eine 
repräsentative  Körperschaft  zu  sein.  Und  Rousseau  siegt  wieder- 
um über  Montesquieu. 


Achtes  Kapitel 

Die  gesetzgebende  Gewalt 

a)  Das  System  einer  einzigen  Kammer 
b)  Das  Teto  des  Königs 

Die  Nationalversammlung  ist  in  dem  Aufbau  ihres  Staats- 
gebäudes um  ein  bedeutendes  Stück  vorangekommen.  Sie  hat 
die  gesetzgebende  Gewalt  mit  repräsentativem  Charakter  aus- 
gestattet. Sie  hat,  von  dieser  Auffassung  ausgehend,  die  Zu- 
sammensetzung des  Parlaments  geregelt.  Aber  in  unsrer  bis- 
herigen Darstellung  haben  wir,  um  die  Untersuchung  zu  ver- 
einfachen ,  um  systematisch  fortschreiten  zu  können ,  immer  nur 
an  den  Fall  gedacht,  daß  ein  einziger  Träger  der  Legislative  ge- 
schaffen wird,  daß  eine  Volkskammer  alle  gesetzgebende  Gewalt 
in  sich  vereinigt.  Nun  müssen  wir  Umschau  halten,  und  sofort 
sehen  wir,  daß  zwei  Fragen  mit  aller  Leidenschaft  umstritten 
werden,  die  eine,  ob  das  Werk  der  Gesetzgebung  nicht  einer, 
sondern  zwei  Kammern  anvertraut  werden  soll,  und  die  andre, 
ob  das  Haupt  der  Exekutive,  ob  der  König  an  der  legislativen 
Gewalt  zu  beteiligen  ist. 

Betrachten  wir  zuerst,  wie  die  Nationalversammlung  zu  dem 
Problem  einer  zweiten  Kammer  Stellung  nimmt.  Hier  müssen 
wir  zwei  Perioden  in  der  Entwicklung  unterscheiden.  In  der 
ersten  wird  die  zweite  Kammer  noch  als  ein  aristokratisches 
Gebilde  vorgestellt;  in  der  zweiten  ist  sie  wie  die  erste  Kammer 
als  eine  Vertretung  des  Volks  gedacht. 

Der  Gedanke  einer  aristokratischen  Kammer  findet  seine 
Stütze  in  der  alten  Vertretuns;  nach  Ständen.     Es  zeigt  sich  in 
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manchen  Wahlliefteu  —  den  Cahiers  —  ein  starker  konservativer 
Zug.  Nicht  nur  Abgeordnete  des  Adels,  auch  Abgeordnete  des 
Volkes  erhalten  von  ihren  Wählern  den  Auftrag,  eine  Vertretung 
nach  Ständen  beizubehalten.  Der  Unterschied  mit  dem  bisherigen 
System  besteht  nur  darin,  daß  an  Stelle  von  drei  Ständeversamm- 
lungen zwei  gebildet  werden  sollen.  Dies  kann  in  der  Weise 
geschehen,  daß  Adel  und  Geistlichkeit  in  einer  Kammer  vereinigt 
werden,  oder  in  der  Weise,  daß  die  Geistlichkeit  auf  die  Kammern 
von  Adel  und  Volk  verteilt  wird.^) 

Weiter  äußert  das  Vorbild  der  englischen  Verfassung  eine 
mächtige  Wirksamkeit.  De  Lolme  und  Montesquieu  haben  die 
Vorzüge  des  englischen  Parlaments  ihren  Zeitgenossen  aus- 
einandergesetzt. 

Wenn  Uebergriffe  der  gesetzgebenden  Gewalt  verhindert 
werden  sollen,  sagt  de  Lolme,  so  muß  diese  Gewalt  geteilt  und 
zwei  Körperschaften  anvertraut  werden,  die  nur  in  ihrem  Zu- 
sammenwirken Gesetze  geben  können.  Und  weiter,  soll  jener 
Zweck  erreicht  werden,  so  müssen  beide  Kammern  gleiche  Macht 
haben,  in  Gleichgewicht  zueinander  stehen.  Diese  Bedingung 
ist  erfüllt,  wenn  eine  Kammer  aus  dem  Volk,  eine  Kammer  aus 
dem  Adel  gebildet  wird.  Wenn  auch  die  Adelskammer  nur  eine 
privilegierte  Minorität  vertritt,  deshalb  gar  leicht  in  Versuchung 
kommt,  sich  von  dem  Gemeinwohle  als  dem  leitenden  Zweck  zu 


^)  Cahier  de  la  province  de  Thimerais  :  «  La  division  de  1' ordre  du  clerge 
sera  faite  dans  les  deux  autres,  chacun  suivant  sa  naissance,  en  sorte  qu'il  n'y 
ait  plus  ä  ravenir  que  deux  ordres.  »  Citiert  bei  Jules  Cahen  dit  Xathan,  La 
representation  des  aristocraties  dans  les  chambres  hautes  en  France,  1899, 
p.  323.  —  Remontrances  au  tiers  etat  du  bailliage  de  Nemours,  chap.  III,  §  9, 
Arcli.  pari.,  Tome  IV,  p.  175  et  176  :  «  Plusieurs  paroisses  du  bailliage  de  Nemours 
pensent,  et  c'est  une  opinion  qui  parait  assez  generalement  repandue,  qu'il 
serait  ä  desirer  que  les  deux  ordres  superieurs  fussent  reunis  en  une  seule  chambre ; 
qu'il  n'y  eüt  ä  l'avenir  que  deux  ordres  :  l'ordre  noble  qui  contiendrait  les  gentiLs- 
hommes  et  le  clerge,  et  l'ordre  des  communes,  en  sorte  que  nos  Etats  generavix 
fussent  divises  comme  le  Parlement  d'Angleterre,  en  Chambre  haute  et  en 
Chambre  des  communes.  »  —  Cahier  de  la  noblesse  du  Bourbonnais,  Arch. 
pari.,  Tome  II,  p.  446.  —  Cahier  de  la  noblesse  du  bailliage  de  Metz,  Arch.  pari., 
Tome  II,  p.  762  et  763.  —  Rapport  fait  par  31.  le  comte  Stanislas  de  Clermont- 
Tonnerre  au  nom  du  comite  de  Constitution,  contenant  le  resume  des  cahiers 
en  ce  qui  concerne  la  Constitution,   Arch.  pari.  VIII,  p.  284,  27  juillet  1789. 
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entfernen  und  deshalb  weniger  Vertrauen  genießt,  so  wird  doch 
dieser  Mangel  aufgewogen  durch  das  Ansehen,  welches  den 
Adligen  Name  und  Geschichte  ihres  Hauses  verleiht.^) 

Nach  Montesquieu  ist  der  Adel  die  Stütze  der  Monarchie.  Er 
ist  eine  abhängige  Zwischengewalt,  welche  das  Bindeglied  darstellt 
zwischen  König  und  Volk.  „  Ohne  Monarchie  kein  Adel ;  ohne  Adel 
keine  Monarchie."  Will  man  dieses  Band  nicht  zerreißen,  will  man 
den  mäßigenden  Einfluß  des  Adels  nicht  zerstören,  der  Volk  und 
König  zusammenhält,  will  man,  daß  der  Adel  an  der  Einigkeit  und 
Größe  des  Staates  mitarbeite,  so  muß  man  ihm  eine  Stellung  geben, 
welche  ihm  erlaubt,  sich  in  seiner  Integrität  zu  erhalten  und 
seine  Privilegien  und  Sonderiuteressen  zu  wahren.  „Es  gibt  im 
Staat  immer  Leute,  die  durch  Geburt,  Reichtum  und  Ehren 
ausgezeichnet  sind;  wären  sie  mit  dem  Volk  zusamraengetan, 
hätten  sie  nur  eine  Stimme  wie  die  andern,  so  wäre  die  gemeine 
Freiheit  ihre  Knechtschaft;  sie  hätten  kein  Interesse,  diese  Frei- 
heit zu  verteidigen,  da  die  meisten  Beschlüsse  gegen  sie  ge- 
richtet wären.  Sie  sollen  daher  einen  Anteil  an  der  Gesetz- 
gebung erhalten,  der  ihrer  privilegierten  Stellung  im  Staate  ent- 
spricht; dieser  Zweck  wird  erreicht,  wenn  sie  eine  Körper- 
schaft bilden,  die  das  Recht  hat,  die  Beschlüsse  des  Volkes  auf- 
zuhalten, wie  das  Volk  berechtigt  ist,  ihre  Entschlüsse  zu  hemmen. 
So  soll  denn  die  Legislative  sowohl  der  Körperschaft  des  Adels 


^)  De  Lolme,  Constitution  de  l'Angleterre.  1788.  «  Et  non  seulement  la 
division  de  la  puissance  legislative  est  capable  de  la  limiter,  en  f  aisant  de  chaque 
partie  le  point  d'appui  qui  doit  arreter  les  autres  ;  mais  eile  la  limite  reellement. 
Si  eile  a  ete  divisee  en  deux  parties,  il  est  probable  qu'elles  ne  se  reuniront  pas 
toujours  soit  pour  faire,  seit  poiir  defaire :  si  on  l'a  divisee  en  trois  parties,  la 
Chance  qu'il  ne  se  fera  aucun  changement,  se  trouve  extremement  augmentee. 
—  Regle  generale,  par  consequent :  pour  qu'un  Etat  soit  stable,  il  faut  que  le 
pouvoii'  legislatif  y  soit  divise.  —  Une  part,  plus  gi-ande  ä  proportion,  de  tout 
ce  qui  peut  attirer  la  reverence  du  peuple,  a  ete  attribuee  aux  parties  de  la  legis- 
lation,  dans  lesquelles  on  ne  pouvait  placer  qu'un  degre  de  confiance  moindre 
que  dans  les  autres ;  et  les  inegalites  en  fait  de  force  reelle,  qui  ont  eu  lieu 
entr'elles,  ont  ete  composees  par  la  magie  de  la  dignite.  —  Comme  les  Nobles  qui 
forment  le  second  ordre  de  la  legislation,  se  trouvent  n'avoir,  et  quant  au  poids 
reel,  et  quant  au  nombre,  aucune  proportion  avec  la  totalite  du  peuple,  ils  ont, 
d'un  autre  cote  regu  tout  l'eclat  des  honneurs  personnels  et  d'un  titre  hereditaire.  » 
Tome  I,  livre  II,  chap.  III. 
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als  auch  der  Körperschaft  der  Volksvertreter  anvertraut  werden. 
Jede  dieser  Körperschaften  wird  ihre  eignen  Versammlungen 
und  Beratungen,  ihre  eignen  Ansichten  und  Interessen  haben."  ^) 

Der  mächtige  Einfluß  von  Montesquieu  zeigt  sich  besonders 
in  den  zahlreichen  Flugschriften  aus  den  Jahren  1788  und  1789.  -) 

Aber  die  Entwicklung,  die  mit  nicht  zu  unterschätzender 
Kraft  in  dieser  Richtung  einsetzt,  wird  jäh  abgebrochen  durch 
die  Ereignisse  vom  17.  Juni  1789.  Die  Versammlung  des  dritten 
Standes  proklamiert  sich  zur  Nationalversammlung,  zur  Ver- 
tretung der  gesamten  Nation.  Sie  verkündet  die  Souveränität 
des  Volkes  und  erklärt  sich  selbst  zum  Depositar  dieser  Souveräni- 
tät. Von  jetzt  an  ist  die  Einrichtung  einer  aristokratischen 
Kammer  unmöglich:  wollte  man  eine  solche  Kammer  schaffen, 
so  müßte  man  ihre  Gewalt  von  dem  Volk  herleiten.  Das  aber 
würde  ihrem  Wesen  widersprechen.  Eine  Adelskammer  kann 
ihre  Gewalt  nur  aus  der  Hand  des  Königs  empfangen.  Der 
Adel  und  sein  konstitutionelles  Recht  ist  naturgemäß  eine  Schöpfung 
des  Königs,  nicht  eine  Schöpfung  des  Volkes.  Das  Prinzip  einer 
aristokratischen  Kammer  ist  mit  dem  Prinzip  der  Volkssouveräni- 
tät unverträglich.  Das  ist  die  Argumentation,  die  hier  ange- 
wendet wird.  ^) 

Ist  aber  von  jetzt  an  der  Gedanke  einer  aristokratischen 
Kammer  hinweggeräumt,  so  bleibt  doch  die  Frage  bestehen,   ob 

^)  Montesquieu,  De  1' Esprit  des  Lois,  LivreXI,  chap.  VI,  De  la  Constitution 
d'Angleterre  :  «II  y  a  toujours  dans  un  Etat  des  gens  distingues  par  la  naissance, 
les  richesses  ou  les  honneurs ;  mais  s'ils  etaient  confondus  parmi  le  peuple,  et 
s'ils  n'y  avaient  qu'une  voix  comme  les  autres,  la  liberte  commune  serait  leur 
esclavage,  et  ils  n'am-aient  aucun  interet  ä  la  defendre,  parce  que  la  plupart 
des  resolutions  seraient  contre  eux.  La  part  qu'ils  ont  a  la  legislation  doit  donc 
etre  proportionnee  aux  autres  avantages  qu'ils  ont  dans  l'Etat :  ce  qui  arrivera 
s'ils  forment  im  corps  qui  ait  droit  d'arreter  les  entreprises  du  peuple,  comme 
le  peuple  a  droit  d'arreter  les  leurs.  —  Ainsi  la  puissance  legislative  sera  confiee, 
et  au  Corps  des  nobles,  et  au  corps  qui  sera  choisi  pour  representer  le  peuple, 
qui  auront  chacun  leurs  assemblees,  et  leurs  deliberations  ä  part,  et  des  vues 
et  des  interets  separes.  »     Cf.  Livre  II,  chap.  IV. 

^)  Cahen  dit  Nathan,  eben  zitiert;  vgl.  die  Zusammenstellung  auf  den 
Seiten  28  f.  dieses  Werkes. 

^)  Sie  ist  in  ilirer  Allgemeinheit  nicht  korrekt,  ist  aber  wohl  haltbar,  wenn 
sie  nur  den  Charakter  des  französischen  Adels  jener  Zeit  berücksichtigt.  Montes- 
quieu leitet  die  Gewalt  des  Adels  von  dem  Volke  her. 
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die  Legislative  einer  Kammer  oder  zwei  Kammern  übertragen 
werden  soll.  Auch  die  Besetzung  zweier  Kammern  durch  das 
Volk  ist  denkbar. 

Es  entbrennt  ein  heftiger  Streit  um  diese  Frage.  Die  ver- 
schiedenen Theorien,  die  für  und  wider  das  Zweikammersystem 
aufgestellt  werden,  haben  teils  einen  politischen,  teils  einen  staats- 
philosophischen Charakter. 

Die  Anhänger  des  dualistischen  Systems  führen  aus,  die 
Teilung  der  gesetzgebenden  Gewalt  verhindere  übereilte,  unbe- 
dachte Beschlüsse,  verhindere,  daß  das  Parlament  sich  durch 
äußere  Einflüsse,  besonders  durch  die  Machenschaften  der  Minister 
gewinnen  lasse  oder  daß  das  Parlament  in  der  Hitze  des  Ge- 
fechts durch  machtvolle  Beredsamkeit  zu  verhängnisvollen  Irr- 
tümern verleitet  werde.  Zwei  Kammern,  sagen  sie,  haben  nicht 
die  gleichen  Leidenschaften,  sind  nicht  zu  den  gleichen  Ver- 
irrungen  geneigt.  Ein  Senat,  der  aus  altern,  erfahrenen  Männern 
besteht,  wird  ein  Gegengewicht  zu  der  ersten  Kammer  bilden. 
Zwei  Kammern  werden  vereint  eine  starke  Autorität  besitzen. 
Eine  einzige  Kammer  wird  es  oft  nicht  wagen,  allein  dem  Sturm 
der  öffentlichen  Meinung  zu  widerstehen.  ^) 

„Die  erste  Kammer,  so  wird  weiter  argumentiert,  wird  eine 
größere  Sorgfalt  anwenden,  wenn  ihre  Entscheidungen  durch 
eine  zweite  Kammer  überprüft  werden  sollen.  Die  zweite 
Kammer  wird  Zeit  haben,  die  L-rtümer  der  ersten  Kammer  und 

^)  «  Une  Assemblee  unique  court  perpetuellement  le  danger  d'etre  entrainee 
par  l'eloquence,  seduite  par  des  sophismes,  egaree  par  des  intrigues,  enflammee 
par  des  passions  qu'on  lui  fait  partager,  emportee  par  des  mouvements  soudains, 
qu'on  lui  communique,  arretee  par  des  terreiirs  qu'on  lui  inspire,  par  une  espece  de 
cri  public  meme  dont  on  l'investit,  et  contre  lequel  eile  n'ose  pas  seule  resister.  » 
M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  31  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  516.  — 
M.  Champion  de  Cice,  27  juillet  1789,  1.  c.,  p.  282.  —  M.  Rabaud  de  Saint- 
Etienne,  4  septembre  1789,  1.  c,  p.  568.  —  M.  Mounier,  4  septembre  1789,  1.  c, 
p.  555.  —  M.  Malouet,  7  septembre  1789,  1.  c,  p.  590  et  591.  —  «  L' Assemblee 
Nationale  croit  regner  seule  lorsque'elle  est  seule  Legislatrice,  mais  connait-elle 
la  part  qu'eUe  est  obligee  de  faire  ä  ses  associes  inconstitutionnels  ?  —  La  chambre 
des  Communes  d'Angleterre  aimerait  mieux  avoir  ä  se  concilier  avec  deux 
Chambres  Hautes,  que  d'exister  sous  le  joug  oü  1' Assemblee  de  France  se  trouve 
placee.  »  Necker,  Du  pouvoir  executif  dans  les  grands  etats,  Tome  I,  chap.  IV, 
p.  62  et  63. 

Redslob,   Die  Staatstlieorien  der  franz.  Katlonalversammlung  von  1789  12 
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ihre  Gründe  zu  erkennen;  sie  wird  sich  im  voraus  gegen  das 
falsche  Urteil  ihrer  Vorgängerin  zur  Wehr  -setzen,  besonders 
wenn  sie  das  Prinzip  dieses  Irrtums  erkannt  hat.  Sie  wird  ihre 
Genehmigung  einem  Beschluß  nicht  versagen  können,  der  die 
Gerechtigkeit  und  die  öffentliche  Meinung  für  sich  hat.  Sie  wird 
umgekehrt  ihre  Zustimmung  einem  Beschluß  versagen  müssen, 
gegen  den  sich  die  Stimme  der  Gerechtigkeit,  die  Stimme  des 
Volks  erhebt.  Ist  die  Frage  zweifelhaft,  so  wird  die  Meinungs- 
verschiedenheit der  Kammern  zu  einer  neuen  Prüfung  und  einer 
neuen  Diskussion  führen.  Und  wenn  auch  einmal  ungerecht- 
fertigterweise ein  Entwurf  abgelehnt  wird,  so  muß  man  sich 
doch  immer  sagen,  nachdem  die  Verfassung  einmal  fest  ge- 
gründet ist:  Lieber  ein  gutes  Gesetz  zuwenig  als  ein  schlechtes 
Gesetz  zuviel.  Und  man  wird  auf  diese  Weise  zu  dem  letzten 
Grad  der  Vollkommenheit  gelangen,  den  menschliche  Einrichtungen 
überhaupt  erstreben  können."^) 

Die  Einrichtung  einer  einzigen  Kammer,  sagen  die  Anhänger 
des  dualistischen  Systems,  bringt  auch  die  Gefahr  mit  sich,  daß 
die  eine  Kammer  niemals  an  ihre  eignen  Beschlüsse  gebunden 
ist  und  Gesetze,  die  sie  in  bedächtiger  und  mühevoller  Arbeit 
zustande  gebracht  hat,  von  einem  Augenblick  zum  andern  um- 
stürzen kann.  Die  Folge  ist,  daß  der  Staat  von  den  Führern 
der  Kammer  despotisch  regiert  wird.  2) 

Kann  man  der  Einrichtung  einer  zweiten  Kammer  dadurch 
entgehen,  daß  man  die  Gesetzgebung  an  die  Sanktion  des  Königs 
bindet?  Nimmermehr.  Der  König  muß  sich  fügen,  wenn  das 
Volk  im  Parlament  die  Stimme  erhebt.  Im  unmittelbaren  Kampfe 
mit  dem  Volk  muß  er  als  der  schwächere  Teil  zurückweichen. 
Der  König,  machtlos  geworden,  wird  in  dieser  Notlage  nur  noch 
auf  den  günstigen  Augenblick  warten,  um  die  Gewalt  des  Par- 
laments zu  brechen  und  sich  zum  unbeschränkten  Herrscher 
aufzuschwingen.  Nichts  ist  gefährlicher  als  diese  den  Staat  zer- 
störende Eivalität  von  Parlament  und  König,  von  legislativer 
und  exekutiver  Gewalt.^) 


1)  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  31  aoüt  1789,  Aich.  pari.  VIII,  p.  516. 
=»)  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  1.  c,  p.  516. 
3)  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  1.  c,  p.  517. 


Die  gesetzgebende  Gewalt  I79 

Ueberhauptj  zwei  Gewaltenträger  genügen  nicht.  Soll  ein 
Gleicbgewiclit  innerhalb  der  gesetzgebenden  Gewalt  geschaflen 
werden,  so  müssen  sich  drei  Gewaltenträger  gegenüberstehen. 
Ein  einziger  Gewaltenträger  wird  zum  Despoten  ausarten,  zwei 
Gewaltenträger  werden  sich  so  lange  bekriegen,  bis  nur  ein  ein- 
ziger von  ihnen  übrigbleibt.  Aber  drei  werden  in  vollkommenem 
Gleichgewicht  zueinander  stehen,  wenn  sie  in  der  Weise  zu- 
sammengesetzt sind,  daß,  sobald  zwei  sich  bekämpfen,  der  dritte, 
gleichmäßig  an  der  Erhaltung  der  beiden  andern  interessiert,  den 
unterdrückten  Teil  unterstützt  und  den  Frieden  wiederherstellt. 
Die  Volkskammer  wird  gegen  das  Königtum  eine  Stütze  in  dem 
Widerstand  des  Senates  haben;  sie  wird  umgekehrt  gegen  die 
Anmaßungen  des  Senats  Schutz  finden  bei  der  königlichen 
Gewalt.  1) 

Diesen  Ausführungen  voll  überzeugender  Kraft  wird  nur 
das  eine,  aber  mächtigste  Argument  entgegengehalten.  Entweder, 
sagt  man,  werden  beide  Kammern  nach  dem  gleichen  Prinzip 
zusammengesetzt.  Dann  werden  sie  sich  nicht  hemmen,  sie  werden 
zusammengehen.  Der«  Zweck  der  Trennung  ist  dann  verfehlt. 
Oder  man  bildet  die  zweite  Kammer  nach  einem  verschiedenen 
Prinzip.     In  diesem  Fall  —  das   ist   der  willkürliche  Sprung   in 


1)  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  31  aoüt  1789,  Asch.  pari.  VIII,  p.  515 
et  516.  «  Un  pouvoir  unique  finira  necessaiiement  par  tout  devorer.  —  Deux 
se  combattront  jusqu'ä  ce  que  Tun  ait  ecrase  l'autre.  —  Mais  trois  se  maiutien- 
dront  dans  un  parfait  equilibre,  s'ils  sont  combines  de  teile  maniere  que  quand 
deux  lutteront  ensemble,  le  troisieme,  egalement  interesse  au  maintien  de  Fun 
et  de  l'autre,  se  joigne  ä  celui  qui  est  opprime  contre  celui  qui  opprime,  et  ramene 
Ja  paix  entre  tous.  —  Les  representants,  independamment  de  leiurs  propres 
forces,  trouveraient  un  appui  de  plus  dans  la  resistance  du  Senat  coutre  la 
royaute,  comme  ils  en  trouveraient  un  dans  le  pouvoir  du  roi  contre  les  pre- 
tentions  du  Senat.  —  Le  Senat,  qui  n'aurait  point  de  Privileges  utiles,  point 
d'exemptions  injustes,  mais  des  prerogatives  honorifiques,  tiendrait  ä  la  Cliambre 
des  representants  par  les  droits  de  propriete,  de  liberte,  en  un  mot  par  l'exercice 
de  tous  les  droits  nationaux  qu'il  partagerait  avec  eile,  comme  par  les  liens  de 
consanguinite  qui  imiraient  les  membres  respectifs  des  deux  Chambres,  il  tien- 
drait ä  la  prerogative  du  trone  par  l'eclat  que  la  sienne  en  recevrait.  —  Enfin, 
le  Roi  qui  aurait  aussi  sa  prerogative  a  maintenir,  tour  ä  tour  contiendrait  le 
Senat  par  les  representants,  et  tempererait  les  representants  par  le  Senat.  »  — 
Necker,  1.  c,  p.  70  et  71. 
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dieser  Argumentation  —  wird  eine  Vertretung  von  Sonder- 
interessen geschaffen ;  es  wird  eine  Trennung  nach  Ständen  durch- 
geführt; an  Stelle  der  alten  Aristokratie  wird  eine  neue  ge- 
schaffen. ^) 

Dieser  Einwand,  so  oberflächlich  er  ist,  kann  seinen  Ein- 
druck nicht  verfehlen.  Das  Schreckgespenst  der  Aristokratie, 
so  künstlich  es  auch  hervorgezaubert  wird,  muß  die  Gremüter 
verwirren. 

Gegen  die  Trennung  der  Legislative  in  zwei  Kammern  wird 
aber  noch  ein  theoretisches  Bedenken  laut.  Und  damit  kommen 
wir  zu  der  staatsphilosophischen  Seite  des  Problems.  Zu  der 
Zeit,  als  man  die  Frage  der  Trennung  behandelt,  hat  man  noch 
nicht  klar  entschieden,  ob  das  Parlament  repräsentativen  Charakter 
haben  soll.  Es  ist  das  ursprüngliche  Axiom  noch  nicht  über- 
wunden, daß  das  Parlament  berufen  sei,  durch  seine  Beschlüsse 
ein  getreues  Abbild  des  Gemeinwillens  zu  liefern. 

Dieser  Gedanke,  daß  das  Parlament  den  Gemeinwillen  aus- 
sprechen soll,  wird  gegen  das  dualistische  System  geltend  ge- 
macht. „Die  A'^ernunft  sagt  uns,  daß  die  gesetzgebende  Körper- 
schaft eine  Einheit  bilden  soll,  wie  die  Nation,  welche  sie  ver- 
tritt, eine  Einheit  ist.  Das  Parlament  ist  eingerichtet,  um  den 
Gemeinwillen  zu  bilden,  zu  sammeln  und  zu  verkünden.  Dieser 
Wille  ist  eine  Einheit.  Er  ist  unteilbar.  Es  ist  daher  inkonse- 
quent, die  gesetzgebende  Körperschaft  in  zwei  Teile  zu  spalten, 
um  einen  einheitlichen  Willen  zu  gewinnen."^) 

^)  M.  de  Montmorency,  5  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  585 :  «  Si 
les  deux  chambres  ont  la  meme  formation,  une  d'elles  devient  inütile,  puisqu'elle 
ne  serait  plus  qu'un  bureau  necessairement  toujours  influence  par  l'autre.  Si 
leiir  formation  n'est  pas  la  meme  et  qu'on  adopte  le  projet  d'un  Senat,  il  etablira 
raristocratie  et  conduira  ä  l'asservissement  du  peuple.  »  M.  Lanjuinais,  7  sep- 
tembre 1789,  1.  c.,  p.  588  :  «  Si  Ton  admettait  une  Chambre  haute,  le  petit 
nombre  commanderait  au  plus  grand ;  les  interets  particuliers  seraient  mis  ä 
la  place  des  interets  generaux.  L'Assemblee  nationale  serait  paralysee ;  et 
sur  les  ruines  de  cette  noblesse,  qui  maintenant  n'est  que  ce  qu'elle  peut  et  ce 
qu'eUe  doit  etre,  vous  eleveriez  le  plus  monstrueux  monument  d'aristocratie 
qui  puisse  exister  ;  aristocratie  aussi  funeste  au  Eoi  qu'au  peuple.  »  —  M.  Thouret, 
5  septembre  1789,  1.  c.,  p.  580.  M.  le  marquis  de  Sillery,  7  septembre  1789, 
1.  c,  p.  599  et  600. 

2)  Analyse  des  idees  principales  sur  la  reconnaissance  des  droits  de  l'homme 
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Die  Schwäche  dieser  Schlußfolgerung  springt  in  die  x4.ugen. 
Glaubt  man  einmal  an  den  Gemeinwillen,  glaubt  man  weiter. 
daß  nicht  nur  eine  einzige  Person,  daß  vielmehr  auch  eine  Mehr- 
heit von  Personen  in  einer  Parlamentskammer  ihn  getreu  wieder- 
zugeben vermag,  hält  man  dafür,  daß  aus  dem  Zusammenfluß 
verschiedener  individueller  Willensströmungen  sich  der  In- 
halt des  Gemeinwillens  ergeben  kann,  so  muß  es  gleichgültig  sein, 
ob  die  Vertreter  des  Volkes  auf  einmal  den  Gemeinwillen  fest- 
stellen oder  zunächst,  in  zwei  Körperschaften  getrennt,  zwei 
Willensrichtungen  bilden,  welche  durch  ihr  Zusammentreffen  den 
Gemeinwillen  erzeugen.  Der  Unterschied  ist  nur  der,  daß  bei 
dem  System  einer  Kammer  die  individuellen  Willensrichtungen 
der  Bürger  einmal  in  der  Person  des  Abgeordneten  zusammen- 
treffen und  daß  hierauf  die  verschiedenen  Willensrichtungen  der 
Abgeordneten  sich  zum  Gesamtergebnis  vereinigen,  während  beim 
System  zweier  Kammern  ein  dreifacher  Zusammenfluß  stattfindet, 
ehe  der  Gemeinwille  gewonnen  ist.  Aber  die  Methode  ist  die 
gleiche.  Das  Prinzip  für  die  Feststellung  des  Gemeinwillens 
bleibt  unverändert. 

Allein  auch  dieses  Argument  schlägt  ein.  Die  National- 
versammlung hält  es  für  unmöglich,  die  Legislative  zwei  Kammern 
zu  übertragen,  ohne  die  fundamentale  Lehre  vom  Gemein  willen 
zu  zerstören.  Und  manche  Denker  jener  Zeit  versuchen  des- 
halb einen  Ausweg  zu  finden.  Sie  sind  bestrebt,  die  Trennung 
zu  mildern  und  dermaßen  zu  gestalten,  daß  der  Gedanke  des 
Gemeinwillens  nicht  verletzt  wird  und  trotzdem  die  politischen 
Vorteile  der  Trennung  erhalten  bleiben. 

Man  versucht  den  Knoten  zu  lösen,  indem  man  sagt:  Die 
Einheit  und  Unteilbarkeit  des  Gemeinwillens  erfordert  die  Ein- 
heit der  Entscheidung,  nicht  aber  die  Einheit   der  Diskussion.  ^) 

en  societe,  et  sur  les  bases  de  la  Constitution  presentees  au  comite  de  Constitution 
par  M.  Thouiet,  1  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  327.  —  M.  Champion  de  Cice, 
27  juillet  1789,  1.  c,  p.  282.  —  M,  Rabaud  de  St.  Etienne,  4  septembre  1789, 
1.  c,  p.  568  et  569.  —  M.  Tliouret,  5.  septembre  1789,  1.  c.,  p.  581.  —  Robes- 
pierre, cf.  Deymes,  Les  doctrines  politiques  de  Robespierre,  1907,  p.  154 — 156. 

^)  M.  l'abbe  Sieyes,  7  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  597  :  «  Ce  qui 
fait  l'unite  et  Tindivisibilite  d'une  Assemblee,  c'est  l'unite  de  decision,  ce  n'est 
pas  l'unite  de  discussion.  » 
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Alle  Vorteile  des  dualistischen  Systems  sind  gewahrt,  wenn  ein 
Gesetz  zwar  durch  Beschluß  der  vereinten  Kammern  ergeht, 
wenn  es  aber  vor  seinem  Zustandekommen  verschiedene  Stadien 
in  der  Weise  durchlaufen  muß,  daß  es  abwechselnd  von  einer 
ersten  und  einer  zweiten  Kammer  beraten  wird.  Unbedachte? 
übereilte  Beschlüsse  werden  verhindert.  Aeußere  Einflüsse  können 
sich  nicht  in  der  gleichen  Weise  geltend  machen.  Die  Gefahr, 
daß  das  Parlament  sich  durch  machtvolle  Beredsamkeit  verblenden 
läßt,  wird  verringert.  Jede  Kammer  wird  auf  ihre  Arbeit  eine 
größere  Sorgfalt  verwenden,  wenn  sie  weiß,  daß  ihre  Beschlüsse 
von  der  andern  Kammer  geprüft  werden  sollen.  Auch  das 
Gleichgewicht  der  Gewalten  im  Staat  wird  begünstigt,  sobald 
drei  Machtfaktoren  sich  gegenüberstehen.  Und  auf  der  andern 
Seite  wird  bei  dieser  Gestaltung  des  legislativen  Verfahrens  nicht 
gegen  die  Einheit  des  Gemeinwillens  verstoßen.  Nicht  der 
Willensentschluß  selber  wird  geteilt;  nur  die  Vorbereitung  dieses 
Entschlusses,  die  Beratung,  die  zu  ihm  führt,  wird  in  verschiedene 
Stadien  zerlegt.  Nach  Dupont  de  Nemours  soll  die  erste  Kammer 
ihre  Vorschläge  machen,  der  Senat  darüber  beraten  und  die 
Gründe  entwickeln,  welche  ihm  für  oder  gegen  den  Vorschlag 
zu  sprechen  scheinen.  Der  Senat  kann  zu  dreien  Malen  die 
erste  Kammer  zu  einer  neuen  Beratung  nötigen,  und  wenn  als- 
dann immer  noch  verschiedene  Meinung  besteht,  so  vereinen  sich 
beide  Kammern  zu  gemeinsamer  Entscheidung  nach  der  Mehrzahl 
der  Stimmen.^) 

^)  M.  Dupont  de  Nemours,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  573: 
« Le  Senat  discutera  les  projets  de  la  Chambre  des  representants,  fera  ses  re- 
presentations,  developpera  les  idees,  les  raison  qui  lui  feront  adopter  ou  rejeter 
les  Operations  de  la  Chambre  des  representants.  Le  Senat  insistera  jusqu'ä  trois 
f ois  ;  apres  quoi,  si  les  avis  sont  encore  partages,  les  deux  Chambres  se  reuniront 
pour  i^rononcer  sur  le  sujet  de  discussion,  ä  la  pluralite  des  voix.  »  —  M.  de 
Clermont-Tonnerre,  4  septembre  1789,  1.  c.,  p.  574.  —  M.  iNIalouet,  7  septembre 
1789,  1.  c.,  p.  590 :  «  La  puissance  legislative  est  ime  ;  donc  il  ne  doit  y  avoir 
qu'une  seule  Chambre  !  C'est  ainsi  qu'avec  des  principes  generaux  on  conclut 
ce  que  l'on  veut,  et  que  des  abstractions  metaphysiques  sont  une  source  d'erreurs 
en  legislation.  Mais,  Messieurs,  la  souverainete  est  une,  et  ses  fonotions,  ses 
pouvoirs  se  subdi-yisent  en  plusieurs  branches :  le  pouvoir  executif  lui-meme 
comporte  trois  subdivisions  principales ;  ainsi,  pourquoi  ne  distinguerait-on 
pas  trois  temps  dans  un  acte  legislatif  ;  la  discussion  et  la  deliberation  provisoire, 


Die  gesetzgebende  Gewalt  183 

"Wer  sich  in  den  Geist  liineingelebt  hat,  der  die  National- 
versammlung beseelte,  wer  die  Arbeitsweise  und  die  Triebkräfte 
kennt,  die  in  dieser  Werkstätte  tätig  waren,  wird  erstaunt  sein, 
daß  sich  die  Versammlung  nicht  für  das  dualistische  System 
entschloß.  Es  hätte  vollkommen  dem  Charakter  der  Versamm- 
lung entsprochen,  zunächst,  vom  Gemein  willen  ausgehend,  in 
deduktivem  Verfahren  zu  dem  System  einer  einzigen  Kammer 
zu  gelangen ,  dann  die  bedeutenden  politischen  Vorteile  der 
Trennung  einzusehen  und  endlich  durch  eine  feinsinnige,  wenn 
auch  etwas  gesuchte  Konstruktion  wie  die  von  Dupont  de  Ne- 
mours, de  Clermont-Tonnerre,  Sieyes  oder  Malouet,  die  For- 
derungen der  Politik  mit  denen  der  staatsphilosophischen  Theorie 
zu  versöhnen. 

"Wenn  die  Nationalversammlung  am  10.  September  1789 
trotzdem  das  Prinzip  einer  einzigen  Kammer  proklamierte ,  so 
kann  der  Grund  nur  in  der  Agitation  gefunden  werden,  welche 
die  Einrichtung  eines  Senats  als  gleichbedeutend  hinstellte  mit 
der  Einrichtung  einer  Aristokratie.  Eine  übertriebene  Begeiste- 
rung für  die  Gleichheit  brachte  die  Gesetzgeber  zu  dem  Schritt, 
der   den    Staat   der  Tyrannei   des   Parlaments   unterwerfen,    der 


la  levLsion  et  l'arrete,  la  sanction  et  la  Promulgation  ?  Pour  moi.  je  soutiens  cette 
distiaction  si  naturelle,  si  necessaire  que  je  n'ai  pas  d'autre  maniere  de  concevoir, 
dans  une  grande  monarchie,  Taction  et  le  complement  de  la  puissance  legis- 
lative. .Je  suis  donc  d'avis  de  composer  l'Assemblee  nationale  de  deux  Chambres, 
dont  l'une  appelee  Chambre  des  representants,  et  l'autre  Chambre  du  conseil 
ou  Senat,  toutes  deux  electives,  sans  veto  l'une  sur  l'autre,  mais  avec  le  droit 
de  re%'ision  par  le  Senat  des  decrets  proposes  par  la  Cliambre  des  representants. 
—  M.  l'abbe  de  Sieyes,  7  septembre  1789,  1.  c,  p.  597  :  «  Ce  qui  fait  l'unite  et 
l'indivisibilite  d'une  Assemblee,  c'est  l'unite  de  decision,  ce  n'est  pas  l'unite 
de  discussion.  II  est  evident  qu'il  est  bon  quelquefois  de  dLscuter  deux  et  meme 
trois  fois  la  meme  question.  Rien  n'empeche  que  cette  triple  discussion  se  fasse 
dans  trois  salles  separees.  devant  trois  divisions  de  l'Assemblee,  sur  lesquelles 
des  lors  vous  n'avez  plus  ä  craindre  l'action  de  la  meme  cause  d'erreur,  de  pre- 
cipitation  ou  de  seduction  oratoire.  II  suffixa  que  la  determination  ou  le  decret 
ne  puisse  etre  que  le  resultat  de  la  pluralite  des  suffrages  recueillis  dans  les  trois 
sections,  de  la  meme  maniere  qu'ils  le  seraient  si  tous  les  deputes  se  trouvaient 
reunis  dans  la  meme  salle  ;  c'est-ä-dire,  pom-  me  servir  du  langage  usite,  pourvu 
que  les  suflErages  soient  pris  par  tetes  et  non  par  Chambres.  » 
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dem  Staat  die  Freiheit  nehmen  konnte.*)  Nirgends  sieht  man 
deutlicher  die  Wahrheit  jenes  großen  Wortes  von  Gladstone, 
daß,  wenn  England  gar  oft  seine  Freiheit  auf  Kosten  der  Gleich- 
heit eroberte,  Frankreich  die  Freiheit  immer  der  Gleichheit  ge- 
opfert hat. 

Wir  kommen  zu  der  zweiten  Kontroverse.  Ist  der  König 
an  der  legislativen  Gewalt  zu  beteiligen  und  in  welcher  Form? 
Um  keine  Frage  ist  in  der  Nationalversammlung  so  heiß  ge- 
stritten worden  wie  um  diese. 

Die  Versammlung  hält  unerschütterlich  fest  an  der  monarchi- 
schen Verfassungsform.  Auch  unter  den  extremen  Anhängern 
von  Rousseau  erhebt  niemand  seine  Stimme  für  die  Einführung 
der  Republik.  „Die  monarchische  Staatsform,  die  Unverletzlich- 
keit und  Heiligkeit  der  Person  des  Königs,  die  Erblichkeit  der 
Krone  im  Mannesstamm,  all  das  sind  Grundsätze,  die  von  den 
meisten  Wahlheften  anerkannt  und  feierlich  bestätigt,  von  keinem 
Wahlheft  aber  verleugnet  werden,"  sagt  de  Clermont-Tonnerre 
in  seinem  Bericht  vom  27.  Juli  1789. 2)  Die  wenigen  zer- 
streuten Angriffe,  welche  in  der  Literatur  jener  Zeit  auf  die 
Monarchie  unternommen  werden,  gehören  in  das  Gebiet  der 
reinen  Theorie.^) 

Ging  man  davon  aus,  daß  Frankreich  eine  monarchische 
Verfassung  erhalten  sollte,  so  konnte  man  z-wei  verschiedene 
Wege  einschlagen.  Man  konnte  den  König  auf  die  Exekutive 
beschränken,  man  konnte  ihm  aber  auch  eine  Mitwirkung  an  der 
Legislative  einräumen. 

Wenn  man  dem  König  nur  die  ausführende  Gewalt  über- 
ließ, so  folgte  man  hierin  der  Lehre  von  Rousseau.  Das  Gesetz 
ist  nach  Rousseau  dadurch  charakterisiert,  daß  es  eine  generelle 

^)  Necker,  1.  c,  p.  68  :  «  C'est  pour  etre  fidele  au  Systeme  d'egalite  par- 
faite,  on  pour  en  maintenir  la  forfanterie,  que  l'Assemblee  Nationale  a  rejete 
l'institution  des  deux  Cliambres,  dont  l'Angleterre  et  l'Amerique  nous  ont  dorme 
l'exemple.  » 

^)  Rapport  de  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre  contenant  le 
resume  des  cahiers,  en  ce  qui  concerne  la  Constitution,  art.  1,  Arcliives  parle- 
mentaires,  Tome  VIII,  p.  283. 

^)  Vgl.  Mably,  Les  droits  et  les  devoirs  du  citoyen,  1789,  p.  43  f.,  p.  340  f. 
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Regel  aufstellt,  eine  Regel,  die  für  alle  Bürger  gleichmäßig  gilt, 
während  der  Akt  der  Exekutive  nur  über  einen  individuellen 
Fall  entscheidet,  nur  einzelne  Bürger  bindet.  Der  gleiche 
Charakter  einer  Norm  generellen  Inhalts  kommt  dem  Gemein- 
willen zu.  Er  kann  seinem  "Wesen  nach  nur  Gebote  aufstellen, 
die  für  alle  Bürger  gleichmäßig  gelten.  Denn  er  ist  entstanden 
als  der  Wille  aller,  der  sich  vereint,  um  über  alle  zu  gebieten. 
Die  Sphäre  des  Gemeinwillens  und  die  Sphäre  des  Gesetzes 
fallen  daher  zusammen.  Nun  kann  der  Gemeinwille  seine  Quelle 
nur  im  Volke  haben.  Eine  Vertretung  im  Willen  ist  unmöglich. 
Die  gesetzgebende  Gewalt  kann  daher  nicht  übertragen  werden. 
Wohl  aber  muß  das  Volk  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  den 
individuellen  Fall,  die  Exekutive,  einem  fremden  Gewaltenträger 
anvertrauen.  Das  Volk  ist  zu  dieser  Funktion  nicht  fähig.  Denn 
der  Wille  des  Volkes  ist  seinem  Ursprung  nach  der  Wille  aller, 
der  sich  im  Gesellschaftsvertrag  zusammengetan  hat,  um  über 
alle  zu  herrschen;  er  enthält  daher  immer  ein  Gebot  generellen 
Charakters.^) 


1)  Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  VI :  «  Si  donc  on  ecarte  du  pacte  social 
ce  qui  n'est  pas  de  son  essence,  on  trouvera  qu'il  se  reduit  aiix  termes  suivants  r 
Chacun  de  nous  met  en  commun  sa  personne  et  toute  sa  puissance  soiis  la 
supreme  direction  de  la  volonte  generale  ;  et  nous  recevons  encore  chaque  membre 
comme  partie  indivisible  du  tout.  .  —  Livre  II,  chap.  VI :  «  Mais  qu'est-ce 
donc  enfin  qu'une  loi  ?  —  J'ai  dejä  dit  qu'il  n'y  avait  point  de  volonte  generale 
sur  un  objet  particulier.  En  eflfet,  cet  objet  particulier  est  dans  l'Etat  ou  hors 
de  l'Etat.  S'il  est  hors  de  l'Etat,  une  volonte  qui  lui  est  etrangere  n'est  point 
generale  par  rapport  ä  lui ;  si  cet  objet  est  dans  l'Etat,  il  en  fait  partie  :  alors 
il  se  forme  entre  le  tout  et  sa  partie  une  relation  qui  en  fait  deux  etres  separes, 
dont  la  partie  est  l'im  et  le  tout,  moins  cette  meme  partie,  est  l'autre.  MaLs  le 
tout  moins  une  partie  n'est  point  le  tout ;  et  tant  que  ce  rapport  subsiste,  il 
n'y  a  plus  de  tout ;  mais  deux  parties  inegales  :  d'oü  il  suit  que  la  volonte  de 
l'une  n'est  point  non  plus  generale  par  rapport  ä  l'autre.  Mais  quand  tout  le 
peuple  Statue  sur  tout  le  peuple,  il  ne  considere  que  lui-meme  ;  et  ü  se  forme 
alors  un  rapport,  c'est  de  l'objet  entier  sous  un  point  de  vue  ä  l'objet  entier 
sous  im  autre  point  de  vue,  sans  aucune  division  du  tout.  Alors  la  matiere  sur 
laquelle  on  statue  est  generale  comme  la  volonte  qui  statue.  C'est  cet  acte  que 
j'appelle  une  loi.  —  Sur  cette  idee,  on  voit  ä  l'instant  qu'il  ne  faut  plus  demander 
ä  qui  il  appartient  de  faire  des  lois,  puisqu'elles  sont  des  actes  de  la  volonte 
generale.  »  —  Livre  III,  chap.  I :  «  Nous  avons  vu  que  la  puissance  legislative 
appartient  au  peuple,  et  ne  peut  appartenir  qu'ä  lui.    II  est  aise  de  vok',   au 
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Diese  Lehre   von  Rousseau  vermochte   nicht,    die  National- 
versammlung  in  ihre  Richtung   zu   zvsringen.     Man  hatte  bereits 
ein  Element   in   die  Verfassung   hineingebaut,   welches   mit  der 
Theorie  von  Rousseau   in   ihrer  vollendeten  Form  nicht  verträg- 
lich war,    nämlich  das  Parlament.     Entweder   man   schrieb  dem 
Parlament  repräsentativen   Charakter    zu,    dann    entfernte   man 
sich  völlig  von  Rousseau    und   hatte   keinen  Grund,   dem  König 
eine  Beteiligung  an  der  Gesetzgebung  neben  dem  Parlament  zu 
versagen.     Oder   man    versuchte,    die   Einrichtung   eines   Parla- 
ments   durch    künstliche    Konstruktionen     mit    dem     Gedanken 
vom   Gemeinwillen   in  Einklang    zu   bringen.     Solche    Konstruk- 
tionen   sind  früher   dargestellt  worden:    Man   war  bestrebt,    das 
Parlament    als    Interpreten    des    Volkswillens    zu    rechtfertigen. 
Es    mußte    aber    dann    auch    denkbar    erscheinen,    die    gesetz- 
gebende Tätigkeit  des  Monarchen  zu  erklären.    War  man  einmal 
zu    der   Auffassung    vorgedrungen,    daß    der  Gemeinwille   durch 
andre   Gewaltenträger   kuadgetan    werden   könne   als   durch  das 
Volk  selber,   so   hatte    man   sich    damit  von  dem  Gedanken  los- 
gesagt, daß  der  Träger  der  Legislative  in  seiner  Natur  prinzipiell 
verschieden    sei    von    dem  Träger    der   Exekutive.     Konnte   man 
dem  Parlament   legislative  Gewalt  übertragen,    dann   auch    dem 
König.    Und  mit  diesem  neuen  Gedankengang  schwand  auch  die 
Notwendigkeit ,    die    ausübende    Gewalt   der    gesetzgebenden    zu 
unterwerfen.    Man  konnte  beide  Gewalten  einander  gleichstellen, 
indem    man    beide    aus    gemeinsamer   Quelle ,    aus    der    Volks- 
souveränität   herleitete.      In    diesem    Fall    entfernte    man    sich 
auch   wieder   von    Rousseau,    der   von    seinem    Standpunkt    aus 


contraire,  par  les  principes  ci-devant  etablis,  que  la  puissance  executive 
ne  peut  appartenir  ä  la  generalite  comme  legislatrice  ou  souveraine,  parce 
que  cette  puissance  ne  consiste  qu'en  des  actes  particuliers  qui  ne  sont  point 
du  ressort  de  la  loi,  ni  par  consequent  de  celui  du  souverain,  dont  tous  les 
actes  ne  peuvent  etre  que  des  lois.  II  faut  donc  ä  la  force  publique  un  agent 
propre  qui  la  reunisse  et  la  mette  en  oeuvre  selon  les  directions  de  la  volonte 
generale,  qui  serve  ä  la  communication  de  l'Etat  et  du  souverain,  qui 
fasse  en  quelque  sorte  dans  la  personne  publique  ce  que  fait  dans  riiomme 
l'union  de  l'äme  et  du  corps.  Voilä,  quelle  est,  dans  l'Etat,  la  raison  du 
gouvernement,  confondu  mal  ä  propos  avec  le  souverain,  dont  il  n'est  que  le 
ministre.  » 
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mit  Recht  die  exekutive  Gewalt  von  der  legislativen  abhängig 
machte.  ^) 

Die  Nationalversammlung  wählte  den  andern  Weg.  Sie 
gewährte  dem  König,  dem  Haupt  der  Exekutive,  Teilnahme  an 
der  gesetzgebenden  Gewalt.  Und  wir  beobachten  hier  wieder 
den  gleichen  Gedankenprozeü  wie  bei  der  Einführung  des  re- 
präsentativen Systems.  Dort  "wie  hier  übt  zu  allererst  die  eng- 
lische Verfassung  ihren  mächtigea  Einfluß.  Sie  ist  für  jene  Zeit 
wie  mit  einem  Glorienschein  umgeben.  Sie  nimmt  die  Gemüter, 
fast  möchte  man  sagen,  durch  einen  poetischen  Reiz  gefangen. 
Sie  hat  indes  nicht  nur  eine  berauschende,  sie  hat  auch  eine 
überzeugende  Kraft.  Ihre  politischen  Vorzüge  werden  von 
Männern  wie  Blackstone,  Locke,  Montesquieu,  de  Lolme  in 
glänzender  Darstellung  entwickelt.  Von  Geistern  dieser  Art  mit 
blendender  Beredsamkeit  verteidigt,  werden  ihre  Sätze  als 
Dogmen  aufgenommen.  Die  Nationalversammlung  bekennt  sich 
zu  den  neuen  Gedanken  und  folgt  hier  nur  Beweggründen  politi- 
scher Natur.  Ist  dieser  Schritt  getan,  so  sucht  sie  eine  Ver- 
söhnung mit  der  Lehre  von  Rousseau  herbeizuführen  und  ver- 
wendet auf  diese  zweite  Aufgabe  einen  weit  größeren  Scharfsinn, 
eine  weit  größere  Tiefgründigkeit  als  auf  die  erste. 

Wenn  man  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts in  Frankreich  von  der  englischen  Verfassung  spricht 
und  ihren  Prinzipien  huldigt ,  so  hat  man  fast  immer  das  Bild 
vor  Augen,  das  Montesquieu  von  ihr  entworfen  hat.  Für  die 
große  Mehrzahl  der  Gebildeten  jeuer  Zeit  sind  die  Staatseinrich- 
tungen Englands  gleichbedeutend   mit  den  idealen  Staatseinrich- 


^)  Contrat  Social,  Livre  III,  chap.  X\T:II  :  « II  resulte  qua  l'acte  qui  iiistitue 
le  gouvernement  n'est  point  im  contrat,  inais  une  loi ;  que  las  depositaires  de  la 
puissance  executive  na  sont  point  les  maitres  du  peuple,  mais  ses  officiers  ;  qu'il 
peut  les  etablir  et  les  destituer  quand  11  lui  plait ;  qu'il  n'est  point  question  pour 
eux  de  contracter,  mais  d'obeir  ;  et  qu'en  se  cliargeant  des  fonctions  que  l'Etat 
lern"  impose,  il  na  fönt  que  remplir  leur  davoir  de  citoyens,  sans  avoir  an  aucune 
Sorte  le  droit  de  disputer  sm-  les  conditions.  —  Quand  donc  il  arrive  que  le 
peuple  institue  un  gouvernement  hereditaire,  soit  monarchiqua  dans  ime  famille, 
soit  aristocratiqua  dans  un  ordre  de  citoyens,  ca  n'est  point  un  engagement 
qu'il  prend ;  c'est  una  forme  provisionnelle  qu'il  donne  ä  l'administration, 
jusqu'a  ca  qu'il  lui  plaise  d'en  ordonner  autrement.  » 
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tungen,  die  Montesquieu  in  dem  Geist  der  Gesetze,  in  dem  be- 
rühmten Kapitel  über  die  englische  Verfassung  entwickelt  hat. 
Die  Verfassung  Englands  hat  daher  in  jener  Zeit  ihren  großen 
Einfluß  in  der  Form  geübt,  welche  sie  im  Geist  der  Gesetze 
empfing.  Wir  müssen  aus  diesem  Grunde  vor  allem  die  Auf- 
fassung von  Montesquieu  entwickeln. 

Um  den  Bürgern  die  politische  Freiheit  zu  sichern,  oder, 
was  dasselbe  bedeutet,  um  zu  verhindern,  daß  die  staatliche 
Gewalt  zur  Bedrückung  der  Bürger  ausgenutzt  wird,  bedarf  es 
einer  Verfassung,  bei  welcher  die  Gewalten  getrennt  sind  und 
sich  trotzdem  gegenseitig  hemmen.^)  In  erster  Linie  ist  die 
Trennung  der  Gewalten  notwendig.  „Wenn  die  legislative  und 
die  exekutive  Gewalt  in  der  gleichen  Person  oder  in  der  gleichen 
Körperschaft  vereinigt  wären,  so  könnte  keine  Freiheit  bestehen; 
denn  es  wäre  immer  zu  befürchten,  daß  der  gleiche  Monarch 
oder  der  gleiche  Senat  tyrannische  Gesetze  erließe,  um  sie  tyran- 
nisch durchzuführen."  Es  ist  zweckmäßig,  die  ausführende  Ge- 
walt einem  Monarchen  anzuvertrauen,  die  gesetzgebende  Gewalt 
hingegen  einem  Senat.  Denn  wo  augenblickliche  Entschließung 
vonnöten  ist,  wird  ein  einzelner  besser  am  Platze  sein;  wo  es 
aber  auf  reifliche  Erwägung  ankommt,  wird  ein  Senat  besser 
seine  Aufgabe  erfüllen.^)  Indessen  die  Trennung  genügt  nicht, 
um  die  politische  Freiheit  zu  gewährleisten.  Es  muß  weiter  ein 
Gleichgewicht  unter  den  Gewalten  hergestellt  werden.  ..Wenn 
die  gesetzgebende  Körperschaft   in   ihren  Unternehmungen  nicht 

^)  Esprit  des  Lois,  1748,  Livi'e  XI,  chap.  IV :  «  C'est  xme  experience  eter- 
nelle  que  tout  homme  qui  a  du  pouvoir  est  porte  ä  erx  abuser  :  II  va  jusqu'ä  ce 
qu'il  trouve  des  limites.  Qui  le  dirait  ?  La  vertu  meme  a  besoin  de  limites.  — 
Pour  qu'on  ne  puisse  abuser  du  pouvoir,  il  faut  que,  par  la  disposition  des  choses, 
le  pouvoir  arret«  le  pouvoir.  » 

^)  Livre  XI,  chap.  VI.  de  la  Constitution  d'Angleterre  :  «  Lorsque  dans  la 
meme  personne  ou  dans  le  meme  corps  de  magistratm-e  la  puissance  legislative 
est  reunie  a  la  puissance  executrice,  il  n'y  a  point  de  liberte,  parce  qu'on  peut 
craindre  que  le  meme  monarque  ou  le  meme  senat  ne  fasse  des  lois  t5'ranniques 
pour  les  executer  tyranniquement.  »  —  « ha.  puissance  executrice  doit  etre 
entre  les  mains  d'un  monarque,  parce  que  cette  partie  du  gouvernement,  qui 
a  presque  toujours  besoin  d'une  action  momentanee,  est  mieux  admhiistree 
par  un  que  par  plusieurs  ;  au  Heu  que  ce  qui  depend  de  la  puissance  legislative 
est  souvent  mieux  ordonne  par  plusieurs  que  par  un  seul.  » 
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von  dem  Träger  der  Exekutive  aufgehalten  werden  kann,  so 
wird  sie  despotisch  werden;  denn  da  sie  sich  alle  erdenkliche 
Macht  beizulegen  vermag,  so  wird  sie  die  andern  Gewalten  ver- 
nichten." Montesquieu  denkt  hier  einmal  an  den  Fall,  daß  sich 
die  Legislative  über  die  von  der  Verfassung  gesetzten  Grenzen 
hin  weghebt,  ihre  eigne  Macht  auf  Kosten  der  andern  Gewalten 
erweitert.  Gegen  diese  Gefahr  allerdings  kann  die  Verfassung 
keine  Garantie  gewähren.  Den  andern  Gewalten  kann  ein  recht- 
liches Mittel  nicht  verliehen  werden,  um  sie  vor  solchem  Ueber- 
griff  zu  schützen.  Ob  der  Wille  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaft sich  durchsetzt,  ist  nur  eine  Machtfrage.  Montesquieu 
denkt  aber  weiter  an  den  andern  Fall,  daß  die  Gesetzgeber  inner- 
halb der  verfassungsmäßigen  Schranken  ihre  legislative  Gewalt 
miäbrauchen ,  mit  der  Gesetzgebung  individuelle  Interessen  ver- 
folgen. Hier  kann  Hilfe  geschaffen  werden,  indem  man  die 
Exekutive  an  der  Funktion  der  Gesetzgebung  beteiligt.  Die 
egoistischen  Interessen  der  beiden  Gewaltenträger  sind  zu  ver- 
schieden, als  da&  sie  jemals  sich  gegen  das  Staatswohl  verbünden 
könnten.  Gegenüber  den  Uebergriffen  der  Legislative  wird  daher 
stets  die  Exekutive  ihr  Interesse  an  der  Erhaltung  des  Staates 
zur  Geltung  bringen.  Nur  darf  der  Exekutive  eine  Teilnahme 
an  der  Gesetzgebung  nicht  in  der  Form  gewährt  werden,  daß 
sie  die  Initiative  von  Gesetzesvorschlägen  ergreifen  und  an  der 
Beratung  mitwirken  kann.  Denn  alsdann  wäre  die  Trennung 
der  Gewalten  wieder  aufgehoben.  Eine  solch  weitgehende  Be- 
teiligung der  Exekutive  ist  auch  nicht  notwendig,  um  den  er- 
wähnten Sicherungszweck  zu  erreichen.  Es  genügt,  daß  der 
Monarch  das  Recht  hat,  die  Gesetzgebung  aufzuhalten.  Es  soll 
ihm  daher  nicht  ein  Recht  zu  beschließen  eingeräumt  werden, 
sondern  nur  ein  Recht  zu  verhindern.  Dann  sind  die  Prinzipien 
von  der  Trennung  und  von  der  Hemmung  der  Gewalten  har- 
monisch   verbunden.  ^)     Zugleich     ist     klar ,     daß    durch    diese 


^)  Livre  XI,  chap.  VI :  «  Si  le  monarque  prenait  part  ä  la  legislation  par 
la  faculte  de  statuer,  il  n'y  aurait  plus  de  liberte.  IMais  comme  il  faut  poxu'tant 
qu'il  ait  part  ä  la  legislation  pour  se  defendre,  il  faut  qu'il  y  prenne  part  par  la 
faculte  d'empecher.  —  Voici  donc  la  Constitution  fondamentale  du  gouvernement 
dont  nous  parlons.    Le  corps  legislatif  y  etant  compose  de  deux  parties,  l'une 
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Schwächung  der  Legislative  in  ihrer  rechtlichen  Position  auch 
die  erste  Gefahr  vermindert,  wenn  auch  nicht  beseitigt  wird, 
die  Gefahr,  dal  die  Legislative  die  Schranken  der  Verfassung 
sprenge. 

Montesquieu  hat  als  erster  die  Lehre  von  der  gegenseitigen 
Hemmung  der  Gewalten  aufgestellt.  Sein  großer  Vorgänger, 
Locke,  dem  er  eine  Fülle  seiner  Gedanken  entlehnt,  hat  nur  die 
Theorie  von  der  Gewaltentrennung  gekannt.  Die  Ansichten  des 
englischen  Philosophen  über  das  Verhältnis  von  Legislative  und 
Exekutive  erschöpfen  sich  in  den  folgenden  Sätzen:  „Bei  der 
Schwäche  der  Menschen,  die  immer  nach  Gewalt  trachten,  wäre 
es  eine  zu  große  Versuchung,  wenn  die  Träger  der  Legislative 
auch  die  Exekutive  in  Händen  hielten.  Sie  wären  immer  ge- 
neigt, sich  selbst  von  dem  Gehorsam  gegen  die  Gesetze  zu  ent- 
binden, welche  sie  selbst  geschaffen  haben.  Sie  wären  immer 
geneigt,  bei  dem  Erlaß  und  bei  der  Ausführung  von  Gesetzen 
ihrem  eignen  Vorteil  nachzugehen  und  Interessen  zu  verfolgen, 
die  nicht  die  der  Gemeinheit  sind  und  dem  Endzweck  der  Ge- 
sellschaft und  der  Regierung  widerstreiten.  In  gut  eingerichteten 
Staaten,  wo  das  Wohl  der  Gesamtheit  seine  richtige  Wertung 
erfährt,  liegt  daher  die  gesetzgebende  Gewalt  in  der  Hand  einer 
Körperschaft,  welche,  rechtmäßig  versammelt,  allein  oder  in 
Gemeinschaft  mit  andern  Faktoren  Gesetze  geben  kann,  und 
deren  Mitglieder,  wenn  das  Werk  vollendet  ist  und  sie  sich 
wieder  trennen,  den  Gesetzen  Untertan  sind,  die  sie  gegeben 
haben,  ein  neuer  und  gewichtiger  Grund  für  sie,  nur  gute  Gesetze 
zu  erlassen.  —  Weil  aber  die  Gesetze  ,  die  auf  einmal  und  in 
kurzer  Zeit  geschaffen  sind ,  eine  dauernde  Kraft  haben  und 
stetig  befolgt  werden  sollen,  so  bedarf  es  einer  Gewalt,  welche 


enchainera  l'autre  par  sa  faculte  mutuelle  d'empecher.  Toutes  les  deux  seront 
li6es  par  la  puissance  executrice,  qui  le  sera  elle-meme  par  la  legislative.  — 
Ces  trois  puissances  devraient  former  un  repos  ou  une  inaction.  Mais,  comme 
par  le  mouvement  necessaire  des  choses  elles  sont  contraintes  d' aller,  elles  seront 
forcees  d'aller  de  concert.  —  La  puissance  executrice  ne  faisant  partie  de  la 
legislative  que  par  sa  faculte  d'empecher,  eile  ne  saurait  etre  dans  le  debat  des 
affaires.  II  n'est  pas  meme  necessaire  qu'elle  propose,  parce  que,  pouvant  tou- 
jours  desapprouver  les  resolutions,  eile  peut  rejeter  les  decisions  des  propositions 
qu'elle  aurait  voulu  qu'on  n'eüt  pas  faites.  »j 
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die  Gesetze  ausführt  und  in  Kraft  hält.  Und  deshalb  sind  die 
legislative  und  die  exekutive  Gewalt  so  oft  getrennt."^) 

Das  Verständnis  für  die  englische  Verfassung  und  für  das 
in  ihr  enthaltene  Gleichgewicht  der  Gewalten  ist  in  Frankreich 
nicht  nur  durch  Montesquieu  vermittelt  worden,  sondern  weiter 
durch  Blackstone  und  de  Lolme. 

In  seinem  1765  erschienenen  Kommentar  über  die  Gesetze 
von  England  hat  ßlackstone,  Richter  am  Hof  der  Common  Pleas, 
die  Trennung  und  die  Hemmung  der  Gewalten  für  die  funda- 
mentalen Prinzipien  der  englischen  Verfassung  erklärt.  ,.Iu  einer 
tyrannischen  Regierung,"  sagt  er  in  seinem  Kapitel  über  das 
Parlament,  „sind  Legislative  und  Exekutive  auf  einen  und  den- 
selben Herrscher  oder  auf  eine  einzige  Körperschaft  übertragen ; 
wo  aber  diese  Gewalten  in  einer  Hand  vereinigt  sind,  kann  im 
Staat  keine  Freiheit  bestehen.  Der  Gewalthaber  kann  hier 
tyrannische  Gesetze  erlassen  und  sie  in  tyrannischer  Weise  aus- 
führen, 2)  weil  er  als  Richter  alle  Gewalt  besitzt,  die  er  als 
Gesetzgeber  sich  zu  verleihen  beliebt.  Wo  aber  der  Träger  der 
Legislative  verschieden  ist  von  dem  Träger  der  Exekutive,  wird 

1)  Two  Treatises  of  government,  Book  II,  Cliapter  XII,  No.  143,  144: 
"And  because  it  may  be  too  great  temptation  to  human  fiailty,  apt  to  gi'asp 
at  power,  for  the  same  persons  who  have  the  power  of  making  laws  to  have 
also  in  their  hands  the  power  of  execute  them,  whereby  they  may  esempt 
themselves  from  obedienee  to  the  laws  they  make,  and  suit  the  law,  both  in 
its  making  and  execution,  to  theü'  own  private  ad  van  tage,  and  thereby  come 
to  have  a  distinct  interest  from  the  rest  of  the  Community,  contrary  to  the  end 
of  Society  and  government.  Therefore  in  well-ordered  commonwealths,  where 
the  good  of  the  whole  is  so  considered  as  it  ought,  the  legislative  power  is  put 
into  the  hands  of  divers  persons  who,  duly  assembled,  have  by  themselves,  or 
jointly  with  others,  a  power  to  make  laws,  which  wlien  they  have  done,  being 
separated  again,  they  are  themselves  subject  to  the  laws  they  have  made  ;  which 
is  a  new  and  near  tie  upon  them  to  take  care  that  they  make  them  for  the 
public  good.—  But  because  the  laws  that  are  at  once,  and  in  a  short  time 
made,  have  a  constant  and  lasting  force,  and  need  a  perpetual  execution, 
or  an  attendance  thereunto,  therefore  it  is  necessary  there  should  be  a  power 
always  in  being  which  should  see  to  the  execution  of  the  laws  that  are  made, 
and  remain  in  force.  And  thus  the  legislative  and  executive  power  come  offen 
to  be  separated." 

'^)  Man  bemerke  die  wörtliche  Anlehnung  an  Montesquieu,  Esprit  des  Lois, 
Livre  XI,  chap.  VI  i.  i. 
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jener  bestrebt  sein,  diesem  nicht  eine  so  große  Macht  zu  ver- 
leihen, daß  er  Gefahr  läuft,  von  ihm  gestürzt  zu  werden,  und  er 
wird  so  die  Freiheit  der  Untertanen  sichern.  Deshalb  ist  bei 
uns  in  England  die  staatliche  Gewalt  geteilt  in  die  Legislative, 
die  ausgeübt  wird  vom  Parlament,  bestehend  aus  dem  König, 
den  Lords  und  den  Gemeinen,  und  in  die  Exekutive,  die 
dem  König  allein  zusteht."^)  „Es  ist  notwendig,  um  das 
Gleichgewicht  in  der  Verfassung  zu  erhalten,  daß  der  Träger 
der  Exekutive  teilhabe  an  der  Legislative.  Völlig  darf  er  sie 
nicht  besitzen.  Denn  die  Vereinigung  beider  Gewalten  in  einer 
einzigen  Hand  würde,  wie  wir  gesehen  haben,  zur  Tyrannei 
führen.  Die  gänzliche  Trennung  der  Gewalten  aber  würde  schließ- 
lich das  gleiche  Unheil  erzeugen ;  denn  sie  würde  eben  jene  Ver- 
einigung, die  sie  vermeiden  soll,  zur  notwendigen  Folge  haben. 
Die  Legislative  würde  bald  zur  Tyrannei  ausarten;  sie  würde 
stetig  in  das  Gebiet  der  Exekutive  übergreifen  und  endlich  diese 
Gewalt  völlig  an  sich  reißen.  —  Um  solche  Anmaßungen  zu  ver- 
hindern, wird  dem  König  selbst  ein  Anteil  an  der  parlamen- 
tarischen Gewalt  verliehen;  und  so  erhellt  zugleich,  daß  der 
Anteil  an  der  Legislative,  welcher  der  Krone  zugestanden  wird, 
ein  Recht  zu  hindern,  nicht  ein  Recht  zu  beschließen  enthält. 
Denn  das  Vetorecht  genügt,  um  den  erstrebten  Zweck  zu  er- 
reichen. —  Das  ist  der  große  Vorzug  der  englischen  Verfassung, 
daß   in  ihr   alle  Teile   sich  gegenseitig   hemmen.  —  Die  Staats- 


^)  Commentaries  on  the  Laws  of  England  in  foiu-  books  by  Sir  William 
Blackstone,  Knt.  one  of  the  Justices  of  HLs  Majesty's  Court  of  Common  Pleas, 
1765,  Book  I,  Chapter  II  i.  i. :  "In  all  tyrannical  governments  the  supreme 
magistracy,  or  the  right  both  of  making  and  enforcing  the  laws,  is  vested  in  one 
and  the  same  man,  or  one  and  the  same  body  of  man ;  and  wherever  these  two 
powers  are  united  together,  there  cau  be  no  pubUc  liberty.  The  magistrate 
may  enact  tyraimical  laws,  and  execute  them  in  a  tyi'annical  manner,  since  he 
is  possessed,  in  quality  of  dispenser  of  justice,  with  all  the  power  which  he  as 
legislator  thinks  proper  to  give  himself.  But,  where  the  legislative  and  executive 
authority  are  in  distinct  hands,  the  former  will  take  care  not  to  entrust  the 
latter  with  so  large  a  power,  as  may  tend  to  the  Subversion  of  it's  own  independence, 
and  therewith  of  the  liberty  of  the  subjet.  With  us  therefore  in  England  this 
supreme  power  is  divided  into  two  branches ;  the  one  legislative,  to  wit,  the 
parliament,  consisting  of  King,  lords  and  commons ;  the  other  executive,  con- 
sisting  of  The  King  alone." 
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gewalt  ist  vor  der  Trennung  bewahrt  und  ist  künstlich  zusammen- 
gehalten durch  die  Doppelstellung  des  Königs,  welcher  teilnimmt 
an  der  Legislative  und  weiter  die  Exekutive  für  sich  allein  be- 
sitzt. Um  einen  Vergleich  aus  der  Mechanik  zu  gebrauchen: 
Man  hat  es  mit  drei  verschiedenen  Kräften  zu  tun,  welche  ver- 
eint der  Regierungsmaschine  eine  Richtung  geben,  verschieden 
von  derjenigen,  welche  jede  dieser  Kräfte  an  sich  allein  ihr  ge- 
geben hätte;  aber  zu  gleicher  Zeit  eine  Richtung,  welche  sich 
aus  jeder  einzelnen  dieser  Kräfte  herleitet,  von  ihnen  gemeinsam 
erzeugt  wird;  es  ist  die  Richtung  nach  der  Freiheit  und  der 
Wohlfahrt  des  Gemeinwesens."^) 

De  Lolme  hat  wie  Montesquieu,  wie  Blackstone  die  eng- 
lische Verfassung  gepriesen,  weil  in  ihr  der  König  die  Macht 
habe,  die  Gesetzgebung  aufzuhalten,  und  weil  so  die  Gewähr 
gegeben  sei,  daß  die  Gesetzgebung  niemals  mißbraucht  werde, 
da  die  Träger  der  Legislative  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
ihrer  Interessen  nie  gegen  das  gemeine  "Wohl  verschwören 
könnten.  ^) 


^)  L.  c. :  "It  is  highly  necessary  for  preserving  the  balance  of  the  Constitution, 
that  the  executive  power  should  be  a  branch,  though  not  the  whole,  of  the 
legislative.  The  total  union  of  them,  we  have  seen,  would  be  productive  of 
tyranny ;  the  total  disjunction  of  them,  for  the  present,  would  in  the  end  produce 
the  same  eft'ects,  by  causing  that  union  against  which  it  seems  to  provide.  The 
legislature  would  soon  become  tyrannical,  by  making  continual  encroachments, 
and  gradually  assuming  to  itself  the  rights  of  the  executive  power. — To  hinder 
theref ore  any  such  encroachments,  the  King  is  himself  a  part  of  the  parliament ; 
and,  as  this  is  the  reason  of  his  being  so,  very  properly  therefore  the  share  of 
legislation,  which  the  Constitution  has  placed  in  the  crown,  consists  in  the 
power  of  rejecting  rather  than  resolving;  this  being  sufficient  to  answer  the 
end  proposed. — And  herein  indeed  consists  the  true  excellence  of  the  English 
government,  that  all  the  parts  of  it  form  a  mutual  check  upon  each  other. — The 
Avhole  is  prevented  from  Separation,  and  artificially  connected  together  by 
the  mixed  nature  of  the  crown,  which  is  a  part  of  the  legislative,  and  the  sole 
executive  magistrate.  Like  tliree  distinct  powers  in  mechanics,  they  jointly 
impel  the  machine  of  government  in  a  direction  different  from  what  either,  acting 
by  itself,  would  have  done;  but  at  the  same  time  in  a  direction  partaking  of 
each,  and  formed  out  of  all ;  a  direction  which  constitutes  the  true  line  of  the 
liberty  and  happiness  of  the  Community." 

■^)  De  Lolme,  Constitution  de  1' Angle terre,  1788,  Tome  I,  Livre  II,  chap.  III. 
Kedslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  13 
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Wenn  Montesquieu  im  Jähre  1748  die  englische  Verfassung 
dadurch  kennzeichnet,  daß  er  der  Exekutive  eine  die  Gesetz- 
gebung hemmende  Kraft  zuschreibt,  so  begeht  er  einen  Irrtum, 
der  auf  einer  ungenauen  Kenntnis  des  englischen  Staatslebens 
beruht.  Werfen  wir  einen  Blick  auf  das  englische  Verfassuugs- 
recht. 

Seit  1322  ist  der  Rechtssatz  durchgedrungen,  daß  ein  Gesetz 
durch  den  Willen  des  Königs  und  die  Zustimmung  der  Prälaten, 
der  Barone  und  der  Gemeinen  zustande  kommt.  Die  Entwick- 
lung bis  zu  diesem  Wendepunkt  hat  sich  in  der  Weise  voll- 
zogen, daß  die  Gemeinen  allmählich  die  Teilnahme  an  der 
Gesetzgebung  erobert  haben,  die  bisher  nur  dem  König  und 
seinem  Magnum  Concilium,  dem  Rat  der  Prälaten  und  Barone 
zustand.  Seit  1322  ist  die  materielle  Gleichberechtigung  der 
Gemeinen  anerkannt,  wenn  sie  auch  noch  in  einer  Form  an  der 
Gesetzgebung  teilnehmen,  welche  ein  Verhältnis  der  Subordination 
zum  Ausdruck  bringt.  Die  Gemeinen  geben  ihren  Willen  noch 
lange  Jahre  nicht  kund  durch  advice  oder  assent  wie  die  Prä- 
laten und  Barone,  sondern  durch  Petition.  Erst  seit  dem  Par- 
lament von  Westminster  unter  Heinrich  VII.  wird  eine  legis- 
lative Formel  angewendet,  welche  das  Unterhaus  auch  formell 
den  beiden  andern  Faktoren  der  Gesetzgebung  gleichstellt.  „Der 
König,  unser  souveräner  Lord,  Heinrich  VII.,"  so  heißt  es  hier, 
„hat  in  seinem  Parlament,  gehalten  zu  Westminster  .  .  .  mit  der 
Zustimmung  der  geistlichen  und  weltlichen  Lords  und  der  Ge- 
meinen, die  in  diesem  Parlament  versammelt  waren,  und  unter 
der  Autorität  des  gleichen  Parlaments  gewisse  Statuten  und 
Ordonnanzen  in  folgender  Art  und  Form  erlassen. "  ^)  Dieser 
rechtliche  Zustand  der  Koordination  dauert  prinzipiell  noch 
heute.  Fragen  wir  aber,  wie  seit  Heinrich  VII.  die  Gewalt  in 
Wirklichkeit  verteilt  ist,  fragen  wir  nach  den  politischen  Macht- 
verhältnissen, so  ergibt  sich  ein  völlig  andres  Bild.     Unter  dem 


^)  "The  king  our  sovereign  Lord  Henry  VII.  at  his  Parliament  holden  at 
Westminster ...  by  the  assent  of  the  Lords  spiritual  and  temporal  and  the 
commons  in  the  said  parliament  assembled  and  by  the  authority  of  the  same 
parliament  hath  done  to  be  made  certain  Statutes  and  ordinances  in  manner 
and  form  foUowing." 
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Hause  Tudor,  besonders  unter  Heinrich  VIII.,  zeigt  sich  das 
Parlament  als  gefügiges  Werkzeug  in  den  Händen  des  Königs. 
Die  Erinnerung  an  die  blutigen  Adelskriege,  die  Erinnerung  an 
die  Anarchie,  an  die  religiösen  Schwierigkeiten,  an  die  aus- 
wärtigen Verwicklungen  wecken  das  Verlangen  nach  einem 
starken  Königtum.  Erst  unter  Elisabeth  erhebt  sich  das  Parla- 
ment zu  stärkerem  Widerstand;  doch  diese  Bewegungen  sind 
noch  vereinzelt.  Aber  unter  Jakob  I.  beginnt  das  Parlament,  gar 
oft  dem  Willen  des  Königs  zu  trotzen ;  es  weiß  auch  den  König 
zum  Nachgeben  zu  zwingen.  Die  Zeit  der  Stuarts  bringt  den 
Entscheidungskampf  zwischen  Parlament  und  Krone.  Aus  diesem 
Kampfe  geht  das  Parlament  siegreich  hervor.  Es  hebt  die 
Oranier  auf  den  Thron  und  besiegelt  durch  diesen  Akt  seine 
Suprematie.  Im  Lauf  des  achtzehnten  und  neunzehnten  Jahr- 
hunderts, gleichzeitig  mit  dem  Ausbau  des  parlamentarischen 
Systems,  geht  die  angebahnte  Entwicklung  weiter.  Der  König 
wird  immer  mehr  in  die  Unmöglichkeit  versetzt,  sich  einem 
Gesetzgebungsakt  des  Parlaments  zu  widersetzen.  Formal  recht- 
lich steht  ihm  zwar  immer  noch  das  Veto  zu.  Aber  die  poli- 
tische Kraft,  von  diesem  Recht  Gebrauch  zu  machen,  besitzt  er 
nicht  mehr.  Die  politische  Uebermacht  des  Parlamentes  hat  sich 
dermaßen  gefestigt  und  hat  sich  so  stetig  behauptet,  daß  eine 
verbindliche  Gewohnheit,  daß  sich  ein  Verfassungsbrauch  heraus- 
gebildet hat,  mächtig  wie  ein  Gesetz,  der  dem  König  verwehrt, 
sein  Veto  gegen  einen  Gesetzesakt  des  Parlamentes  einzulegen. 
Zum  letztenmal  hat  die  Königin  Anna  von  dem  Vetorecht  Ge- 
brauch gemacht,  als  sie  der  schottischen  Militiabill  ihre  Zu- 
stimmung versagte. 

Montesquieu  hat  in  seiner  historischen  Forschung  einen 
Fehler  begangen.  Aber  der  Hauptzweck  seiner  Arbeit  geht  nicht 
auf  eine  historische  Forschung.  Und  deshalb  wiegt  dieser  Fehler 
nicht  schwer.  Welche  Aufgabe  stellt  sich  Montesquieu?  Nicht 
in  erster  Linie  diejenige,  eine  Darstellung  der  englischen  Ver- 
fassung zu  geben,  wie  sie  in  Wirklichkeit  besteht,  wie  sie  in 
Wirklichkeit  sich  entwickelt  hat.  Montesquieu  will  eine  Doktrin 
über  die  Hemmung  der  Gewalten  entwickeln.  Der  englischen 
Verfassung  scheint  ihm  eine  Doktrin  zugrunde  zu  liegen,  welche 
die  wissenschaftliche  Wahrheit   über  diese  Frage    enthält.     Und 
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deshalb  sucht  er  aus  den  englischen  Staatseinrichtungen  auf  in- 
duktivem Weg  ein  System  theoretischer  Grundgedanken,  ein  Bild 
einer  idealen  Verfassungsform  zu  gewinnen. 

Montesquieu  sucht  nach  einer  Doktrin,  welche  der  englischen 
Verfassung  zugrunde  liegt,  so  sagen  wir.  Damit  ist  bereits  eine 
wichtige  Erkenntnis  voraus  genommen.  Montesquieu  hat  eine 
Auffassung  der  Ereignisse,  die  keine  historische  ist.  Er  beob- 
achtet zwar  die  Staatseinrichtungen  der  verschiedenen  Völker 
und  der  verschiedenen  Zeitalter  und  zieht  aus  diesen  Betrach- 
tungen seine  Konsequenzen.  Aber  die  vorteilhaften  Staatseinrich- 
tungen gelten  ihm  nicht  als  das  Endglied  einer  Entwicklungs- 
reihe ;  sie  gelten  ihm  als  von  weisen  Gesetzgebern  in  theoretischer 
Arbeit  erdacht.  Er  fragt  nicht  nach  all  den  äußeren  Ereignissen, 
nach  all  den  psychischen  Kräften,  die  im  Lauf  der  Zeiten  eine 
Institution  geschaffen  haben;  er  fragt  nur  nach  einem  wissen- 
schaftlichen Gedanken,  der  die  Institution  eingegeben  hat.  Die 
Engländer,  denkt  Montesquieu,  haben  dem  König  die  Mitwirkung 
an  der  Legislative  eben  zu  dem  Zweck  gesichert,  um  das  Gleich- 
gewicht unter  den  Gewalten  herzustellen,  um  die  Theorie  von 
der  Hemmung  der  Gewalten  durchzuführen.  —  Der  soeben  ge- 
botene Abriß  aus  der  englischen  Verfassungsgeschichte  zeigt  den 
Irrtum  dieser  Meinung.  Rabaud  de  Saint-Etienne  hat  diese  Ein- 
seitigkeit der  Methode  mit  vielem  Schiarfsinn  erkannt  und  ge- 
tadelt. Bei  Erörterung  einer  Frage,  die  mit  der  eben  behandelten 
verwandt  ist,  der  Frage  nämlich,  ob  eine  oder  zwei  Kammern 
eingerichtet  werden  sollen,  betont  er,  daß  die  Engländer  die 
Vorteile  genießen,  die  sich  aus  der  Verteilung  der  Legislative 
auf  zwei  Kammern  ergeben,  daß  sie  aber  die  Trennung  nicht 
um  dieser  Vorteile  willen  vorgenommen  haben,  sondern  um  die 
Interessen  der  Lords  und  der  Gemeinen  zu  versöhnen.  „Ich 
leugne  nicht,"  sagt  Rabaud  de  Saint-Etienne,  „daß  die  Engländer 
für  ihre  Freiheit  großen  Nutzen  aus  diesem  Gleichgewicht  ge- 
zogen haben.  —  Es  scheint  mir  aber,  daß  ein  Oberhaus,  daß  eine 
getrennte  Kammer  bei  ihrer  Einrichtung  nicht  als  Mittel  gedacht 
ist,  um  die  gefährlichen  Bestrebungen  der  versammelten  Nation 
aufzuhalten.  Ich  gestehe  zu,  daß  sie  diesen  Erfolg  erzielt  und 
daß  dies  Ergebnis,  ein  durch  geschichtliche  Ereignisse  ent- 
wickelter Gleichgewichtszustand,  eine  weise  Einrichtung  ist,  aber 
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ich  behaupte,  daß  er  nicht  menschlicher  Weisheit  seine  Ent- 
stehung verdankt.  —  Der  Gedanke,  zwei  Kammern  einzuführen, 
hat  seinen  Ursprung  nicht  in  einer  Berechnung  von  politischen 
Kräften.  Er  ist  nicht  aufgekommen,  um  voreilige  Beschlüsse  der 
Volkskammer  zu  hindern.  AVenn  wir  ihn  uns  zu  eigen  machen, 
so  geschieht  es  nicht  im  Weg  der  prinzipiellen  Erwägung,  son- 
dern im  Weg  der  Nachahmung.  Er  ist  eine  Entdeckung,  nicht 
eine  Erfindung.  Der  Gesetzgeber  hat  ihn  nicht  berechnend  er- 
dacht, der  Zufall  hat  ihn  hervorgebracht.  Das  System  des  Gleich- 
gewichts beider  Kammern  hat  seinen  Ursprung  in  England. 

Aber  die  Engländer  haben  es  nicht  ersonnen,  um  gefährlichen 
Bestrebungen  der  Gemeinen  gegen  den  König  zu  wehren ;  das  kam 
ihnen  nicht  in  den  Sinn.  Die  Einrichtung  der  zwei  Kammern 
hat  nur  dem  Ausgleich  zwischen  den  Interessen  der  Gemeinen 
und  den  Interessen  der  Großen  gedient."^) 


^)  Rabaud  de  Saint-Etienne,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  568: 
«  Je  ne  nie  point  que  les  Anglais  n'aient  tire,  pour  leur  liberte,  de  grands  avan- 
tages  de  lenr  equilibre  :  tels  seraient  ceux  que  nous  en  aurions  retires  nous- 
memes,  si  les  circonstances  ne  nous  avaient  dispenses  de  les  imiter.  — -  II  me 
parait  cependant  qu'une  Chambre  haute,  une  chambre  separee  n'est  point,  dans 
son  Institution,  un  moyen  imagine  pour  arreter  les  dangereux  efforts  d'une 
nation  assemblee.  J'accorde,  povir  un  instant,  qu'elle  produit  cet  eüet,  et  que 
le  resultat  d'vm  equilibre  necessite  par  les  circonstances  est  devenu  de  la  sagesse, 
mais  il  n'etait  pas  de  la  sagesse  originairement ;  pas  plus  que  ne  l'aurait  ete 
parmi  nous  l'etablissement  d'une  Chambre  haute  ä  laquelle  nous  eussions  ete 
forces.  —  L'idee  de  deux  chambres  n'est  donc  pas  dans  son  origine  un  calcul 
de  forces  politiques  ;  eile  n'a  point  ete  imaginee  pour  suspendre  la  marche  pre- 
cipitee  des  representants  du  peuple.  Ce  ne  serait  pas  par  principe  que  noua 
l'adopterions,  ce  serait  par  consequeice.  C'est  une  decouverte  et  non  pas  une 
invention.  Le  legislateur  ne  l'a  pas  calculee,  c'est  le  hasard  qui  l'a  foiu-nie.  Cette 
idee  de  l'equilibre  des  deux  Chambres  est  d'origine  anglaise,  et  les  Anglais  ne 
les  formerent  pas  pour  eviter  les  efforts  dangereux  des  communes  contre  le 
Roi ;  ils  n'y  songerent  pas  du  tout :  ce  fut  un  accommodement  des  interets  des 
grands  avec  ceux  des  communes.  Je  voudrais  repeter  cette  Observation  en 
cent  manieres.  —  II  resulta  cependant  de  cet  accommodement,  que  pour  le 
maintenir,  ü  fallut  donner  aux  parties  contractantes  une  arme  propre  ä  repousser 
les  attaques  de  l'autre,  un  bouclier  defensif ;  et  l'on  crea  le  veto :  ü  etait  ne- 
cessaire,  il  devait  y  avoir  des  combats,  et  la  creation  meme  du  veto  le  prouve. 
■ —  Les  deux  pouvoirs  furent  donc  une  invention  forcee,  un  pacte,  un  contrat 
imagine,  non  pour  rendre  la  legislation  meilleure,  mais  poiu:  accommoder  des 
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Der  Grundsatz  von  der  Hemmung  der  Gewalten  findet  auch 
eine  machtvolle  Stütze  in  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
vom  17.  September  1787.  Die  Legislative  ist  einem  Kongreß 
anvertraut,  der  sich  aus  einem  Senat  und  einem  Kepräsentanten- 
haus  zusammensetzt,  die  Exekutive  einem  Präsidenten.  Ist  em 
Gesetzesvorschlag  von  beiden  Kammern  angenommen,  so  kann 
der  Präsident  ein  suspensives  Veto  einlegen.  Der  Vorschlag 
muß  dann  nochmals  zur  Abstimmung  gelangen  und  muß  nunmehr 
die  Zweidrittelmajorität  in  jeder  Kammer  für  sich  vereinen.  Erst 
dann  erhält  er  Gesetzeskraft.^) 

Die  Kenntnis  der  amerikanischen  Verfassung  ist  in  Frank- 
reich zu  jener  Zeit  durch  zwei  Schriftsteller,  John  x\.dams  und 
Robert  Livingston,  verbreitet  worden.  2) 

Diese  Gleichgewichtslehre  gibt  dem  Werk  der  National- 
versammlung die  entscheidende  Richtung.  Der  Grundsatz,  welcher 
die  Beteiligung  des  Königs  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  for- 
dert, sagt  der  Graf  de  Lally-Tollendal,  hat  eine  dermaßen 
zwingende  Ueberzeugungskraft,  daß  sich  schwerlich  eine  Stimme 
in  der  Versammlung  gegen  ihn  erheben  kann.  ^) 


gens  qui  n'etaient  pas  d'accord.  On  fit  tout  pour  rinteret  particulier,  et  non 
pour  rinteret  general :  celui-ci  y  gagna,  sans  doute ;  car  il  gagne  toujours  ä 
la  cessation  des  querelles  intestines  ;  mais  ce  n'etait  que  par  contre-coup,  et 
ce  n'etait  pas  lui  directement  que  l'on  avait  voulu  servir.  » 

1)  Art.  1,  Sektion  1,  7,  Art.  2,  Sektion  1  der  Verfassung. 

-)  John  Adams,  Histoire  de  la  quereile  entre  la  Grande-Bretagne  et  les 
colonies  americaines.  Defense  de  la  Constitution  et  du  gouvernement  des  Etats- 
Unis,  .3  vol.,  1787.  Necessite  d'une  balance  entre  les  pouvoirs  d'un  gouverne- 
ment libre,  Londres  1787,  trad.  en  fran9ais,  Paris  1792,  2  vol.  —  Robert  Living- 
ston, Examen  du  gouvernement  d'Angleterre,  compare  aux  constitutions  des 
Etats-Unis,  trad.  en  fran9ais  par  Fahre,  avec  notes  de  Dupont  de  Nemours  et 
Condorcet,  Paris  1789.  —  Cf.  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  31  aoüt  1789, 
Arch.  pari.  VIII,  p.  518  :  «  M.  Adams  a  ecrit  qu'il  n'etait  point  de  gouverne- 
ment, point  de  Constitution  stähle,  point  de  protection  assuree  pour  les  lois, 
les  Ubertes  et  les  proprietes  des  peuples  sans  la  balance  des  trois  pouvoirs ;  le 
censeur  injuste  et  inconsequent  de  M.  Adams,  Livingston  a  dit  la  meme  chose 
que  lui.  »  —  M.  Mounier,  12  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  410,  417.  —  M. 
Champion  de  Cice,  Rapport  sur  les  premiers  travaux  du  Comite  de  la  Consti- 
tution, 27  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  281  et  282.  —  M.  Mounier,  Arch. 
pari.  VIII,  p.  417,  12  aoüt  1789. 

3)  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  31  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  .514. 
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Schon  die  Wahlhefte  fordern  die  Mitwirkung  des  Königs  an 
der  Legislative.  ^)  Der  erste  Verfassungsentwurf  vom  27.  Juli 
1789,2)  die  Verfassungsentwürfe  vom  28.  und  vom  31.  August 
1789  verkünden  den  gleichen  Grundsatz.  3) 

Es  werden  nur  ganz  vereinzelte  Bedenken  laut  gegen  die 
Hemmung  der  gesetzgebenden  Gewalt  durch  den  König.*) 

«  H  serait  superflu  de  chercher  ä  etablir  qua  le  roi  doit  etre  une  portion  inte- 
grante  du  pouvoir  legislatif  ;  nous  avons  peine  ä  croire  qu'un  seul  donte  puisse 
s'elever  ä  cet  egard ;  et  s'il  s'en  formait  un,  nous  le  repousserions  par  le  rai- 
sonnement  et  par  les  faits.  —  Quant  au  raisonnement,  nous  dirions  d'abord, 
avec  les  plus  habiles  publicistes  (Blackstone,  Li  vre  I,  chap.  2),  que  poiu*  maintenir 
la  balance  de  la  Constitution,  il  est  necessaire  que  la  puissance  executrice  soit 
une  blanche  sans  etre  la  totalite  de  la  puissance  legislative  ;  que  comme  l'union 
entiere  de  ces  deux  puissances  produirait  la  tyrannie,  leur  desunion  absolue 
la  produirait  egalement ;  que  la  legislation,  si  eile  etait  totalement  separee  du 
pouvoir  executif,  entreprendrait  sur  les  droits  de  ce  dernier,  et  se  les  arrogerait 
insensiblement ;  qu'ainsi,  sous  Charles  I,  le  long  parlement,  tant  qu'il  continua 
d'observer  la  Constitution  et  d'agir  de  concert  avec  le  roi,  redressa  plusieurs 
griefs,  et  porta  plusieurs  lois  salutaii'es  ;  mais  que  quand  il  se  fut  arroge  a  lui 
seul  le  pouvoir  legislatif,  en  excluant  l'autorite  royale,  il  ne  tarda  pas  ä  s'emparer 
de  Tadministration,  et  que  la  consequence  de  cette  Invasion  et  de  cette  reunion 
de  pouvoirs  fut  le  renversement  de  l'Eglise  et  de  l'Etat,  et  une  oppression  du 
peuple  pire  que  celle  dont  on  avait  pretendu  le  delivrer.  » 

^)  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  Second  rapport  contenant 
le  resume  des  cahiers,  en  ce  qui  concerne  la  Constitution,  27  juillet  1789,  Arch. 
psLi'].  VIII,  p.  283  :  «  Le  plus  grand  nombre  des  cahiers  reconnait  la  necessite 
de  la  sanction  royale  pour  la  Promulgation  des  lois.  » 

-)  M.  Mounier,  Projet  contenant  les  premiers  articles  de  la  Constitution, 
27  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII.  286.  chap.  III,  art.  1,  2  :  «  Art.  1.  Le  gouverne- 
ment  francais  est  monarchique ;  ü  est  essentiellement  dirige  par  la  loi ;  il  n'y 
a  point  d'autorite  superieure  ä  la  loi.  Le  roi  ne  regne  que  par  eile,  et  quand  il 
ne  commande  pas  au  nom  de  la  loi,  il  ne  peut  exiger  l'obeissance.  Art.  2.  Le 
pouvoir  legislatif  doit  etre  exerce  par  l'assemblee  des  representants  de  la  nation, 
conjointement  avec  le  monarque  dont  la  sanction  est  necessaire  pour  l'etablisse- 
ment  des  lois.  » 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  hier  der  Entwiu-f  unter  dem  Einfluß  von  Montes- 
quieu in  den  Gesetzen  ein  Wesensmerkmal  der  Monarchie  erblickt.  Cf.  Esprit 
des  Lois,  Livre  II,  chap.  1  :  «  Le  gouvernement  monarchique  est  celui  oü  un 
seul  gouverne,  mais  par  des  lois  fixes  et  etablies.  » 

3)  Arch.  pari.  VIII,  p.  584,  Projet,  chap.  II,  art.  1,  2,  p.  523.  Projet,  chap.  II, 
art.  1,  2. 

^)  Ohne  diese  Institution,  sagt  Mirabeau,  wäre  es  noch  besser,  in  Konstan- 
tinopel als  in  Frankreich  zu  leben. 
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Guillotin  wirft  ein,  daß,  wenn  zwei  Kammern  gebildet  seien, 
die  Legislative  kraft  dieser  Organisation  dermaßen  verlangsamt 
werde,  da&  es  einer  Hemmung  von  außen  durch  eine  fremde 
Kraft  nicht  mehr  bedürfe.  Dieser  Einwand  von  Gruillotin  mußte 
hinwegfallen,  als  sich  die  Versammlung  für  das  System  einer 
einzigen  Kammer  entschloß.  ^)  Er  ist  auch  oberflächlicher  Natur. 
Guillotin  vergißt,  daß  zwei  Kammern  sich  in  ihren  eigennützigen 
Bestrebungen  nicht  notwendig  bekämpfen.  Und  sie  haben  jeden- 
falls ein  sehr  gefährliches  gemeinsames  Interesse,  nämlich  ihre 
Macht  auf  Kosten  der  Exekutive  zu  erweitern ,  die  Schranken 
der  Verfassung  zu  sprengen  und  den  Monarchen  aus  seiner 
Stellung  zu  verdrängen. 

Wenn  der  Monarch  befugt  ist,  die  Gesetzgebung  aufzuhalten, 
sagt  weiter  Robespierre,  so  wird  nicht  das  Gleichgewicht  her- 
gestellt, sondern  das  Gleichgewicht  gestört.  Eine  weise  Ver- 
fassung soll  den  Mißbrauch  einer  jeden  Gewalt  verhindern,  indem 
sie  die  Kraft  der  schwächeren  Gewalt  vermehrt  und  die  Kraft 
der  stärkeren  vermindert.  Der  Monarch  aber  bildet  die  Gefahr 
im  Staat,  nicht  das  Parlament.  Gegen  den  Monarchen  muß  das 
Volk  sich  schützen.  Es  ist  daher  unverständig,  die  Macht  des 
Königs  auf  Kosten  der  Macht  des  Parlaments  zu  vergrößern, 
indem  man  ihm  die  Möglichkeit  gewährt,  die  Gesetzgebung  zu 
hemmen.  „Man  sagt:  die  Vertreter  des  Volks  können  ihre 
Autorität  mißbrauchen;  man  muß  daher  dem  König  die  Macht 
geben,  dem  Gesetz  zu  wehren.  Es  ist,  wie  wenn  man  sagte: 
Der  Gesetzgeber  kann  sich  irren;  man  muß  ihn  daher  ver- 
nichten. "2)  —  Die  Meinungsverschiedenheit  hat  ihren  Grund  darin, 


1)  M.  Guillotin,  29  aoüt  1789,  Aich.  pari.  VIII,  p.  509 :  «  Si  l'Assemblee 
etait  divisee  en  deux  chambres,  alors  le  veto  du  Roi  ne  serait  pas  necessaire, 
puisqu'il  en  existerait  dejä  un  ;  si,  au  contraire,  il  n'y  avait  qu'une  seule  chambre, 
le  veto  du  Roi  serait  la  barriere  que  l'on  pourrait  opposer  ä  Tabus  du  pouvoir 
legislatif.  » 

^)  «  Les  representants  de  la  nation  peuvent  abuser  de  leur  autorite,  donc 
il  faut  donner  au  Roi  le  pouvoir  de  s' opposer  ä  la  loi.  ■ —  C'est  comme  si  l'on 
disait :  le  legislateiu:  peut  errer,  donc  il  faut  l'aneantir.  —  Ceci  suppose  une 
grande  defiance  du  Corps  legislatif  et  une  extreme  confiance  dans  le  pouvoir 
executif,  il  s'agit  d'examiner  jusqu'ä  quel  point  l'une  et  l'autre  est  fondee.  — 
Sans  doute,  les  regles  d'une  sage  politique  prescrivent  de  prevenir  les  abus  de 
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daß  die  Nationalversammlung  von  einem  allgemein  wissenschaft- 
lichen Standpunkt  aus  zu  der  Frage  Stellung  nimmt,  daß  Robes- 
pierre hingegen  sich  von  der  Erinnerung  an  die  Willkürherr- 
schaft der  französischen  Könige  beherrschen  läßt ;  die  Divergenz 
rührt  daher,  daß  die  Nationalversammlung  über  das  Königtum 
als  eine  abstrakte  Einrichtung  diskurriert,  Robespierre  aber  über 
das  Königtum  Ludwigs  XIV.  und  Ludwigs  XY. 

Eine  andre  und  schwerer  zu  widerlegende  Einwendung, 
welche  der  Theorie  von  der  Gewaltenhemmung  entgegengehalten 
wird,  ist  ihr  Widerstreit  mit  der  Lehre  vom  Gemeinwillen. 
Hier  entsteht  das  große  Problem,  um  welches  sich  die  National- 
versammlung mit  erstaunlicher  Dialektik  und  mit  tiefgehenden 
politischen  Betrachtungen  müht. 

Es  ist  vor  allem  Robespierre,  welcher  mit  großer  Schärfe 
den  Zwiespalt  auseinanderlegt  und  mit  Begeisterung  die  Lehren 
seines  Meisters  Rousseau  verteidigt.  „Jeder  Mensch  hat  von 
Natur  das  Recht,  sich  selbst  durch  seinen  Willen  zu  regieren. 
Die  Menschen,  die  sich  zu  einer  politischen  Körperschaft,  zu 
einer  Nation  vereinigt  haben,  besitzen  folglich  das  gleiche  Recht. 
Die  Fähigkeit,  einen  gemeinsamen  Willen  zu  entwickeln,  die 
wieder  beruht  auf  der  Fähigkeit  der  einzelnen,  einen  indivi- 
duellen Willen  zu  haben;  mit  andern  Worten:  die  gesetzgebende 
Gewalt  ist  unveräußerlich,  souverän  und  unabhängig.  Dem  Willen 
der  Nation  kommen  die  gleichen  Eigenschaften  zu  wie  dem 
Willen  des  einzelnen,  als  er  noch  getrennt  von  seinesgleichen 
lebte."  Damit  ist  die  Theorie  vom  Gemeinwillen  als  Fundament 
hingestellt.  „Weil  eine  große  Nation,"  fährt  Robespierre  fort, 
„die  gesetzgebende  Gewalt  nicht  selber  ausüben  kann  und  eine 
kleine  Nation  sie  vielleicht  nicht  ausüben  soll,  so  vertraut  das 
Volk  die  Ausübung  der  Legislative  seinem  Parlament  als  dem 
Träger  dieser  Gewalt.  Dann  aber  muß  offenbar  der  Wille  des 
Parlaments  als  Wille  des  Volks  angesehen  und  geachtet  werden. 


tous  les  pouvüirs  par  de  justes  precautions :  la  severite  de  ces  precautions  doic 
etre  proportionnee  a  la  vraisemblance  et  ä  la  facilite  de  ces  abus  ;  et  par  une 
suite  necessaire  de  ce  principe,  il  ne  serait  pas  raisonnable  d' augmenter  la  force 
du  pouvoir  le  plus  redoutable  aux  depens  du  pouvoir  le  plus  faible  et  le  plus 
salutaire.  »     M.  Robespieire,  21  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  80. 
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dann  muß  er  eine  heilige  Autorität  besitzen,  die  höher  ist  als 
die  eines  jeden  Einzelwillens.  Denn  sonst  wäre  die  Nation,  die 
auf  andre  Weise  Gesetze  nicht  erlassen  kann,  ihrer  gesetzgeben- 
den Gewalt  und  ihrer  Souveränität  beraubt."  Damit  macht 
Robespierre  den  wichtigen  Schritt  über  Rousseau  hinaus,  den  er 
machen  muß,  der  ihn  aber  ins  Wanken  bringt.  Er  identifiziert 
den  Willen  des  Parlaments  und  den  Willen  des  Volks.  Wir 
haben  schon  früher  alle  Zweifel  aufgedeckt,  welche  diese  Be- 
hauptung in  sich  enthält.  Wir  haben  gesehen,  wie  man  sich 
bemüht,  diesen  Satz  zu  beweisen.  Eine  Fülle  von  Scharfsinn 
wird  angewendet.  Denn  es  handelt  sich  um  eine  Lebensfrage 
für  die  künftige  Verfassung.  Hat  sich  nun  Robespierre  einmal 
entschlossen,  den  Willen  des  Parlaments  mit  dem  Willen  des 
Volkes  gleichzusetzen,  hat  er  sich  entschlossen,  das  Parlament 
als  den  Träger  des  Gemeinwillens  anzuerkennen,  so  wird  es  ihm 
leicht,  die  logische  Unverträglichkeit  der  königlichen  Sanktion 
mit  seiner  Theorie  nachzuweisen.^)  Wenn  das  Gesetz  der  Aus- 
spruch des  Gemeinwilleus  ist,  wenn  weiter  das  Parlament  seiner 
Natur  nach  der  Interpret  des  Gemein  willens  ist,  so  kann  der 
Wille  des  Königs  in  der  Gesetzgebung  keine  Stelle  haben.  „  Wer 
?agt,  daß  ein  einzelner  das  Recht  habe,  das  Gesetz  aufzuhalten, 
der  sagt,  daß  der  Wille  eines  einzelnen  über  dem  Willen  aller 
steht.  Er  sagt,  daß  die  Macht  nicht  der  Nation,  sondern  einem 
einzelnen  zukommt.  Und  wenn  er  hinzufügt,  daß  diese  Macht 
dem  Träger  der  Exekutive  zusteht,  so  sagt  er,  daß  derjenige,  dem 
die  Nation  Auftrag  gegeben  hat,  ihren  Willen  zu  vollziehen,  das 
Recht  besitzt,  den  Willen  der  Nation  zu  vereiteln  und  zu  binden : 
er  hat  ein  Ungeheuer  geschaffen,  das  moralisch  und  praktisch 
mn  vor  stell  bar  ist;    dieses  Ungeheuer  ist  das  Veto  des  Königs."^) 


1)  Wir  haben  an  anderer  Stelle  gesehen,  daß  Robespierre  später,  im  Jahre 
1791,  das  repräsentative  System  mit  dem  Prinzip  des  Gemeinwillens  durch 
das  fakultative  Referendum  versöhnen  will.  Von  diesem  Gedankengang  aus 
kann  er  die  königliche  Sanktion  nicht  mehr  ablelinen.  Denn  so  gut  das  Volk 
stiDschweigend  den  Willen  des  Parlaments  bUligen,  für  den  seinen  erklären 
kann,  so  gut  auch  den  Willen  des  Königs. 

2)  jyj  Robespierre,  21  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  79.  Dire  sur  le 
Veto  royal.  —  Cf.  M.  Roederer,  10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  323. 
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Mit  dieser  in  einer  von  Rousseau  beherrschten  Zeit  so 
machtvollen  Argumentation  muß  sich  die  Nationalversammlung 
auseinandersetzen.  Sie  versucht  es  mit  Beharrlichkeit,  wie  wir 
später  sehen  werden.  Und  naturgemäß  geht  sie  an  dem  schwäch- 
sten Punkt  jener  Argumentation  zum  Angriff  vor,  an  dem  Punkt, 
wo  die  logische  Kette  unterbrochen  ist,  wo  Parlamentswille  und 
Volkswille  ohne  feste  Verbindung  einander  gegenüberstehen. 

Robespierre  ist  in  diesem  Streit  nicht  der  einzige  Vorkämpfer 
von  Rousseau.  Er  wird  mächtig  unterstützt  durch  den  Abt  Sieyes. 
Der  Grraf  von  Clermont-Tonnerre  faßt  die  Gedanken  des  Abtes 
in  folgenden  Sätzen  zusammen:  ,,1.  Der  König  ist  eins  mit  der 
Nation;  man  kann  ihn  nicht  außerhalb  der  Nation  stellen;  dies 
aber  wäre  der  Erfolg  des  königlichen  Veto.'"  —  „2.  Eine  Stimme 
kann  mehrere  andre  nicht  ersticken,  ohne  bald  alle  andern  zu 
ersticken.  Und  dann  wird  gar  bald  der  Wille  eines  einzelnen 
Gesetz."^)    Der  König  ist  eins  mit  der  Nation,  das  bedeutet:  er 


1)  IM.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  21  septembre  1789,  Arch. 
pari.  IX,  p.  58  :  «1 ".  Le  Roi  est  un  avec  la  nation,  on  ne  peut  donc  le  placer 
hors  de  la  nation,  et  c'est  l'effet  du  veto  qui  est  une  sorte  de  lettre  de  cachet 
contre  la  volonte  nationale.  2°.  Un  .suffrage  ne  peut  en  etouffer  plusieurs  sans 
qu'il  ne  devienne  possible  qu'il  les  etouffe  tous  ;  et  alors  la  loi  pourrait  devenir 
l'expression  de  la  volonte  d'un  seul.  »  —  -M.  l'abbe  Sieyes,  7  septembre  1789, 
Arcli.  pari.  VIII,  p.  592  et  593  :  «  La  seule  definition  raisonnable  qu'on  puisse 
donner  de  la  loi,  est  de  l'appeler  l'expression  de  la  volonte  des  gouvernes.  Les 
gouvernants  ne  peuvent  s'en  emparer  en  tout  ou  en  partie,  sans  approcher 
plus  ou  moins  du  despotisme.  II  ne  faut  pas  souffrir  un  alliage  aussi  dangereux 
dans  ses  effets.  Que  si,  considerant  la  personne  du  Roi  sous  la  quaHte  qui  lui 
convient  le  mieux,  c'est-ä-dire  comme  chef  de  la  nation,  comme  premier  citoyen, 
vous  voulez  faiie  une  exception  en  sa  faveur,  vous  vous  rappellerez  les  belles 
paroles  que  sa  Majeste  ä  prononcees  au  milieu  de  vous,  avant  meme  la  reunion 
des  ordres  :  «  ^loi.  a-t-elle  dit,  qui  ne  suis  qu'un  avec  la  nation.  »  En  effet,  le 
jirince,  le  chef  de  la  nation,  ne  peut  etre  qu'un  avec  eile  ;  si  vous  Ten  separez 
un  seul  instant,  si  vous  lui  donnez  un  interet  different,  un  interet  ä  part,  d^ 
ce  moment  vous  abaissez  la  majeste  royale  :  car  il  est  troj)  evident  qu'un  interet 
different  de  1' interet  national  ne  peut  Jamals  lui  etre  compare  ;  que,  dans  une 
nation,  tout  flechit  et  doit  flechir  devant  eile.  • —  Ainsi  le  Roi  ne  peut  jamais 
etre  separe,  meme  en  idee  de  la  nation  dont  il  represente  toute  la  Majeste.  Lorsque 
la  nation  prononce  son  voeu,  le  Roi  le  prononce  avec  eile.  Partout  il  est  chef,  par- 
tout il  preside  ;  mais  tous  ses  actes  le  supposent  present  au  milieu  de  vous. 
Enfin  ici  seulement  peuvent  s'exercer  ses  droits  ä  la  legislation.  —  Actuellement, 


I 
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ist  ein  Bürger  unter  andern  Bürgern.  AVenn  das  (jresetz  der 
Ausdruck  des  Genieinwillens  ist,  so  kann  der  König  am  Gesetz 
nur  mitwirken  wie  jeder  andre  Bürger,  indem  er  seine  Stimme 
in  die  Wagschale  wirft.  Die  ausübende  Gewalt  ist  ihm  über- 
tragen. An  der  gesetzgebenden  Gewalt  aber,  die  das  Volk  nicht 
übertragen  kann  und  die  in  der  Hand  des  Volkes  bleibt,  hat  er 
keiuen  andern  Teil  als  irgendeiner  aus  dem  Volk. 

Creniere  verwirft  die  legislative  Funktion  des  Königs  mit 
dem  gleichen  Argument,  daß  es  nicht  einen  zwiefachen  Gemeiu- 
willen  im  Staat  geben  könne.  ^)  Zu  dieser  Gruppe  gehören  weiter 
de  Crillon,  ^)  de  Polverel.  ^) 

Wie  setzt  sich  die  Nationalversammlung  mit  dieser  Schwierig- 
keit auseinander?  Darauf  werden  wir  erst  eingehen,  wenn  wir 
die  Natur  des  königlichen  Veto  näher  betrachtet  haben. 


Messieurs,  si  vous  voulez  considerer  le  Roi  comme  depositaii'e  de  toutes  les 
branches  du  pouvoir  executif,  il  est  evident  qu'il  ne  s'offre  plus  rien  dans  son 
autorite,  quelque  etendue,  quelque  immense  qu'elle  soit,  qui  puisse  entrer,  comme 
partie  integrante,  dans  la  formation  de  la  loi.  Ce  serait  oublier  que  les  volontes 
individuelles  peuvent  seules  entrer,  comme  elements,  dans  la  volonte  generale ; 
l'execution  de  la  loi  est  posterieure  ä  sa  formation  ;  le  pouvoir  executif  et  tout 
ce  qui  lui  appartient  n'est  cense  exister  qu'apres  la  loi  toute  formee.  Auparavant. 
toutes  les  volontes  individuelles  avaient  ete  consultees,  ou  plutot  avaient  con- 
couru  ä  la  confection  de  la  loi.  Donc  il  n'existe  plus  rien  qui  doive  etre  appele 
ä  y  concourir.  Tout  ce  qui  peut  y  etre,  s'y  trouve  dejä  :  rien  ne  lui  manque  :  il 
ne  pouvait  y  avoir  que  des  volontes  ;  alles  y  sont  toutes  .  .  .  Si  donc  l'exercice 
du  pouvoir  executif  donne  une  experience,  procui-e  des  lümieres  qui  peuvent 
etre  utiles  au  legislateur,  on  peut  bien  ecouter  ses  conseils,  l'inviter  ä  donner 
son  avis  ;  mais  cet  avis  est  autre  chose  qu'une  volonte.  II  ne  doit  point,  je  le 
repete,  entrer  dans  la  formation  de  la  loi,  comme  partie  integrante  ;  en  un  mot, 
si  le  pouvoir  executif  peut  conseiller  la  loi.  il  ne  doit  point  contribuer  ä  la  faire.  » 

1)  M.  Creniere,  3  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  550  :  « Je  definis 
ainsi  la  volonte  generale  :  c'est  celle  de  la  majem-e  partie  des  citoyens  fran9ais. 
II  est  impossible  de  reconnaitre  deux  volontes  generales,  et  cependant  il  y  aurait 
Celle  du  peuple  et  celle  du  prince.  » 

2)  M.  le  comte  de  Crillon,  5  mai  1789.  Arch.  pari.  VIII,  p.  28.  —  28  mai 
1789,  VIII,  p.  55. 

^)  M.  de  Polverel,  Observation  sur  la  sanction  royale  et  sur  le  droit  de  veto. 
21  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  71,  7.3.  —  Cf.  Arrete  de  la  vüle  de  Rennes, 
10  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  606.  —  Cf.  M.  Rabaud  de  St.  Etienne, 
4  septembre  1789,  1.  c,  p.  571  i.  i. 
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Geht  die  Nationalversammlung  über  diese  Bedenken  hinweg 
und  beschließt  sie,  daß  der  König  die  Gewalt  haben  soll, 
die  Gesetzgebung  zu  hemmen,  so  entsteht  weiter  die  Frage,  wie 
diese  Macht  gestaltet,  in  welche  Grenzen  sie  gebannt  werden  soll. 
Wenn  man  für  das  Gleichgewicht  der  Kräfte  eine  Hemmung  der 
Legislative  fordert,  so  ist  damit  schon  gesagt,  daC?  der  König 
nicht  das  Recht  der  Initiative  besitzen  soll,  sondern  nur  das 
Hecht,  die  Gesetzgebung  aufzuhalten.  Und  warum  soll  der 
König  nur  diese  Befugnis  haben?  Der  primäre  Grundsatz  der 
Gewaltentrennung  wird  durch  den  sekundären  Grundsatz  der 
Gewaltenhemmung  durchbrochen.  Der  sekundäre  Grundsatz  ver- 
drängt den  primären,  weil  er  von  überwiegenden  Interessen  ge- 
tragen wird.  Damit  ist  klar,  daß  er  den  primären  nur  so  weit 
verdrängen  kann,  als  diese  überwiegenden  Interessen  reichen, 
nur  so  weit,  als  es  notwendig  ist,  damit  der  eigentümliche  Zweck 
der  Gewaltenhemmung  erreicht  werde.  Durch  die  Hemmung  der 
Legislative  soll  einer  Gefahr  vorgebeugt  werden,  welche  bei  der 
reinen  Gewaltentrennung  droht  und  welche  darin  liegt,  daß  die 
Legislative  vermöge  ihrer  größeren  Stärke  die  Exekutive  aus 
ihrer  verfassungsrechtlichen  Stellung  verdrängen  oder  wenigstens 
ihre  Macht  mißbrauchen  kann,  um  schlechte,  auf  einseitige  Inter- 
essen zielende  Gesetze  zu  erlassen.  Die  erste  Gefahr  ist  nach 
Möglichkeit  gemindert,  und  die  zweite  Gefahr  ist  ausgeschlossen, 
wenn  die  Gesetze  an  die  Zustimmung  des  Königs  gebunden  sind; 
es  ist  nicht  vonnöten,  das  Recht  des  Königs  auf  die  Initiative 
zu  erstrecken.  Im  Gegenteil,  diese  Ausdehnung  der  königlichen 
Macht  würde  die  legislative  Körperschaft  bedrohen,  würde  zu 
Uebergriffen  führen.  Die  Nationalversammlung  gibt  daher  dem 
König  nur  ein  Recht  zu  hindern,  nicht  ein  Recht  zu  beschließen 
und  folgt  damit  der  Lehre  von  Montesquieu.^)    In  dem  Kapitel 


^)  Montesquieu,  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  VI.  De  la  Constitution 
d"  Angle terre  :  «  La  puissance  executrice,  comme  nous  avons  dit,  doit  pendre 
part  ä  la  legislation  par  sa  faculte  d'empecher  ;  sans  quoi,  eile  sera  bientot 
depouülee  de  ses  prerogatives.  Mais  si  la  puissance  legislative  prend  part  a 
l'execution,  la  puissance  executrice  sera  egalement  perdue.  Si  le  monarque 
prenait  part  ä  la  legislation  par  la  faculte  de  statuer,  il  n'y  aurait  plus  de  liberte. 
Mais  comme  il  faut  pourtant  qu'il  ait  part  ä  la  legislation  pour  se  defendre,  il 
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über  die  ausführende  Gewalt  werden  wir  Gelegenheit  haben, 
eingehender  über  das  Recht  der  Initiative  zu  handeln. 

Der  König  hat  nur  ein  Veto.  Jetzt  aber  entbrennt  der 
Streit  darüber,  ob  dieses  Veto  Macht  haben  soll,  ein  Gesetz  un- 
bedingt zu  verhindern  oder  nur  sein  Zustandekommen  an  schwerere 
Bedingungen  zu  knüpfen.  Es  steht  zur  Entscheidung,  ob  das 
Veto  absoluten  oder  suspensiven  Charakter  haben  soll. 

Manche  Redner  verteidigen  das  Veto  mit  absolutem  Cha- 
rakter. Man  nimmt  dem  König  seine  Würde  —  sagen  die 
einen  — ,  wenn  man  ihn  zwingt,  sich  vor  der  gesetzgebenden 
Versammlung  zu  beugen,  wenn  man  ihm  nur  ein  aufschiebendes 
Veto  verleiht.  Man  schwächt  seine  Macht,  und  doch  will  man 
sie  durch  das  Veto  stärken,^)  Und  wenn  die  legislative  Körper- 
schaft in  dem  Streit  immer  den  Sieg  davonträgt,  wenn  sie  in 
letzter  Linie  die  Suprematie  besitzt,  so  ist  der  König  vor  ihren 
Uebergriffen  nicht  geschützt,  so  ist  die  Verfassung,  so  ist  die 
Gesetzgebung  jederzeit  in  Gefahr.  2) 

Allein  die  Anhänger  des  absoluten  Veto  sehen  bald  ein,  da& 
sie  dem  König  zwar  formell,  nach  dem  Gesetzesbuchstaben  das 
Recht,  nie  aber  politisch  die  Macht  verleihen  können,  sich  dem 
Willen  einer  Volksvertretung  auf  die  Dauer  zu  widersetzen. 
Damit  ist  der  Gegensatz  materiell    ausgeglichen.     Es  fragt  sich 


faut  qu'il  y  prenne  part  par  la  faculte  d'empecher.  »  —  Cf.  CoUas,  L'exercice 
du  pouvoir  executif  dans  la  Constitution  de  1791,  p.  62  f. 

1)  M.  Mounier,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  562  :  «  Ceux  qui 
veulent  accorder  au  roi  la  faculte  de  suspendre  les  deliberations  jusqu'ä  la  troi- 
sieme  legislature,  croient  garantir  suffisamment  les  prerogatives  loyales  ;  maLs 
ils  ne  reflecliLSsent  pas  qu'ils  detruisent  la  dignite  du  trone,  en  indiquant  le  terme 
oü  il  est  force  d'obeir  aux  representants.  » 

2)  M.  le  comte  de  Lally-ToUendal,  31  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  522 : 
«  Si  la  sanction  n'existe  pas,  si  le  roi  n'a  pas  de  veto  illimite,  s'il  n'est  pas  portion 
du  Corps  legislatif,  alors  il  n'y  a  pas  moj'^en  de  sauver  la  prerogative  royale  ;  il 
n'y  a  pas  d'obstacle  insurmontable  aux  entreprises  de  la  puissance  legislative 
sur  la  puissance  executrice,  ä  rinvasion,  ä  la  confusion  des  pouvoirs,  par  conse- 
quent  au  renversement  de  la  Constitution  et  ä  l'oppression  du  peuple.  »  —  M. 
l'abbe  Maury,  3  septembre  1789,  1.  c,  p.  553.  —  M.  Barrere  de  Vieuzac,  Opinion 
sur  le  veto  et  la  loi,  21  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  56.  —  Opinion  de 
M.  Malouet  sur  l'acte  constitutionnel,  8  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  276. 
et  277. 
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nur,  ob  man  das  Veto  seiner  Form  nach  suspensiv  gestalten  oder 
es  lieber  den  politischen  Kräften  überlassen  soll,  ihm  diesen  Cha- 
rakter aufzuprägen. 

Der  Gedanke,  daß  der  König  nicht  die  politische  Macht  be- 
sitzt, ein  absolutes  Veto  gegen  die  Vertreter  des  Volkes  durch- 
zusetzen, ist  näher  zu  entwickeln. 

Wollen  wir  den  Gedankenprozeß  der  Nationalversammlung 
richtig  verstehen,  so  müssen  wir  zunächst  an  einer  Beobachtung 
festhalten:  der  große  Streit  um  den  Charakter  des  Vetorechtes 
spielt  sich  ab  Ende  August  und  Anfang  September  1789.  Das 
Prinzip  der  Repräsentation  hat  in  jener  Zeit  schon  die  Oberhand 
gewonnen  über  das  Prinzip,  daß  der  Parlamentswille  das  Abbild 
des  Volkswillens  sei.  Und  doch  ist  die  Lebenskraft  dieses  zweiten 
Prinzips  nicht  erloschen.  Eine  Divergenz  von  Parlamentswillen 
und  Volkswillen  ist  wohl  in  der  Theorie  möglich.  So  urteilt 
man.  Aber  sie  kann  nicht  von  Bestand  sein.  Und  dieser  Ge- 
dankengang führt  später  dazu,  die  Theorie  der  Repräsentation 
auf  das  fakultative  Referendum  zu  stützen,  wie  wir  im  Kapitel 
über  das  repräsentative  Prinzip  gezeigt  haben.  Auf  die  Dauer 
kann  der  Wille  des  Parlaments  sich  mit  dem  Gemeinwillen  nicht 
in  Widerspruch  setzen.  Aber  er  kann  vorübergehend  irren.  Er 
kann  vorübergehend  den  Gemeinwillen  unrichtig  auslegen.  Das 
Volk  wird  indessen  gar  bald  seinen  Willen  dem  Parlament  auf- 
drängen. Das  Parlament  kann  auch  vorübergehend  von  seiner 
Pflicht  abgehen  und  seine  Macht  mißbrauchen.  Es  wird  jedoch 
sogleich  durch  das  Volk  in  seine  rechte  Bahn  gewiesen  werden 
und  wird  der  allbeherrschenden  Gewalt  des  Gemeinwillens  nicht 
widerstehen  können. 

Ein  langwährender  Dissens  zwischen  Parlamentswilleu  und 
Volkswillen  ist  unmöglich.  Gehen  wir  von  dieser  Grundlage  aus, 
so  zeigt  sich  folgendes  Bild:  Wenn  Parlament  und  König  in 
Meinungsverschiedenheit  geraten,  so  sind  zwei  Fälle  möglich. 

In  dem  einen  Fall  besteht  ein  Zwiespalt  zwischen  Parlament 
und  Volk.  Der  König  vertritt  den  wahren  Gern  ein  willen  und 
steht  deshalb  zu  dem  Parlament  in  Gegensatz.  Hier  wird  die 
Divergenz  in  kurzer  Zeit  ausgeglichen  sein.  Das  Parlament  wird 
gar  bald  über  seinen  Irrtum  belehrt  werden ,  es  wird  sich  gar 
bald  dem  Volkswillen  beugen  müssen,  wie  eben  gezeigt  ist.    Hier 
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ist  das  Veto  des  Königs  nach  der  Lage  der  Dinge  immer  sus- 
pensiv. Der  Widerspruch  löst  sich  von  selbst  in  kurzer  Zeit. 
Das  Bedürfnis  nach  einem  absoluten  Veto  tritt  überhaupt 
nicht  ein. 

In  dem  andern  Fall  besteht  ein  Zwiespalt  zwischen  König 
und  Volk.  Das  Parlament  verkündet  den  wahren  Volkswillen; 
daher  der  Gegensatz.  Aber  gerade  wie  das  Parlament  im  andern 
Fall,  wird  der  König  gar  bald  den  wahren  Volkswillen  erkennen 
und  wird  gezwungen  sein,  ihm  zu  weichen.  Ein  Konflikt  ist  auch 
hier  auf  die  Dauer  undenkbar.  Vor  dem  souveränen  Volk  müssen 
sich  selbst  die  Könige  beugen.  .."Wenn  der  Gesetzesvorschlag 
würdig  ist,  einmal  zum  Gemeinwillen  erhoben  zu  werden,  kann 
man  einen  Augenblick  denken,  daß  der  König  seine  Zustimmung 
beharrlich  weigern  wird?  Wie,  der  Wille  eines  geknechteten 
Volkes  hätte  so  oft  den  Despotismus  vernichtet  und  seine  Lieb- 
lingspläne vereitelt,  und  man  könnte  glauben,  da&  die  Nation  mit 
der  Energie,  welche  die  Freiheitsliebe  ihr  verleiht,  die  Zustim- 
mung des  Fürsten  für  ein  offenbar  heilsames  Gesetz  nicht  zu  er- 
langen vermöchte?  Man  könnte  glauben,  daß  der  Fürst  es  wagen 
würde,  die  Unzufriedenheit  all  seiner  Untertanen  zu  erregen?  — 
Aber  setzen  wir  den  Fall,  daß  die  Feinde  des  Volks  den  König 
dazu  bringen,  die  Sanktion  einem  guten  Gesetz  zu  weigern;  wenn 
dies  Gesetz  die  königliche  Autorität  nicht  angreift,  wenn  seine 
Vorteile  deutlich  erkannt,  deutlich  nachgewiesen  sind,  wenn  die 
Volksvertreter  zu  mehreren  Malen  an  ihrem  Willen  festgehalten 
haben,  so  frage  ich:  Wird  es  einen  König,  wird  es  Minister 
geben,  so  betört,  um  eine  solche  Unvorsichtigkeit  zu  begehen, 
so  unbesonnen,  um  mit  solch  erstaunHch  ungleichen  Waffen  zu 
kämpfen  ?  "  ^) 

^)  M.  Mounier,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  561  et  562.  —  M.  Ma- 
louet,  1  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  537.  —  M.  Bousmard,  5  septembre 
1789,  1.  c,  p.  579.  —  M.  Salle  de  Choux,  Opiuion  siir  le  veto  royal,  21  septembre 
1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  84  et  85.  —  M.  Deseze,  Opiuion  sur  la  sanction  royale, 
21  septembre  1789,  1.  c,  p.  89  et  90.  —  M.  Treilhard,  Opiuion  sm'  le  droit  de 
sanction,  21  septembre  1789,  1.  c,  p.  91.  —  Nur  Mounier  und  Barrere  de  Vieuzac 
wehren  sich  gegen  diese  Auffassung.  Mounier,  5  septembre  1789,  Arch.  pari. 
VTII,  p.  585  s.  Barrere  de  Vieuzac,  Opinion  sur  le  veto  et  la  loi,  21  septembre 
1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  55  :  «  L' opinion  publique  sera,  dit-on,  seule  süffisante 


Die  gesetzgebende  Gewalt  209 

Der  König  ist  gezwungen,  dem  Volke  zu  weichen.  In  den 
meisten  Fällen  wird  aber  ein  Zwang  nicht  nötig  sein.  Es  liegt 
im  Interesse  des  Königs,  daß  Gesetze,  die  für  die  Nation  vorteil- 
haft sind,  in  Geltung  treten.  Denn  Macht  und  Ruhm  des  könig- 
lichen Hauses  sind  mit  der  Wohlfahrt  des  Volkes  untrennbar 
verknüpft.  ^) 

In  den  seltenen  Fällen,  wo  der  Wille  des  Volks  nicht  deut- 
lich erkennbar  ist,  oder  wo  der  König  der  Nation  zu  trotzen 
wagt,  kann  das  Parlament  zu  einem  außerordentlichen  Mittel 
greifen.  Es  wird  die  Steuern  oder  die  Unterhaltung  eines 
stehenden  Heeres  nicht  mehr  oder  nur  für  kurze  Zeit  bewilligen. 
Dadurch  wird  der  ausführenden  Gewalt  ihre  Vernichtung  an- 
gedroht. Dem  König  bleibt  dann  nur  ein  letztes  Mittel,  die  Auf- 
lösung des  Parlaments.  Macht  er  davon  Gebrauch,  so  entscheidet 
in  dem  Streit  zwischen  Parlament  und  König  das  souveräne 
Volk.  Es  gibt  seinen  Willen  bei  der  neuen  Wahl  mit  aller  Deut- 
lichkeit kund  und  verleiht  seinem  Willen  einen  solchen  Nachdruck, 
daß  der  König  ihm  nicht  mehr  widerstehen  kann.*) 

Auf  diese  Weise  gleicht  sich  der  Gegensatz  aus  zwischen 
den  Anhängern  des  absoluten  und  den  Anhängern  des  suspen- 
siven Veto.     „Ich  stimme  weder  für  das  endgültige  noch  für  das 

pour  nous  garantir  des  abus  du  veto  ;  mais  par  qui  les  Rois  pourront-ils  connaitre 
roi^inion  publique,  si  ce  n'est  par  des  courtisans  et  par  des  ministres  ?  et  que 
pourrait  sur  eux  l'opüiion  i^ublique  ?  cette  opinion  ne  serait-elle  donc  rien  pour 
l'Assemblce  nationale  ?  si,  par  son  influenae  sur  le  Roi,  eile  peut  empecher  Tabus 
du  veto,  eile  peut  encore  mieux  en  prevenir  le  besotn  par  son  influence  sur  les 
representants  de  la  nation  de  l'Europe  qui  a  le  plus  de  patriotisme  et  de  lumieres.  » 

1)  M.  Mounier,  1.  c.,  p.  562. 

-)  M.  le  comte  de  Mirabeau,  1  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  539: 
«  Dans  le  premier  cas,  l'Assemblee  aura  divers  moyens  d'influer  sur  la  volonte 
du  Roi ;  eile  pourra  refuser  l'impot ;  eile  pourra  refuser  Tarmee  ;  eile  pourra 
refuser  Fun  et  l'autre,  ou  simplement  ne  les  voter  que  pour  un  terme  tres-coiu:t. 
Quelque  soit  le  parti  qu'adopte  l'Assemblee,  le  prince,  menace  de  la  paralysie 
du  pouvoir  executif  a  une  epoque  connue,  n'a  plus  d'autre  moyen  que  d'en  appeler 
ä  son  peuple  en  dissolvant  l'Assemblee.  —  Si  donc  alors  le  peuple  renvoie  les 
memes  deputes  ä  l'Assemblee,  ne  faudra-t-il  pas  que  le  prince  obeisse  ?  car  c'est 
lä  le  \Tai  mot,  quelque  idee  qu'on  lui  ait  donnee  jusqu'alors  de  sa  pretendue 
souverainete,  lorsqu'il  cesse  d'etre  uni  d'opinion  avec  son  peuple  et  que  le 
peuple  est  eclaire.  »  —  M.  le  comte  d'Antraigues,  2  septembre  1789,  1.  c,  p.  544. 
• —  M.  Mounier,  1.  c,  p.  561.  —  M.  Salle  de  Ciioux,  1.  c,  p.  84  et  85. 

ßedslob,    Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  14 
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aufschiebende  Veto,  sagt  Degeze;  denn  ich  sehe  hier  nur  einen 
Streit  um  Worte."  Das  Veto  des  Königs  ist  seiner  Natur  nach 
immer  suspensiv. 

Es  ist  endlich  noch  der  besondere  Fall  zu  betrachten,  wo 
das  Parlament  durch  ein  Gesetz  den  König  in  seiner  verfassungs- 
mäßigen Macht  beschränken  will.  Der  gewöhnliche  Verlauf  wird 
folgender  sein:  der  König  wird  an  seinem  Veto  festhalten  und 
dem  Willen  des  Parlaments  nicht  nachgeben.  Er  wird  damit 
nicht  ein  Recht  des  absoluten  Veto  behaupten.  Denn  das  Volk 
wird  sich  auf  seine  Seite  stellen,  wird  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Verfassungsgesetze  eintreten.  Das  Parlament  wird  nach- 
geben müssen.  Ein  längerer  Konflikt  wird  nicht  eintreten.  Ein 
absolutes  Veto  wird  nicht  in  Frage  kommen.  Wir  haben  hier 
einen  Fall  der  ersten  Gruppe  vor  Augen,  einen  Fall  des  Zwie- 
spalts zwischen  Parlament  und  Volk.  Ein  solcher  Zwiespalt 
löst  sich  in  kurzer  Zeit  von  selbst,  wie  wir  früher  gesehen 
haben.  —  Sollte  aber  das  Volk  in  einem  außergewöhnlichen  Fall 
sich  nicht  auf  die  Seite  des  Königs  stellen,  sollte  das  Volk  selbst 
den  Willen  haben,  die  Verfassung  zu  sprengen,  so  wäre  das  Veto 
des  Königs  ohnmächtig  und  hätte  wieder  keinen  absoluten  Cha- 
rakter. *) 

So  ist  jeder  Streit  beendet. 

Man  erkennt  auch,  daß  im  Grunde  das  aufschiebende  Veto, 
wo  nur  eine  Kammer  besteht,  machtvoller  ist  als  das  endgültige. 
„Es  liegt  im  Interesse  des  Staates  —  so  formuliert  Necker 
später  diesen  Gedanken  — ,  daß  der  König  ermutigt  wird,  von 
seinem  Vetorecht  Gebrauch  zu  machen.  Er  könnte  aber  nie  ein 
absolutes  Veto  in  einer  Verfassung  ausüben,  in  welcher  die  Ge- 
walten ungleich  verteilt  sind  —  in  welcher  er  der  schwächere 
Teil  ist,  weil  ihm  nur  eine  einzige  und  deshalb  äußerst  mächtige 
Kammer  gegenübersteht.  —  Dieser  Schritt  wäre  hier  allzu  kühn. 
Wenn  der  König  sich  weigerte,  dem  Willen  der  Volksvertreter 
zu  willfahren,  so  würde  er  damit  den  Anspruch  erheben,  ihren 
Willen  endgültig  zu  vereiteln.  Diese  Schwierigkeit  fällt  hinweg, 
wenn  das  Recht  des  Widerstandes  durch  drei  aufeinanderfolgende 


^)  Mounier,  1.  c,  p.  562. 
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Legislaturen  gebrochen  werden  kann.  Das  Recht  des  Veto  ist 
dann  nur,  wenn  man  will,  eine  Befragung  des  Volks.  Aber  bis 
die  Antwort  erfolgt,  bleibt  dem  König  Zeit  genug,  um  die  Ver- 
nunft triumphieren  zu  lassen,  und  eines  andern  Triumphes  bedarf 
ein  guter  König  nicht.  "^) 

Ist  das  Veto  des  Königs  seiner  Natur  nach  immer  suspensiv, 
so  haben  die  ursprünglichen  Anhänger  des  absoluten  Veto  keinen 
ernstlichen  Anlaß  mehr,  zu  verhindern,  daß  auch  formell  das  Veto 
mit  suspensivem  Charakter  ausgestaltet  werde.  Die  große  Mehr- 
heit tritt  dafür  ein.  Welche  Grenzen  aber  sollen  dem  suspensiven 
Veto  gezogen  werden?  Hier  gehen  die  Meinungen  wieder  aus- 
einander. Der  König  soll  nachgeben,  sagen  die  einen,  wenn  zwei 
aufeinanderfolgende  Legislaturen  an  dem  gleichen  Vorschlag  fest- 
halten. 2)     Andre  fordern ,    daß  der  einmal  abgelehnte  Vorschlag 


^)  Necker,  Du  pouvoir  executif  dans  las  grands  etats,  1792,  Tome  I,  chap.  V, 
p.  88  et  89  :  «  Selon  la  forme  du  gouvernemeut,  un  veto,  soumis  ä  de  certaines 
restrictions,  a  plus  de  realite  qu'un  droit  d' Opposition  illimite.  Ce  n'est  pas 
une  prerogative  de  simple  parade,  ce  n'est  pas  ime  prerogative,  dont,  comme 
en  Angleterre,  on  ne  fait  jamais  usage,  qui  peut  suffire  dans  un  Systeme  de 
Gouvernement,  oü  le  Corps  Legislatif  est  compose  d'une  seule  Chambre.  La 
faculte  donnee  au  Roi  d'opposer  une  resistance  ä  des  resolutions  hätives  ou 
inconsiderees,  devient  alors  une  sauve-garde  precieuse ;  et  si  cette  faculte  etait 
rendue  inerte,  ü  n'y  aurait  plus  qu'une  puissance,  et  toute  espece  d'equilibre 
serait  absolument  detruit.  II  faut  donc,  pour  l'interet  de  l'Etat,  que  le  Roi 
soit  enhardi  ä  faire  usage  d'un  pareü  droit,  et  ü  ne  le  serait  jamais  ou  milieu 
d'une  Constitution,  oü  les  Pouvoirs  sont  partages  avec  tant  d'inegalite,  si  Ton 
ne  voyait  aucun  terme,  au  refus  que  ferait  le  ^lonarque  d'adherer  au  voeux 
soutenus  des  Representants  de  la  Nation.  Ces  conditions  sont  ä  peu  pres  rem- 
plies par  un  droit  d' Opposition,  qui  cede  ä  l'insistance  de  trois  Legislatures. 
L'exercice  d'un  pareU  droit  n'est,  si  l'on  veut,  qu'une  sorte  d'appel  a  ropinion 
publique  ;  mais  le  terme  de  cet  appel  est  assez  long  pour  amener  le  triomphe 
de  la  raison,  et  ce  triomphe  est  tout  ce  qu'U  faut  ä  i;n  bon  roi.  »  —  Cf.  Rapport 
fait  au  Roi,  dans  son  conseü,  par  le  premier  ministre  des  finances,  Arch.  pari., 
11  septembre  1789,  VIII,  p.  612  s. 

')  Opinion  de  M.  le  duc  de  La  Rochefoucauld  sur  la  sanction  royale,  3  sep- 
tembre 1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  549.  —  M.  le  Chevalier  de  Lameth,  3  septembre 
1789,  1.  c,  p.  552.  —  M.  de  Castellane,  3  septembre  1789,  1.  c,  p.  552.  —  M.  Ra- 
baud  de  Saint-Etienne,  4  septembre  1789,  1.  c,  p.  571.  —  M.  de  Larochefou- 
cauld,  5  septembre  1789,  1.  c.,  p.  585.  —  M.  le  marquis  de  Sillery,  7  septembre 
1789,  1.  c.,  p.  601.  —  M.  Gauthier  de  Biauzat,  21  septembre  1789,  Arch.  pari. 
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die  Dreiviertelmajorität  in  den  primären  Wahlversammlungen  und 
aucli  die  Dreiviertelmajorität  in  dem  neu  zusammentretenden 
Parlament  für  sich  gewinne.^)  Eine  dritte  Ansicht  geht  dahin, 
daß  der  König,  sobald  er  sein  Veto  ausspreche,  das  Parlament 
auflösen  und  so  unmittelbar  das  Volk  um  seinen  Willen  befragen 
solle.  ^)  3)  Eine  vierte  Meinung  gewinnt  den  Sieg.  Der  Monarch 
soll  sein  Veto  während  zwei  aufeinanderfolgenden  Legislaturen  auf- 
rechterhalten können  und  soll  erst  gezwungen  sein,  dem  dritten 
Parlament  zu  weichen.*) 

Diese  Form  des  Vetorechtes  hat  einen  bedeutenden  Vorzug 
vor  den  beiden  ersten  Formen.  Wäre  der  König  gez-u-ungen, 
schon  in  der  zweiten  Legislatur  sein  Veto  aufzugeben,  so  wäre 
sein  Recht  bedeutungslos.  Er  würde  dann  von  seinem  Veto 
nie  Gebrauch  machen ;  er  würde  lieber  sein  Recht  nicht  aus- 
üben, um  sich  eine  Demütigung  durch  das  Parlament  zu  er- 
sparen. Kann  sich  aber  der  König  zweimal  dem  Parlament 
widersetzen,  so  vermag  er  sein  Veto  während  der  zweiten 
Legislatur  zurückzuziehen,  ohne  seiner  Würde  Eintrag  zu  tun. 
Seine  Nachgiebigkeit  beruht  dann  auf  seinem  freien  Willen.  Und 
er  wird  immer  nachgeben,  wenn  er  eingesehen  hat,  daß  die 
öffentliche  Meinung  nicht  auf  seiner  Seite  ist.  Es  bleibt  ihm  bei 
diesem  System  auch  die  nötige  Zeit,  um  den  Willen  der  Nation 
zu  erforschen.  °) 


IX,   p.  61.  —  M.  Goupilleau,   21   septembre   1789,  1.  c,   p.  64.   —  M.  Meyniel, 
21  septembre  1789,  1.  c,  p.  67. 

1)  M.  Goupil  de  Prefebi,  3  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  551,  21  sep- 
tembre 1789,  Arcli.  pari.  IX,  p.  62. 

2)  M.  Alexandre  de  Lameth,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  572 
et  573. 

^)  Manche  sprechen  sich  für  das  suspensive  Veto  aus,  ohne  eine  bestimmte 
Ansicht  über  seine  Form  zu  vertreten.  M.  Gregoire,  4  septembre  1789,  Arch. 
pari.  VIII,  p.  566  et  567.  —  M.  La  Revelhere-Lepeaux,  21  septembre  1789, 
Arch.  pari.  IX,  p.  65  s. 

^)  M.  Salle,  1  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  534.  —  M.  Thouret, 
5  septembre  1789,  1.  c,  p.  581.  ■ —  Rapport  fait  au  Roi,  dans  son  conseil,  par  le 
Premier  ministre  des  finances,  Arch.  pari.,  11  septembre  1789,  VIII,  p.  612  s. 

^)  Rapport  cite,  p.  615  :  «  J'ai  expose  dans  mon  memoire  au  Roi  les  raisons 
qui  pouvaicnt  l'engager  ä  voir  sans  peine  la  Substitution  du  veto  limite  ä  un 
Veto  absolu  et  indefini.    Mais  tout  serait  chanse  si  la  sanction  du  Roi  etait  obli- 
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Das  Veto  mit  suspensivem  Charakter  bis  zur  dritten  Legis- 
latur ist  auch  besser  als  das  dritte  der  genannten  Systeme,  in 
welchem  der  König,  sobald  er  sein  Veto  ausspricht,  das  Parla- 
ment auflöst  und  das  Volk  befragt.  Allerdings  wird  hier  der 
König  nie  eine  Demütigung  erfahren.  Denn  wenn  er  nach- 
geben muß,  so  wird  er  sich  nicht  dem  Parlament  beugen,  son- 
dern dem  souveränen  Volk.  Aber  die  Auflösung  des  Parlaments, 
die  Befragung  des  Volkes  bei  jeder  Uneinigkeit  ist  mit  schweren 
Nachteilen  verknüpft.  Diese  Maßregel  erschüttert  immer  den 
Staat  in  seinen  innersten  Fugen;  wird  sie  zu  oft  wiederholt,  so 
kann  sie  ihn  zerstören.  "Weiter,  eine  Berufung  an  das  Volk  ist 
in  Wahrheit  eine  Berufung  an  die  "Wähler.  Und  noch  mehr  als 
ein  Parlament  wird  sich  eine  Versammlung  von  Wählern  durch 
gewandte  Reden  verblenden  lassen.  Noch  mehr  als  in  einem 
Parlament  wird  hier  der  Parteigeist  wüten,  der  es  unmöglich 
macht,  den  Gemeinwillen  zu  erkennen.  ^) 


gatoire  des  la  seconde  legislature  ;  car  ce  serait  presque  la  rendre  nulle,  puisque 
la  crainte  de  compromettre  la  dignite  du  Roi  par  un  appel  inutile  ä  la  seconde 
legislature  engagerait  le  gouvernement  ä  ne  jamais  courir  ce  hasard  ;  au  lieu 
qu'en  rendant  la  sanction  du  Roi  necessaire  seulement  ä  la  troisieme  legislature, 
il  resulterait  d'une  teile  disposition  le  grand  et  notable  avantage  de  menager 
au  monarque  le  moyen  de  donner,  des  la  seconde  legislature,  son  consent«ment 
libre  ä  la  loi  proposee  ;  il  et  ne  manquerait  pas  de  le  faire  si,  averti  de  Topinion 
publique  par  l'insistance  d'une  seconde  legislature,  il  voyait  manifestement 
qu'il  contrarierait  le  voeu  national  en  continuant  a  refuser  son  acquiescement. 
Ainsi,  quoique  la  sanction  du  Roi,  rendue  obligatoii-e  ä  la  troisieme  legislature, 
ou  la  sanction  du  Roi,  declaree  necessaire  des  la  seconde,  ijuissent  se  ranger 
sous  le  nom  commun  de  veto  suspensif,  il  n'y  a  point  d'idees  plus  düferentes 
et  plus  dissemblables  :  le  veto  absolu,  au  risque  de  n'en  faire  jamais  usage,  serait 
infiniment  preferable  a  un  veto  suspensif  dont  on  ne  ferait  point  usage  non 
plus,  puisque  le  premier  de  ces  veto  conserverait  du  moins  au  trone  toute  sa 
majeste.  » 

1)  M.  Deseze,  21  septembre  1789,  Arcli.  pari.  IX,  p.  89  et  90 :  «  II  faut 
convenir  que  les  formes  du  gouvernement  les  plus  rigoureuses  dans  leurs  prin- 
cipes,  ne  sont  pas  les  plus  salutaü'es  dans  leui-s  effets ;  qu'un  appel  ä  la  nation 
constate  bien  son  droit,  mais  n'opere  pas  toujours  son  bonlieur,  et  que  si  eile 
s'est  dessaisie  du  droit  legislatif  en  favevu:  de  ses  representants,  c'est  precise- 
ment  pour  ne  pas  deliberer  toute  entiere.  On  conviendra  qu'un  mouvement 
politique  ainsi  imprime  ä  24  millions  d'hommes,  est  peut-etre  incalculable  dans 
ses  dangers,  que  s'il  y  a  un  moyen  de  semer  des  germes  eternels  de  discordes 
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Am  11.  September  1789  beschließt  die  Nationalversammlung 
mit  einer  großen  Majorität,  dem  König  ein  suspensives  Veto  zu 
verleihen.  Am  21.  September  beschließt  sie  weiter  mit  einer 
noch  größeren  Majorität,  daß  die  suspensive  Kraft  des  Vetorechts 
bis  zur  dritten  Legislatur  dauern  soll.  ^) 

Die  Verfassung  vom  3.  September  1791  regelt  das  Veto  in 
dieser  Form  und  verkündet  folgende  Sätze: 

1.  Die  Dekrete  der  gesetzgebenden  Körperschaft  werden 
dem  König  vorgelegt.  Er  kann  ihnen  seine  Zustimmung  ver- 
weigern. 

2.  Wenn  der  König  seine  Zustimmung  nicht  gibt,  so  hat 
diese   Weigerung  nur  suspensiven  Charakter. 

Wenn  in  den  beiden  folgenden  Legislaturen  das  Parlament 
das  gleiche  Dekret  in  der  gleichen  Form  dem  König  vorlegt,  so 
gilt  seine  Zustimmung  als  gegeben. 

3.  Der  König  spricht  seine  Zustimmung  auf  dem  Dekret  mit 
dieser  Formel  aus,  die  er  unterzeichnet:  Der  König  billigt  das 
Dekret  und  wird  es  vollziehen. 

Der  König  spricht  seine  Weigerung  aus  mit  den  Worten: 
Der  König  wird  das  Dekret  prüfen. 


et  de  troubles  et  peut-etre  de  dissolution  et  de  mort  dans  l'Etat,  c'est  celui-lä ; 
que  cette  espece  de  Convention  nationale  ainsi  creee  pour  etre  juge  entre  le  mo- 
narque  et  les  representants,  peut  fort  bien  depasser  les  bornes  de  son  objet,  qu'elle 
peut  ebranler  la  Constitution  elle-meme,  en  agiter  de  nouveau  toutes  les  questions, 
que  c'est  l'arme  la  plus  dangereuse  que  l'on  puisse  donner  aux  passions  ennemies 
de  l'ordre  etabli ;  que  la  tranquillitc,  qui  n'est  pas  moins  que  la  liberte  un  des 
Clements  essentiels  du  bonheiu",  ne  peut  subsister  avec  le  retour  suppose  frequent 
de  ces  appels  ä  la  nation  ;  qu'il  est  meme  impossible  que  l'union  intime  de  toutes 
les  parties  de  l'empire,  puisse  supporter  sans  se  rompre,  ces  vives  secousses 
que  les  membres  qui  ont  propose  cet  appel  ont  cru  pourtant  aussi  possibles  que 
legales.  »  —  M.  Salle  de  Choux,  21  septembre  1789,  1.  c,  p.  84 :  «  Ainsi  l'erreur, 
l'interet,  le  temperament  et  bien  souvent  la  seduction,  voüä  les  bases  des  reso- 
lutions  qui  seront  prises,  voilä  oü  se  reduit  dans  la  pratique  cette  theorie  sublime 
qui  rendrait  le  peuple  juge  entre  le  Roi  et  l'Assemblee.  »  — ■  INI.  Mounier,  4  sep- 
tembre 1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  559.  —  M.  Thouret,  5  septembre  1789,  1.  c, 
p.  581.  —  M.  de  Larochefoucauld,  5  septembre  1789,  1.  c,  p.  585.  —  M.  l'abbe 
Siey^s,  7  septembre  1789,  1.  c,  p.  598.  —  M.  Deseze,  21  septembre  1789,  Arch. 
pari.  IX,  p.  85  s. 

1)  Arch.  pari.  VIII,  p.  612,  IX,  p.  55. 
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4.  Der  König  muß  seine  Zustimmung  oder  seine  Weigerung 
auf  dem  Dekret  vermerken  innerhalb  zweier  Monate,  nachdem  es 
ihm  vorgelegt  ist.  ^) 

Auf  diese  Weise  wird  die  neue  Monarchie  aufgebaut,  in 
Wahrheit  eine  Monarchie  von  neuer  Art,  weil  in  ihr  der  Ge- 
meinwille souverän  ist.  Durch  das  Zusammenwirken  der  ver- 
schiedensten Prinzipien  und  Kräfte  entsteht  diese  neue  Staats- 
form, die  königliche  Demokratie,  wie  Eousseau  sie  nennt.  ^) 

Nun  aber  bleibt  die  schwierige  Aufgabe,  zwischen  dieser 
Verfassung  und  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  die  Brücke  zu 
bauen.  Erst  jetzt,  wo  wir  die  Gedanken  der  Nationalversamm- 
lung über  das  königliche  Veto  klar  erkannt  haben,  können  wir 
die  Argumentation  verstehen,  durch  welche  sie  den  Weg  zu 
Rousseau  zurückzufinden  sucht. 

Der  Wille  der  Nation  ist  souverän.  Und  doch  soll  neben 
dem  Parlament  der  König  Träger  der  Gesetzgebung  sein.  Das 
ist  der  Widerspruch,  welchen  Robespierre  und  Sieyes  zu  ent- 
decken glauben. 

Allerdings  ist  der  Wille  des  Volkes  souverän,  antwortet 
die  Nationalversammlung.  Aber  ist  damit  gesagt,  daß  die  Nation 
oder  eine  Versammlung,  welche  ein  reduziertes  Bild  der  Nation 
darstellt,  die  Gesetze  erlassen  muS?  Ein  Gesetz  zwar  kann  sich 
auf  die  Dauer  nur  halten,  wenn  es  den  Willen  des  Volkes  ent- 
hält. Damit  ist  eine  Forderung  für  den  Inhalt  des  Gesetzes 
erhoben,  nicht  aber  für  seinen  Ursprung.     Die  Nation  kann  zur 

^)  Arch.  pari.  XXXII,  Annexes,  p.  535.  Decret  de  l'Assemblee  nationale 
du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  III,  Section  III,  art.  1—4: 

«  Art.  1.  Les  decrets  du  Corps  legislatif  sont  presentes  au  Roi  qui  peut 
leur  refuser  son  consentement. 

Art.  2.  Dans  le  cas  oü  le  Roi  refuse  son  consentement,  ce  refus  n'est  que 
suspensif .  Lorsque  les  deux  legislatures  qui  suivront  celle  qui  aura  presente  le 
decret  auront  successivement  represente  le  merae  decret  dans  les  memes  termes, 
le  Roi  sera  cense  avoir  donne  la  sanction. 

Art.  3.  Le  consentement  du  Roi  est  exprime  sur  chaque  decret  par  cette 
formule  signee  du  Roi :  Le  Roi  consent  et  fera  executer.  Le  refus  susjjensif 
est  exprime  par  celle-ci :  Le  Roi  examinera. 

Art.  4.  Le  Roi  est  tenu  d'exprimer  son  consentement  ou  son  refus  sur 
chaque  decret  dans  les  2  mois  de  la  presentation.  >> 

2)  28  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  507. 
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Gesetzgebung  berufen,  wen  sie  will ;  sie  muß  nur  dem  Erwählten 
förmlich  die  Legislative  anvertrauen  und  ihre  Wahl  so  treffen, 
daß  der  Träger  der  Legislative  weise  genug  ist,  den  Willen  der 
Nation  zu  erkennen.  Der  Wille  des  Erwählten  ist  Gesetz 
formell,  weil  er  seine  Macht  von  der  Nation  herleitet,  materiell, 
weil  sich  der  Wille  der  Nation  nicht  gegen  ihn  erhebt. 

Mit  dieser  Argumentation  wiederholt  die  Nationalversamm- 
lung nur  die  eigentümliche  Theorie,  kraft  welcher  das  Volk  der 
Substanz  nach  die  Legislative  behält,  der  Ausübung  nach  die 
Legislative  überträgt  und  kraft  welcher  das  repräsentative  Prinzip 
mit  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  durch  das  Veto  ausgesöhnt 
werden  soll. 

Diesen  Gedanken  sind  schon  in  diesem  Zusammenhang  die 
AVege  bereitet  worden  bei  dem  Streit  über  das  suspensive  Veto. 
Die  Meinung,  welche  die  Nationalversammlung  damals  ent- 
wickelte, war  die :  Das  königliche  Veto  kann  in  Wirklichkeit  nie- 
mals absoluten  Charakter  haben.  Denn  weder  der  Wille  des 
Parlaments  noch  der  Wille  des  Königs  vermag  sich  auf  die 
Dauer  zu  halten,  wenn  er  dem  Gemeinwillen  widerspricht.  — 
Damit  ist  schon  behauptet,  daß  weder  der  Wille  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft  noch  der  Wille  des  Monarchen  seiner 
Natur  nach  das  adäquate  Bild  des  Gemeinwillens  abgibt. 

Eine  begriffliche,  aus  dem  Wesen  des  Gemeinwillens  her- 
geleitete Notwendigkeit,  die  Gesetzgebung  einem  Parlament  zu 
überlassen,  besteht  nicht;  —  darin  gipfelt  diese  Argumentation. 
Aus  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  folgt  nur  das  eine,  daß  jedes 
Gesetz  seinen  letzten  Ursprung  und  seine  verbindliche  Kraft  aus 
dem  Volkswillen  herleiten  muß;  nicht  aber  folgt  aus  ihr  die 
Notwendigkeit,  daß  jedes  Gesetz  von  einem  Parlament  geschaffen 
werde.  Die  Deduktion  von  Kobespierre  und  Sieyes,  welche,  von 
dem  Gemeinwillen  ausgehend,  jede  gesetzgeberische  Funktion 
des  Königs  verwirft,  stellt  die  unbewiesene  Behauptung  auf, 
daß  der  Parlamentswille  seiner  Natur  nach  identisch  sei  mit  dem 
Willen  des  Volkes.  Das  ist  die  Schwäche  dieser  Deduktion. 
Sie  dient  der  Theorie  der  Nationalversammlung  als  Angriffspunkt. 

Die  Konstruktion,  durch  welche  Gemein wille  und  gesetz- 
gebende Gewalt  von  König  und  Parlament  in  Einklang  gebracht 
werden  sollen,  erhält  demnach  folgende  Gestalt: 
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Die  souveräne  Macht  geht  aus  von  der  Nation.  Von  ihr 
leiten  König  und  Parlament  ihre  Gewalten  her.  ^) 

Die  souveräne  Nation  muß  besorgt  sein,  die  Träger  der 
Legislative  so  zu  wählen,  daß  sie  im  Gesetz  den  Gemeinwillen 
möglichst  getreu  zum  Ausdruck  bringen.  Ein  Parlament  an  sich 
selber  bietet  eine  solche  Garantie  nicht.  Denn  die  Mitglieder 
eines  Parlaments  werden  von  mannigfachen  individuellen  Inter- 
essen, von  Ehrgeiz  und  Habsucht  verleitet.  Ihre  Bestrebungen 
werden  sich  gar  oft  in  Widerspruch  befinden  mit  dem  Yolks- 
willen,  mit  dem  gemeinen  Wohl.  Der  König  steht  über  diesen 
Interessen  der  einzelnen.  Er  kann  daher,  wenn  er  an  der  Legis- 
lative mitwirkt,  den  Mißbrauch  dieser  Gewalt  zu  individuellen 
Zwecken  verhüten.  Er  wird  auch  mit  allen  Kräften  danach 
trachten.  Denn  er  hat  ein  dringendes  Interesse  an  der  Wohl- 
fahrt, an  der  Erhaltung  des  Staats.  Auch  er  kann  sich  zwar 
verleiten  lassen,  seine  Gewalt  zu  mißbrauchen  und  die  Herrschaft 
völlig  an  sich  zu  reißen.  Aber  dann  wird  er  auf  den  Widerstand 
des  Parlamentes  stoßen.  Die  Bestrebungen  von  König  und 
Parlament  können  sich  nur  in  einer  einzigen  Richtung  zusammen- 
finden, in  der  des  Gemeinwillens.  Und  da  sie  beide  zusammen- 
gehen müssen,  wenn  ein  Gesetz  zustande  kommen  soll,  so  wird 
das  Gesetz  bei  dieser  Verfassungsform,  bei  dieser  Verteilung  der 
legislativen  Gewalt  dem  Gemeinwillen  am  ehesten  entsprechen. 
Die  Mitwirkung  des  Königs  an  der  Gesetzgebung,  weit  entfernt, 
der  Lehre  vom  Gemeinwillen  zu  widersprechen,  sichert  daher 
ihre  Verwirklichung  in  hohem  Maß.  ^) 

1)  M,  Malouet,  1  septembre  1789,  Arch.  pari.  \T^II,  p.  535  et  536.  —  M.  Mou- 
nier,  5  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  586. 

-)  M.  Malouet,  1  septembre  1789,  Aich.  pari.  VIII,  p.  535  et  536  :  «  II  est 
donc  \Tai  que  partout  oü  le  peuple  veut  etre  libre,  il  Test  ou  le  sera  par  le  seul 
acte  de  sa  volonte  souveraine.  —  II  est  donc  ^Tai  que  toute  la  souverainete  reside 
dans  la  nation,  et  c'est  le  principe  que  vous  avez  consacre.  —  Or,  d' apres  ce 
principe,  Messieurs,  que  peut  etre  la  sanction  royale  ?  C'est  un  acte  de  souverainete, 
par  lequel  la  loi  est  prononcee  ;  c'est  un  pouvoir  communique  par  la  nation, 
qui  les  possede  tous.  —  Mais  pour  en  mieux  juger,  il  faut  examiner  dans  quelle 
fin  a  ete  institue  le  magistrat  supreme  auquel  le  droit  de  sanctionner  les  lois 
peut  etre  confie.  —  II  serait  absmde  de  croire  que  les  prerogatives  de  la  oouronne 
ont  pour  objet  la  satisfaction  et  les  jouissances  personnelles  du  monarque  ;  il 
n'en  est  aucune  qui  ne  doive  trouver  son  origine  et  sa  fin  dans  l'utilite  generale. 
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Auf  diese  Weise   suclit   die   Nationalversammlung    das   Ge- 
bäude   der  Verfassung,    welches    sie    auf   dem   Fundament    von 

—  Ainsi  il  est  inutile  et  necessaire  au  repos,  au  borüieur  d'une  grande  nation, 
qu'il  existe  au  milieu  d'elle  une  dignite  eminente,  et  dont  les  fonctions,  les  pou- 
voiis  soient  constitues  de  teile  maniere  que  celui  qui  en  est  revetu,  n'ayant  aucun 
des  soins,  aucune  des  ambitions  qui  tourmentent  les  autres  hommes,  ne  puisse 
trouver  d'accroissement  ä  sa  fortune  personnelle  que  dans  le  bonhem*  general. 

—  Teile  est  parmi  nous  l'origine  et  la  fin  de  l'autorite  royale.  La  nation,  en 
l'instituant,  n'a  entendu  communiquer  que  la  portion  de  sa  souverainete  qu'elle 
ne  peut  exercer  par  elle-meme,  et  qu'il  lui  convient  de  faire  exercer  par  un  seul ; 
ainsi  eile  s'est  reserve  la  puissance  legislative,  et  en  confie  l'exercice  ä  ses  represen- 
tants  librement  elus.  Mais  les  mandataires,  alliant  ä  l'auguste  fonction  qui  leur 
est  momentanement  departie  tous  les  soins,  toutes  les  ambitions  qui  tourmentent 
les  autres  hommes ;  leur  volonte,  leur  interet  personnel  pouvant  se  trouver 
en  contradiction  avec  la  volonte  et  l'interet  general,  il  convient  a  la  nation  d'en 
exiger  la  garantie  de  la  part  de  celui  qui  est  seul  au-dessus  de  tous  les  interets 
prives,  et  qui  a  un  interet  eminent  au  maitien  de  la  Constitution  par  laquelle 
il  existe  comme  monarque,  qui  ne  peut  rien  sans  eile,  et  qui  s'il  agissait  contre 
eile,  tomberait  sous  le  joug  de  la  volonte  generale  qui  le  domine  et  le  surveille. 
■ —  II  suit  de  la,  Messieurs,  que  la  sanction  royale  est  un  droit  et  une  prerogative 
nationale,  conferee  au  chef  de  la  nation  par  elle-meme,  pom*  declarer  et  garantir 
qu'ime  teile  resolution  de  ses  representants  est  ou  n'est  pas  l'expression  de  la 
volonte  generale.  »  —  M.  le  comte  de  Mirabeavi,  1  septembre  1789,  1.  c,  p.  538 
et  539.  —  M.  le  comte  d'Antraigues,  1  septembre  1789,  1.  c,  p.  544.  —  M.  le 
duc  de  Larochefoucauld,  3  septembre  1789,  1.  c,  p.  548.  —  M.  Mounier,  4  sep- 
tembre 1789,  1.  c,  p.  561  :  «Et  quel  inconvenient  peut  presenter  cette  forme? 
Diia-t-on  que  le  monarque  pourra,  pendant  un  temps  indetermine,  arreter  la 
volonte  generale  de  la  nation,  en  faisant  toujours  repondre  ä  la  presentation 
de  la  meme  loi :  le  Roi  examinera :  mais  ne  nous  laissons  pas  eblouir  par  la 
grandeur  des  expressions.  Les  actes  du  Corps  Ugislatif,  c'est-ä-dire  les  lois, 
sont,  il  est  vrai,  l'expression  de  la  volonte  generale  ;  mais  cela  ne  veuf  pas  dire 
que  chaque  citoycn  ait  exprimc  sa  volonte  ;  cela  signifie  seulement  que  le  Corps 
legislatif  etant  institue  par  la  nation,  et  etant  charge  de  vouloir  pour  eile,  et 
les  deputes  qu'elle  a  Librement  choisis,  s'y  trouvant  en  grand  nombre,  ce  qu'on 
y  decide  est  la  volonte  generale  legalement  presumee.  —  Et  ne  peut-on  pas 
dire  avec  raison  que  les  deputes  choisis  dans  les  differents  districis  ne  sont  pas 
les  seules  representants  du  penple  ;  que  le  Roi  est  son  j^f emier  delegue ;  qu'il 
est  aussi  le  representant  du  peuple  dans  toutes  les  parties  de  l'autorite  qui  lui 
a  ete  confiee,  et  que  le  peuple  les  a  charges  conjointement  d'exprimer  la  volonte 
generale  ;  qu' ainsi.  lorsque  le  Roi  ne  donne  pas  sa  sanction,  il  ne  resiste  pas  a 
la  volonte  generale,  et  qii'elle  n'est  pas  encore  formet?  »  —  M.  Deseze,  4  sep- 
tembre 1789,  1.  c,  p.  564.  —  M.  Mounier,  5  septembre  1789,  1.  c,  p.  586.  — 
^I.  Gaultier  de  Biauzat,  21  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  61.  —  Necker, 
Du  pouvoir  executif,  1792,  Tome  I,  chap.  VI,  p.  101  s.  :   «  Le  principe  consiste, 
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Montesquieus   politischen  Maximen   errichtet   hat,   an   die   philo- 
sophischen Prinzipien  von  Rousseau  anzulehnen.  ^) 

Gegen  diese  Konstruktion  erheben  die  Gegner  bei  der  Be- 
ratung über  die  einzelnen  Artikel  der  Verfassung  am  10.  August 
1791  einen  letzten  Einwand.  Am  Anfang  des  dritten  Titels, 
über  die  öffentlichen  Gewalten,  soll  in  Art.  2  nach  dem  Entwurf 
•der  Satz  stehen:  „Frankreich  erhält  eine  repräsentative  Ver- 
fassung; die  Repräsentanten  sind  die  gesetzgebende  Körperschaft 
und  der  König.  "^)  Roederer  und  Robespierre  bekämpfen  diese 
Definition,  welche  sich  der  eben  dargestellten  Theorie  anpaßt. 
Der  König,  sagen  sie,  ist  niemals  Repräsentant  der  Nation.  Und 
eben  aus  diesem  Grunde  kann  er  niemals  an  der  Legislative 
teilhaben.  „Das  "Wesen  der  Vertretung  besteht  darin,  daß  jeder 
einzelne  in  seinem  Vertreter  lebt,  durch  ihn  berät;  daß  er  in 
freiem  Vertrauen  seinen  eignen  Willen  mit  dem  seines  Vertreters 
zusammengehen  läßt.  Daher  ist  eine  Vertretung  nicht  denkbar 
ohne  AVahl.  Der  Gedanke  der  Erblichkeit  und  der  Gedanke 
der  Vertretung  schließen  sich  aus.  Ein  König,  der  einen  erb- 
lichen Titel  hat,   ist  niemals  Vertreter  seines  Volkes."^)     Hier 


Selon  vous,  dans  la  Souverainete  de  la  Nation,  dans  la  Suprematie  du  voeu  general, 
inais  la  Constitution  d'Angleterre  n'a  pas  enfreint  ce  principe,  eile  a  donne  seule- 
ment,  comme  la  Constitution  Fran9aise,  un  interprete  ä  des  autorites  purement 
absti'aites,  et  la  question  se  reduit  uniquement  ä  discerner,  laquelle  des  deux 
Nations  s'est  le  moins  meprise  dans  son  choix.  » 

^)  Ungerechtfertigt  ist  daher  die  Kritik  von  Robespierre  :  «  Les  nombreux 
Partisans  du  veto,  forces  ä  reconnaitre  qu'ü  est  en  effet  contraire  aux  principes, 
pretendent  qu'il  est  avantageux  de  les  sacrifier  ä  de  pretendues  convenances 
politiques.  Admirable  methode  de  raisonner  !  Qui  substitue  aux  lois  eternelles 
de  la  justice  et  de  la  raison  l'incertitude  des  conjonctures  frivoles  et  la  subtilite 
des  vains  systemes  dont  ü  semble  cependant  que  l'experience  des  peuples  aurait 
du  nous  defendre.  »    21  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  79. 

2)  10  aoüt  1791,  Titre  III,  Des  pouvoirs  publics,  art.  2  :  «La  nation  de 
qui  seule  emanent  tous  les  pouvoirs,  ne  peut  les  exercer  que  par  delegation. 
La  Constitution  frangaise  est  representative  ;  les  representants  sont  le  corps 
legislatif  et  le  roi.  »    Arch.  pari.  XXIX,  p.  323. 

^)  «  L'essence  de  la  representation  est  que  chaque  individu  represente  vive, 
dehbere  dans  son  representant ;  qu'il  ait  confondu  \)av  une  confiance  libre,  sa 
volonte  individuelle  dans  la  volonte  de  celui-ci.  Ainsi,  sans  election,  point  de 
representation ;  ainsi  les  idees  d'heredite  et  de  representation  se  repoussent 
l'une  l'autre  ;  ainsi  un  roi  hereditaire  n'est  point  representant.  —  Et  au  fond. 
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lebt  noch  einmal  die  Theorie  von  der  atomistischen  Vertretung  auf^ 
nach  welcher  ein  Parlament  in  der  Art  zusammengesetzt  werden 
soll,  daß  seine  Entschließung  den  Willen  eines  jeden  einzelnen 
Bürgers  in  sich  enthält.  Diese  Theorie  hat  das  Bestreben,  den 
Willen  des  Parlaments  gleichzusetzen  mit  dem  Willen  des  Volks. 
Aber  sie  ist  schon  zu  der  Zeit  überwunden,  als  der  Streit  um 
das  suspensive  Veto  ausgefochten  wird.  Schon  damals  hat  man 
die  neue  Auffassung  verkündet,  daß  der  Wille  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  nicht  seiner  Natur  nach  das  adäquate  Bild  des 
Gemeinwillens  abgibt,  daß  er  nicht  den  zusammengetragenen 
Willen  der  einzelnen  Bürger  darstellt,  daß  er  seinen  eignen  Ur- 
sprung hat,  daß  er  in  selbständiger  Entwicklung  sich  dem  Ge- 
meinwillen anzunähern  sucht,  wobei  zu  beachten  ist,  daß  er 
sich  niemals  auf  die  Dauer  von  ihm  entfernen  kann. 

Damit  endet  dieses  eigentümliche  Schauspiel.  Wir  haben 
gesehen,  wie  sowohl  die  Doktrin  von  Robespierre  und  Sieyes 
als  auch  die  herrschende  Doktrin  der  Nationalversammlung  sich 
auf  Rousseau  beruft,  daß  beide  Lehren  ihre  völlig  auseinander 
liegenden  Konstruktionen  mit  seiner  Theorie  zu  stützen  suchen. 
Wir  haben  gesehen,  wie  beide  Argumentationen  sich  deshalb  in 
fast  unlösbare  Schwierigkeiten  verwickeln,  weil  sie  in  den  Bau 
der  auf  den  Gemeinwillen  gegründeten  Verfassung  ein  fremdes 
Element,  ein  Parlament  einfügen  und  dadurch  die  Linien  des 
von  Rousseau  erdachten  Kunstwerks  zerstören. 

Messieurs,  s'il  etait  possible  qua  vovis  separassiez  l'idee  de  representation  de 
Celle  d'election,  vous  feriez  disparaitre,  vous  obscurciriez  au  moins  la  notion 
la  plus  frappante  que  vous  puissiez  proposer  ä  la  garde  de  la  Constitution,  et 
opposer  ä  toute  Usurpation  sur  le  pouvoir  legislatif.  »  ^I.  Roederer,  10  aoüt 
1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  323.  —  M.  Robespierre,  10  aoüt  1791,  1.  c,  p.  32(> 
et  327.  —  Thouret  und  Barnave  erheben  sich  in  der  gleichen  Sitzung  gegen 
diese  beiden  Redner,  1.  c,  p.  329,  331. 


Neuntes  Kapitel 

Die  Trennung  der  Gewalten 

a)  Die  ausführende  Gewalt 

Wir  wenden  uns  von  der  gesetzgebenden  zu  der  ausführenden 
Gewalt.  Wir  haben  von  ihr  schon  im  vorhergehenden  Kapitel 
gehandelt.  AVir  haben  gesehen,  daß  die  Nationalversammlung  sie 
nicht  auf  das  ihr  begrifflich  eigne  Gebiet  beschränkt,  sondern  ihr 
eine  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  zugesteht.  Zu  diesem 
Schritt  drängte  der  Grundsatz  der  Gewaltenhemmung,  welcher 
den  primären  Grundsatz  von  der  Gewaltentrennung  durchbrach. 
Sehen  wir  nun  ab  von  dieser  einmaligen  und  weitgehenden  Durch- 
brechung des  Prinzips,  so  erkennen  wir.  daß  die  Nationalver- 
sammlung mit  ziemlicher  Konsequenz  die  Exekutive  nach  dem 
System  der  Gewaltentrennung  aufgebaut  hat. 

Wie  wir  aus  den  Lehren  von  Locke,  von  Montesquieu,  Black- 
stone, de  Lolme,  wie  wir  aus  der  englischen,  aus  der  ameri- 
kanischen Verfassung  ersehen  haben,  verfolgt  das  System  der 
Gewaltentrennung  den  Zweck,  die  Freiheit  der  Untertanen  zu 
sichern,  und  sucht  diesen  Zweck  in  der  Weise  zu  erreichen,  daß 
die  staatliche  Gewalt  zerteilt  und  verschiedenen  Machtträgern 
übergeben  wird. 

Es  ergibt  sich  nun  sofort,  daß,  wenn  in  dieser  Teilung  das 
Heil  des  Staates  liegt,  wenn  hingegen  die  Vereinigung  aller 
Macht  in  der  Hand  eines  einzigen  das  Verhängnis  bringt,  die 
Gewaltenträger  voneinander  unabhängig  sein  müssen.  Bestände 
nicht  das  Verhältnis  der  Gleichordnung,  könnte  der  eine  Macht- 
träger die  andern  nach  seinem  Willen  lenken,  so  wäre  der  gleiche 
Zustand  gegeben,  wie  wenn  alle  Gewalt  einem  einzigen  Herrscher 
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oder  einer  einzigen  Versammlung  übertragen  wäre.  Auf  den 
ersten  Blick  scheint  es,  als  ob  Locke  diese  Wahrheit  verkannt 
hätte.  „Die  exekutive  Gewalt,"  —  sagt  Locke  —  „die  einem 
einzelnen  übertragen  ist.  der  wieder  einen  Anteil  an  der  Legis- 
lative hat,  ist  offenbar  der  Legislative  untergeordnet,  rechenschafts- 
pflichtig und  kann  durch  sie  ihrem  bisherigen  Träger  entrissen 
und  einem  andern  übergeben  werden."  „Wenn  die  legislative 
Körperschaft"  —  so  heißt  es  an  andrer  Stelle  —  „jemand  die 
Macht  anvertraut  hat,  die  Gesetze  auszuführen,  so  hat  sie  immer  das 
Recht,  diese  Macht  aus  seinen  Händen  zurückzunehmen,  wenn 
ein  gerechter  Anlaß  vorliegt,  und  denjenigen  zu  bestrafen,  der 
die  Verwaltung  schlecht,  dem  Gesetz  zuwider  geführt  hat."*) 
Aber  in  Wirklichkeit  wird  die  Abhängigkeit  dadurch  wieder  auf- 
gehoben, daß  der  Inhaber  der  ausführenden  Gewalt  nach  den 
Prinzipien  von  Locke  und  auch  nach  dem  formellen  Recht  Englands 
au  der  Gesetzgebung  beteiligt  ist,  daß  kein  Akt  der  Gesetzgebung 
zustande  kommen  kann,  wenn  er  ihm  seine  Genehmigung  verweigert, 
daß  er  folglich  nur  mit  seiner  eignen  Zustimmung  abgesetzt  werden 
kann.^)  Das  sagt  Locke  mit  deutlichen  Worten.  Diese  letzte  Kon- 
struktion befindet  sich  nur  im  Einklang  mit  dem  formellen  Buch- 
staben des  englischen  Rechts,  nicht  mit  seiner  wirklichen  Hand- 
habung. Die  beiden  Häuser  in  England  haben  sich  von  jeher  die 
Macht  zugeschrieben,  den  König  abzusetzen.  Formal-rechtlich  gibt 
es  allerdings  keine  Absetzung  des  Königs  durch  die  beiden  Häuser. 
Weil  aber  formal-rechtlich  der  König  auf  die   Krone  verzichten 


1)  Two  Treatises  of  government,  Book  II,  chapter  XIII,  No.  152:  "The 
executive  power  placed  anywhere  but  in  a  person  that  has  also  a  share  in  the 
legislative  is  visibly  subordinate  and  accountable  to  it,  and  may  be  at  pleasure 
changed  anddisplaced."  No.  153:  "Wlien  the  legislative  hath  put  the  execution 
of  the  laws  they  make  into  other  hands,  they  have  a  power  still  to  resume  it 
out  of  those  hands  when  they  find  cause,  and  to  punish  for  any  maladminis- 
tration  against  the  laws." 

'^)  L.  c,  No.  152:  "So  that  it  is  not  the  supreme  executive  power  that  is 
exempt  from  Subordination,  but  the  supreme  executive  power  vested  in  one, 
who  having  a  share  in  the  legislative,  has  no  distuict  superior  legislative  to 
be  subordinate  and  accountable  to,  farther  than  he  himself  shall  Joint  and  consent, 
so  that  he  is  no  more  subordinate  than  he  himself  shall  think  fit,  which  one 
may  certainly  conclude  will  be  but  very  little." 


Die  Trennung  der  Gewalten  223 

kann,  so  hat  man  sich  in  der  Weise  geholfen,  daß  man  den  König 
zum  Verzicht  nötigte,  so  im  Falle  Eduards  II.  und  Richards  II.. 
oder  daß  man  seinen  Verzicht  fingierte,  so  bei  der  Vertreibung 
Jakobs  IL  Selbst  der  konservative  Blackstone  kennt  die  Mög- 
lichkeit einer  Absetzung,  wenn  er  sagt:  „Die  Doktrin  des  erb- 
lichen Rechts  schließt  durchaus  nicht  ein  unanfechtbares  Recht 
auf  den  Thron  in  sich."^)  Allerdings  sucht  er  diesen  Satz  in 
der  Folge  wieder  einzuschränken.  Wie  die  Lehre  von  Locke, 
so  enthalten  auch  die  Lehren  von  Montesquieu  und  de  Lolme 
in  dieser  Richtung  keine  getreue  Wiedergabe  des  englischen 
Rechts,  sondern  ein  aus  den  hauptsächlichen  Grundsätzen  der 
englischen  Verfassung  entwickeltes  Lehrgebäude,  Montesquieu 
und  de  Lolme  unterscheiden  sich  aber  von  Locke  wieder  da- 
durch, daß  sie  in  strenger  Konsequenz  des  Grundsatzes  von 
der  Unabhängigkeit  der  Gewalten  eine  Absetzung  des  Königs 
durch  die  Legislative  überhaupt  nicht  kennen  und  deshalb  auch 
nicht  genötigt  sind,  sie  durch  eine  kunstreiche  Argumentation, 
wie  Locke,  mit  der  Lehre  von  der  Gewaltentrennung  in  Einklang 
zu  bringen. 

Die  Nationalversammlung  steht  auf  dem  Boden  von  Montes- 
quieu. Sie  verkündet  die  Trennung,  die  Unabhängigkeit  der  Ge- 
waltenträger. Und  aus  dieser  Unabhängigkeit  leitet  sie  unmittel- 
bar die  Konsequenz  her,  daß  der  Inhaber  der  vollziehenden  Ge- 
walt seine  Macht  nicht  aus  der  Hand  des  Gesetzgebers  empfängt 
und  demgemäß  durch  den  Gesetzgeber  auch  nicht  seiner  Macht 
beraubt  werden  kann.  Der  Umweg,  den  Locke  einschlägt,  wäre 
der  Nationalversammlung  auch  verschlossen,  da  sie  dem  König 
kein  absolutes  Veto  in  der  Gesetzgebung  verleiht.  Ein  Recht 
der  gesetzgebenden  Körperschaft,  den  König  abzusetzen,  erscheint 
von  Anfang  als  ein  undenkbares  Gebilde,  wird  von  der  National- 
versammlung überhaupt  nicht  in  Erwägung  gezogen.  Zu  diesem 
Verhalten  wird  die  Nationalversammlung  einmal  gedrängt  durch 
die  Achtung  vor  dem  angestammten  Königshaus,  vor  allem  aber 
durch  die  streng  logische  Methode,  mit  welcher  sie  das  Prinzip 
der  Gewaltentrennung  durchführt. 

1)  Commentaries,  Book  I,  chapter  III,  p.  195:  "The  doctrine  of  hereditary 
right  does  by  no  means  iniply  an  indefensible  right  to  the  throne." 
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Sind  die  Gewaltenträger  einander  gleichgeordnet,  so  drängt 
sich  die  Frage  auf,  ob  dieser  Zustand  mit  der  Lehre  vom  Ge- 
meinwillen vereinbart  werden  kann.  Es  ist  fast  immer  wieder 
das  gleiche  Schauspiel,  dem  wir  beiwohnen.  Die  Nationalver- 
sammlung schreitet  in  ihren  politischen,  meist  von  Montesquieu 
ihr  eingegebenen  politischen  Bestrebungen  vor.  bis  sie  plötzlich 
auf  die  Frage  stößt,  ob  sie  nicht  in  Widerspruch  mit  der 
Lehre  von  Rousseau  geraten  ist.  Die  Gedankenarbeit  der 
Nationalversammlung  hat  das  Eigentümliche,  daß  sie  durch- 
zogen ist  von  einem  steten  Konflikt  zwischen  den  beiden 
Theorien  und  von  der  fortwährenden  Bestrebung,  diesen  Konflikt 
beizulegen. 

Rousseau  deduziert  aus  dem  Begriff"  des  Gemeinwillens  den 
Satz,  daß  eine  Gleichordnung  der  Gewaltenträger  unmöglich  sei, 
daß  die  Exekutive  sich  in  Abhängigkeit  von  der  Legislative  be- 
finden müsse.  Der  Gedankengang  ist  dieser:  Der  Gemeinwille 
entsteht  dadurch ,  daß  alle  sich  zusammentun .  um  über  alle  zu 
gebieten.  Der  Gemeinwille  bindet  daher  gleichmäßig  alle  Bürger, 
ist  ein  Gebot  von  generellem  Inhalt.  Er  ist  begrifi"lich  Gesetz. 
Denn  das  Wesen  des  Gesetzes  liegt  eben  darin,  eine  imperative 
Norm  von  generellem  Charakter  zu  sein.  Ein  Akt  der  Exe- 
kutive ist  ein  individueller  Akt.  Er  richtet  sich  nur  gegen  ein- 
zelne Bürger.  Der  Gemeinwille  kann  daher  seinem  Begriff  nach 
niemals  einen  Akt  der  Exekutive  auslösen.^)  Ist  er  auf  die  Ge- 
setzgebung beschränkt,  so  kann  er  sich  auch  umgekehrt  der  Ge- 
setzgebung nicht  entäußern.  Eine  Uebertragung  der  legislativen 
Gewalt  kann  nicht  stattfinden,  weil  eine  Vertretung  im  Willen 
unmöglich  ist.  Die  Gesetzgebung  steht  daher  notwendigerweise 
dem  Volk  als  dem  Träger  des  Gemeinwillens,  die  vollziehende 
Gewalt  notwendigerweise  einem  andern  Machtträger  zu.  Das 
Volk,  der  Träger  des  Gemeinwillens,  ist  souverän.  Denn  der 
Staat  ist  in  der  Weise  entstanden,  daß  alle  ihre  Macht  auf  alle 
übertragen  haben.  Das  Haupt  der  Exekutive  ist  daher  abhängig, 
von  dem  Souverän  eingesetzt.  Das  Volk  als  Souverän  gibt  die 
vollziehende    Gewalt    einem    Herrscher,     einem    Rat    oder    sich 

^)  Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  VI,  Livre  II,  chap.  VI,  Li\Te  III,  cliap.  I. 
Der  Text  ist  oben  zitiert. 
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selber  —  aber  als  einem  Subjekt  von  nunmehr  völlig  verschiedenem 
Charakter  —  und  schafft  so  eine  Monarchie,  eine  Aristokratie 
oder  eine  Demokratie.  Im  letzten  Fall  hat  allerdings  das  Volk 
die  Exekutive  in  der  Hand,  aber  nicht  als  Souverän,  als  Träger 
des  Gemeinwillens,  sondern  als  Gewaltenträger  kraft  Einsetzung.') 
Das  Volk  hat  in  der  Demokratie  einen  doppelten  Charakter.  Es 
tritt  einmal  auf  als  die  Genossenschaft,  die  den  Willen  aller  in 
sich  vereinigt,  und  weiter  als  eine  Summe  von  Individuen,  denen 
die  Genossenschaft  als  einer  beratenden  Versammlung  die  voll- 
ziehende Gewalt  überträgt.  Das  Volk  in  der  einen  Eigenschaft 
beherrscht  hier  das  Volk  in  der  andern  Eigenschaft  und  kann 
es  der  verliehenen  Gewalt  wieder  berauben.  —  In  jeder  Staats- 
form, auch  in  der  Demokratie  ist  daher  die  Exekutive  abhängig 
von  der  Legislative.  Das  ist  die  wichtige  Konsequenz ,  die 
Rousseau  aus  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  herleitet.^) 

Rousseau  kämpft  in  dem  Streit  der  Meinungen  noch  mit 
einem  zweiten  Argument.  Der  Theorie,  welche  die  Gewalt  auf 
mehrere  Machtträger  verteilen  will,  macht  er  den  Vorwurf,  da& 
sie  die  Souveränität  in  mehrere  Teile  zersplittere,    während    sie 

^)  Livre  III,  chap.  XVII :  «  Sous  quelle  idee  faut  il  donc  concevoir  l'acte 
par  lequel  le  gouvernement  est  institue  ?  Je  remarquerai  d'abord  que  cet  acte 
est  complexe,  ou  compose  de  deux  autre?,  savoir :  l'etablissement  de  la  loi  et 
Texecution  de  la  loi.  —  Par  le  premier,  le  souveraiu  statue  qu'il  y  aura  iin  corps 
de  gouvernement  etabli  sous  teile  ou  teile  forme  ;  et  il  est  clair  que  cet  acte 
est  une  loi.  —  Par  le  second  le  peuple  nomme  des  chefs  qui  seront  charges  du 
gouvernement  etabli.  Or  cette  nomination,  etant  un  acte  particulier,  n'est 
pas  une  seconde  loi,  mais  seulement  une  suite  de  la  premiere  et  une  fonction 
du  gouvernement.  —  C'est  encore  ici  que  se  decouvre  une  des  etonnantes  pro- 
prio tes  du  Corps  politique,  par  lesquelles  il  concilie  des  Operations  contradictoires 
en  apparence  ;  car  celle-ci  se  fait  par  une  conversion  subite  de  la  souverainete 
en  d^mocratie,  en  Sorte  que,  sans  aucun  changement  sensible,  et  seulement 
par  une  nouvelle  relation  de  tous  ä  tous,  les  citoyens,  devenus  magistrats,  passent 
des  actes  generaux  aux  actes  particuliers,  et  de  la  loi  ä  l'execution.  —  Tel  est 
l'avantage  propre  au  gouvernement  democratique,  de  pouvoir  etre  etabli  dans 
le  fait  par  un  simple  acte  de  la  volonte  generale.  Apres  quoi  ce  gouvernement 
provisionnel  reste  en  possession,  si  teile  est  la  forme  adoptee.  » 

-)  Livre  III,  chap.  XVI,  XVIII.  Der  Text  ist  oben  zitiert.  —  Cf.  Mably, 
(Euvres  compl^tes  VIII,  p.  98,  125,  XII,  p.  48:  «Le  citoyen  doit  obeir 
aux  magistrats  et  les  magistrats  obeissent  ä  leur  tour  ä  la  puissance 
legislative.  » 

Redalob,   Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  15 
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unteilbar  sei.  Diese  Theorie,  §agt  er,  ist  sich  wohl  bewußt,  daß 
es  eine  Ungeheuerlichkeit  ist,  die  Souveränität  ihrem  Gegenstande 
nach  in  mehrere  Teile  aufzulösen.  Sie  meint  aber  eine  andre 
Teilung  rechtfertigen  zu  können,  die  Teilung  der  souveränen  Ge- 
walt in  Wollen  und  Handeln,  in  Befehlen  und  Vollziehen,  in 
Legislative  und  Exekutive.  Durch  ein  Zauberkunststück  sucht 
sie  die  Einheit  der  Souveränität  zu  wahren  und  trotzdem  die 
Souveränität  zu  zergliedern.  Und  Rousseau  ergießt  über  diese 
Lehre  seinen  Spott  in  geistreicher  Weise. ^) 

Auf  diese  zweite  Argumentation  von  Rousseau  ist  zu  er- 
widern, daß  der  Gegensatz  zwischen  Exekutive  und  Legislative 
nicht  einen  Gegensatz  bedeutet  zwischen  Handeln  und  Wollen. 
Auch  der  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  hat  einen  Willen, 
nur  daß  dieser  Wille  sich  von  dem  des  Gesetzgebers  dadurch 
unterscheidet,  daß  er  sich  auf  einen  besonderen  Gegenstand 
richtet  und  daß  er  weiter  unterstützt  wird  durch  eine  physische 
Macht.  Das  nur,  um  die  Begriffe  klarzustellen.  Aber  weiter, 
der  Vorwurf,  den  Rousseau  erhebt,  ist  ungerecht.  Die  Unteil- 
barkeit der  Souveränität  wird  dadurch  nicht  verleugnet,  daß  die 
verschiedenen  Tätigkeiten  auseinandergehalten  werden,  welche  die 
Ausübung  der  Souveränität  in  logischer  und  zeitlicher  Aufein- 
anderfolge in  sich  begreift.  Die  Unteilbarkeit  der  Souveränität 
wird  dadurch  sicher  nicht  aufgegeben,  daß  man  lehrhaft  ausein- 
andersetzt, wie  der  Souverän  zuerst  eine  allgemeine  Regel  auf- 
stellt und  sie  dann  auf  den  einzelnen  Fall  anwendet.  Und  sie 
wird  nicht  einmal  dadurch  verletzt,  daß  diese  verschiedenen  Tätig- 

^)  Livre  II,  chap.  II :  «  Mais  nos  politiques,  ne  pouvant  diviser  la  souve- 
rainete  dans  son  principe,  la  divisent  dans  son  objet :  ils  la  divisent  en  force 
et  en  volonte,  en  puissance  legislative  et  en  puissance  executive  ;  en  dioits 
d'impot,  de  justice  et  de  guerre  ;  en  administration  interieure  et  en  pouvoir 
de  traiter  avec  l'etranger :  tantot  ils  confondent  toutes  ces  parties,  et  tantot 
ils  les  separent.  Ils  fönt  du  souverain  un  etre  fantastique  et  forme  de  pieces 
rapport^es ;  c'est  comme  s'ils  composaient  Thomme  de  plusieurs  corps,  dont 
Tun  aurait  des  yeux,  l'autre  des  bras,  l'autre  des  pieds,  et  rien  de  plus.  Les 
charlatans  du  Japon  depecent,  dit-on,  un  enfant  aux  yeux  des  spectateurs ; 
puis,  jetant  en  Fair  tous  ses  membres  Tun  apres  l'autre,  ils  fönt  retomber  l'enfant 
vivant  et  tout  rassembM.  Tels  sont  ä  peu  pres  les  tours  de  gobelets  de  nos 
politiques ;  aprßs  avoir  demembre  le  corps  social  par  un  prestige  digne  de  la 
foire,  ils  rassemblent  les  pieces  on  ne  sait  comment.  » 
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keiten  verschiedenen  Subjekten  zugeteilt  werden.  Das  gibt 
Rousseau  selber  zu ,  wenn  er  das  Volk  wegen  der  Natur  des 
Gemeinwillens  für  unfähig  erklärt,  der  Exekutive  zu  walten. 
Wenn  Rousseau  einen  besonderen  Träger  der  Exekutive  fordert, 
wie  eben  gezeigt  ist,  so  erkennt  er  damit  die  Trennung  der 
souveränen  Machtbefugnis  in  legislative  und  exekutive  Gewalt 
selber  an.  Wann  zerteilt  man  die  Souveränität?  Wenn  man 
mehrere  Souveräne  schaift.  Dadurch,  daß  man  die  logisch  und 
zeitlich  aufeinander  folgenden  Elemente  der  souveränen  Gewalt 
verschiedenen  Subjekten  zuschreibt,  schafft  man  noch  nicht 
mehrere  Souveräne.  Das  kann  man  erst  tun,  wenn  man  über 
das  gegenseitige  Verhältnis  dieser  Subjekte  statuiert.  Beherrscht 
einer  die  übrigen,  wie  bei  Rousseau,  dann  ist  die  Souveränität 
nicht  geteilt,  dann  sind  nicht  mehrere  Souveräne  geschaffen. 

Schwerer  wiegt  der  erste  Einwand.  Er  richtet  sich  nicht 
gegen  die  Einsetzung  mehrerer  Machtträger,  wohl  aber  gegen 
ihre  Gleichordnung.  Die  Nationalversammlung  bekennt  sich  zur 
Lehre  vom  Gemeinwillen.  Würde  sie  weiter  die  Behauptung 
von  Rousseau  sich  zu  eigen  machen,  daß  eine  Vertretung  im 
Willen  unmöglich  sei,  so  müßte  sie  auch  seine  weitere  Deduktion 
anerkennen  und  zu  der  Unmöglichkeit  der  Gleichordnung  ge- 
langen. Allein  eben  der  Grundsatz  der  Repräsentation,  eben  der 
Gedanke  einer  Vertretung  im  Willen  führt  hier  die  National- 
versammlung zu  einer  Welt  von  neuen  Vorstellungen. 

Erweitert  man  die  Konstruktion  von  Rousseau  dadurch,  daß 
man  eine  gesetzgebende  Versammlung  schafft,  so  ändert  sich 
das  Bild. 

Wir  erinnern  uns:  Das  Volk  als  Souverän,  als  Träger  des 
Gemeinwillens  schafft  die  vollziehende  Gewalt,  die  es  selber  in 
dieser  Eigenschaft  niemals  ausüben  kann.  Es  befiehlt  nämlich, 
daß  einem  König,  einem  Rat  oder  ihm  selbst,  als  dem  Inhaber 
der  Exekutive,  als  dem  zur  Ausführung  der  Gesetze  berufenen 
Machtträger  Gehorsam  geleistet  werde.  Es  schafft  die  Staats- 
form. Dieser  Befehl  ist  noch  ein  Akt  des  Gemeinwillens.  Denn 
es  handelt  sich  um  einen  Befehl,  der  alle  Bürger  gleichmäßig 
bindet. 

Das  Volk  schafft  die  Exekutive  durch  Gesetz.  Um  volles 
Verständnis  über  diesen  Vorgang  zu  gewinnen,  ist  zu  sagen,  daß 
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das  souveräne  Volk  nicht  die  exekutive  Gewalt  auf  ein  andres 
Subjekt  überträgt.  Denn  das  souveräne  Volk  besitzt  niemals  die 
exekutive  Gewalt  und  kann  sie  seinem  Begriffe  nach  niemals  be- 
sitzen. Die  exekutive  Gewalt  entsteht  erst  als  Folgeerscheinung, 
als  Reflex  des  Gebotes,  durch  den  das  souveräne  Volk  den  Ge- 
nossen des  Staatsvertrages  befiehlt,  einem  bestimmten  Subjekt 
Gehorsam  zu  leisten,  wenn  dieses  Subjekt  die  Gesetze  zur  Voll- 
ziehung bringt. 

So  weit  bewegen  wir  uns  noch  ganz  in  den  Bahnen  von 
Rousseau.  Wir  haben  nur  seinen  Weg  noch  deutlicher  zu  er- 
forschen gesucht.  Bleiben  wir  nun  bei  diesem  Gedankengang 
stehen,  lassen  wir  dem  Volk  die  Gesetzgebung,  so  ist  die  Gleich- 
ordnung der  beiden  Machtträger,  des  Inhabers  der  Exekutive 
und  des  gesetzgebenden  Volks,  offenbar  unmöglich.  Denn  die 
Exekutive  verdankt  der  Legislative  ihr  Bestehen,  kann  von  ihr 
wieder  aufgehoben  werden  und  ist  daher  von  ihr  abhängig. 

Geht  man  aber  mit  der  Nationalversammlung  einen  Schritt 
weiter  und  richtet  man  ein  Parlament  ein,  welchem  die  Gesetz- 
gebung in  festen  Grenzen  anvertraut  und  welchem  zugleich  ge- 
rade jener  wichtige  Akt  der  Gesetzgebung  verwehrt  ist,  durch 
den  das  Volk  die  Exekutive  einsetzt,  so  ändert  sich  das  Ver- 
hältnis. Der  souveräne  Gemeiuwille  strahlt  nach  zwei  Rich- 
tungen auseinander.  Ein  König,  ein  Rat,  eine  demokratische 
Versammlung  hat  die  vollziehende  Gewalt,  weil  das  Volk  es  will. 
Und  eine  legislative  Körperschaft  gibt  Gesetze,  weil  das  Volk  es 
will.  Der  Träger  der  Exekutive  ist  hier  dem  Träger  der  Legis- 
lative gleichgeordnet,  weil  beide  dem  souveränen  Volkswillen  ihr 
Dasein  verdanken  und  daher  beide  von  ihm  abhängig  sind. 

Das  ist  der  Gedanke,  welcher  die  Nationalversammlung  in 
den  Stand  setzt,  die  Lehre  vom  Gemeinwillen,  von  der  Unteil- 
barkeit der  Souveränität  mit  der  Lehre  von  der  Gleichordnung 
der  Gewalten  zu  verbinden.  Dieser  Gedanke  ist  nirgends  deut- 
lich ausgeprägt,  hält  aber  wie  ein  unsichtbarer  Faden  das  ganze 
System  zusammen.  Er  stützt  sich  auf  die  Autorität  von  Montes- 
quieu. Denn  das  Kapitel  über  die  englische  Verfassung  ist  nicht 
so  zu  verstehen,  als  ob  die  souveräne  Gewalt  dem  Parlament, 
d.  i.  den  beiden  Häusern  und  dem  König,  zustehe.  Auch  bei 
Montesquieu  ist  der  Ursprung   aller  Gewalt   im  Volk.     Montes- 
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quieu  kennt  sogar  den  Begriff  des  Gemeinwillens.  ^)  Beide 
Machtträger,  der  Inhaber  der  Legislative  und  der  Inhaber  der 
Exekutive ,  Parlament  und  König ,  leiten  ihre  Gewalt  her  von 
dem  souveränen  Volk.  Montesquieu  nennt  die  Gewalt  der  Volks- 
vertretung und  der  adligen  Körperschaft  eine  anvertraute  Ge- 
walt. 2)  Er  stellt  auf,  in  einem  freien  Staat  sollte  im  Grunde 
jeder  sich  selbst  regieren ,  es  sollte  daher  das  Volk  als  Körper- 
schaft die  gesetzgebende  Gewalt  haben,  weil  aber  dies  unmöglich 
oder  unzweckmäßig  wäre,  müsse  das  Volk  durch  Vertreter 
handeln.^) 

Die  Unteilbarkeit  der  Souveränität  ist  hier  gewahrt,  weil 
das  Volk  der  Substanz  nach  die  Gesamtheit  der  Macht  in  seiner 
Hand  behält.  Allerdings,  der  Ausübung  nach  ist  die  Macht  auf 
andre  Subjekte  verteilt.  Aber  eben  deshalb,  weil  der  Inhaber 
der  Legislative,  der  Inhaber  der  Exekutive  ihre  Macht  nur  der 
Ausübung  nach  besitzen,  verstößt  die  Trennung  und  Gleich- 
ordnung der  Macht,  welche  in  ihrer  Person  stattfindet,  nicht 
gegen  die  Unteilbarkeit  der  Souveränität.  Daß  sie  die  Macht 
nur  der  Ausübung  nach  innehaben,  bedeutet,  wie  in  früherem 
Zusammenhang  gezeigt  ist,  daß  ihre  Macht  ihnen  jederzeit  ge- 
nommen werden  kann.  Nicht  sie  sind  daher  Träger  der  Souve- 
ränität, sondern  das  Volk.  Eine  Trennung  und  Gleichordnung 
der  Gewalt  findet  nur  statt,  soweit  es  sich  um  ihre  Ausübung, 
nicht  soweit  es  sich  um  ihre  Substanz  handelt.    Man  kann  folg- 


^)  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  VI :  «  Voyez  quelle  peut  etre  la  Situation 
d'un  citoyen  dans  les  republiques  d' Italic.  Le  meme  corps  de  magistrature  a, 
comme  executeur  des  lois,  toute  la  puissance  qu'il  s'est  donnee  comme  legis- 
lateur.  II  peut  ra vager  l'Etat  par  ses  volontes  generales;  et,  comme  il  a  encore 
la  puissance  de  juger,  il  peut  detruirc  chaque  citoyen  par  ses  volontes  parti- 
culieres.  » 

2)  L.  c.  «  Ainsi  la  puissance  legislative  sera  conliee,  et  au  corps  des  nobles, 
et  au  Corps  qui  sera  choisi  pour  representer  le  peuple,  qui  auront  chacun  leurs 
assembl6es  et  leurs  deliberations  a  part,  et  des  vues  et  des  interets  separes.  » 

^)  L.  c.  «  Comme  dans  un  Etat  libre  tout  homme  qui  est  cense  avoir  une 
äme  libre  doit  etre  gouverne  par  lui-meme,  il  faudrait  que  le  peuple  en  corps 
eüt  la  puissance  legislative  ;  mais  comme  cela  est  impossible  dans  les  grands 
Etats,  et  est  sujet  ä  beaucoup  d'inconvenients  dans  les  petits,  il  faut  que  le 
peuple  fasse  par  ses  representants  tout  ce  qu'il  ne  peut  faire  par  lui-meme.  » 
—  Zweig,  Die  Lehre  vom  Pouvoii*  constituant,  1909,  p.  67. 
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lieh,  strenggenommen,  nicht  Von  einer  Trennung  und  Gleich- 
ordnung der  Gewalten  reden,  denn  unter  einer  Gewalt  wird  man 
auf  den  ersten  Blick  die  Substanz  dieser  Gewalt  verstehen, 
sondern  von  einer  Trennung  und  Gleichordnung  der  Gewalten- 
ausübung. Getrennt,  unabhängig  gestellt  werden  nicht  Gewalten, 
sondern  nur  Funktionen. 

Duguit  wirft  der  Nationalversammlung  vor,  daß  sie  eben  den 
Fehler  begehe,  die  Gewalt  selber,  nicht  die  Funktionen  zu  zer- 
gliedern, daß  sie  die  Souveränität  selber  in  mehrere  Teile  aus- 
einanderreiße und  diese  Teile  auf  den  König,  das  Parlament, 
die  Richter  endgültig  übertrage.^)  Zur  Widerlegung  dieser  An- 
sicht genügt  es,  auf  den  dritten  Titel  der  Verfassung  von  1791 
hinzuweisen,  der  von  den  öffentlichen  Gewalten  handelt,  oder  auf 
den  noch  deutlicher  gehaltenen  Beschluß  vom  23.  September  1789 
über  die  Stellung  von  König  und  Parlament.  Der  Grundsatz 
lautet:  „Alle  Gewalt  leitet  sich  her  von  der  Nation  und  kann 
sich  nur  von  ihr  herleiten.  Die  gesetzgebende  Gewalt  liegt  bei 
der  nationalen  Versammlung,  welche  sie  in  der  vorgeschriebenen 
Form  ausübt.     Die  höchste  Exekutivgewalt   befindet  sich  in  den 


1)  Duguit,  Droit  Constitutionnel  1907,  §30,  p.  130  et  131  :  «Une  derniere 
consequence  resulte  logiquement  de  l'indivisibilite  de  la  souverainete,  c'est 
rimpossibilite  de  creer  une  Separation  des  pouvoirs.  Rousseau  l'avait  bien 
compris.  —  Rousseau  avait  absolument  raison.  Avec  Tidee  de  souverainete 
indivisible  la  Separation  des  pouvoirs,  teile  que  l'ont  comprise  les  auteurs  de  la 
Declaration  des  droits  de  1789.  de  la  Constitution  de  1791  ...  est  logiquement 
impossible.  En  effet,  dans  la  conception  que  nos  constituants  ont  voulu  realiser, 
les  pouvoü'S  etaient  des  portions  demembrees  de  la  souverainete  et  confiees 
ä  des  organes  distincts  et  non  pas  seulement  des  f onctions  exercees  separement  par 
des  organes  distincts  au  nom  d'une  souverainete  restee  une  et  indivisible.  Les 
trois  organes  crees :  parlement,  chef  de  l'Etat,  ordre  judiciaire  n'etaient  pas 
seulement  investis  de  fonctions  differentes;  ils  devenaient  titulaires  chacun  d'une 
quotepart  de  la  souverainete,  et  c'est  pour  cela  meme  qu'iis  etaient  des  pou- 
voirs. On  creait  trois  souverains  :  Tun  dans  l'ordre  legislatif,  l'autre  dans  1' ordre 
executtf,  le  troisieme  dans  l'ordre  judiciaire.  Kant  etait  seul  vraiment  logique 
quand  il  declarait  que  dans  la  souverainete  une,  il  y  avait  trois  personnes  souve- 
raines  distinctes,  dont  la  reunion  ne  formait  cependant  qu'une  seule  personne 
souveraine,  celle  de  l'Etat.  Nouveau  mystere  de  la  Trinite  que  nous  ne  nous 
chargeons  pas  d'expliquer. »  Cf.  §  54,  p.  316  s.  Cf.  Duguit,  La  Separation  des 
pouvoirs  et  l'assemblee  nationale  de  1789,  1893,  cliap.  IV,  p.  16  s. 
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Händen  des  Königs."^)  Hier  ist  deutlich  unterschieden  zwischen 
der  Ausübung  der  Gewalt  und  ihrer  Substanz,  die  dem  Volke 
nicht  genommen  wird.  Es  braucht  endlich  nur  daran  erinnert 
zu  werden,  daß  dem  Volk  nach  der  Verfassung  von  1791  das 
Recht  zusteht,  die  Verfassung  zu  ändern  und  folgHch  dem  König 
und  dem  Parlament  die  anvertrauten  Funktionen  wieder  zu  ent- 
ziehen.^) Die  Suprematie  des  Volkes  kommt  auch  darin  zum 
deutlichen  Ausdruck,  daß  die  Nationalversammlung  ein  Recht 
des  Volkes  annimmt,  beim  Aussterben  des  Königshauses  eine 
neue  Dynastie  zu  erwählen,^)  und  weiter  darin,  daß,  wenn  kein 
Regent  vorhanden  ist,  der  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  er- 
füllt, das  Volk  berechtigt  ist,  durch  eigens  erwählte  Vertreter 
einen  Regenten  zu  ernennen.*) 

In  der  französischen  Monarchie  von  1789  besteht  schon  eine 
rudimentäre  Gewaltentrennung.  Der  König  besitzt  die  exekutive 
Gewalt  in  ihrem  vollen  Umfang.  Der  wichtigste  Teil  der  legis- 
lativen Gewalt  kommt  den  Generalständeu  zu.  Ein  Teil  der 
legislativen  Gewalt  endlich  wird  von  dem  König  unter  Kontrolle 

^)  23  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  124 :  «  Art.  1.  Tous  las  pouvoirs 
emanent  essentiellement  de  la  nation  et  ne  peuvent  emaner  que  d'elle.  Art.  2 : 
Le  pouvoir  legislatif  reside  dans  l'Assemblee  nationale,  qui  l'exercera  ainsi 
qu'il  suit.  Art.  4  :  Le  pouvoü"  executif  supreme  reside  exclusivement  dans  les 
mains  du  Roi.  »  —  Constitution  du  3  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXXII, 
p.  528,  Titre  III :  «  Art.  1  :  La  souverainete  est  une,  indivisible,  inalienable 
et  imprescriptible  ;  eile  appartient  ä  la  nation :  aucune  section  du  peuple,  ui 
aucun  individu,  ne  peut  s'en  attribuer  Fexercice.  Art.  2  :  La  nation,  de  qui  seule 
emanent  tous  les  pouvohs,  ne  peut  les  exercer  que  par  delegation.  La  Consti- 
tution frangaise  est  representative  ;  les  representants  sont  le  Corps  legislatif 
et  le  roi.  Art.  3  :  Le  pouvoir  legislatif  est  delegue  ä  une  Assemblee  nationale 
composee  de  representants  temporaires,  librement  elus  par  le  '  peuple,  pour 
etre  exerce  par  eile,  avec  la  sanction  du  roi,  de  la  maniere  qui  sera  determinee 
ci-apres.  Art.  4.  Le  gouvernement  est  monarchique  :  le  pouvoir  executif  est 
delegue  au  roi,  povu:  etre  exerce  sous  son  autorite,  par  des  ministres  et  autres 
agents  responsables,  de  la  maniere  qui  sera  determinee  ci-apres.  » 

-)  Constitution  citee,  Titre  VII,  art.  1,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  541  :  «  L'As- 
semblee nationale  Constituante  declare  que  la  nation  a  le  droit  imprescriptible 
de  clianger  sa  Constitution.  » 

3)  M.  Bouche,  15  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  643,  16  septembre 
1789,  1.  c,  IX,  p.  2.  —  M.  Target,  16  septembre  1789,  1.  c,  IX,  p.  3. 

^)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chapitre  II,  Section  II, 
Arch.  pari.  XXXII,  p.  532. 
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der  Parlamente  ausgeübt.  Die  Verfassung  jener  Zeit  findet  daher 
keinen  richtigen  Ausdruck  in  dem  Spruch:  Qui  veult  le  roi,  si 
veult  la  loi.i)  2) 

Die  Gewaltentrennung,  welche  von  der  Nationalversammlung 
ausgearbeitet  wird,  stellt  indessen  keine  Anknüpfung  an  die  alte 
Verfassung  dar.  Sie  hat  ihren  Ursprung  nicht  in  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung,  sondern  in  der  Theorie.  Locke  und 
Montesquieu  beherrschen  die  Geister.  Ihre  Gedanken  werden 
mit  Begeisterung  aufgenommen.  Ihre  Gewaltentrennung  wird 
verkündet,  nicht  die  des  alten  Frankreich. 

Mounier  stellt  als  einer  der  ersten  das  neue  Prinzip  auf.  3) 
Ihm  folgen  Champion  de  Cice,*)  Thouret,^)  Bergasse.')  Die 
Trennung  der  Gewalten  wird  in  der  Erklärung  der  Menschen- 
rechte gefordert  mit  den  Worten:  Eine  Gesellschaft,  in  der  keine 
Garantie  der  Rechte  besteht  und  in  der  die  Abgrenzung  der 
Gewalten  nicht  festgelegt  ist,  hat  keine  Verfassung. ')  *) 


^)  Und  ebensowenig  in  der  Antwort  Ludwigs  XV.  an  das  Pariser  Parlament 
vom  3.  März  1766  :  «  C'est  en  ma  personne  seule  que  reside  l'autorite  souve- 
raine.  ■ —  C'est  ä  moi  seul  qu'appartient  le  pouvoir  legislatif  sans  d^pendance 
et  sans  partage.  L' ordre  public  tout  entier  emane  de  moi.  J'en  suis  le  gardien 
supreme.  Mon  peuple  n'est  qu'un  avec  moi :  Les  droits  et  les  interets  de  la  nation, 
dont  on  ose  faire  un  corps  separe  du  monarque  sont  necessairement  unis  avec 
les  miens  et  ne  reposent  qu'entre  mes  mains.  » 

^)  Helle,  Les  constitutions  de  la  France,  1880,  p.  1.  Holtzmann,  Französische 
Verfassungsgeschichte,  1910,  p.  373. 

3)  16  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  243 :  «  II  faut  empecher  la  reunion 
des  pouvoirs ;  il  faut  que  l'assemblee  nationale  ne  confonde  pas  les  pouvoirs 
exöcutif  et  legislatif.  Quand  on  fera  la  Constitution,  on  posera  des  limites  sacrees 
ä  chacun  de  ces  pouvoirs.  »  —  12  aoüt  1789,  1.  c,  p.  409  :  «  Pour  empecher 
la  tyrannie,  ü  est  absolument  indispensable  de  ne  pas  confondre  avec  le  pouvoir 
de  faire  des  lois  celui  qui  doit  les  faire  exdcuter ;  si  leur  execution  etait  confiee 
ä  ceux  qui  les  etablissent,  ils  ne  se  considereraient  jamais  comme  engages  par 
des  lois  anterieures.  —  Cest  une  verite  incontestable  que  la  reunion  des  pouvoirs 
detruit  entierement  l'autorite  des  lois  et  forme  le  despotisme.  » 

*)  Rapport  sur  les  premiers  travaux  du  comite  de  Constitution,  27  juillet 
1789,  1.  c.,  p.  282. 

^)  Analyse  des  idees  principales  sur  la  reconnaissance  des  droits  de  l'homme 
en  societe,  et  sur  les  bases  de  la  Constitution,  1  aoüt  1789,  1.  c,  p.  326,  §  VII. 

®)  Rapport  au  nom  du  comite  de  Constitution  sur  l'organisation  du  pouvoir 
judiciaire,  17  aoüt  1789,  1.  c,  p.  440  et  s. 

')  26  aoüt  1789, 1.  c,  p.  489,  art.  16  :  «  Toute  societe  dans  laquelle  la  garantie 
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Haben  wir  das  gestaltende  Prinzip  erkannt,  so  gilt  es  weiter, 
zu  untersuchen,  in  welcher  "Weise  dieses  Prinzip  angewendet,  in 
welcher  Weise  die  Exekutive  aufgebaut  worden  ist. 

Hier  entsteht  zu  allererst  die  Frage:  Durch  welche  Grenz- 
linie sind  die  Gewalten  voneinander  getrennt,  wie  ist  die  Kom- 
petenz des  Königs  und  die  Kompetenz  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  festgelegt? 

Die  Verfassung  von  1791  verkündet  den  fundamentalen  Satz, 
daß  die  Gesetzgebung  dem  Parlament,  die  Vollziehung  der  Gesetze 
dem  König  anvertraut  wird.  ^)  Was  ist  ein  Gesetz  im  Sinne 
der  Nationalversammlung?  Das  muß  vor  allem  bestimmt  werden. 
Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  Gemeinwillens,  sagt  die  Dekla- 
ration der  Menschenrechte.  ^)  Damit  ist  der  generelle  Charakter 
der  Gesetzesnorm  festgestellt.  Der  Gemeinwille,  das  ist  schon 
früher  hervorgehoben,  ist  der  Wille  aller,  der  über  alle  ge- 
bietet. Er  ist  daher  für  alle  gleichmäßig  verbindlich.  Ist  das 
Gesetz  der  Ausdruck  des  Gemeinwilleus,  so  sind  wir  berechtigt, 
das  Gesetz  zu  definieren  als  einen  Befehl,  der  sich  an  alle  Unter- 
tanen richtet,  als  ein  Gebot  von  allgemeinem  Inhalt.*) 

Aus  dem  Grundsatz  der  Gewaltentrennung  wird  zunächst  in 
strenger  Konsequenz  der  Satz  abgeleitet,  daß  der  König  keinen 
Befehl  erlassen  kann,   der  die  Natur  eines  Gesetzes,    der   einen 

des  droits  n'est  pas  assuree,  ni  la  Separation  des  pouvoirs  determinee,  n'a  pas 
de  Constitution.  >>  Cf.  Projet  de  declaration  des  droits  de  Thomme  et  du  citoyen, 
discute  dans  le  sixieme  bureau  de  l'Assemblee  nationale,  12  aoüt  1789,  1.  c., 
p.  432,  art.  24.  Vgl.  die  verschiedenen  Vorschläge  von  Target,  Rewbell,  ^lou- 
nier,  Le  Chapelier  am  26.  August  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  488  et  489. 

^)  Vgl  Mirabeau,  der  das  Prinzip  bekämpft,  weil  er  darunter  eine  Tremiung 
der  Gewalt  ihrer  Substanz  nach  versteht,  16.  Juli  1789,  1.  c,  p.  243.  —  Vgl. 
Sieyös,  der  Legislative  vmd  Exekutive  als  Wollen  und  Handeln  unterscheidet, 
21.  Juli  1789,  1.  c,  p.  259.  —  Vgl.  Duguit,  La  Separation  des  pouvoirs,  1893, 
p.  8  et  9,  wo  die  Formeln  der  Nationalversammlung  zum  Teil  auf  die  Formeln 
von  Montesquieu  zurückgeführt  werden. 

^)  Titre  III,  art.  3,  4  :  «  Le  pouvoir  legislatif  est  delegue  ä  une  Assemblee 
nationale,     Le  pouvoir  ex^cutif  est  delegue  au  roi.  » 

^)  Art.  6 :  «  La  loi  est  l'expression  de  la  volonte  generale.  » 

^)  Wie  Duguit  richtig  betont,  ist  demnach  der  Voranschlag  des  Staats- 
haushalts ein  Akt  der  Exekutive  und  sollte  daher  nicht  von  der  Nationalver- 
sammlung dem  Parlament  zugewiesen  werden.  Separation  des  pouvoirs,  1893, 
p.  26. 
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allgemeinen  Inhalt  besitzt.  Eis  wird  dem  König  die  Verordnungs- 
gewalt abgesprochen.  Der  Streit  über  diese  Frage  entbrennt 
am  30.  September  1789.  Mirabeau  kämpft  für  den  König,  in 
dem  richtigen  Gefühl,  daß  in  einem  gut  eingerichteten  Staat  der 
Monarch  eine  Verordnungsgewalt  besitzen  muß,  weil  es  oft 
schneller  Entschließung  bedarf  und  weil  das  Parlament  nicht  alle 
Angelegenheiten  bewältigen  kann.^)  Aber  dieser  politische  Ge- 
danke muß  der  Macht  logischer  Deduktion  weichen.  „Ihr  wollt 
die  Gewalten  scheiden,  ruft  Petion  de  Villeneuve;  und  ihr  habt 
kaum  diese  große  Arbeit  zustande  gebracht,  so  wollt  ihr 
wieder  die  Gewalten  in  Konflikt  miteinander  bringen?"  2)  Die 
Nationalversammlung  bleibt  sich  konsequent  und  beschließt 
daß  die  Exekutive  keine  Gesetze,  nicht  einmal  provisorischen 
Charakters ,     erlassen     kann ,      sondern     allein     Proklamationen 


^)  M.  le  vicomte  de  Mirabeau,  30  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  220: 
«  Je  vous  demande,  Messieurs,  si  c'est  dans  ce  moment  qua  l'on  doit  aflfaiblir 
le  pouvoir  executif,  dejä  si  languissant  et  si  furieusement  attaque  ;  dans  ce 
moment,  oü  nous  n'avons  qu'une  liberte  si  voisine  de  Fanarchie.  Cependant 
nous  voulons  detruire  le  reste  des  ressorts  qu'a  conserves  le  pouvoir  executif. 
J'oserai  demander  ä  l'Assemblee  si  eile  est  süre  des  lois  qu'elle  va  porter,  qu'elles 
ne  seront  susceptibles  d'aucune  Interpretation  ;  si  cela  est,  il  faut  sans  doute 
declarer  que  le  Roi  n'aura  point  le  droit  de  faire  aucun  reglement ;  mais  au 
contraire,  ces  lois  ne  sont  faites  que  par  des  hommes  soumis  k  l'erreur ;  il  faut 
laisser  au  pouvoir  executif  le  soin  de  faire  rediger  ces  reglements.  La  permanence 
doit  rassurer  siu-  le  pretendu  entetement  de  toutes  les  prerogatives  du  pouvoir 
legislatif.  »     M.  Malouet,  30  septembre  1789,  1.  c,  p.  219. 

2)  M.  Petion  de  Villeneuve,  30  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  220  :  «Vous 
avez  voulu  distinguer  les  pouvoirs  ;  vous  avez  k  peine  reussi  dans  ce  grand  travail, 
que  vous  les  mettez  dejä  aux  prises.  L'on  parle  de  laisser  au  roi  le  soin  d'inter- 
preter  nos  lois  ;  mais  ces  interpretations  ont  toujovu's  detruit  les  lois  principales, 
ont  toujours  produit  le  despotisme.  En  admettant  le  princii>e  du  preopinant 
des  ministres  pervers,  des  hommes  ambitieux,  chercheront  ä  envahir  le  pouvoü- 
legislatif.  Ils  l'envahiront  et  seront  nos  legislateurs.  Non,  Monsieurs,  le  pou- 
voir legislatif  seul  a  le  droit  de  faire  et  d'interpreter  des  lois.  L'on  vous  a  dit 
qu'il  fallait  distinguer  la  legislation  generale  de  tous  les  detaijs  ;  cette  distinction 
est  vraie :  posons  maintenant  le  principe,  et  nous  en  tirerons  la  consequence 
quand  il  en  sera  temps.  Je  demande  donc  que  le  pouvoir  executif  ne  puisse 
ni  suspendre  ni  Interpreter  les  lois.»  M.  Goupil  de  Prefeln,  30  septembre  1789, 
I.e.,  p.  220:  «Vous  avez  döjä  separe  les  pouvoirs,  vous  avez  determine 
les  principes,  et  vous  etes  sur  le  point  de  les  confondre.  »M.  Buzot,  M.  Le 
Berthou,  1.  c. 
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schon  bestehender  Gesetze.  ^)  Dieser  Satz  geht  in  die  Verfassung 
über.  2) 

Der  König  kann  nie  aus  eigner  Machtvollkommenheit  Gesetze 
geben.  Das  ist  der  erste  Satz,  den  die  Nationalversammlung 
aus  der  Gewaltentrennung  ableitet.  Logisch  würde  aus  der  Ge- 
waltentrennung noch  der  weitere  Satz  folgen,  daß  der  König 
überhaupt  keitie  Funktion  in  der  Gesetzgebung  ausüben,  nicht 
einmal  in  Verbindung  mit  dem  Parlament  sich  an  der  Gesetz- 
gebung beteihgen  kann.  Wir  haben  indes  schon  früher  gesehen, 
daß  die  Nationalversammlung  ihr  Prinzip  durchbricht,  indem  sie 
das  Recht  des  suspensiven  Veto  schafft,  indem  sie  den  König 
berechtigt,  die  Gesetzgebung  des  Parlaments  aufzuhalten.  Das 
Prinzip  der  Gewaltentrennung  wird  hier  überwunden,  aber  doch 
nur  in  beschränktem  Umfang;  nur  soweit  das  feindliche  Prinzip 
der  Gewaltenhemmung  es  fordert.  Dar  König  erhält  ein  Recht 
zu  hindern,  nicht  aber  ein  Recht  zu  beschließen.  Er  kann  nicht 
die  Initiative  zn  einem  Gesetzesvorschlag  ergreifen.  Er  kann  nur 
die  gesetzgebende  Tätigkeit  des  Parlaments  hemmen.  Um  den 
der  Gewaltentrennung  charakteristischen  Zweck,  das  Gleich- 
gewicht im  Staat  zu  erreichen,  genügt  es,  die  Gewaltentrennung 
in  der  einen  Richtung  aufzuheben.  Dieser  Zweck  erfordert  das 
Veto,  nicht  aber  die  Initiative  des  Königs  in  Gesetzgebungs- 
sachen. Das  haben  Montesquieu  und  Blackstone  deutlich  gezeigt, 
wie  wir  früher  gesehen  haben.  Und  so  kann  die  Nationalver- 
sammlung dem  König  dieses  Recht  versagen  und  als  die  zweite 
Konsequenz  aus  der  Gewaltenhemmung  den  Satz  verkünden,  daß 
der  König  keine  Initiative  in  Sachen  der  Gesetzgebung  haben  solL 

„Was  ist  das  Gesetz?  Der  Ausdruck  des  Gemeinwillens. 
Es   muß   daher   seinen   Ursprung   in   der  Volksvertretung  haben, 


^)  30  septembre  1789,  1.  c,  p.  220,  Projet  d' Organisation  du  Corps  legis- 
iatif,  art.  2 :  «  Le  pouvoir  executif  ne  peut  faire  aucune  loi,  meme  provisoire, 
mais  seulement  des  proclamations.  »  Cf.  art.  2  du  projet :  «  Le  pouvoir  executif 
ne  peut  faire  aucune  loi,  meme  provisoire,  mais  seulement  des  proclamations 
conformes  aux  lois,  pour  en  ordonner  ou  en  rappeler  1' Observation.  » 

^)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  IV,  Section  I,  art.  6: 
«  L«  pouvoir  executif  ne  peut  faire  aucune  loi,  meme  provisoire,  mais  seulement 
des  proclamations  conformes  aux  lois,  pour  en  ordonner  ou  en  rappeler  l'exe- 
«ution.  »  Arch.  pari.  XXXII,  p.  2.Ö7.  Cf.  Arch.  pari..  16  aoüt  1791,  XXIX,  p.  458. 


23G  Neuntes  Kapitel 

sagt  der  Graf  de  Lally-Tollejidal,  Hat  die  Regierung  einmal 
die  Initiative,  so  eignet  sie  sich  bald  dies  Recht  ausschließlich  an. 
Da  sie  schneller  über  alle  Vorgänge  im  Reich  unterrichtet  ist, 
so  hat  sie  immer  in  dem  geeigneten  Augenblick  ein  Gesetz  bereit. 
Das  Volk  wird  sich  daran  gewöhnen,  die  Gesetze  aus  der  Hand 
des  Monarchen  zu  empfangen.  Das  Gefühl  der  Kraft  wird  sich 
beim  Volk  in  ein  Gefühl  der  Abhängigkeit  verwandeln.  Eine 
Zeit  wird  kommen,  wo  das  Ministerium  in  dem  gleichen  Gesetz 
unter  guten  Einrichtungen  verderbliche  birgt  und  wo  die  Nation 
ihre  Freiheit  verliert,  weil  sie  ihr  Recht  aufgegeben  hat.  Wir 
haben  kein  Bedenken  gehabt,  die  Initiative,  den  Vorschlag,  die 
Beratung,  die  Redaktion  des  Gesetzes  dem  Parlament  zu  über- 
lassen und  nur  die  Sanktion  dem  König."  ^)  Mounier  kämpft  mit 
Leidenschaft  gegen  die  Initiative  des  Königs.^)  In  seinem  Bericht 
über  die  Organisation  der  legislativen  Gewalt  vom  31.  August 
1789  schlägt  er  vor,  den  König  auf  das  Recht  einer  Botschaft 
zu  beschränken,  durch  die  er  das  Parlament  auffordert,  einen 
Gesetzesvorschlag  aufzustellen.  „Der  König"  —  heißt  es  in  Art.  61 
des  Entwurfes  —  „kann  niemals  dem  Parlament  einen  Gesetzes- 
vorscblag  unterbreiten;  aber  er  kann  eine  Botschaft  an  das 
Parlament  richten  und  es  auffordern,  Gegenstände  in  Erwägung 
zu  ziehen,  welche  ihm  das  gemeine  Interesse  zu  berühren  scheinen, 
damit  das  Parlament  über  diese  Gegenstände  einen  Gesetzesvor- 
schlag ausarbeiten  kann.  "3)    Am  30.  September  1791  wird  dieser 

1)  31  aoüt  1789,  M.  le  comte  de  Lally-Tollendal,  Arch.  pari.  VIII,  p.  521, 
cf.  p.  514  :  «  Nous  dirions  que  la  necessite  d'etablir  un  point  d'union  entre  le 
pouvoir  legislatif  et  le  pouvoir  executif,  etant  une  fois  recoimue,  le  pouvoir 
legislatif  etant  divisible  par  sa  nature,  et  le  pouvoir  executif  etant  indivisible 
par  la  sienne,  c'est  par  consequent  a  la  totalite  de  ce  dernier  que  doit  etre 
attachee  une  portion  du  premier  ;  et  nous  ajouterions  que  cette  portion  etant 
restreinte  au  droit  d'approuver  ou  de  rejeter  ;  et  l'initiative,  c'est-ä-dire  la  pro- 
position,  la  discussion,  la  redaction  des  lois  appartenant  exclusivement  ä  l'As- 
semblee  nationale,  l'autorite  royale  n'acquiert  par  lä  que  le  moyen  d'empecher 
le  mal  et  non  celui  de  le  faire.  » 

2)  M.  Mounier,  4  septembre  1789,  Arch.  pari.  VllI,  p.  .558. 

^)  M.  Mounier,  Rapport  qui  contient  les  articles  concernant  l'organisation 
du  pouvoir  legislatif,  31  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  526,  art.  61  :  «  Le  Roi 
ne  pouira  jamais  adresser  ä  une  des  deux  Chambres  aucun  projet  de  lois ;  mais 
11  pourra  leur  envoyer  des  messages  poiu-  les  inviter  a  prendre  en  consideration 
les  objets  qu'il  croira  les  plus  interessants  pour  le  bien  de  son  royaume,  afin 
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Satz  in  die  Verfassung  aufgenommen.  Gesetze  vorzuschlagen 
und  zu  beschließen,  sagt  die  Verfassung,  ist  ausschließlich  Sache 
des  Parlaments.  Der  König  kann  nur  das  Parlament  auffordern, 
eiaeu  Gegenstand  in  Erwägung  zu  ziehen.  ^) 

Die  französische  Verfassung  von  1791  steht  auf  dem  gleichen 
Standpunkt  wie  die  amerikanische  Verfassung  von  1787.  Auch 
hier  kann  der  Inhaber  der  Exekutive  dem  Parlament  nur  den 
Rat  geben,  einen  Gesetzesvorschlag  auszuarbeiten.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  hat  indessen  der  Präsident  durch  parlamen- 
tarische Gewohnheit  das  Recht  der  Initiative  erlangt,  welches 
ihm  durch  den  Gesetzesbuchstaben  abgesprochen  wird.  ^) 

Soll  die  Gewaltentrennung  in  vollkommener  Weise  durch- 
geführt werden,  so  genügt  es  nicht,  zwei  verschiedene  Organi- 
sationen zu  schaffen,  deren  eine  im  Besitz  der  Legi-*lative,  deren 
andre  im  Besitz  der  Exekutive  ist.  Es  müssen  weiter  diese  Or- 
ganisationen in  der  Weise  ausgestaltet  werden,  da&  keine  Einzel- 
person, die  an  der  Gesetzgebung  mitwirkt,  an  der  vollziehenden 
Gewalt  beteiligt  ist  und  dai  umgekehrt  niemand,  der  als  Träger 
der  Exekutive  fungiert,  der  gesetzgebenden  Körperschaft  an- 
gehört. Montesquieu  hat  zuerst  diese  Forderung  aufgestellt  und 
ist  dadurch  über  Locke  hinausgegangen.  3)  Die  bei  weitem 
wichtigste  Konsequenz  aus  diesem  Prinzip  geht  dahin,  daß 
niemand  in  seiner  Person  die  Eigenschaft  eines  Deputierten  und 


que  las  membres  du  Senat  ou  de  la  Cliambre  des  representants  puissent  en  faire 
le  sujet  de  leur  proposition.  »  Cf.  Target,  29  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX, 
p.  211,  art.  1,  Projet  de  plan  constitutif  du  Corps  legislatif. 

1)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  III,  Section  I,  art.  1, 
No.  1.  Cf.  Arch.  pari.  IX,  p.  219,  30  septembre  1789  :  «  La  Constitution  delegue 
exclusiveraent  au  Corps  legislatif  les  pouvoirs  et  fonctions  ci-apres  :  l°de  proposer 
et  decreter  les  lois :  le  roi  peut  seulement  inviter  le  Corps  legislatif  ä  prendre 
en  consideration.  » 

^)  Duguit,  Droit  constitutiomiel,  1907,  §  124,  p.  871,  und  die  dort  zitierte 
Literatur.  Die  amerikanische  Verfassung  vom  17.  September  1787,  Art.  2, 
Sektion  3. 

^)  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  VI :  «Que  s'il  n'y  avait  point  de  monarque 
et  que  la  puissance  executrice  füt  confiee  a  un  certain  nombre  de  personnes 
tirees  du  Corps  legislatif,  il  n'y  aurait  plus  de  liberte  ;  parce  que  les  deux  puissances 
seraient  unies,  les  memes  personnes  ayant  quelquefois  et  pouvant  toujours 
avoir  part  ä  l'une  et  ä  l'autre.  » 
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die  Eigenschaft  eines  Ministers  vereinigen  kann.  Und  die  National- 
versammlung zieht  in  der  Tat  diese  Konsequenz  aus  ihrem  Prinzip. 

Am  29.  September  1789  warf  Mirabeau  die  Frage  auf,  ob 
die  Eii^enschaft  als  Minister  und  die  Eigenschaft  als  Mitglied 
der  Nationalversammlung  von  einer  Person  vereinigt  werden  könne. 

Er  forderte  einen  Beschluß  darüber,  ob  ein  Minister  seiner 
Stellung  nach  von  der  Nationalversammlung  ausgeschlossen  sei  und 
ob  umgekehrt  die  Mitglieder  der  Nationalversammlung,  die  zu 
Ministern  ernannt  würden,  einer  bestätigenden  Wahl  bedürften, 
um  der  Versammlung  weiter  anzugehören.  ^)  Am  7.  November 
wurde  auf  Anraten  der  Abgeordneten  Lanjuinais  und  Blin  be- 
schlossen, daß  kein  Mitglied  der  Nationalversammlung  eine 
Stelle  als  Minister  während  der  Session  der  damaligen  Ver- 
sammlung erhalten  könne.  ^) 

Es  handelt  sich  aber  hier  noch  nicht  um  das  Problem  der 
Gewaltentrennung.  Denn  es  kam  hier  nicht  in  Frage  das  Ver- 
hältnis der  Minister  zu  einem  gesetzgebenden  Parlament,  sondern 
zu  der  nationalen  Versammlung  selbst,  welche  allein  die  Souveräni- 
tät ausübte,  welcher  auch  die  Minister  und  der  König  unter- 
worfen waren.  Der  Zweck  dieser  Regelung  war  der,  die  Be- 
stechung der  Nationalversammlung  zu  hindern.  Das  Mißtrauen 
der  Versammlung  richtete  sich  hauptsächlich  gegen  Mirabeau,  der 
geheime  Beziehungen  zum  Hof  unterhielt.  Und  als  es  Mirabeau 
nicht  gelang,  die  Nationalversammlung  für  die  Vereinbarkeit  der 
beiden  Funktionen  zu  gewinnen,  rief  er  pathetisch  die  berühmten 
Worte:  „Ich  beantrage  bloß  die  eine  Aenderung  meines  Vor- 
schlags, man  möge  nur  einen  einzigen  Deputierten  vom  Ministe- 
rium ausschlieien ,  nämlich  Herrn  von  Mirabeau,  den  Abgeord- 
neten von  Aix."^) 


1)  M.  le  comte  de  Mirabeau,  29  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  212. 
Mirabeau  stand  auf  Seite  derjenigen,  die  das  Ministerium  aus  Deputierten  zu- 
sammensetzen wollten.  Correspondance  entre  le  comte  de  Mirabeau  et  le  comte 
de  Lamarck,  1789—1791,  Tome  I,  p.  291,  fin  de  1789  :  «  Un  nouveau  ministeie 
sera  toujours  mal  compose  tant  que  les  ministres  ne  seront  pas  membres  de  la 
legislature.  II  faut  donc  que  l'on  revienne  sur  le  decret  des  ministres.  On  y 
reviendra  ou  la  revolution  ne  sera  jamais  consolidee.  » 

2)  Arch.  pari.  IX,  p.  716,  718. 

3)  7  novembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  718  :  «  Voicidonc,  Messieurs,  Tarnende- 


Die  Trennung  der  Gewalten  239 

Robespierre  verlangte  später  noch  weitere  Garantien,  um 
die  Nationalversammlung  vor  Bestechung  zu  sichern.  Er  berief 
sich  auf  eine  Stelle  des  Contrat  Social.  „Um  für  die  Gesetze 
das  Vertrauen  und  die  Achtung  des  Volkes  zu  gewinnen,"  sagt 
Rousseau,  „soll  sich  der  Gesetzgeber  gewissermaßen  von  seinem 
Werk  isolieren,  sich  aller  persönlichen  Beziehungen  zu  den  be- 
deutenden Interessen  entledigen,  über  die  er  zu  entscheiden  hat."  ^) 
Robespierre  machte  auf  Grund  dieses  Gedankens  den  Vorschlag, 
die  Nationalversammlung  möge  beschließen,  „daß  keines  ihrer 
Mitglieder  während  vier  Jahren  nach  Beendigung  seiner  Funktionen 
ins  Ministerium  ernannt  werden,  noch  irgendwelche  Aemter, 
Geschenke,  Pensionen,  Gehälter  oder  Aufträge  von  dem  Träger 
der  Exekutive  oder  seiner  Agenten  annehmen  könne".  ^) 

Es  war  noch  immer  nicht  das  Problem  der  Gewaltentrennung, 
um  das  es  sich  handelte.  Denn  auch  diese  Regeln  galten  nur 
der  verfassunggebenden  Nationalversammlung.  Den  bedeutsamen 
vSchritt  tat  Bouche,  als  er  am  7.  April  1791  begehrte,  daß  die 
Regel  von  Robespierre  auf  die  künftigen  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen ausgedehnt  werde.  ^)  Robespierre  erweiterte  seinen 
Vorschlag  in  diesem  Sinn:  „Die  Nationalversammlung  beschließt, 
daß  keines  ihrer  Mitglieder,  daß  auch  kein  Mitglied  der  späteren 
Parlamente  während  vier  Jahren  nach  Beendigung  seiner  Funk- 
tionen ins  Ministerium  ernannt  werden,  noch  irgendwelche 
Aemter,  Geschenke,  Pensionen,  Gehälter  oder  Aufträge  von  dem 
Träger  der  Exekutive  oder  seinen  Agenten  annehmen  kann."^) 
In  der  gleichen  Sitzung  wurde  diesem  Satz  konstitutioneller  Cha- 

ment  que  je  vous  propose  :  c'est  de  bomer  l'exclusion  demandee  ä  Älonsieur 
de  Mirabeau,  depute  des  commvmes  de  la  senechaussee  d'Aix.  -> 

^)  Contrat  Social,  Livre  II,  chap.  VIL 

-)  7  a\Til  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  621. 

^)  Arch.  pari.  XXIV,  p.  621  :  «  Je  demande  en  consequence  que,  portant 
vos  regards  sur  l'aventr,  vous  ne  vous  bomiez  pas  ä  decreter  la  proposition 
de  M.  Robespierre,  que  les  membres  de  l'Assemblee  nationale  ne  pourront  pas 
de  4  ans  recevoir  de  place  dans  le  ministere  ;  vous  devez,  Messieurs,  decreter 
en  meme  temps  que  les  membres  de  l'Assemblee  nationale  et  des  legislatures 
ä  venir  ne  pourront  recevoir  ni  dons,  ni  pen>sions,  ni  gratifications.  »  Schon 
am  7.  November  1789  hatte  sich  Lanjuinais  in  diesem  Sinn  geäußert,  war  aber 
nicht  beachtet  worden.     Arch.  pari.  IX,  p.  716. 

*)  L.  c,  p.  62.3,  7  avrU  1791. 
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rakter  verliehen.^)  Nunmehr  galt  die  Regelung  dem  Verhältnis 
zwischen  dem  Ministerium  und  der  gesetzgehenden  Versammlung. 
Nunmehr  handelte  es  sich  um  die  Organisation  von  zwei  gleich- 
geordneten Machtträgern,  um  die  Durchführung  der  Gewalten- 
treunung. 

Als  man  die  Vcifassung  ausarbeitete,  entstand  am  13.  August 
1791  ein  lebhafter  Streit  darüber,  ob  dieser  Artikel  in  der  Ver- 
fassung stehen  bleiben  solle.  Thouret  bekämpfte  ihn  mit  Leiden- 
schaft. Es  sei  ein  falsches  Prinzip,  führte  er  aus,  den  Träger 
der  Exekutive  in  der  Verfassung  als  den  Feind  des  öffentlichen 
Wohls  und  der  nationalen  Freiheit  zu  behandeln.  Die  Exekutive 
sei  eine  Gewalt,  die  so  gut  von  der  Nation  ausgehe  wie  die 
Legislative  und  so  gut  geschaffen  sei  wie  diese,  um  die  Interessen 
der  Nation  wahrzunehmen.  Die  Exekutive  sei  als  Garantie  der 
Freiheit  so  notwendig  wie  die  Legislative.  Sie  sei  als  Gegen- 
gewicht und  als  Schutz  gegen  die  Uebergriffe  der  Legislative 
unentbehrlich.  Diesem  Zweck  indes  könne  sie  nur  dienen,  wenn 
sie  mit  der  größten  Tatkraft  ungehemmt  ihre  Funktion  aus- 
üben könne.  Werde  aber  eine  Feindschaft,  eine  Zwietracht  ge- 
schaffen zwischen  beiden  Gewalten,  so  werde  die  Exekutive  ge- 
schwächt und  werde  für  ihre  Aufgabe  untauglich.  2)    Den  Grund 

1)  7  avril  1791,  1.  c,  p.  623  et  624 ;  v.  M.  Bouche. 

-)  M.  Thouret,  13  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  399  et  400:  «II  ne 
faut  pas  placer  dans  la  Constitution  une  pareille  disposition,  car  il  ne  faut  pas 
consacrer  dans  une  Constitution  ce  qui  peut  etre  bon  en  revolution,  mais  qui 
n'est  bon  que  lä.  Quand  apres  un  long  despotisme  une  nation  s'eveille  et  se 
reconstitue,  son  principal  ennemi  dans  cette  Situation  est  alors  le  pouvoir  exe- 
cutif,  parce  c'est  lui  qui  est  corrompu,  c'est  lui  qui  a  opprimö,  et  que  c'est  contre 
lui,  non  pas  pour  l'aneantir,  mais  pour  le  faire  rentier  et  le  contenir  ä  l'avenir 
dans  ses  justes  bornes,  que  la  revolution  a  eu  Heu  et  que  le  travail  de  la  re- 
generation  se  fait.  Mais  quand  la  revolution  est  finie,  quand  il  s'agit  d'etablir 
une  Constitution  d'oü  doit  resulter  un  veritable  gouvernement,  c'est  une  con- 
sideration  qui  ne  consiste  pas  seulemeut  aux  articles  ecrits,  mais  qui  donne  un 
mouvement  efficace  et  veritable  ä  l'organisation  politique.  Nous  avons  cru 
que  c'etait  une  erreur  profonde  que  de  traiter  encore  le  pouvoir  executif  en 
ennemi  de  la  chose  publique  et  de  la  liberte  nationale.  Est-ce  que  le  pouvoir 
executif  n'est  pas  aussi  le  pouvoir  de  la  nation  emanant  d'elle  comme  le  pou- 
voir legislatif  ?  Est-ce  qu'il  n'importe  pas  ä  la  nation  qu'il  soit  exerce  dans 
les  bornes  qui  lui  sont  posees,  avec  toute  l'energie  dont  il  est  susceptible,  et 
avec  toute  la  facilite  de  moyens  qu'on  peut  lui  procurer  ?  Est-ce  que  s'il  n'est 


Die  Trennung  der  Gewalten  241 

dieser  Schwächung  bezeichnete  Duport  genauer.  Stelle  man  die 
Exekutive  in  feindlichen  Gegensatz  zu  der  Volksvertretung,  so 
nehme  man  ihr  die  Volkstümlichkeit,  so  zerstöre  man  das  Band, 
das  sie  mit  dem  souveränen  Volk  als  dem  Ursprung  aller  Ge- 
walt verbinde,  so  raube  man  ihr  die  Kraft,  die  sie  allein  aus 
dem  Volk  herleiten  könne.  ^)  Thouret,  Duport  und  Goupil-Prefeln 
wiesen  noch  auf  eine  andre  Gefahr  hin.  Gestalte  man  beide 
Gewalten  als  feindliche  Mächte,  so  würden  sie  bald  um  die  Herr- 
schaft ringen.  Eine  der  beiden  Gewalten  müsse  dann  unter- 
liegen. Dann  aber  werde  die  Tyrannei  erstehen.  Es  bedürfe 
einer  machtvollen  Staatsgewalt,  um  das  schwierige  "Werk  der 
Freiheit  und  Gleichheit  zu  vollenden.  Machtvoll  aber  könne  die 
Staatsgewalt  nur  sein,  wenn  die  Legislative  und  die  Exekutive 
sich  gegenseitig  unterstützten,  nicht  wenn  sie  in  steter  Fehde 
ihre  Kraft  verbrauchten.  ^) 

0 

pas  aiiisi  constitue,  il  poiuTa  remplir  son  objet  ?  Et  s'il  ne  le  remplit  pas  ener- 
giquemeut,  qu'est-ce  qui  garantira  l'ordre  interieur,  et  qui  defencka  la  chose 
publique  contre  les  entreprises  du  Corps  legislatif  ?  Enfin,  pour  tout  dire  en 
un  mot,  le  pouvoir  executif  n'est-il  pas  aussi  necessaii-e  a  la  liberte  que  le  pou- 
voir  legislatif  ? » 

^)  L.  c,  p.  402,  M.  Duport :  « Au  moment  de  la  revolution,  l'Assemblee 
a  desire  que  le  liouvoir  executif  füt  plus  populaü-e  et  plus  actif :  En  effet,  il  n'y 
a  Jamals  que  ces  deux  choses  ä  craindre,  qu'il  ne  soit  pas  populaire  ou  qu'il  seit 
inactif.  Si  le  pouvoir  executif  entreprend  quelque  chose  contre  la  liberte,  il 
est  possible  de  le  retenii-  par  les  moyens  que  vous  avez  inventes  ;  mais  si  le  pou- 
voir executif  est  inactif,  il  est  impossible  de  le  faire  agir,  car  la  Constitution 
ne  donne  aucun  moyen  pour  cela.  II  faut  donc  lui  donner  interet  pour  agii* ;  il 
ne  faut  pas  le  depopulariser.  » 

2)  L.  c,  p.  400,  401,  402,  403,  M.  Tliouret :  «11  y  a  dans  le  pouvoir  legis- 
latif d'uue  part,  et  dans  le  pouvoir  executif  de  l'autre,  les  deux  pieces  fonda- 
mentales  de  rorganisation  politique  ;  elles  doivent  concourir,  s'entre-aider  et 
se  fortifier  mutuellement.  Ennemies  necessairement  pendant  le  mouvement 
revolutionnaii'e,  elles  sont  necessairement  amies  dans  la  theorie  d'une  Consti- 
tution ;  et  la  revolution  ne  peut  pas  etre  achevee  tant  qu'on  ne  les  a  pas  instituees 
de  maniere  a  cooperer  fraternellement.  Eh  bien,  Messieurs,  en  mettant  dans 
l'acte  constitutionnel,  c'est-ä-dire  en  reduisant  en  principe  de  Constitution 
l'impossibilite  de  passer  soit  du  pouvoir  executif  au  pouvoir  legislatif,  soit  du 
pouvoir  legislatif  au  pouvoii"  executif,  vous  etablissez  un  etat  d'anti- 
pathie  et  de  discordance  consacre  en  principe  dans  l'acte  constitutionnel,  ce 
qui  est  positivement  le  contraire  de  l'eprit  sain  ei  solide  d'une  Constitution.  » 
M.  Duport :  «  Si  vous  faites  un  gouvernement  qui  ne  soit  pas  solide  ;  si  vous 
Redslob,   Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammluug  von  1789  1'' 
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Allein  die  starre  Logik  errang  den  Sieg.  Der  Satz  von 
Robespierre  blieb  in  der  Verfassung  stehen,  i) 

Damit  sind  die  drei  Konsequenzen  aufgezählt,  welche  sich 
für  die  Nationalversammlung  aus  der  Gewaltentrennung  ergeben. 
Es  wird  dem  König  die  Verordnungsgewalt  und  die  Initiative 
bei  der  Gesetzgebung  versagt.  Es  wird  weiter  die  Unvereinbar- 
keit festgestellt  zwischen  der  Stellung  eines  Deputierten  und  der 
Stellung  eines  Ministers. 

Wenn  man  von  einer  Trennung  der  Gewalten  spricht,  so 
denkt  man  vor  allem  an  eine  äußerliche  Trennung,  die  darin 
besteht,  daß  einer  jeden  Gewalt  eine  feste  Kompetenz  zuge- 
schrieben ist.  Dem  einen  Machtträger  ist  die  Gesetzgebung,  dem 
andern  die  Vollziehung  übertragen.  Aber  die  Trennung  der  Ge- 
walten erschöpft  sich  keineswegs  in  dieser  Teilung  der  Kompe- 
tenzen. Durch  die  Trennung  der  Gewalten  wird  der  Zweck  er- 
strebt, die  Freiheit  der  Untertanen  zu  sichern.  Dieser  Zweck 
kann  aber  nur  dann  erreicht  werden,  wenn  die  Gewalten  nicht 
nur  äußerlich,  sondern  auch  innerlich  getrennt,  wenn  die  Ge- 
walten voneinander  unabhängig  sind.  Das  ist  früher  schon  hervor- 
gehoben. Eine  wahre  Trennung  ohne  Unabhängigkeit  der  Ge- 
walten ist  unmöglich.    Denn  vermag  eine  Gewalt  die  andre  nach 


manquez  d'accorder  toutes  ses  parties  entre  alles  ;  si  vos  pouvoirs  au  lieu  de  se 
balancer  se  combattent,  au  lieu  de  se  surveiller  se  detruisent ;  si  votre  pouvoir 
executif  est  regarde  comme  reimemi  commun,  alors,  U  faut  qu'U  perisse  ou 
que  le  Corps  legislatif  soit  aneanti,  et  vous  jouez  ä  tout  moment  votre  liberte ; 
votre  Constitution  ne  peut  pas  durer ;  votre  principe  d'egalite  vous  echappe ; 
vous  n'avez  plus  de  reponse  ä  faire  ä  ceux  qui  vous  ont  dit :  Vous  ne  parviendiez 
Jamals  ä  cette  cliimere  de  l'egalite,  qui  n'est  qu'un  reve  politique,  et  qui  contrarie 
toutes  les  notions  de  l'experience.  Si  le  pouvoir  executif  est  ennemi,  il  est  ini- 
possible  que  les  bases  populaires  puissent  subsLster  ;  ce  ne  sera  que  par  des 
hommes  qui  se  seront  montres  ennemis  de  la  liberte  que  le  pouvoir  executif 
pourra  gouverner.  » 

1)  L.  c,  p.  405.  —  Arch.  pari.  XXXII,  p.  533.  Constitution  du  3  septembre 
1791,  Titre  III,  chap.  II,  Section  IV,  art.  2 :  « Les  membres  de  l'Asseuiblee 
nationale  actuelle  et  des  legislatures  suivantes,  les  membres  du  tribunal  de 
Cassation,  et  ceux  qui  serviront  dans  le  haut  jure,  ne  pourront  etre  promus 
au  ministere,  ni  recevoir  aucunes  places,  dons,  pensions,  traitements  ou  com- 
mission  du  pouvoir  executif  ou  de  ses  agents,  pendant  la  dmee  de  lem's  f onctions, 
ni  pendant  deux  ans  apres  en  avoir  cesse  l'exercice.  » 
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ihrem  "Willen  zu  lenken,  so  besteht  der  gleiche  Zustand,  wie 
wenn  alle  Gewalt  in  einer  Hand  vereinigt  wäre. 

Eine  gegenseitige  Abhängigkeit  der  Gewalten  ist  in  ver- 
schiedener Form  denkbar. 

Der  höchste  Grad  der  Abhängigkeit  besteht  dann,  wenn  die 
eine  Gewalt  von  der  andern  geschaffen  ist,  wenn  der  eine  Macht- 
träger seine  Befugnisse  aus  der  Hand  des  andern  empfangen 
hat.  Es  ist  das  Verhältnis,  das  bei  Rousseau  zwischen  der 
Legislative  und  der  Exekutive  besteht.  Die  Konsequenz  ist  die, 
dal  die  eine  Gewalt  von  der  andern  wieder  aufgehoben  werden 
kann,  wie  sie  von  ihr  geschaffen  ist.  Eine  Abgrenzung  der 
Kompetenz  besteht  nur  scheinbar.  Denn  die  eine  Gewalt  hat 
die  Kompetenz-Kompetenz.  Diese  Art  der  Abhängigkeit  ist  in 
dem  Werk  der  Xationalversammlung  von  vornherein  ausgeschieden. 
Denn  darüber  hat  nie  ein  Zweifel  bestanden,  daß  König  und 
Parlament  ihre  Gewalt  von  dem  gleichen  Ursprung  herleiten,  da& 
beide  ihre  Gewalt  von  dem  souveränen  Yolk  empfangen  haben 
und  daß  aus  diesem  Grunde  weder  das  Parlament  dem  König 
noch  der  König  dem  Parlament  seine  Macht  verdankt. 

Die  Abhängigkeit  kann  noch  in  andrer  Form  gestaltet  sein. 
Möglich  ist  folgendes  Verhältnis:  Die  eine  Gewalt  ist  nicht  von 
der  andern  geschaffen.  Sie  hat  ihren  eignen  Ursprung.  Trotz- 
dem ist  sie  in  gewissen  Grenzen  dem  Willen  der  andern  Gewalt 
unterworfen,  ihren  Geboten  zu  folgen  verpflichtet.  Die  Abhängig- 
keit kann  in  diesem  Fall  nur  durch  eine  Gewalt  begründet  sein, 
die  noch  über  diesen  zwei  Gewalten  steht  und  sie  beide  ins 
Dasein  gerufen  hat.  Das  souveräne  Volk  hat  dem  einen  Macht- 
träger seine  Befugnisse  nur  mit  der  Beschränkung  zugeteilt,  daß 
er  dem  andern  Machtträger  ein  bestimmtes  Maß  von  Gehorsam 
schulde.  Diese  Art  der  Abhängigkeit  ist  gegeben,  wenn  der  König 
an  die  Zustimmung  von  Ministern  gebunden  ist  und  die  Minister 
für  ihre  Politik  dem  Parlament  verantwortlich  sind.  Hier  hat 
das  Parlament  rechtlich  die  Macht,  die  Exekutive  zu  leiten. 

Es  ist  endlich  ein  dritter  Grad  der  Abhängigkeit  denkbar: 
Die  eine  Gewalt  besitzt  kein  Recht  auf  Botmäßigkeit,  aber  sie 
hat  rechtliche  Machtmittel  in  Händen,  um  der  andern  Gewalt 
zeitweise  Hindernisse  zu  bereiten.  Es  kann  hier  von  einer  zeit- 
lich begrenzten   Abhängigkeit   gesprochen  werden.     Man   denke 
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an  das  in  der  Nationalversampalung  viel  bekämpfte  Keclit  des 
Königs,  das  Parlament  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu  schließen  und 
aufzulösen. 

In  diesen  drei  Fällen  handelt  es  sich  immer  um  eine  Ab- 
hängigkeit rechtlicher  Natur.  Der  einen  Gewalt  sind  Rechte 
verliehen,  welche  gerade  den  Zweck  erstreben,  ihr  eine  mehr 
oder  minder  starke  Suprematie  über  die  andre  Gewalt  zu  ver- 
leihen. Es  ist  aber  noch  eine  andre  Art  der  Abhängigkeit  mög- 
lich, eine  Abhängigkeit  nur  tatsächlicher  Natur.  Die  eine  Ge- 
walt besitzt  rechtliche  Befugnisse,  welche  zwar  nicht  den  Zweck 
verfolgen,  wohl  aber  ihr  die  Möglichkeit  gewähren,  einen  macht- 
vollen Einfluß  derart  auszuüben,  daß  sie  die  Inhaber  der  andern 
Gewalt  durch  Ueberredung,  durch  Täuschung,  durch  Drohung 
oder  Bestechung,  in  lauterer  oder  unlauterer  Weise,  ihrem  Willen 
geneigt  macht.  Gegen  eine  Abhängigkeit  dieser  Art  wehrt  sich 
die  Nationalversammlung,  wenn  sie  den  Ministern  den  Zutritt, 
die  beratende  Stimme  im  Parlament  verweigert,  wenn  sie  den 
Abgeordneten  verbietet,  in  bestimmter  Frist  nach  Ablauf  ihres 
Mandats  das  Amt  eines  Ministers,  ein  andres  Amt  oder  andre 
Vorteile  von  der  Regierung  anzunehmen. 

Es  ist  im  einzelnen  zu  prüfen,  ob  und  wie  weit  es  der 
Nationalversammlung  gelungen  ist,  ihrem  Prinzip  getreu,  die  Ab- 
hängigkeit der  Gewalten  in  all  diesen  Richtungen  zu  vermeiden. 

Wie  eben  betont,  hat  sich  die  Nationalversammlung  niemals 
zu  dem  Gedanken  verstiegen,  daß  der  König  seine  Krone  von 
dem  gesetzgebenden  Parlament  zu  Lehen  trage.  Hat  das  Parla- 
ment die  Krone  nicht  verliehen,  so  kann  es  auch  über  die 
Krone  nicht  verfügen.  Der  König  ist  unverletzlich,  seine  Person 
ist  heilig.  Die  Krone  ist  erblich.  Diese  Grundsätze  werden 
einstimmig  proklamiert.^)  „Die  Nationalversammlung  hat  durch 
Akklamation  anerkannt  und  einstimmig  erklärt,  es  sei  ein  Grund- 
gesetz der  französischen  Monarchie,  daß  die  Person  des  Königs 
unverletzlich  und  heilig,  daß  der  Thron  unteilbar,  daß  die  Krone 
erblich  ist."  So  heißt  es  in  einem  Beschluß  vom  15.  September 
1789.2) 

^)  15  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  642.     iM.  le  baron  de  Jurieu. 
')  L.  c,  p.  643. 
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Diese  Grundsätze  werden  in  die  Verfassung  übernommen.*) 
Die  Unabhängigkeit  der  königlichen  Gewalt  wird  nicht 
nur  durch  das  System  der  Gewaltentreunung,  nicht  nur  durch 
die  Theorie  gefordert.  Ein  mächtiges  Gefühlsmotiv  wirkt  hier 
mit  der  üeberzeugungskraft  logischer  Konsequenz  zusammen. 
Die  Treue,  die  Anhänglichkeit,  die  Ehrfurcht  gegen  das  Königs- 
haus, die  in  jener  Zeit  die  ISTationalversammlung  und  das  ganze 
Volk  beseelen,  widersetzen  sich  einer  Entwürdigung  der  könig- 
lichen Gewalt.  Daß  Frankreich  eine  Monarchie  sei  und  bleiben 
müsse,  erscheint  als  ein  Axiom.  Ein  Königtum  aber,  das  von 
dem  Parlament  abhängig  wäre,  ist  den  geltenden  Begriffen  fremd. 
Die  aufgestellten  Grundsätze  ergeben  sich  schon  aus  der  Ge- 
schichte, aus  dem  Wesen  des  französischen  Staats;  das  ist  die 
allbeherrschende  Auffassung.  2)  Die  Nationalversammlung,  sagt 
Rhedon,  ist  nicht  berufen,  die  Monarchie  zu  schaffen,  sondern 
nur   die   Monarchie   anzuerkennen,    die   das  Volk   von  jeher   ge- 

1)  Titre  III,  chap.  II,  Section  I,  ait.  1,  2,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  531  :  «  La 
royaute  est  indivisible,  et  deleguee  hereditairement  ä  la  race  regnante  de  male 
en  male,  par  ordre  de  primogenitiire,  ä  l'exclusion  perpetuelle  des  femmes  et  de 
leiir  descendance.  —  La  personne  du  roi  est  inviolable  et  sacree  ;  son  seul  titre 
est  roi  des  Fran9ais.  »    Cf.  17  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  24  et  25. 

2)  28  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  504,  Projet  de  Mounier,  art.  1,  —  p.  505, 
M.  ***.  Auch  die  Wahlhefte  proklamieren  einstimmig  diese  Prinzipien.  — 
M.  Bouche,  p.  505.  —  p.  506,  M.  ***.  —  M.  Roussier,  p.  507.  —  M.  Bouche, 
p.  508.  —  Es  ist  von  Interesse,  daß  sich  überall  in  diesen  Verhandlungen  die 
Definition  von  Montesquieu  wiederfindet,  nach  welcher  die  iMouarchie  einen 
Staat  bedeutet,  in  dem  ein  einzelner  nach  festen  Gesetzen  regiert. 
Esprit  des  Lois,  Li  vre  II,  chap.  I.  » Le  gouvernement  monarchique  est  celui 
oü  un  seul  gouverne,  mais  par  des  lois  fixes  et  etablies.  »  Cf.  Bouche,'  1.  c, 
p.  505 :  «  La  France  est  un  Etat  monarchique,  c'est-ä-dire  un  Etat  oü  im  seul 
gouverne  par  des  lois  fixes  et  fondamentales.  »  —  Am  28.  August  1789  leitet 
ein  Redner  die  Monarchie  in  Frankreich  nach  Art  von  Montesquieu  aus  den 
Sitten,  dem  Klima,  der  Größe  des  Reiches  ab.  L.  c,  p.  505,  M.  ***  :  «  Qu'est-ce 
que  l'esprit  national  ?  C'est  le  resultat  d'un  grand  nombre  de  causes.  Les  unes 
sont  fixees  dans  le  climat  que  l'homme  habite  ;  les  autres  le  sont  par  les  erreurs 
et  les  prejuges,  et  quelques  autres  par  la  raison.  Si  ces  causes  agissent  en  sens 
contraire,  l'homme  est  malheureux  ;  si  elles  s'accordent  avec  sa  position  phj^- 
sique,  alors  il  se  montre  dans  la  splendeur  et  l'opulence  qu'il  peut  se  promettre 
du  libre  usage  des  ressources  locales.  II  faut  l'avouer :  le  seul  gouvernement 
qui  convienne  a  nos  moeurs,  ä  notre  climat,  ä  l'etendue  de  nos  provinces,  c'est 
le  gouvernement  monarchique.  » 
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wollt  und  aufrechterhalteu  hat:  „Kiemaiid  von  uns  kann  sagen, 
daß  er  in  Frankreich  eine  Monarchie  aufrichte.  Wir  müssen 
sagen,  daß  Frankreich  eine  Monarchie  ist.  Und  warum?  Weil 
es  der  Wille  unsrer  Mandanten  ist.  Wir  sollen  nicht  eine  neue 
Einrichtung  schaffen,  sondern  eine  vorhandene  Einrichtung  an- 
erkennen. "  ^) 

Die  zweite  Frage  ist  die :  Hat  die  Nationalversammlung  der 
Exekutive  eine  Gehorsamspflicht  gegenüber  der  Legislative  auf- 
erlegt, hat  sie  dem  Parlament  dadurch  eine  Suprematie  verliehen, 
daß  sie  die  königlichen  Akte  an  die  Gegenzeichnung  von  Ministern 
gebunden  und  den  Ministern  eine  politische  Verantwortlichkeit 
gegen  das  Parlament  auferlegt  hat? 

Die  äußerste  Abhängigkeit  dieser  Art  wäre  gegeben,  wenn 
das  Parlament  befugt  wäre,  die  Minister,  deren  Gegenzeichnung 
der  König  einzuholen  hätte,  zu  ernennen  und  aus  ihrem  Amte 
wieder  zu  entfernen.  Hier  würde  die  Exekutive  dem  Parlament 
willenlos  preisgegeben  sein.  Die  Gewaltentrennung  wäre  zer- 
stört. Diese  extreme  Form  des  parlamentarischen  Systems  ist 
in   der   Nationalversammlung   niemals   vorgeschlagen  worden.  ^)  ^) 


,        1)  29  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  509.  M.  Rhedon. 

-)  Die  Versammlung  hat  aber  dadurch  eine  Inkonsequenz  begangen,  daß 
sie  der  gesetzgebenden  Körperschaft  die  Befugnis  verliehen  hat,  die  Zahl  und 
die  Kompetenzen  der  verschiedenen  Dejiartements  des  ^Ministeriums  zu  be- 
stimmen. 9  avril  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  664.  —  27  avt'ü  1791,  Arch.  pari. 
XXV,  p.  357  :  «  Decret  sur  1' Organisation  du  ministere.  Art.  2 :  «II  appartient 
au  pouvoir  legislatif  de  statuer  sur  le  nombre,  la  division  et  la  demarcation  des 
departements  du  ministere.  »  Sie  gerät  hier  in  Widerspruch  mit  der  Trennung 
der  Gewalten.  Hat  das  Parlament  die  Organisation  des  Ministeriums  in  der 
Hand,  kann  es  die  Zahl  der  ^Minister  einschränken,  kann  es  die  Kompetenzen 
eines  Departements  einem  anderen  Departement  zusclu-eiben,  ein  Departement 
sogar  völlig  aufheben,  so  vermag  es  auch  indiiekt  die  Besetzung  der  Minister- 
stellen zu  beeinflussen.  Eine  Rechtfertigimg  wird  kaum  versucht.  Stände  die 
Organisation  des  iMinisteriums  dem  König  zu,  sagt  Barnave,  so  könnte  er  dieses 
Recht  dazu  mißbrauchen,  um  faktisch  die  Minister  der  Verantwortliclikeit  zu 
entledigen.  9  a^Ti]  1791,  Ai-ch.  pari.  XXTV,  p.  664,  M.  Barnave  :  «  II  me  parait 
de  toute  evidence  que  la  division  du  nombre  des  departements  et  lems  limites 
respectives  sont  un  objet  legislatif.  —  La  Constitution  a  cree  le  roi  depositah-e 
du  pouvoir  executif :  eile  a  voulu  en  consequence  qu'il  nommät  les  agents  qui 
exercent  pour  lui  ce  pouvoir  executif  supremc  ;  mais  eile  doit  vouloir,  eile  doit 
etablir  que  les  fonctions  en  soient  gerees  d'une  mauiere  qui  convienne  k  l'interet 
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Der  König  allein  hat  das  Recht,  die  Minister  zu  ernennen 
und  ihres  Amtes  zu  entsetzen.  Dieser  Satz  ist  in  der  National- 
versammlung unbestritten.  ^) 

public,  qui  ne  puisse  en  aucun  cas  grever  1' Empire  ou  enerver  la  responsabilite.  — 
La  Constitution  donne  au  roi  le  pouvoir  executif  et  le  droit  d'en  nommer  les  agents; 
mais  eile  donne  necessairement  au  Corps  legislatif  le  droit  de  regier  le  nombre 
de  ces  agents,  de  leiu'  distribuer  leurs  fonctions.  II  est  evident  que  de  la  maniere 
dont  le  ministere  sera  constitue  depend  son  utilite,  qu'il  peut  devenir  nul  ou 
absolu  et  s'arranger  de  fa^on  ä  eluder  la  responsabüite.  C'est  donc  ä  la  legis- 
lation  que  tient  essentiellement  l'organisation  du  ministere.  »  Es  kann  dahin- 
gestellt bleiben,  in  welcher  Weise  diese  Meinung  von  Barnave  zu  verstehen 
ist.  Denn  in  der  Konsequenz  der  Gewaltentrennung  liegt  es,  daß  die  Minister 
dem  Parlament  gerade  nicht  verantwortlicli  sind,  eine  Folgerung,  welche  die 
Nationalversammlung  prinzipiell  auch  gezogen  hat,  wie  später  gezeigt  werden  soll. 

^)  Petion  de  Villeneuve  hat  am  6.  April  1791  die  Forderung  aufgestellt, 
daß  die  Nation  die  Minister  wähle.  ,,Die  Verant^ortliclilieit  ruht  allein  auf 
den  ^Ministem.  Sie  sind  daher  nicht  bloß  die  Männer  des  Königs,  sondern  die 
Männer  der  Nation  .  .  .  Warum  aber  sollten  sie  dami  nicht  durch  das  Volk  er- 
nannt werden?"  6  avril  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  607,  M.  Petion  de  Ville- 
neuve :  «Les  ministres,  seront-ils  nommes  par  le  roi  ?  —  Sans  doute,  au  premier 
coup  d'oeil,  rien  ne  parait  plus  jaste,  plus  naturel,  que  celui  qui  est  le  chef 
d'une  administration  quelconque,  que  celui  qui  est  le  chef  du  gouvernement 
nomme  ses  agents ;  mais  considerez  dans  quelle  position  est  le  roi  et  quel  est 
le  Systeme  de  votre  gouvernement.  H  est  de  principe  que,  quand  les  commis 
prevariquent,  on  ne  s'adresse  point  aux  commis,  mais  au  chef,  parce  que  le 
chef  est  responsable  ;  mais  le  roi,  chef  du  pouvoir  executif,  est  le  seul  fonctionaire 
public  qui  ne  soit  pas  responsable.  La  responsabilite  porte  sur  les  ministres 
seuls.  Ils  sont  donc  non  seulement  les  hommes  du  roi,  mais  ceux  le  la  nation; 
et  je  vous  demande,  si  les  ministres  n'etaient  pas  consideres  comme  tels,  si 
vous  auriez  ä  vous  occuper  de  l'organisation  du  ministere.  Non,  sans  doute; 
ce  serait  le  roi  qui  choisirait  ses  principaux  commis,  qui  eux-memes  en  choisi- 
raient  d'autres.  —  Mais  du  moment  que  les  ministres  sont  les  hommes  de  la 
nation,  pourqoi  ne  seraient-ils  pas  nommes  par  le  peuple  ? »  Diese  Regelung 
ist  mit  der  Trennung  der  Gewalten  vereinbar.  Nicht  der  legislativen  Körper- 
schaft, dem  souveränen  Volke  selbst  will  Petion  de  Vüleneuve  die  Ernennimg 
der  Minister  anvertrauen.  Das  Volk  ist  allmächtig.  Wie  es  die  Verfassung, 
die  einzelnen  Machtkreise  schafft,  so  kann  es  auch  nominell  die  Träger  der  ein- 
zelnen Gewalten  bezeichnen.  Wie  das  Volk  einen  König  einsetzt,  so  kann  es  auch 
Minister  einsetzen.  Eine  andere  I'rage  ist  die,  ob  eine  solche  Regelung  politisch 
zweckmäßig  ist,  ob  das  Volk  nicht  besser  daran  tut,  nach  Vollendung  des  Ver- 
fassungswerkes sich  zurückzuziehen,  jeden  Eingriff  in  das  Staatsleben  und 
die  damit  notwendig  verbundene  Erschütterimg  zu  vermeiden. 

^)  Projet  de  decret  du  comite  de  Constitution  sur  l'organisation  du  ministere, 
7  mars  1791,  art.  1,  Arch.  pari.  XXITI,  p.  722.    6  avril  1791,  Arch.  pari.  XXIV, 
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Es  fragt  sich  weiter,  ob  eine  politische  Verantwortlichkeit 
der  Minister  in  der  Weise  anerkannt  wird,  daß  zwar  die  Minister 
allein  durch  das  Haupt  der  Exekutive  ernannt  und  entlassen 
werden,  daß  aber  die  Majorität  des  Parlaments  den  Inhaber  der 
Exekutive  durch  ein  Mißtrauensvotum  zwingen  kann,  die  Minister 
zu  widerrufen  und  durch  andre  Minister  aus  ihrer  Mitte  zu  ersetzen. 

Es  ist  vor  allem  notwendig,  die  politische  von  der  kriminellen 
und  zivilrechtlichen  Verantwortlichkeit  streng  zu  unterscheiden. 
Die  Nationalversammlung  hält  in  korrekter  Weise  diese  ver- 
schiedenen Arten  der  Verantwortlichkeit  auseinander.  Betrachten 
wir  zuerst,  in  welcher  Art  sie  die  kriminelle  und  zivilrechtliche 
Haftbarkeit  regelt.  Wir  werden  dabei  feststellen,  ob  sie  nicht 
hier,  was  immerhin  denkbar  ist,  auf  dem  einen  oder  auf  dem 
andern  Wege  unter  einem  Deckmantel  eine  politische  Verantwort- 
lichkeit einführt. 

In  dem  Bericht,  den  Demeunier  im  Namen  der  Verfassuugs- 
kommission  am  7.  März  1791  über  die  Organisation  des  Mini- 
steriums verliest,  unterscheidet  er  die  verschiedeneu  Richtungen 
der  Verantwortlichkeit  nach  folgenden  Merkmalen:  Die  Uner- 
fahrenheit  und  die  Nachlässigkeit,  welche  nicht  aus  einer  schlechten 
Absicht  hervorgehen,  oder  welche  zwar  böswillig  sind,  aber  nur 
ein  passives  Verhalten  zur  Folge  haben,  begründen  lediglich  eine 
politische  Verantwortlichkeit.  Eine  Verletzung  der  Verfassung 
oder  der  Gesetze  hingegen,  eine  Verletzung  der  Freiheit  oder 
des  Eigentums  der  Bürger,  eine  ungetreue  A^erwaltung  der 
Staatsgelder  führen  eine  Haftbarkeit  nach  bürgerlichem 
oder     kriminellem    Recht    herbei.^)     Die    Nationalversammlung 


p.  603,  M.  Demeunier,  p.  656.  —  Decret  sur  l'organisation  du  ministere,  27  a%Til 
1791,  Arch.  pari.  XXV,  p.  657,  art.  1.  —  Constitution  du  3  septembre  1791, 
Titre  III,  chap.  II,  Section  IV,  art.  1,  Arch.  pari.  XXXIT,  p.  533  :  «  Au  roi  seul 
appartient  le  choix  et  la  revocation  des  ministres.  » 

^)  7  mars  1791,  M.  Demeunier,  Rapport  au  nom  du  comite  de  Constitution 
sur  l'organisation  du  ministere,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  720 :  « Une  sorte  de 
defaveur  s'est  repandue  sur  l'expression  de  responsabilite.  Cette  prevention 
est  le  resultat  d'une  confusion  d'idees.  II  semble  que  chaque  mot,  chaque  action 
du  ministre  qui  agit  de  bonne  foi,  et  selon  ses  lumieres,  l'expose  ä  ime  peine. 
Une  pareille  servitude  est  regardee  avec  raison  comme  impossible  et  illusoire ; 
mais,  je  le  repete,  c'est  une  pure  confusion  d'idees.   L'imperitie,  ou  la  negligence. 
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hält  an  dieser  Abgrenzimg  fest  und  führt  sie  in  die  Verfassung 
ein.^) 

Nun  wird  die  Verfolgung  der  Minister  wegen  deliktischer 
oder  schädigender  Handlungen  an  eine  Voraussetzung  eigentüm- 
licher Art  gebunden.  Was  zunächst  die  kriminelle  Verfolgung 
anbelangt,  so  bestimmt  die  Verfassung  von  1791,  daß  kein  Mi- 
nister, mag  er  sich  noch  im  Amt  befinden  oder  entlassen  sein^ 
wegen  einer  Verwaltungshandlung  ohne  ein  Dekret  der  gesetz- 
gebenden Versammlung  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann.  -) 
Diese  Schranke  ist  als  eine  G-arantie  für  die  Minister  gedacht. 
Durch  die  Tatsache,  daß  er  angeklagt  ist,  büßt  der  Minister  an 
seiner  Autorität  ein.  Er  kann  sein  Amt  nicht  ausüben,  solange 
ein  Verdacht  auf  ihm  ruht,  solange  seine  Unschuld  durch  die 
Gerichte  nicht  festgestellt  ist.  Und  so  wären  die  Minister  den 
Machenschaften  ihrer  Gegner  preisgegeben,  wenn  sie  ohne  er- 
schwerende Bedingung  in  Anklagezustand  versetzt  werden  könnten. 
In  dieser  Weise  rechtfertigt  Demeunier  diese  von  der  Verfassungs- 


qui  n'est  pas  la  suite  d'une  mauvaise  intention,  et  meme  qui,  avec  des  Intention? 
suspectes  ou  mauvaises,  se  reduit  ä  un  role  passif,  ne  peuvent  exposer  un  ministrc- 
qu'ä  la  defaveur  publique,  ou  ä  une  petition  du  Corps  legislatif,  qui  avertisse 
le  roi  de  l'impuissance  ou  de  la  mauvaise  volonte  de  son  agent.  La  responsabilite 
est  tont  autre  cliose  :  eile  s'exerce  sur  les  actions  ;  eile  soumet  a  une  peine  tout 
ministre  qui  se  permet  un  acte  quelconque  contre  la  Constitution  et  les  loiö. 
contre  la  liberte  et  la  propriete  des  citoyens ;  qui  se  permet  ou  qui  favorise  la 
dilapidation  des  deniers  de  l'Etat.  »  —  Cf.  Projets  de  decret  sur  l'organisation 
du  ministere  presentes  par  M.  Demeunier  au  nom  du  comite  de  Constitution. 
7  mars  1791,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  724,  art.  20.  6  aviül  1791,  Arch.  pari.  XXIV. 
p.  606.  7  avril  1791,  1.  c,  p.  630,  art.  32.  —  Cf.  6  avril  1791,  M.  Charles  de 
Lameth,  M.  de  Cazales,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  610. 

^)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chaj^.  II,  Section  IV,  art.  5: 
«  Les  ministres  seront  responsables  de  tous  les  delits  par  eux  commis  contre 
la  sürete  nationale  et  la  Constitution  ;  de  tout  attentat  ä  la  propriete  et  a  la 
liberte  individuelle  ;  de  toute  dissipation  des  deniers  destines  aux  depenses  de 
leur  departement.  »  Axch.  pari.  XXXII,  p.  533.  Cf.  14  aoüt  1791,  Arch.  pari. 
XXIX,  p.  434,  art.  3.  Cf.  27  avril  1791,  Decret  sur  l'organisation  du  ministere, 
art.  29,  Arch.  pari.  XXV,  p.  360. 

2)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  II,  Section  IV,  art.  8. 
Arch.  pari.  XXXII,  p.  534  :  «  Aucun  ministre  en  place,  ou  hors  de  jalace,  ne 
peut  etre  poiu'suivi  en  matiere  criminelle  pour  fait  de  son  administration  saa= 
im  decret  du  Corps  legislatif.  »  —  Cf.  Titre  III,  chap.  V,  art.  23,  1.  c,  p.  539. 
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kommission  vorgeschlagene  Regelung,  i)  Sie  wird  in  den  Ent- 
würfen zu  einem  Gesetz  über  die  Organisation  des  Ministeriums 
vom  7.  März  und  vom  6.  April  1791  wiederholt.  2)  Ihre  Auf- 
nahme in  das  Gesetz')  wird  am  8.  April,  ihre  Aufnahme  in  die 
Verfassung  am  14.  August  1791  ohne  Diskussion  beschlossen.*) 
Erst  ein  Dekret  der  gesetzgebenden  Versammlung,  welches  die 
kriminelle  Verfolgung  zuläßt,  ermöglicht  auch  eine  Klage  auf 
Schadenersatz  nach  bürgerlichem  Recht.  Zu  diesem  Satz  ge- 
langt die  Nationalversammlung  durch  einen  Kompromiß  zwischen 
zwei  extremen  Ansichten.  Die  Klage  auf  Schadenersatz  gegen 
einen  Minister  wegen  seiner  Verwaltungshandlungen,  sagt  Demeu- 
nier,  kann  nicht  in  das  Belieben  des  einzelnen  Bürgers  gestellt 
werden.  Denn  durch  eine  solche  Klage  wird  ein  Minister  von 
seinen  Geschäften  abgezogen.  Man  kann  auch  nicht  die  Zu- 
lässigkeit  der  Klage  von  einem  Beschluß  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung abhängig  machen.  Denn  durch  einen  Beschluß  dieser 
Art  würde  das  Parlament  ein  Präjudiz  zuungunsten  des  Mi- 
iiisters  schaffen  und  die  Richter  in  ihrer  Entscheidung  beein- 
:dussen.  Deshalb  schlägt  Demeunier  den  angegebenen  Ausweg  vor.  ^) 


^)  Rapport  du  comite  de  Constitution  sur  l'organisation  du  ministere, 
M.  Demeunier,  7  mars  1791,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  719  :  «  C'est  un  devoir  pour 
vous  d'assurer  l'energie  et  l'activitc  du  gouvernement,  de  le  debarasser  des 
tiacasseries  qui  nuiraient  ä  la  cliose  publique.  Une  action  en  matiere  criminelle, 
pour  faits  de  l'administration  d'un  ministre,  soumet  celui-ci  ä  une  Sorte  de 
tache.  Perdant  alors,  pour  un  momont,  la  consideration  dont  il  a  besoin,  il  ne 
pourrait  continuer  ses  fonctions  avant  qu'un  tribunal  eüt  reconnu  son  innocence. 
En  ne  soumettant  cette  action  ä  aucime  formalite,  le  renvoi  ou  la  Suspension 
i'un  ministre  dependrait  ainsi  de  quiconque  voudrait  le  traduire  en  justice.  • — 
Les  dangers  d'im  pareil  Systeme  frappent  tous  les  esprits.  Le  gouvernement  serait 
impuissant  et  avili ;  l'administration  tomberait  dans  la  dissolution  la  plus  com- 
plete,  si  vous  l'exposiez  de  cette  maniere  ä  la  Jalousie  et  ä  la  violence  de  ses 
ennemis.  Nous  pensons  qu'un  ministre  en  place  ne  doit  pas  etre  traduit  crimi- 
nellement  en  justice,  pom-  faits  de  son  administration,  sans  im  decret  du  Corps 
legislatif  qui  prononce  qu'il  y  a  lieu  de  l'accuser.  » 

2)  Arch.  pari.  XXIII,  p.  724,  art.  29,  XXIV,  p.  606,  art.  34. 

^)  Decret  sur  l'organisation  du  ministere,  27  avril  1791,  Arch.  pari.  XXV, 
p.  357. 

4)  Arch.  pari.  XXIV,  p.  654,  XXIX,  p.  434. 

^)  S  avril  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  652  et  653,  M.  Demeimier  rapporteur : 
'.I II  est  trop  evident  que  vous  enleveriez  a  un  administratevu*.  que  vous  lui  oteriez 
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Der  Satz  kehrt  in  den  beiden  Entwürfen  wieder  und  findet 
seinen  Platz  in  dem  Dekret  vom  27.  April  1791.  ^) 

Wenn  die  gesetzgebende  Versammlung  in  dieser  Weise  bei 
der  Eröffnung  des  Strafverfahrens  mitwirkt,  so  ist  offenbar,  daß 
sie  diese  Befugnis  nicht  dazu  gebrauchen  kann,  um  die  Exekutive 
nach  ihrem  Willen  zu  leiten.  Denn  sie  vermag  nicht,  das  Ver- 
halten der  Minister  nach  Gutdünken  zu  billigen  oder  zu  verur- 
teilen und  so  die  Politik  der  Minister  in  ihre  eigne  Richtung 
zu  zwingen,  wie  sie  es  im  Fall  politischer  Verantwortlichkeit 
tun  könnte.  Sie  ist  an  die  Strafgesetze  gebunden  und  kann  zu- 
ungunsten der  Minister  nur  dann  entscheiden,  wenn  das  Ver- 
halten der  Minister  gegen  ein  Strafgesetz  verstößt.  Der  gesetz- 
gebenden Versammlung  bleibt  nur  der  enge  Spielraum  der  Ge- 
setzesinterpretation, um  ein  eignes  Urteil  über  die  Handlungs- 
weise der  Minister  abzugeben.  Und  weiter,  dieses  Urteil  er- 
streckt sich  seiner  Xatur  nach  bloß  auf  ein  singuläres  Verhalten 
der  Minister,  nicht  auf  die  Richtung  ihrer  Politik  im  allge- 
meinen. 

Da  nun  das  Parlament  nicht  nach  Willkür  ein  Strafverfahren 
gegen  einen  Minister  einleiten  kann,  da  weiter  die  Zulässigkeit 
einer  Schadensklage  von  einem  Beschluß  des  Parlaments  auf  Er- 
öffnung eines  Strafverfahrens  abhängig  ist,  so  folgt  zugleich,  daß 
es  dem  Parlament  auch  nicht  möglich  ist,  den  Ministem  dadurch 

toute  espece  de  moyens  de  remplir  les  fonctions  importantes  qui  lui  sont  confiees, 
si,  chaque  jour,  ä  chaque  moment,  im  citoyen  pouvait  l'actionner  en  dommages 
et  interets  pour  faits  de  son.  administration.  —  Si,  d'un  autre  cote,  il  faut  une 
autorisation  particuliere  du  Corps  legislatif,  il  est  clair  que  le  Corps  legislatif 
accordant  une  permission  Sans  un  decret  qui  porte  qu'il  y  a  lieu  ä  poursuivre  le 
ministre,  cette  simple  permission  du  Corps  legislatif  serait  un  prejuge  en  faveur 
de  celui  qui  reclamerait  des  dommages-interets.  II  est  clair  que  les  tribimaux 
ordinaires  se  trouveraient  genes  dans  leur  opinion  par  une  permission  du  Corps 
legislatif  qui  serait  cense  avoir  examine  la  plainte.  »  Cf.  ^I.  Demeunier,  7  mars 
1791,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  717  et  718. 

1)  6  mars  1791,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  724,  art.  29.  —  G  avril  1791,  Arch. 
pari.  XXIV,  p.  606.  —  Cf.  M.  Buzot,  8  aviil  1791,  p.  6.53.  —  8  a\Til  1791,  p.  654. 
—  27  aviil  .1791.  Arch.  pari.  XXV,  p.  .360,  art.  31  :  «  Tout  ministre  contre  le- 
quel  il  sera  intervenu  un  decret  du  Corps  legislatif,  declarant  qu'il  y  a  lieu  ä 
accusation,  pourra  etre  poursuivi  en  dommages  et  interets  par  les  citoyens  qui 
eprouveront  une  lesion  resultante  des  faits  qui  auront  donne  lieu  au  decret 
du  Corps  legislatif.  » 
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Hindernisse  zu  bereiten,  daß  es' einzelne  Bürger  anstiftet,  Schadens- 
klagen  gegen  sie  zu  erheben. 

Das  Ergebnis  dieser  Untersuchung  geht  dahin,  daß  die  ge- 
setzgebende Versammlung,  wenn  sie  es  in  der  Hand  hat,  Straf- 
und  Schadensklagen  gegen  die  Minister  zu  erlauben  oder  zu  ver- 
wehren, damit  nicht  die  Macht  besitzt,  die  Politik  der  Exekutive 
in  eine  von  ihr  vorgezeichnete  Richtung  zu  leiten.  Die  Macht, 
welche  der  gesetzgebenden  Versammlung  hier  verliehen  wird, 
bedeutet  nicht  einen  üebergriff  in  die  Freiheit  der  Exekutive. 
Stellt  sie  einen  Üebergriff  in  die  richterlichen  Funktionen  dar? 
Diese  Frage  werden  wir  später  prüfen,  wenn  wir  von  der  Iso- 
lierung der  richterlichen  Gewalt  zu  reden  haben. 

"Wir  kommen  zu  der  Hauptfrage.  Hat  die  Nationalversamm- 
lung eine  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  vor  dem  Parla- 
ment begründet?  Dieses  System  ist  demjenigen  der  Gewalten- 
trennung entgegengesetzt.  Es  gibt  dem  Parlament  ein  Recht 
der  Kontrolle  über  die  Exekutive.  Es  sichert  eine  gemeinsame 
Tätigkeit,  ein  Zusammengehen,  eine  Solidarität  der  zwei  Ge- 
walten. 

Montesquieu,  Blackstone,  de  Lolme  haben  das  System  der 
Gewaltenhemmung  in  seinen  Grundzügen  gekannt.  Aber  sie  haben 
die  letzte  Konsequenz  aus  diesem  System  nicht  gezogen ;  sie 
haben  das  System  der  Ministerverantwortlichkeit  nicht  konstruiert. 
Montesquieu  fordert  nur  ein  Aufsichtsrecht  des  Parlaments  und 
eine    kriminelle    Verantwortlichkeit    der    Minister.^)     Blackstone 

^)  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  VI,  De  la  Constitution  d'Angleterre  r 
« II  ne  faut  pas  que  la  puissance  legislative  ait  la  faculte  d'arreter  la  puissanc« 
executrice ;  car  l'execution  ayant  ses  limites  par  sa  nature,  11  est  inutile  de  la 
borner ;  outre  que  la  puissance  executrice  s'exerce  tonjoiurs  sur  des  choses 
momentanees.  —  Mais  si,  dans  un  Etat  libre,  la  puissance  legislative  ne  doit 
pas  avoir  le  droit  d'arreter  la  puissance  executrice,  eile  a  droit,  et  doit  avoir 
la  faculte  d'examiner  de  quelle  maniere  les  lois  qu'elle  a  faites  ont  ete  executees. 
—  Mais,  quel  que  soit  cet  examen,  le  corps  legislatif  ne  doit  point  avoir  le  pou- 
voir  de  juger  la  personne,  et  par  consequent  la  conduite  de  celui  qui  exccute. 
Sa  persorme  doit  etre  sacree,  parce  qu'etant  neeessaü-e  ä  l'Etat  pour  que  le  corps 
legislatif  n'y  devienne  pas  tyi-annique,  des  le  moment  qu'il  serait  accuse  ou  juge, 
ü  n'y  aurait  plus  de  liberte.  —  Dans  ces  cas  l'Etat  ne  serait  point  une  monarchie, 
mais  une  republique  non  libre.  Mais  comme  celui  qui  execute  ne  peut  rien  exe- 
cuter  mal  sans  avoir  des  conseillers  mechants  et  qui  haissent  les  lois  comme 
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kennt  eine  Hemmung  der  Gewalten  nur  in  der  Form  des  könig- 
lichen Veto.^)  De  Lolme  betont  mit  Nachdruck,  daß  die  Exe- 
kutive vor  jedem  Eingriff  der  Legislative  zu  schützen  sei  und  nur 
in  vollkommener  Unabhängigkeit  ihre  Aufgaben  erfüllen  könne.^) 
Die  parlamentarische  Ministerverantwortlichkeit  ist  in  Eng- 
land erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
entstanden.  Erst  in  jener  Zeit  hat  sich  der  Grundsatz  entwickelt, 
daß  ein  Ministerium  als  Ganzes  zurücktreten  muß,  wenn  es  das 
Vertrauen  des  Parlaments  verloren  hat.  Zuweilen  hatte  sich 
schon  vorher  vereinzelt  ein  Minister  zurückgezogen,  weil  er  mit 
dem  Parlament  nicht  einig  war;  aber  die  solidarische  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  bestand  noch  nicht.  In  früherer  Zeit 
war  das  Parlament  bestrebt,  die  Minister  von  seinen  Beratungen 
fernzuhalten.  Erst  als  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  das  Parlament  seine  Auffassung  änderte,  als  es 
seine  Aufgabe  darin  sah,  die  IVIinister  zu  stützen  oder  anzu- 
greifen, als  ihm  die  Minister  als  geschlossene  Einheit,  als  Ver- 
treter einer  Partei,   nicht  mehr   allein   als  Vertreter  des  Königs 


ministres,  quoiqu'elles  les  favorisent  comme  hommes,  ceux-ci  peuvent  etre 
recherches  et  punis.  » 

^)  Commentaries  on  tlie  laws  of  England  in  four.  books  by  Sir  William 
Blackstone,  Knt.  1765,  Book  I,  Chapter  II. 

'-)  Constitution  de  l'Angleterre,  Volume  II,  Livre  II,  chap.  X,  p.  28  et  29 : 
«  Et  11  ne  suffisait  pas  d'oter  aux  legislateurs  l'execution  des  lois,  par  consequent 
l'exemption,  qui  en  est  la  suite  immediate  ;  il  fallait  encore  leur  oter  ce  qua  eüt 
produit  les  memes  eft'ets,  l'espoir  de  jamais  s'attribuer  cette  autorite  executive. 
— ■  Cette  autorite  est  devenue  en  Angleterre  une  prerogative  unique,  indivisible, 
attribuee  inalienablement  et  de  longue  main  ä  une  seule  personne,  par  les  lois 
les  plus  solennelles  et  la  coutume  la  plus  constaute ;  et  toutes  les  forces  actives 
de  l'etat  ont  ete  reunies  autour  d'elle.  —  Pour  en  assurer  toujours  le  depot,  la 
Constitution  a  donne  ä  celui  ä  qui  eile  l'a  confie  toute  la  puissance  qui  peut  re- 
sulter  de  l'opinion:  eile  lui  a  donne,  surtout,  la  distribution  et  la  conservation 
des  gräces,  et  eile  a  Interesse  l'ambition  elle-meme  a  le  maintenir.  —  Elle  lui 
a  donne  une  part  dans  le  pouvoir  legislatif ;  portion  passive,,  ä  la  verite,  et  la 
seule  qui  puisse  lui  etre  assignee  sans  mettre  l'Etat  en  danger,  mais  au  moyen 
de  laquelle  il  detom'ne  les  coups  qu'on  voudrait  porter  ä  son  autorite  constitu- 
tionnelle.  —  Enfin,  il  est  la  seule  puissance  existante  par  soi-meme,  et  indepen- 
dante  dans  l'Etat.  Le  general,  le  ministre,  l'homme  en  place,  ne  sont  tels  que 
par  la  continuation  de  son  hon  jdaisir:  il  se  deli\Terait  du  parlement  lui-meme, 
si  jamais  il  lui  voyait  prendre  trop  de  consistance.  » 
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galten  und  es  die  Niederlage  eines  Ministeriums  als  die  Nieder- 
lage einer  Partei  ansah,  war  die  solidarische  Verantwortlichkeit 
der  Minister  entschieden.^) 

Die  Erklärung  der  Menschenrechte  hat  zu  der  Frage  keine 
Stellung  genommen.  Art.  15  spricht  der  Gesellschaft  das  Recht 
zu,  von  jedem  öffentlichen  Beamten  Eechenschaft  für  seine  Ver- 
waltung zu  fordern. 2)  Die  Verantwortlichkeit  der  Träger  staat- 
licher Gewalt  wird  nur  ganz  im  allgemeinen  begehrt.  Dieser 
Forderung  wird  auch  genug  getan,  wenn  die  Minister  dem  König 
rechenschaftspflichtig  sind.  An  eine  parlamentarische  Verantwort- 
lichkeit ist  hier  nicht  gedacht,  schon  deshalb  nicht,  weil  gleich- 
zeitig in  der  Diskussion  die  Gewaltentrennung  als  verwandtes 
Prinzip  verkündet  wird.  Die  beiden  Prinzipien  gemeinsam  sollen 
die  Freiheit  sichern.^) 

Das  Problem  der  Ministerverantwortlichkeit  hat  erst  später 
die  Geister  gefangen  genommen. 

Die  Verfassung  hat  die  Akte  des  Königs  an  die  Gegen- 
zeichnung der  Minister  gebunden.  „Kein  Befehl  des  Königs 
kann  vollzogen  werden,  sagt  die  Verfassung,  wenn  er  nicht  von 
dem  König  unterzeichnet  und  von  dem  Minister  oder  dem  Vor- 
steher des  Departements  gegengezeichnet  ist."*) 

Die  Nationalversammlung  hat  sich  zu  verschiedenen  Malen 
die  Frage  vorgelegt,  ob  sie  selber  den  König  anhalten  könne, 
seine  Minister  abzuberufen  und  andere  von  ihr  bezeichnete  Minister 
zu   ernennen.     Die  Nationalversammlung  ist  aber   nicht  zu  ver- 

1)  Maitland,  The  constitutional  history  of  England,  1909,  p.  396. 

2)  Ai-ch.  pari.  VIII,  p.  489,  26  aoüt  1789  :  «  La  societe  a  le  droit  de  demander 
compte  ä  tout  agent  public  de  son  administration.  » 

3)  Zum  Beispiel  Mounier,  1.  c. :  «  La  liberte  publique  exige  que  la  Separation 
des  pouvoirs  soit  determinee,  et  que  les  agents  du  pouvoir  executif  soient  respon- 
sables  de  leur  administration.  » 

4)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  II,  Section  IV,  art.  4: 
«  Aucun  ordre  du  roi  ne  pourra  etre  execute,  s'il  n'est  signe  par  lui  et  contre- 
signe  f)ar  le  ministre  ou  l'ordonnateur  du  departement.  »  Arcli.  pari.  XXXII, 
p.  533.  —  Cf.  Resolution  du  29  septembre  1791,  Arch.  pari.  IX,  p.  212.  — 
Projets  de  decret  sur  1' Organisation  du  ministere,  7  mars  1791,  art.  16,  Arch. 
pari.  XXIII,  p.  724.  6  avrü  1791,  art.  28,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  606.  —  M.  De- 
meunier,  7  avril  1791,  Adoption  de  l'article,  1.  c,  p.  628.  —  14  aoüt  1791,  Adop- 
tion de  l'article,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  434. 
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■wechseln  mit  einem  gesetzgebenden  Parlament.  Wir  haben  schon 
längst  im  Verlauf  dieser  Arbeit  festgestellt,  daß  die  National- 
versammlung nach  der  Auffassung  jener  Zeit  eine  außerordent- 
liche Macht  besitzt,  daß  sie  allein  das  souveräne  Volk  vertritt, 
daß  sie  alle  Gewalt  in  sich  verkörpert.  Der  König,  die  Minister, 
das  gesetzgebende  Parlament  werden  von  ihr  geschaffen.  Es  kann 
im  Grund  die  Präge,  ob  die  Xationalversammluug  auf  die  Er- 
nennung oder  Abberufung  der  Minister  einwirken  kann,  gar  nicht 
entstehen.  Die  Nationalversammlung  erzeugt  alle  Gewalten.  Von 
einem  Uebergrifif  in  die  exekutive  Gewalt  kann  nur  die  Rede  sein, 
wenn  es  sich  um  eine  der  exekutiven  gleichgeordnete  Gewalt,  um 
die  legislative  handelt.  Die  Nationalversammlung  aber  ist  diesen 
beiden  Gewalten  übergeordnet. 

Wenn  die  Nationalversammlung  die  Frage  trotzdem  erwägt, 
ob  sie  berechtigt  sei,  über  die  Ernennung  und  Absetzung  der 
Minister  zu  entscheiden,  so  muß  sie  besondere  politische  Gründe 
dafür  haben.  Denn  ein  Zweifel  an  diesem  Recht  aus  theoreti- 
schem Grunde  ist  unmöghch. 

Am  13.  Juli  1789  erfährt  die  Nationalversammlung,  daß 
Necker  entlassen  sei  und  mit  ihm  die  andern  Minister,  die  seine 
Politik  unterstützten,  de  Moutmorin,  de  la  Luzerne,  de  Saint- 
Priest;  sie  erfährt  weiter,  daß  sich  die  Stadt  Paris  in  offenem 
Aufruhr  befinde.  In  dieser  Notlage  schlägt  Mounier  der  Ver- 
sammlung vor,  eine  Deputation  mit  einer  Adresse  an  den  König 
zu  senden,  ,.um  ihn  zu  bitten,  die  vier  Minister  in  ihr  Amt  zu- 
rückzurufen ,  um  ihm  weiter  zu  erklären ,  daß  die  Nationalver- 
sammlung kein  Vertrauen  zu  ihren  Nachfolgern  noch  zu  den 
Ministern  haben  könne,  die  im  Amt  geblieben  seien,  um  ihm 
endlich  alle  Gefahren  vorzuhalten,  welche  diese  Aenderung  her- 
vorrufen könne,  und  alle  Gewaltmaßregeln,  die  sie  schon  herbei- 
geführt habe."^) 

Wie  rechtfertigt  der  Redner  seinen  Vorschlag?  Der  König, 
sagt  er,  hat  allein  das  Recht,  seine  Minister  zu  wechseln.  An 
dieses  Recht  darf  selbst  die  Nationalversammlung  nicht  rühren. 
Und  wenn  sie  den  König  bittet,  wieder  die  früheren  Minister  in 
ihr  Amt  zu  berufen,  so  ist  es  nur  ein  Rat,   den  sie  dem  König 

1)  M.  Mounier,  13  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  224. 
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erteilt,  ein  Kat,  zu  dem  sie  sich  in  der  äußersten  Notlage  des 
Königreichs  gezwungen  sieht.  „Die  Nationalversammlung  soll 
den  König  nur  belehren.  —  Aus  Dankbarkeit  für  den  Monarchen, 
aus  Liebe  zur  Gerechtigkeit  soll  sie  dem  König  die  Gefahr  vor 
Augen  führen,  welcher  das  Reich  ausgesetzt  wird."  Es  handelt 
sich  nur  darum,  eine  Untertanenpflicht  zu  erfüllen.  „Könnte  die 
Versammlung  von  heißen  AVünschen  für  das  Wohl  des  Vater- 
landes beseelt  sein  und  heute  schweigen?"^)  Dem  gleichen  Ge- 
dankengange folgt  Target:  „Die  Exekutive  hat  das  Recht,  die 
Minister  zu  ernennen.  Diese  Wahrheit  muß  anerkannt  werden. 
Aber  die  öffentliche  Meinung  soll  die  Exekutive  leiten.  Diese 
Wahrheit  gilt  es  dem  Monarchen  zu  offenbaren."^)  Auch 
de  Lally-ToUendal  entwickelt  diese  Auffassung:  „Allerdings,  der 
König  ist  in  der  Wahl  seiner  Ratgeber  unbeschränkt.  Aber  wir 
können  ihm  seine  treuen  Diener  zeigen,  ihn  vor  den  schlechten 
warnen.  Wir  können  voll  Achtung,  Liebe,  Gehorsam  Bitten  an 
ihn  richten. "  ^) 

1)  jNI.  aiounier,  13  juillet  1789,  Arch,  pari.  VIII,  p.  223 :  «  Certainement  le 
roi  a  le  droit  de  changer  ses  ministres ;  mais  dans  ce  moment  de  crise,  les  re- 
presentants  de  la  nation  ne  trahii-aient-üs  pas  tous  leurs  devoirs,  s'ils  n'aver- 
tissaient  le  monarque  des  dangers  auxquels  des  conseillers  imprudents  ne  craignent 
pas  de  livrer  la  France  entiere  ? —  Poiirraient-ils  etre  animes  d'un  desir  ardent 
pour  le  bien  de  la  patrie,  et  garder  aujourd'liui  le  silence  ?  Ignorent-ils  combien 
les  ministres  qu'on  vient  d'eloigner  sont  cheris  par  le  peuple.  —  L'Assemblee 
nationale  doit  eclairer  le  monarque  ;  eile  doit  soUiciter  le  rappel  des  ministres, 
victimes  de  leur  devouement  aux  interets  du  trone  et  ä  ceux  de  la  patrie.  Par 
reconnaissance,  par  amour  de  la  justice,  eile  doit  representer  au  Roi  les  dangers 
auxquels  on  expose  la  France.  » 

-)  M.  Target,  1.  c,  p.  224  :  «  Le  pouvoii'  executif  a  le  droit  de  nommer  ses 
ministres  ;  que  cette  verite  soit  reconnue  hautement ;  mais  l'opiniou  doit  diriger 
«e  pouvoir  executif ;  c'est  cette  verite  qu'il  faut  porter  au  prince  ;  representons- 
lui  avec  fermete  le  mal  que  la  puissance  se  fait  ä  elle-meme,  en  rempla9ant  les 
hommes  qui  avaient  la  confiance  publique  par  des  liommes  qui  ne  peuvent  et 
de  doivent  jamais  l'obtenir.  » 

^)  M.  de  Lally-ToUendal,  1.  c,  p.  225  :  «  Sans  doute  le  Roi  est  maitre  absolu 
de  composer  son  conseil  comme  il  lui  plait ;  mais  nous  pouvons  lui  indiquer 
les  bons  servitem's,  comme  le  detourner  des  mauvais.  Nous  pouvons  lui  adresser 
des  priores  respectueuses,  tendres,  soumises.  Nous  pouvons  lui  dire  qu'il  est 
des  circonstances  oü  la  vertu  d'un  prince  ne  suffit  pas  ä  eile  seule,  oü  eile  a  besoin 
de  trouver  le  concours  d'autres  vertus  dans  son  conseil,  et  qu'assurement  nous 
sommes  dans  une  de  ces  circonstances.    Nous  pouvons  le  conjurer  par  l'amour 
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Diese   Ansichten    müssen    auf  den   ersten   Blick   befremden. 
Ist   das  Volk   nicht  mehr   souverän?     Ist   die  Nationalversamm- 
lung  nicht   mehr   berufen,  allein   das  Volk   zu  vertreten?     Bald 
erkennt   man   indessen,    daß  jene   Redner    nicht    eine   rechtliche 
Schranke    für    die    Macht    der    Nationalversammlung    im   Auge 
haben.     Bald   erkennt   man,    daß    sie   die  Versammlung   nur   er- 
mahnen, sich  aus  politischer  Weisheit  freiwillig  zu  beschränken. 
In  der  künftigen  Verfassung   soll  der  König,    ungebunden  durch 
die  Volksvertretung,  seine  Minister  wählen  und  abberufen  können. 
Wenn   heute   eine  Volksvertretung  ihm   dieses  Recht  verwehrte, 
so  würde  die  Autorität,  die  der  König  in  der  späteren  Verfassung 
haben  soll,  schon  jetzt  untergraben.     Allerdings  ist  diese  Volks- 
vertretung  heute   die   Nationalversammlung   selbst,   während   sie 
später  nichts  weiter  als  ein  gesetzgebendes  Parlament  sein  wird. 
Trotzdem  würde   man  schon   heute   in  der   öffentlichen  Meinung 
die  Hoheit  des  Königs  herabsetzen,  seine  Würde  mindern,  wenn 
man  einer  Volksvertretung  den  Triumph  gönnte,  in  die  der  könig- 
lichen Macht  eigentümlichen  Sphäre  einzugreifen.    Nicht  um  den 
Rechtscharakter   des  getadelten  Verfahrens  handelt   es  sich  hier 
—  es  wäre  theoretisch  korrekt,  denn  die  Nationalversammlung  ver- 
körpert in  sich  alle  Macht  — ,  sondern  um  das  Schauspiel,  das  sich 
dem  Volke  bieten  würde  und  das  die  Achtung  vor  der  Krone  zer- 
stören  müßte.      „Wir   wollen    den   König  niemals    in    der   Aus- 
übung seiner  rechtmäßigen  Gewalt  zu  beschränken  suchen,  indem 
wir  ihm  die  Wahl  seiner  IMinister  vorschreiben,"    sagt  der  Graf 
von  Virieu.     „Es  wäre  eine  neue  Waffe  für  die  Verleumder,  die 
uns    beim  König    anklagen.     Man   könnte   glauben,    daß   wir  an 
sein   Zepter    rühren    wollen.     Man  soll   uns    niemals   vorwerfen, 
daß  wir  einen    einzigen   der  Grundsätze   verletzt  haben,    die  von 
uns  anerkannt  sind. "  ^) 

que  nous  lui  portons,  par  la  fidelite  que  nous  lui  garderons  toujours,  par  les 
entrailles  de  la  patrie  dechiree,  de  rappeler  les  seuls  ministres  dignes  de  sa  con- 
fiance,  et  les  seuls  qui  possedent  la  notre.  » 

1)  M.  le  comte  de  Virieu,  1.  c,  p.  226  :  «  Nous  ne  pouvons,  nous  ne  voulons 
point  meconnaitre  le  droit  inherent  ä  la  couronne,  qu'a  le  Roi,  de  nommer  les 
ministres,  les  agents  de  son  pouvoir.  Quelques  raisons  que  nous  ayons  de 
regretter  ceux  aux  quels  ü  vient  de  retirer  sa  confiance,  qu'ils  meritaient  si  juste- 
ment,  et  de  craindre  ceux  qui  les  remplacent,  n'affaibUssons  pas  les  justes  prin- 
Redslob,   Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  17 
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Eiae  Deputation  der  Versammlung  überbringt  am  13.  Juli 
dem  König  eine  Botschaft,  welche  im  Eahmen  dieser  Auffassung 
bleibt,  sich  lediglich  bemüht,  den  König  aufzuklären  und  gleich- 
zeitig sein  Recht  freier  Ministerwahl  formell  anerkennt.  Unzu- 
frieden mit  der  ausweichenden  Antwort  des  Königs,  faßt  die  Ver- 
sammlung am  gleichen  Tag  einen  Beschluß,  in  dem  sie  den 
abgehenden  Ministern  ihr  Vertrauen  ausspricht  und  den  gegen- 
wärtigen ]\Iinistern  und  Ratgebern  des  Königs  die  Verantwort- 
lichkeit auferlegt  für  alles  Unglück,  welches  Frankreich  betroffen 
habe  und  noch  heimsuchen  werde.  •^)  Dieser  Beschluß  scheint 
allerdings  über  den  bisherigen  Standpunkt  hinauszugehen.  Aber 
man  darf  nicht  vergessen,  daß  er  das  Werk  einer  augenblicklichen 
Erregung  ist,  dem  Unwillen  über  die  verletzende  Antwort  des 
Königs  entspringt,  daß  man  über  seinen  rechtlichen  Charakter 
sich  keine  Gedanken  macht,  daß  er  mehr  einen  feierlichen  Protest 
als  eine  Weisung  an  den  König  enthält. 

Die  wichtige  Einsicht,  die  wir  aus  dieser  Betrachtung  ge- 
winnen, ist  die,  daß  die  Nationalversammlung  in  jener  Zeit  der 
Ministerverantwortlichkeit  feindlich  gegenübersteht,  so  feindlich, 
daß  sie  einen  Einfluß  auf  die  IMinisterwahl  nicht  nur  dem  gesetz- 
gebenden Parlament,  sondern  sogar  sich  selbst  versagt. 

Das  Bild  ändert  sich. 

Der  König  gewinnt  das  Vertrauen  der  Nationalversammlung 
wieder.  Am  15.  Juli  erscheint  er  ohne  Begleitung  in  ihrer  Mitte. 
Er  wird  gefeiert,  im  Triumph  durch  die  Straßen  begleitet.  Eine 
Deputation  der  Versammlung  begibt  sich  nach  Paris  und  stellt 
den  Frieden  wieder  her. 

cipes  qui  etablissent  las  droits  du  trone.  Je  ne  pense  pas  que  nous  devions  entre- 
prendre  de  gener  l'exercice  de  son  legitime  pouvoir,  en  designant  au  Roi  les 
ministres  qu'il  doit  prendre.  Ce  serait  preter  une  arme  nouveUe  ä  la  caloninie 
qui  nous  aecuse  aupres  du  Roi ;  on  dirait  que  nous  voulons  en  quelque  sorte 
porter  la  main  ä  son  sceptre  ;  il  ne  faut  pas  qu'on  puisse  jamais  nous  reprocher 
d'avoir  enfreint  un  seul  des  principes  que  nous  reconnaissons.  » 

^)  L.  c,  p.  229  :  «  L'Assemblee,  interprete  de  la  nation,  declare  que  M.  Necker, 
ainsi  que  les  autres  ministres  qui  viennent  d'etre  eloignes,  emportent  avec  eux 
son  estime  et  son  regret  —  declare  que  les  ministres  actuels  et  les  conseils  de 
sa  Majeste,  de  quelque  rang  et  etat  qu'ils  puissent  etre,  ou  quelque  fonction 
qu'ils  puissent  avoir,  sont  personnellement  responsables  des  malheurs  presents 
et  de  tous  ceux  qui  peuvent  suivre.  » 
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Gestärkt  durch  das  neue  Vertrauen,  welches  sie  mit  dem 
König  verbindet,  versucht  die  Nationalversammlung  aufs  neue 
die  Abberufung  der  Minister  zu  erreichen.  Und  iu  der  Dis- 
kussion, die  drei  Tage  später,  am  16.  Juli,  stattfindet,  besteht 
schon  nicht  mehr  der  einmütige  Widerstand  gegen  die  Minister- 
verantwortlichkeit. Mirabeau  schlägt  eine  Adresse  vor,  in  welcher 
die  Versammlung  unzweideutig  die  Absetzung  der  Minister  ver- 
langt. Eine  starke  Partei  will  die  Adresse  erweitern  und  will 
den  König  anhalten.  Kecker  wieder  zu  berufen.^) 

Die  ganze  Verhandlung  wird  in  der  Weise  geführt,  als  ob 
es  sich  nicht  um  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  vor  der 
Nationalversammlung,  sondern  vor  einem  gesetzgebenden  Parla- 
ment handelte.  Der  Standpunkt  ist  immer  der,  daß  die  National- 
versammlung, mag  sie  auch  alle  Gewalt  in  sich  verkörpern,  aus 
Gründen  politischer  Zweckmäßigkeit  nicht  weiter  in  die  könig- 
liche Prärogative  eingreifen  soll  als  eine  spätere  Legislative. 
Die  Autorität  des  Königs  soll  nicht  angegriffen  werden.  „Wenn 
wir  später  die  Verfassung  schaffen,"  sagt  Mounier,  „so  werden 
wir  jeder  Gewalt  ihre  unverletzlichen  Grenzen  ziehen.  Bis  dahin 
aber  entspricht  es  nicht  der  Würde  der  Nation,  Einfluß  auf  die 
Wahl  der  Minister  zu  üben."^)  —  Wenn  daher  in  diesem  Zu- 
sammenhang von  den  Rechten  der  Nationalversammlung  die 
Rede  ist,  so  betrifft  die  Diskussion  theoretisch  die  Rechte  der 
Legislative. 

Barnave  billigt  den  Vorschlag  von  Mirabeau,  lehnt  aber  die 
Erweiterung  der  Adresse  ab.  Die  Versammlung,  führt  er  aus, 
hat  im  Grunde  weder  das  Recht,  die  Absetzung  noch  die  Neu- 
berufung eines  Ministers  zu  verlangen.  Wenn  indessen  der 
Minister  nicht  das  Vertrauen  der  Nation  und  ihrer  Vertreter 
besitzt,  so  kann  und  soll  die  Nationalversammlung  erklären,  daß 
sie  nicht  mit  ihm  über  die  Angelegenheiten  des  Königreichs 
unterhandeln  wird.  Dann  ist  die  Abberufung  des  Ministers  un- 
vermeidlich.    Aber    wie    man    der    Nationalversammlung    einen 


1)  16  juillet  1789,  M.  le  comte  de  Mirabeau,  Arch.  pari.  VIII,  p.  240—242. 

2)  M.  Mounier,  1.  c,  p.  243  :  «  Quand  on  fera  la  Constitution,  on  posera  des 
limites  sacrees  ä  chacun  de  ces  pouvoirs  ;  en  attendant,  il  n'est  pas  de  la  dignite 
de  la  nation  d'avoir  de  l'influence  siu"  le  choix  des  ministres.  » 
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Minister  nicht  aufzwingen  kann,  so  auch  nicht  dem  König.  Und 
deshalb  kann  die  Neuberufung  von  Necker  nicht  gefordert 
werden.^)  Trotz  dieser  Beschränkung  befindet  sich  mithin  Barnave 
ganz  auf  dem  Boden  der  neuen  Lehre.  Er  proklamiert  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Minister  gegenüber  dem  Parlament,  die  Not- 
wendigkeit ihrer  Absetzung,  wenn  sie  das  Vertrauen  der  Volks- 
vertretung einbüßen. 

Mounier  verteidigt  die  königliche  Gewalt  gegen  diesen  kühnen 
Angriff.  Er  bleibt  fest  auf  dem  Standpunkt,  den  er  einige  Tage 
zuvor  eingenommen  hat.  Aus  dem  Prinzip  der  Gewaltentrennung 
folgt  ihm  der  Satz,  daß  der  König  in  der  Wahl  seiner  Minister 
keiner  Beschränkung  unterworfen  ist,  daß  die  Nationalversammlung 
nicht  mehr  als  einen  Wunsch  äußern  kann,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  die  Minister  zu  wechseln.^)  Milien  de  Montherlant  stimmt 
seiner  Auffassung  bei.     Seine  Adresse  hat  die  Form  einer  Bitt- 

^)  M.  Barnave,  1.  c. :  «  Quoiqu'en  principe  il  soit  vrai  que  l'Assemblee  n'a 
pas  le  droit  de  demander  ni  le  renvoi  d'un  ministre,  ni  le  rappel  d'un  autre,  U 
n'est  pas  moins  vrai  cependant  que,  lorsqu'un  ministre  n'a  la  confiance,  ni  de 
la  nation,  ni  de  ses  representants,  l'Assemblee  nationale  peut  et  doit  declarer 
qu'elle  ne  correspondra  point  avec  lui  sur  les  affaires  du  royaume,  et  qu'alors 
le  renvoi  d'un  tel  ministre  devient  n^cessaire ;  mais  il  n'en  est  pas  de  meme 
du  rappel  d'un  ministre  renvoye,  parce  que,  par  la  meme  raison  qu'on  ne  peut 
pas  forcer  l'Assemblee  nationale  k  correspondre  avec  un  conseiller  du  Roi  qu'elle 
n'estime  point,  on  ne  peut  contraindre  le  Roi  ä  reprendre  le  ministre  qui  a  pu 
lui  deplaire  ;  je  pense  qu'on  ne  peut  pas  demander  le  retour  de  M.  Necker,  et 
qu'il  faut  se  borner  ä  exprimer  ä  cet  egard  le  voeu  de  l'Assemblee  et  celui  de 
la  ville  de  Paris,  si  hautement  proclame  et  d'une  maniere  si  terrible.  »  —  Cf.  M. 
Clermont  de  Tomierre,  1.  c,  p.  244. 

-)  M.  Mounier,  1.  c,  p.  242  :  «  II  est  ä  craindre  que  la  demande  faite  par 
le  preopinant  ne  porte  quelque  atteinte  a  la  liberte  et  ä  la  puissance  que  le  Roi 
doit  avoir  dans  la  formation  de  son  conseil  et  du  ministöre.  Refuser  sa  confiance 
ä  un  ministre  a  qui  le  Roi  a  donne  la  sienne,  serait  de  la  part  de  l'Assemblee 
nationale  une  maniere  indirecte  d'obliger  le  Roi  ä  le  renvoyer,  et  un  tel  droit 
dans  l'Assemblee  y  ferait  naitre  une  multitude  d'intrigues  pour  faire  tomber 
du  ministere  ses  ennemis,  et  pour  s'y  faire  porter  soi-meme  ;  c'est  \k  un  des 
plus  grands  abus  du  parlement  d'Anglet«rre  et  une  des  causes  qui  portent  le 
plus  d'orages,  soit  dans  la  Constitution,  soit  dans  le  ministöre.  Mon  avis  est 
donc  qu'on  peut  demander  le  rappel  de  M.  Necker,  mais  uniquement  parce  que 
le  Roi  a  demande  hier  des  conseils  k  l'AssembMe  nationale  pour  le  retour  de  la 
paix,  et  que  le  meilleur  qu'elle  puisse  lui  donner,  c'est  le  rappel  de  M.  Necker.  » 
—  Cf.  M.  Gleizen,  1.  c,  p.  244. 
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Schrift:  „Die  Gerechtigkeit  ist  die  erste  Pflicht  des  Königs,"  so 
spricht  er  zu  Ludwig  XVI.,  „sie  zu  üben  ist  das  schönste  Vor- 
recht der  Krone.  Habt  die  Gnade,  Sire,  uns  einen  Minister 
zurückzugeben,  um  welchen  ständig  das  Volk  seinen  König 
bittet,  wie  Kinder  ihren  Vater  bitten.  Der  Tag,  an  dem  er 
wiederkehrt,  wird  einer  der  schönsten  Tage  Eurer  Regierung 
sein. " ^) 

Mirabeau  wendet  ein:  wenn  die  Minister  nicht  der  Nation 
verantwortlich  seien,  so  widerspreche  dies  der  Natur  der  Dinge 
und  den  wesentlichen  Rechten  des  Volks.  An  diesem  Irrtum 
sei  nur  die  unglückliche  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  schuld, 
in  der  man  Worte  an  Stelle  von  Dingen,  Formeln  an  Stelle 
von  Argumenten  finde.  Diese  Doktrin  übersehe,  daß  die  Nation, 
die  man  durch  Aufstellung  dreier  Gewalten  beschränken  wolle, 
selbst  der  Ursprung  aller  Gewalten  sei  und  sie  allein  über- 
tragen könne.  Man  gebe  zu,  daß  eine  kriminelle  Verfolgung 
gegen  die  Minister  möglich  sei.  Warum  solle  dann  nicht  die 
mildere  Form  der  politischen  Verantwortlichkeit  eingeführt  wer- 
den? Wenn  der  Richter  die  Minister  strafen  könne,  warum  solle 
nicht  das  Parlament,  milder  verfahrend,  die  Minister  zur  Ab- 
dankung zwingen  dürfen?  Es  sei  billiger,  den  unverständigen, 
den  unfähigen  Ministern  diesen  Rückzug  offen  zu  lassen,  als  sie 
vor  den  Strafrichter  zu  ziehen.^) 

1)  M.  Millon  de  Montherlant,  1.  c,  p.  242. 

2)  M.  le  comte  de  Mirabeau,  1.  c.,  p.  243  :  «  S'il  est  une  maxime  impie  et 
detestable,  ce  serait  Celle  qui  interdirait  ä  l'Assemblee  nationale  de  declarer 
au  monarque  que  son  peuple  n'a  point  de  confiance  dans  ses  ministres.  Cette 
opinion  attaque  ä  la  fois  et  la  natura  des  choses,  et  les  droits  essentiels  du  peuple. 

—  Mais  vous  voulez  donc  confondre  les  pouvoirs  ?  Nous  aurons  bientot  l'occasion 
d'examiner  cette  theorie  des  trois  pouvoirs,  laquelle  exactement  analysee  montrera 
peut-etre  la  facilite  de  l'esprit  humain  ä  prendre  des  mots  pour  des  choses,  des 
formules  pour  des  arguments,  et  ä  se  routiner  vers  un  certain  ordre  d'idees,  sans 
revenir  jamais  k  examiner  l'intelligible  definition  qu'il  a  prise  pour  un  axiome. 

—  H  me  suffit  aujourd'hui  de  dire  aux  valeiu'eux  Champions  des  trois  pouvoirs : 
Vous  oubliez  que  ce  peuple,  ä  qui  vous  opposez  les  limites  des  trois  pouvoirs, 
est  la  source  de  tous  les  pouvoirs,  et  que  lui  seul  peut  les  del6guer.  —  Et  comment 
nous  refuseriez-vous  ce  simple  droit  de  declaration,  vous  qui  nous  accordez 
celui  de  les  accuser,  de  les  poursuivre,  et  de  creer  le  tribunal  qui  devra  punir 
ces  artisans  d'iniquites  dont,  par  une  contradiction  palpable,  vous  nous  pro- 
posez  de  contempler  les  oeuvres  dans  un  respectueux  silence  ?  Ne  voyez-vous 
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Diese  Argumente  von  Mirabeau  sind  schwach.  Durch  die 
Gewaltenteilung  soll  nicht  das  Volk,  sollen  nur  die  Machtträger 
beschränkt  werden,  denen  das  Volk  die  Gewalt  überträgt.  Und 
weiter,  wenn  der  Richter  über  Verbrechen  der  Minister  urteilt, 
so  bleibt  er  in  seiner  Kompetenz.  Wenn  aber  das  Parlament 
die  Minister  stürzt,  so  greift  es  in  eine  andre  Gewaltensphäre 
ein.  Das  ist  die  Schwierigkeit,  welche  die  Nationalversammlung 
hindert,  neben  der  kriminellen  auch  die  politische  Verantwortlich- 
keit zu  statuieren.  Mirabeau  geht  über  diese  Schwierigkeit  hin- 
weg, ohne  sie  ernst  zu  nehmen.  Er  verurteilt  das  Prinzip  der 
Gewaltenteilung,  aber  ohne  schlüssige  Begründung.  Und  endlich 
scheint  er  zu  glauben,  daß,  wenn  keine  politische  Verantwortlich- 
keit bestehe,  der  Kreis  der  kriminellen  Verantwortlichkeit  sich 
vergrößere  und  man  die  Minister  wegen  aller  Fehler  vor  den 
Strafrichter  ziehen  könne,  die  sonst  nur  ihre  Absetzung  zur  Folge 
hätten. 

Die  Nationalversammlung  bekennt  sich  zu  der  Auffassung 
von  Mirabeau.  Sie  beschließt,  eine  Deputation  an  den  König  zu 
senden,  um  die  Entlassung  der  Minister  und  die  Wiederberufung 
von  Necker  zu  fordern.  Die  Redaktion  der  Adresse  wird  einer 
Kommission  überlassen.  Indes  noch  am  selben  Tage  erfährt  die 
Nationalversammlung,  daß  der  König  seine  Minister  entfernt  hat 
und  bereit  ist,  Necker  zurückzurufen. 

So  huldigt  die  Nationalversammlung  am  16.  Juli  der  Minister- 
verantwortlichkeit. 

Die  Frage  wird  von  neuem  brennend  am  19.  Oktober  1790» 
Necker  hat  bereits  abgedankt  und  hat  Frankreich  verlassen.  Die 
Nationalversammlung  erfährt  von  der  Meuterei  eines  Geschwa- 
ders, von  einem  Aufruhr  in  Brest.  Die  öffentliche  Meinung  gibt 
die  Schuld  den  Ministern.  Menou  schlägt  im  Namen  von  vier 
Kommissionen  ein  Dekret  vor,  welches  das  Mißtrauen  der  Ver- 


donc  pas  combien  je  fais  aux  gouvemeurs  un  meüleur  sort  que  vous,  combien 
je  suis  plus  modert  ?  Vous  n'admettez  aucun  mtervalle  entre  un  morne  silettoe 
et  une  denonciation  sanguinaire.  Se  taire  ou  piinir,  ob6ir  ou  frapper,  voilä,  votre 
Systeme.  Et  moi,  j'avertis  avant  de  d6noncer,  je  recuse  avant  de  fletrir,  j'offre 
une  retraite  ä  rinconsideration  ou  h  l'incapacite  avant  de  les  traitef  de  crimes. 
Qui  de  nous  a  plus  de  mesure  et  d'equite  ?  » 
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Sammlung  gegen  die  Minister  aussprechen  und  den  König  zu 
ihrer  Entlassung  bewegen  soll.  ^) 

Die  Stimmung  aber  hat  sich  seit  dem  16.  Juli  1789  ge- 
ändert.    Der  Vorschlag  findet  einen  heftigen  Widerstand. 

Barnave,  der  seiner  früheren  Auffassung  treu  bleibt,^)  ist  von 
seinen  Mitstreitern  verlassen.  Mirabeau  hat  sich  immer  mehr 
dem  Hof  angenähert.  Er  vermag  nicht  mehr  die  Rechte  des 
Parlaments  mit  dem  gleichen  Nachdruck  zu  verteidigen  wie  früher. 
Nur  Brevet  folgt  noch  den  Gedanken,  die  Mirabeau  am  16.  Juli 
1789  entwickelt  hat.*) 

Allerdings  auch  Alexandre  de  Beauharnais  unterstützt  den 
Vorschlag,  aber  nicht  deshalb,  weil  er  eine  Verantworthchkeit 
der  Minister  gegenüber  der  Legislative  aufstellt,  sondern  weil 
er  der  Nationalversammlung  als  der  alleinigen  Vertreterin 
des  souveränen  Volkes  alle  Machtvollkommenheit  zuschreibt. 
Alexandre  de  Beauharnais  ist  der  einzige  Redner,  der  im  Lauf 
all  dieser  Verhandlungen  die  Verantwortlichkeit  vor  einer  durch 
die  Verfassung  eingesetzten  Legislative  und  die  Verantwort- 
lichkeit vor  der  verfassunggebenden  allmächtigen  Körperschaft 
selbst  nach  verschiedenem  Prinzip  behandelt.  *)     Theoretisch  sind 


^)  M.  Menou,  Au  nom  des  comites  diplomatique,  colonial,  militaire  et  de  la 
marine,  19  octobre  1790,  Arch.  pari.  XIX,  p.  715 :  « L'Assemblee  nationale, 
aprfe  avoir  arrete  les  precedentes  dispositions,  portant  ses  regards  sur  la  Situ- 
ation actuelle  de  l'Etat,  et  recoxmaissant  que  la  döfiance  des  peuples  contre 
les  ministres  occasionne  le  defaut  de  force  du  gouvernement,  decrete  que  son 
President  se  retirera  par  devers  ie  roi  pour  representer  ä  sa  Majeste  que  la 
mefiance  que  les  peuples  ont  con9ue  contre  les  ministres  actuels  apporte  les 
plus  grands  obstacles  au  retablissement  de  1' ordre  public,  ä  l'execution  des 
lois  et  ä  l'achevement  de  la  Constitution.  » 

2)  M.  Barnave,  20  octobre  1790,  1.  c,  p.  733. 

^)  M.  Brevet,  1.  c,  p.  731  et  732.  Brevet  konstruiert  namentlich  das  Verhält- 
nis zwischen  politischer  und  ki'imineller  Verantwortlichkeit  in  der  gleichen 
Weise  wie  Slirabeau. 

*)  M.  Alexandre  de  Beauharnais,  1.  c,  p.  729  :  «  En  vertu  des  pouvoirs  dont 
nous  sommes  investis,  nous  avons  non  seulement  le  droit  de  faire  une  Consti- 
tution, d'organiser  les  pouvoii's,  de  les  diviser,  de  leur  assigner  leurs  ümites, 
mais  encore  de  sm-veiller  les  agents  quelconques  du  gouvernement.  Nos  de- 
voirs  nous  imposent  1' Obligation  de  diriger  les  mouvements  de  chaque  rouage 
de  la  machine  politique.  On  nous  a  accuses  de  lenteur  dans  nos  Operations, 
quand  la  plus  ou  moins  coupable  negligence  des  agents  6tait  seule  reprehenaible. 
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diese  beiden  Arten  der  Verantwortlichkeit  verschiedener  Natur. 
Aber  im  allgemeinen  hält  die  Nationalversammlung  aus  poli- 
tischer Rücksicht  daran  fest,  daß  sie  nicht  weiter  in  die  könig- 
liche Gewalt  übergreifen  soll  als  eine  spätere  Legislative.  Das 
haben  wir  früher  festgestellt.  Und  getreu  der  bisherigen  Auf- 
fassung antwortet  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  die  politische 
Klugheit  fordre,  daß  die  Nationalversammlung  ihre  Gewalt 
selbst  beschränke  und  die  Minister  nicht  zur  Verantwortlichkeit 
ziehe.  *) 

Die  Versammlung  ist  dem  Vorschlag  der  Kommissionen  ab- 
hold. Sie  hält  stärker  denn  bisher  an  dem  Prinzip  der  Ge- 
waltentrennung fest.  2)  Außer  dem  König  hat  nur  der  Straf- 
richter Gewalt,  von  den  Ministern  Rechenschaft  zu  fordern.  3) 
Das  Parlament  ist  auf  die  Möglichkeit  beschränkt,  Anklagen 
wider  die  Minister  zu  beschließen.  Gefahr  droht  bereits,  wenn 
das  Parlament  seinen  Willen  nur  in  der  Form  zur  Geltung 
bringt,  daß  es  den  König  um  die  Entlassung  der  Minister  bittet, 
daß  es  einen  Wunsch   äußert,   statt   eine  Forderung  zu  erheben. 

Nous  aurions  evit6  ces  reproches  si  nous  avions  connu  aussi  bien  l'etendue  de 
nos  droits  qua  celle  de  nos  devoirs ;  si  nous  avions  reconnu  que  le  pouvoir  con- 
stituant  est  tellement  force  d'avoir  k  lui  des  moyens  d'execution,  qu'il  serait 
v^ritablement  oblig^  de  s'en  donner  a  lui-meme,  pour  le  temps  de  la  dur^e  de 
ses  fonctions,  si  les  ministres,  s'isolant  de  la  chose  publique,  restreignaient  leurs 
fonctions  importantes  au  faible  avantage  de  ne  se  plus  regarder  que  comme 
les  conseils  du  roi.  Je  pense  donc  que  nous  serions  responsables  envers  la  nation, 
si,  quand  nous  savons  que  le  ministere  n'a  pas  la  confiance  ;  si,  quand  nous  crai- 
gnons  que  la  Constitution  ne  puisse  s'achever :  si,  dans  des  circonstances  k  la 
fois  d61icates  et  pressantes,  nous  ne  prenions  pas  toutes  les  mesures  convenables 
pour  donner  a  la  chose  publique  d'autres  cooperateurs.  » 

^)  M.  de  Clermont-Tonnerre,  1.  c,  p.  730 :  «  Je  ne  suivi'ai  pas  le  preopinant 
(M.  de  Beaiüiarnais)  dans  la  distinction  qu'il  a  faite  du  pouvoir  16gislatif  et 
du  pouvoir  constituant,  et  dans  les  inductiona  qu'il  a  pretendu  tirer  de  cette 
distinction  dans  la  circonstance  presente ;  je  ne  dis  qu'un  mot,  il  est  clair.  Si 
comme  pouvoir  constituant,  vous  avez  un  pouvoir  sans  bornes  dans  son  appli- 
cation,  hätez-vous  de  lui  en  donner  dans  sa  duree,  ou  vous  etes  des  despotes, 
Placez  des  bornes  dans  le  temps  ou  dans  les  choses  :  tout  pouvoir  qui  n'est  borne 
ni  dans  les  choses,  ni  par  le  temps  est  evidemment  le  despotisme.  » 

2)  M.  de  Cazales,  1.  c,  p.  715  et  716.    M.  de  Bouthillier,  1.  c,  p.  728  et  729. 

8)  M.  de  Bouthillier,  1.  c,  p.  728  et  729.  M.  Malouet,  1.  c,  p.  729.  M.  l'abbe 
Jacquemart,  p,  735,  1.  c. 
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Die  einen  sehen  die  Gefahr  darin,  daß  die  Bitte  machtlos 
sei,  die  andern  umgekehrt  darin,  daß  sie  den  König  binde. 

Stanislas  de  Clermont-Tonnerre  und  der  Abt  de  Jacquemart 
führen  aus:  Wenn  die  Adresse  des  Parlaments  nicht  einen  Be- 
fehl darstellt  und  den  Monarchen  nicht  bindet,  wenn  der  König 
darauf  seine  Minister  in  ihrem  Amte  erhält,  wenn  er  sich  weigert^ 
der  Bitte  des  Parlaments  zu  willfahren,  so  haben  die  Vertreter 
des  Volks  ohne  Würde  gehandelt,  sie  haben  sich  selbst  er- 
niedrigt, sie  haben  ihre  Autorität  gemindert.^) 

Anders  de  Cazales.  Es  ist  unerheblich,  sagt  er,  ob  das 
Parlament  seinen  Willen  in  die  Form  einer  Bitte  oder  einer 
Forderung  kleidet.  Das  Parlament  geht  aus  Volkswahlen  her- 
vor. Es  wird  deshalb  immer  einen  höheren  Anspruch  darauf 
erheben  können,  den  Willen  des  Volkes  richtig  kundzugeben,  als 
der  König.  Es  wird  seinen  Willen  als  den  des  Volks  verkünden. 
Und  der  König  wird  nachgeben  müssen,  da  er  kein  gesetzliches 
Mittel  hat,  selber  das  Volk  um  seinen  Willen  zu  befragen.  So 
ist  jeder  Wunsch  des  Parlaments  ein  diktatorisches  Verlangen. 
Da  nun  de  Cazales  die  Selbständigkeit  der  Exekutive  sichern 
will,  da  er  weiter  nicht  glaubt,  dem  Parlament  den  Ausspruch 
einer  Bitte  wehren  zu  können,  so  muß  er  auf  andre  Mittel  sinnen, 
Soll  das  Parlament  nicht  zu  einer  Oligarchie  ausarten,  soll  der 
König  die  Macht  besitzen,  ihm  zu  widerstehen,  so  muß  ihm  das 
Recht  eingeräumt  werden,  das  Parlament  aufzulösen  und  so  das 
Volk  unmittelbar  um  Kundgabe  seines  Willens  anzugehen.  Zwei 
bedeutsame  Gedanken  sind  damit  ausgesprochen :  Einmal,  die  ge- 
setzliche Regelung  der  Frage,  ob  das  Parlament  die  Entlassung 
der  Minister  fordern  und  durchsetzen  kann,  ist  ohne  Bedeutung. 

^)  M.  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre :  «  On  veut  que  vous  disiez  au  roi 
que  ses  ministres  n'ont  pas  la  confiance  de  la  nation.  Ou  cette  declaration  est 
dans  l'opinion  de  ceux  qui  la  proposent,  comme  dans  la  mienne,  im  ordre  dö 
les  renvoyer,  et  alors  la  Constitution  est  evidemment  alt^ree,  les  pouvoirs  sont 
confondus,  l'Assemblee  nationale  est  despote  ;  ou  l'on  suppose  que  le  roi,  quoique 
instruit  par  nous,  pourra  les  conserver,  et  alors  nous  faisons  une  fausse  de- 
marche,  nous  agissons  sans  prudence  et  sans  dignite,  nous  appelons  la  d6s- 
ob^issance  aux  ordres  du  pouvoir  executif  en  discreditant  des  agents  que  nous 
savons  ne  pas  pouvoir  renvoyer,  et  nous  nous  couvxons  du  tort  d'avoir  manifeste 
une  haine  impuissante  et  un  voeu  que  l'on  n'aura  pas  suivi.  »  —  M.  l'abbe  d^ 
Jacquemart,  1.  c.,  p.  735. 
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Das  Parlament  wird  kraft  seiner  höheren  Autorität,  die  auf  seinem 
Zustandekommen  durch  Volkswahl  beruht,  in  "Wirklichkeit  dem 
König  seinen  Willen  aufzwinge?.  Nur  eines  ist  wichtig:  dem 
König  ein  Mittel  in  die  Hand  zu  geben,  um  der  natürlichen 
Uebermacht  des  Parlaments  zu  widerstehen.  Und  dies  führt  zu 
dem  zweiten  Gedanken.  Um  das  Gleichgewicht  zwischen  der 
Macht  des  Königs  und  der  Macht  des  Parlaments  herzustellen, 
muß  dem  König  das  Recht  der  Parlamentsauflösung  gegeben 
werden.  ^) 

Am  20.  Oktober  1790  wird  der  Vorschlag  der  Kommissionen 
abgelehnt,  allerdings  nur  mit  einer  Majorität  von  440  gegen 
403  Stimmen.  2)  Trotzdem  aber  hat  die  Nationalversammlung  im 
Laufe  der  Verhandlung  deutlich  ihr  Mißtrauen  gegen  die  Minister 
kundgetan.  Mirabeau  rät  dem  König,  der  öffentlichen  Meinung 
nachzugeben.  ^)  Einige  Wochen  später  bricht  in  Paris  der  Sturm 
los,  und  das  Volk  verlangt  unter  Drohungen  die  Entfernung  der 
Minister.  Der  Widerstand  des  Königs  ist  gebrochen.  Zwei 
Minister,  Champion  de  Cice  und  Latour  du  Pin,  müssen  sich 
zurückziehen. 

Diese  Betrachtung  hat  gezeigt,  wie  die  Nationalversammlung 
mühsam  zwischen  entgegengesetzten  Prinzipien  ihren  Weg  sucht. 
Zuerst,  am  13.  Juli  1789,  der  politischen  Verantwortlichkeit  der 
Minister  abgewendet,  geht  sie  drei  Tage  später  zu  diesem  System 
über,  um  es  am  20.  Oktober  1790  wieder  zu  verlassen.    DieVer- 

^)  M.  de  Cazales,  1.  c,  p.  715  :  «  Si  l'Assemblee  nationale  s'arrogeait  le  droit 
de  presenter  au  roi  le  vceu  du  peuple,  les  voeux  du  peuple  sont  k  la  longue  des 
ordres  pour  les  rois ;  le  roi,  n'ayant  pas  encore  le  moyen  16gal  de  consulter  le 
peuple,  serait  oblige  d'obeir.  »  Der  Redner  stützt  seine  Forderung  auf  die  eng- 
iische  Verfassungsgeschichte.  Er  zeigt,  wie  in  England  das  Auflösungsrecht 
notwendig  wurde.  —  Cf.  M.  de  Cazalös,  6  avril  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  611. 
—  Cf,  Dupont  de  Nemours,  Discours  prononce  ä  la  Societe  des  Amis  de  la 
Constitution  dans  la  s6ance  du  20  octobre  1790,  Arch.  pari.  XIX,  p.  738. 

')  Dupont  de  Nemours  verteidigt  diesen  Beschluß  in  einer  Rede,  gehalten 
in  der  Gesellschaft  der  Freunde  der  Verfassung  am  20.  Oktober  1790.  Arch.  pari. 
XIX,  p.  737—740. 

^)  Note  an  den  Hof  vom  24.  Oktober  1790:  «  Veut-on  gouverner,  on  ne 
1©  peut  que  par  la  majorite,  et  Ton  ne  peut  influer  sxir  la  majorite  qu'en  se  rappro- 
ohant  d'elle,  qu'en  lui  donnant  le  ministöre  qui  paradtra  lui  convenir,  qu'en  la 
for9ant  de  le  defendre,  qu'en  l'obligeant  de  composer  par  l'effet  inevitable  d'une 
confiance  reciproque.  » 
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Sammlung  ist  unsicher.  Sie  ist  nicht  von  der  überzeugenden  Kraft 
ihrer  Gedanken  getragen.  Sie  zweifelt  an  ihrem  eignen  AVerk. 
Bald  ist  sie  streng  deduktiv,  unerbittlich  konsequent,  ringt  um 
die  Prinzipien ,  die  sich  logisch  aus  der  Gewaltentrennung  er- 
geben; bald  erkennt  sie,  da&  ihre  Konstruktion  vor  den  Er- 
wägungen der  Politik  nimmermehr  standhält,  keine  Lebensfähig- 
keit besitzt;  sie  erkennt  es  um  so  deutlicher,  als  sie  den  unglück- 
lichen politischen  Zuständen  des  Augenbhcks  gegenübersteht,  zu- 
sieht, wie  unfähige,  unwürdige  Minister  das  Yolk  an  den  Rand 
des  Verderbens  führen;  dem  unglückseligen  Zustand  kann  sie 
nicht  abhelfen,  wenn  sie  die  Konsequenz  mit  der  eignen  Lehre, 
mit  dem  System  der  Gewaltenteilung  bewahren  will.  Dieser 
Kampf,  in  dem  die  Macht  politischer  Klugheit  und  die  Macht 
logischer  Konsequenz  miteinander  ringen,  kann  nicht  gewaltsam 
entschieden  werden.  Man  wird  sich  bemühen,  einen  Kompromiß 
herbeizuführen,  sobald  die  Ruhe  wiederhergestellt  ist,  sobald  es 
nicht  mehr  gilt,  für  die  Not  des  Augenblicks  eine  Entscheidung 
zu  fassen,  vielmehr  dauernde  Institutionen  aufzustellen. 

Der  Entwurf  zu  einem  Dekret  über  die  Organisation  des 
Ministeriums  vom  7.  März  1791  will  einen  Mittelweg  einschlagen. 
Das  Parlament  soll  berechtigt  sein,  dem  König  Adressen  zu 
überreichen,  in  welchen  es  sein  Urteil  über  das  Verhalten  der 
Minister  abgibt.^)  Die  Rolle  des  Parlaments  soll  sich  darin  er- 
schöpfen, den  Monarchen  aufzuklären.  Die  wahren  Verhältnisse 
des  Reiches  sind  dem  Monarchen  oft  unbekannt,  sie  werden  ihm 
von  den  Ministern  verheimlicht.  So  allein  ist  es  zu  verstehen, 
dai  er  oft  seine  schlechten  Ratgeber  nicht  entläßt.  Der  König 
will  nur  das  Beste  der  Nation;  allein  er  wird  getäuscht.  Das  ist  der 
Gedanke,  der  in  der  Nationalversammlung  oftmals  wiederkehrt  2) 
und  nunmehr  zu  diesem  neuen  Vorschlag  führt.  Es  handelt  sich 
um   einen  Vergleich    zwischen  den  zwei  widerstreitenden  Prinzi- 


^)  Projet  de  decret  sur  l'organisation  du  ministere,  7  mars  1791,  Ärch. 
pari.  XXIII,  p.  724,  art.  28  :  «  Le  Corps  l^gislatif  pourra  presenter  au  roi  telles 
adresses  qu'il  jugera  convenables  sur  la  conduite  de  ses  ministres.  »  Cf.  De- 
meunier,  1,  c,  p.  719. 

2)  Cf.  Montesquieu,  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  VI,  De  la  Constitution 
d'Angleterre  :  «  Celui  qui  execute  ne  peut  rien  executer  mal  sans  avoir  des  con- 
seillers  mechants.  » 
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pien.  Die  parlamentarisclie  Verantwortlichkeit  der  Minister  wird 
nicht  ausgesprochen.  Der  König  ist  nicht  verpflichtet,  auf  das 
Mißtrauensvotum  des  Parlaments  die  Minister  zu  entlassen.  Und 
doch  steht  das  Parlament  den  Mißbräuchen  nicht  machtlos  gegen- 
über.    Es  kann  dem  Monarchen  Vorstellungen  machen. 

Es  ist  sehr  zweifelhaft,  ob  man  in  dieser  Weise  wirklich  zu 
einem  Kompromiß  gelangt  ist.    Wenn  das  Parlament  dem  Mon- 
archen  sein    abfälliges  Urteil   über   die  Minister    ausspricht,    so 
liegt  darin   notwendig   die  Bitte,    der  König   möge  die  Minister 
entfernen.     Ob  dann  der  König  oder   das  Parlament  zum  Nach- 
geben gezwungen  wird,  ist  nur  eine  Frage  der  politischen  Macht. 
Entweder  hat  der  König  die  größere  Autorität.    Dann  wird  das 
Parlament   nie  von    seinem  Rechte  Gebrauch  machen,    Adressen 
an  den  König  zu  richten.     Denn  durch  die  Weigerung  des  Königs 
würde  es  nur  mehr  gedemütigt,  würde  es  nur  eine  größere  Ein- 
buße   an   politischem  Einfluß   erleiden.     Darauf  haben   Stanislas 
de  Clermont-Tonnerre  und  der  Abt  de  Jacquemart  deutlich  hin- 
gewiesen.    Oder   die  Bitte   des  Parlaments  wird   ein  Befehl  für 
den  König  sein.     Das  Parlament,  auf  seinen  Ursprung,  auf  die 
Volkswahl  sich  berufend,  wird  die  höhere  Macht  im  Staate  ge- 
winnen.    Und  das  wird  die  Regel  sein;    wir  denken  an  die  Ar- 
gumentation,   welche  de  Cazales   aufgestellt  hat.     Ein  Kompro- 
miß wird  demnach   in  Wirklichkeit   nicht  geschaffen.     Der  Sieg 
wird  sich  dauernd  auf  die  eine  oder  auf  die  andre  Seite  neigen. 
Das  Bemühen  der  Nationalversammlung  ist  vergeblich.     Es 
ist  klar,    daß    es  ihr  nicht   gelingen   kann,    durch   eine  Rechts- 
regel   den  Streit   zu   schlichten.      Ob   der  König   seine  Minister 
gegen  den  Wunsch  des  Parlaments  halten  kann,  hängt  nur  zum 
geringen  Teil  davon  ab,  ob  die  Verfassung  dem  Parlament  ver- 
bietet oder  dem  Parlament  erlaubt,   in    einer  mehr  oder  minder 
kategorischen  Form   sein  Mißtrauen  auszusprechen,    sondern   vor 
allem  davon,   welche  politische  Machtstellung  König  und  Parla- 
ment nach   den  übrigen  Institutionen    der  Verfassung,    nach  den 
im  Volke  lebenden  Vorstellungen,    nach  den  historischen  Ereig- 
nissen gewonnen  haben.     Die  Frage  der  Ministerverantwortlich- 
keit ist  nur  eine  politische  Machtfrage. 

Barrere  de  Vieuzac  wendet   sich  mit  Heftigkeit  gegen  den 
Gedanken  des  Entwurfs,    allerdings   mit   einer  andern,    zweifei- 
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haften  ArgumentatioD.  Es  ist  ein  natürliches  Recht  einer  jeden 
Volksvertretung,  sagt  er,  dem  König  ihren  Rat  zu  erteilen.  Dies 
Recht  braucht  nicht  aufgezeichnet  zu  werden.  Barrere  de 
Vieuzac  erreicht,  daß  der  Artikel  in  den  neuen  Entwurf  vom 
6.  April  1791  nicht  aufgenommen  wird.^)  Indessen  einige  Redner 
verlangen  seine  Wiederherstellung.  Auf  den  Wunsch  von  Buzot^), 
Charles  de  Lameth^),  Briois  de  Beaumetz*)  wird  er  in  das  De- 
kret über  die  Organisation  des  IVIinisteriums  vom  27.  April  1791 
eingefügt^)  ^).  Als  aber  am  13.  und  14.  August  1791  die  Frage 
aufgeworfen  wird,  ob  der  Artikel  seinen  Platz  in  der  Verfassung 
finden  soll,  hat  die  Meinung  wieder  umgeschlagen.  Am  13.  August 
geht  die  Versammlung  über  einen  Antrag  des  Abgeordneten 
Guillaume,  der  sich  für  den  Artikel  ausspricht,  zur  Tagesordnung 
über'),  und  am  14.  August  wird  ein  gleicher  Antrag  des  Ab- 
geordneten de  Saint  Martin  von  Thouret  mit  den  kurzen  "Worten 
abgetan,  daß  nach  dem  Text  des  Artikels  der  König  seine 
Minister  gegen  den  Willen  des  Parlaments  halten  könne,  daß  es 
aber  einer  Verfassung  unwürdig  sei,  Rechtsmittel  aufzustellen, 
die  einer   Durchsetzung  nicht  fähig   seien.  ^)     Es    sind    die  Ge- 

1)  Arch.  pari.  XXIV,  p.  603  s.,  6  avrU  1791. 

2)  L.  c,  p.  609  et  610. 

3)  L.  c,  p.  610. 
«)  L.  c,  p.  611. 

^)  Arch.  pari.  XXV,  p.  359,  art.  28  :  «  Le  Corps  legislatif  pourra  presenter 
au  roi  telles  observations  qu'il  jugera  convenables  sur  la  conduite  des  ministres, 
et  meme  lui  declarer  qu'ils  ont  perdu  la  confiance  de  la  nation.  » 

®)  Es  ist  noch  hmzuweisen  auf  emen  ganz  veremzelten  Entwurf,  den  Goupü- 
Prefeln  am  6.  April  1791  einreicht  und  nach  dem  die  Minister  von  Rechts  wegen 
suspendiert  werden,  wenn  zwei  aufeinander  folgende  Legislaturen  ihr  Miß- 
trauen ausgesprochen  haben.  Arch.  pari.  XXIV,  p.  611 :  «  Si  le  roi  avait  con- 
serve  en  place  un  ministre  sur  lequel  le  Corps  legislatif  amrait  declare  qu'il  a 
perdu  la  confiance  de  la  nation,  et  que  la  legislature  suivante  fit  sur  le  meme 
ministre  ime  declaration  semblable,  cette  seconde  declaration  suspendrait  de  ses 
fonctions  le  ministre  qui  en  serait  l'objet,  et  il  ne  pourrait  y  etre  retabli  dans 
la  snite,  ou  rentrer  dans  le  mioistere,  que  du  consentement  du  Corps  legislatif.  » 

')  Arch.  pari.  XXIX,  p.  407—409. 

*)  L.  c,  p.  434,  M.  Thouret :  « II  nous  a  paru  que  c'etait  une  disposition 
qui  ne  meritait  pas  d'etre  dans  l'acte  constitutionnel ;  car,  aux  termes  du  decret, 
le  roi  peut  garder  les  ministres  malgre  la  declaration  du  Corps  legislatif ;  or, 
nous  ne  croyons  pas  digne  de  la  Constitution  d'y  mettre  de  ces  sortes  de  dispo- 
sitions  qui  n'aboutissent  ä  aucune  execution.  » 
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danken  von  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre  und  de  Jacquemart. 
welche  sich  hier  durchsetzen. 

Werfen  wir  einen  Blick  zurück  auf  diesen  eigentümlichen 
Gedankenprozeß.  Die  Nationalversammlung  hat  zuerst  zwischen 
den  zwei  extremen  Prinzipien  geschwankt.  Sie  hat  sich  dann  zu 
einem  Kompromiß  gewendet.  Sie  ist  zweimal  von  diesem  Kom- 
promiß wieder  abgegangen,  als  sie  ihn  für  unhaltbar  erkannte. 
Und  sie  hat  endlich  jede  Regelung  unterlassen.  Dadurch  aber 
ist  sie  nicht  zu  dem  Prinzip  der  Unverantwortlichkeit  zurück- 
gekehrt, das  sich  aus  der  Gewaltentrennung  von  selbst  ergab. 
Denn  der  Streit  ist  nicht  in  der  Weise  beendet  worden,  daß  die 
Versammlung  nach  unsicheren  Vermittlungsversuchen,  nach  langen 
Zweifeln  sich  zu  dem  allein  logischen  Prinzip  durcharbeitete. 
Der  Streit  ist  im  Sande  verlaufen.  Die  Frage  hat  immer  mehr 
ihr  Interesse  verloren.  Bei  der  Beratung  über  die  Verfassung 
wird  sie  kaum  noch  berührt.  Nur  die  eine  Erklärung  ist  mög- 
lich: Die  Versammlung  hat  auf  die  Lösung  des  Problems  ver- 
zichtet. Sie  hat  erkannt,  daß  die  parlamentarische  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  nicht  eine  Rechtsfrage,  sondern  eine  Macht- 
frage bedeutet.  Diese  Erkenntnis  allein  ist  die  richtige.  Und 
sie  wird  erhärtet  durch  die  geschichtliche  Tatsache,  daß  die  par- 
lamentarische Verantwortlichkeit  in  England,  wo  sie  entstanden 
ist,  nicht  durch  einen  Verfassungssatz,  sondern  durch  das  natür- 
liche Spiel  der  staatlichen  Kräfte  herausgebildet  worden  ist. 

Wir  kommen  nun  zu  dem  letzten  Grad  der  rechtlichen  Ab- 
hängigkeit, der  zwischen  der  Legislative  und  der  Exekutive  mög- 
lich ist.  Die  eine  Gewalt  kann  rechtliche  Befugnisse  haben, 
welche  sie  in  den  Stand  setzen,  die  andre  Gewalt  aufzuhalten, 
ihr  zeitweise  Hindernisse  zu  bereiten.  Sie  vermag  deshalb  nicht 
in  die  Tätigkeit  der  andern  Gewalt  gestaltend  einzugreifen,  sie 
vermag  ihr  nicht  einen  Inhalt  zu  geben.  Sie  hat  nicht  die  Mög- 
lichkeit, die  andre  Gewalt  nach  ihrem  Willen  zu  leiten,  eine 
Möglichkeit,  welche  die  Legislative  unbeschränkt  in  dem  System 
der  abhängigen  Regierung  von  Rousseau  und  mit  gewissen  Be- 
schränkungen in  dem  System  der  parlamentarischen  Minister- 
verantworthchkeit  besitzt. 

Es  gehört  hierher  vor  allem  das  suspensive  Veto  der  Exe- 
kutive gegen    die   Gesetzgebung.     Ueber   dieses  Recht   ist   schon 
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früher  in  anderrn  Zusammenbaag  ausführlich  gehandelt  worden. 
Es  gehört  weiter  hierher  das  Recht  der  Exekutive,  das  gesetz- 
gebende Parlament  zu  berufen,  zu  vertagen  und  zu  schließen.  Es 
ist  klar,  daß  der  Träger  der  Exekutive  die  Gesetzgebung  zu 
hemmen  vermag,  wenn  er  die  Befugnis  hat,  innerhalb  eines  be- 
stimmten Zeitraumes  den  Tag  zu  bestimmen ,  an  dem  die  legis- 
lative Körperschaft  zusammentreten  soll,  wenn  er  die  Befugnis 
hat,  der  Tätigkeit  des  Parlaments  Stillstand  zu  gebieten,  sobald 
sie  über  eine  bestimmte  Zeitperiode  hinaus  gedauert  hat,  oder 
wenn  er  gar  innerhalb  fester  Grenzen  diese  Tätigkeit  aufschieben 
kann.  Endlich  ist  das  Recht  der  Parlamentsauflösung  in  diesem 
Zusammenhang  zu  nennen.  Man  wende  nicht  ein,  daß  der  Träger 
der  Exekutive  durch  dieses  Machtmittel  in  der  Lage  sei,  dem 
Parlament  seinen  Willen  aufzuzwingen.  Die  Ausübung  dieses 
Rechtes  hat  nur  die  Bedeutung,  daß  die  Nation  um  ihren  Willen 
befragt  wird.  Entweder  hat  sich  der  König  über  den  Willen 
des  Volkes  geirrt,  das  Parlament  behält  recht.  Dann  hat  der 
König  die  Gesetzgebung  nur  aufgehalten.  Oder  der  König  be- 
findet sich  in  Uebereinstimmuug  mit  dem  Volke,  das  Parlament 
hat  unrecht.  Dann  ist  es  nicht  der  Wille  des  Königs,  nicht  der 
Wille  eines  von  der  Nation  eingesetzten  und  dem  Parlament 
gleichgeordneten  Machtträgers,  welcher  der  Legislative  aufge- 
zwungen wird,  sondern  der  Wille  einer  höheren  Instanz,  die 
über  dem  König  steht,  der  Wille  der  Nation,  der  in  diesem 
eigenartigen  Verfahren  sich  unmittelbar  kundgibt. 

Als  die  Frage  entsteht,  ob  dem  Monarchen  das  Recht  zu- 
gebilligt werden  soll,  das  Parlament  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu 
schließen,  bleibt  sich  die  Nationalversammlung  völlig  konsequent. 
Sie  führt  die  Gewaltentrennung  mit  aller  Strenge  durch  und 
weigert  dem  König  dieses  Recht  unbedingt.  Das  Parlament  soll 
sich  aus  eignem  Recht  versammeln,  sobald  es  ihm  gut  scheint, 
das  Parlament  soll  allein  über  die  Vertagung,  über  die  Schließung 
entscheiden.  In  der  Verfassung  wird  zwar  nur  das  erste  dieser 
Prinzipien  mit  klaren  Worten  verkündet:  Es  wird  die  Permanenz 
der  legislativen  Körperschaft  statuiert.  ^)     Mit  diesem  Begriff  ver- 

1)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  I,  art.  1  :  «  L'Assemblee 
nationale  formant  le  Corps  legislatif  est  permanente.  »     Arch.  pari.  XXXIF, 
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knüpfte  man  früher  in  den  Verhandlungen  der  Nationalversamm- 
lung den  Sinn,  daß  eine  jährliche  Tagung  des  Parlamentes  statt- 
finden solle.  ^)  Indessen  mit  der  Definition ,  welche  Chasset  am 
9.  September  1789  aufstellte,  erhielt  der  Begriff  die  Bedeutung, 
daß  sich  das  Parlament  aus  „eignem  Recht  zu  beliebiger  Zeit  ver- 
sammeln könne". ^)  Die  übrigen  Rechte  des  Parlaments,  sich 
zu  vertagen  und  die  Session  zu  schließen,  ergeben  sich  aus  dem 
Schweigen  der  Verfassung  von  selbst  und  ergeben  sich  weiter 
daraus,  daß  die  Verfassung  die  Pflichten  des  Parlaments  gegen- 
über dem  König  bei  der  Eröffnung,  Vertagung,  Schließung  des 
Hauses  aufzählt  und  daß  sich  diese  Pflichten  in  leeren  Höf- 
lichkeitsrücksichten erschöpfen:  „Ist  das  Parlament  konstituiert, 
so  soll  es  den  König  durch  eine  Deputation  davon  benachrich- 
tigen. Der  König  kann  jedes  Jahr  selber  die  Session  feierlich 
eröffnen.  Will  sich  das  Parlament  um  mehr  als  zwei  Wochen 
vertagen,  so  soll  es  dies  spätestens  acht  Tage  zuvor  durch  eine 
Deputation  dem  König  zu  wissen  tun.  Spätestens  acht  Tage 
vor  Schluß  der  Session  soll  das  Parlament  eine  Deputation  an 
den  König  entsenden,  um  ihm  den  Tag  anzuzeigen,  an  dem  es 
die  Sitzungen  beenden  will.  Der  König  kann  selber  die  Session 
feierlich  schließen.  "3) 

p.  528.  —  Cf .  9  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  604.  —  Cf.  10  aoüt  1791, 
Arch.  pari.  XXIX,  p.  332. 

1)  M.  Petion,  1  septembre  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  540.  —  M,  l'abbe  Maury, 
3  septembre,  1.  c,  p.  553.  —  M.  Demeunier,  4  septembre,  1.  c.,  p.  565  :  «  Lorsque 
Ton  demande  si  les  Assemblees  nationales  doivent  etre  permanentes,  ü  est 
elair  que  Ton  demande  si  elles  doivent  s'assembler  chaque  annee ;  cela  ne  fait 
pas  une  question.  »  —  M.  Rabaud  de  Saint- Etienne,  4  septembre,  1.  c.,  p.  567, 
571.  —  M.  Dupont  de  Nemours,  4  septembre,  1.  c.,  p.  573.  —  M.  Harmand, 
M.  Thouret,  5  septembre,  1.  c.,  p.  580.  —  M.  le  marquis  de  Sillery,  7  septembre, 
1.  c.,  p.  599. 

2)  M.  Chasset,  9  septembre,  1.  c.,  p.  603.  «Je  demande  qu'on  pose  ainsi 
la  question  de  la  permanence  :  L'Assemblee  nationale  pourra-t-elle  se  rassembler 
quand  eile  le  jugera  ä  propos,  et  de  plein  droit  ? »  —  Cf.  M.  Mounier,  4  septembre 
1.  0.,  p.  557. 

^)  Constitution,  Titre  III,  chap.  III,  Section  IV,  art.  1 — 3 :  «  Lorsque  le 
Corps  legislatif  est  definitivement  constitue,  ü  envoie  au  roi  une  deputation 
pour  Ten  instruire.  Le  roi  peut  chaque  annee  faire  l'ouverture  de  la  session. 
—  Lorsque  le  Corps  legislatif  veut  s'ajourner  au  delä  de  15  jours,  il  est  tenu 
d'en  pr^venir  le  roi  par  une  deputation,  au  moins  8  jours  ä  l'avance.  —  Huitaine 
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Nun  ist  dem  König  aber  nicht  jede  Einwirkung  auf  die  Ver- 
tagung, auf  die  Eröffnung,  auf  die  Schließung  des  Hauses  ent- 
zogen. Indes,  die  Einwirkung,  welche  man  ihm  gewährt,  ist  der- 
art gestaltet  und  begrenzt,  daß  sie  nur  dazu  verwendet  werden 
kann,  die  Tätigkeit  des  Hauses  zu  beschleunigen,  nicht  sie  auf- 
zuhalten. Eine  Abhängigkeit  der  Exekutive  wird  also  hierdurch 
nicht  geschaffen.  ,.Weun  der  König  es  für  nützlich  ansieht,  daß 
die  Session  weiter  fortgesetzt  werde  oder  daß  die  Vertagung 
nicht  oder  nur  für  kürzere  Zeit  erfolge,  so  kann  er  an  das  Par- 
lament eine  Botschaft  senden,  über  welche  das  Haus  beraten 
muß.  Und  der  König  kann  das  Parlament,  wenn  es  geschlossen 
ist,  wieder  berufen,  sobald  er  es  für  nötig  erachtet  oder  sobald 
ein  Fall  eintritt,  für  den  das  Parlament  vor  seinem  Auseinander- 
gehen ihn  um  neue  Einberufung  gebeten  hat."*) 

Es  bleibt  endlich  die  Frage  zu  lösen,  ob  dem  König  das 
Hecht  der  Parlamentsauflösung  eingeräumt  werden  soll.  Welches 
ist  der  Charakter  dieses  Rechts?  "Welches  ist  seine  Bedeutung 
für  die  Abhängigkeit  der  Gewalten?  Findet  eine  Auflösung  statt, 
so  sind  zwei  Alternativen  denkbar.  Entweder  das  Volk  erklärt 
sich  gegen  das  Parlament,  dann  muß  sich  die  Legislative  vor 
dem  Souverän  beugen.  Die  Rolle  des  Königs  hat  hier  nur  darin 
bestanden,  daß  er  das  Volk  veranlaßte,  seineu  AVillen  unmittelbar 
kuudzutun,   nicht   darin,   daß    er   dem  Parlament    seinen   Willen 


au  moins  avant  la  fin  de  chaque  Session,  le  Corps  legislatif  envoie  au  roi  une 
deputation  pour  lui  annoncer  le  jour  oü  il  se  propose  de  terminer  ses  seances : 
Le  roi  peut  venir  faire  la  cloture  de  la  Session.  »  Arch.  pari.  XXXII,  p.  536. 
1)  L.  c,  art.  4,  5  :  «  Si  le  roi  trouve  important  au  bien  de  l'Etat  que  la  Session 
soit  continuee,  ou  que  l'ajournement  n'ait  pas  lieu,  ou  qu'il  n'ait  lieu  que  pour 
un  temps  moins  long,  il  peut,  ä  cet  efi'et,  envoyer  un  message  sur  lequel  le  Corps 
legislatif  est  tenu  de  deliberer.  —  Le  roi  convoquera  le  Corps  legislatif,  dans 
l'intervalle  de  ses  sessions,  toutes  les  fois  que  l'interet  de  l'Etat  lui  paraitra 
l'exiger,  ainsi  que  dans  les  cas  qui  auront  ete  previis  et  determines  par  le  Corps 
legislatif  avant  de  s'ajourner.  »  —  Cf.  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont- 
Tonnerre,  Rapport  contenant  le  resume  des  cahiers,  en  ce  qui  concerne  la  Con- 
stitution, 27  juiUet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  283.  —  Mounier,  Projet  contenant 
les  Premiers  articles  de  la  Constitution,  1.  c,  p.  286,  art.  26.  —  M.  le  comte  de 
LaUy-ToUendal,  31  aoüt  1789,  1.  c,  p.  520,  522.  —  Mounier,  Rapport  qui  con- 
tient  les  articles  concernant  1' Organisation  du  pouvoir  legislatif,  31  aoüt  1789, 
1.  c,  p.  524  et  525,  art.  30—33,  40. 

Redslob,    Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  18 
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aufzwang.  Hier  ist  es  mithin  zu  einer  Abhängigkeit  des  Parla- 
ments von  dem  Träger  der  Exekutive  nicht  gekommen.  Anders, 
wenn  bei  einer  Auflösung  das  Volk  die  Partei  des  Parlaments 
ergreift.  Hier  bleibt  die  Entscheidung  der  Legislative  aufrecht. 
Der  König  hat  aber  die  definitive  Entscheidung  verzögert.  Er 
hat  die  Funktion  der  Legislative  aufgehalten  in  der  gleichen 
Weise  wie  durch  sein  suspensives  Veto.  In  diesem  zweiten  Fall 
hat  das  Auflösungsrecht  offenbar  eine  Wirkung,  welche  der 
Trennung  der  Gewalten  oder,  was  dasselbe  bedeutet,  der  Gleich- 
ordnung der  Gewalten  widerspricht.  Das  ist  schon  vorher  an- 
gedeutet. Nun  stellt  sich  aber  ein  andrer  Gedankengang  ein, 
welcher  diesen  ersten  kreuzt.  Das  Auflösungsrecht  verstößt  zwar 
in  einigem  Maße  gegen  die  Gleichordnung  der  Gewalten,  stellt 
sich  aber  umgekehrt  in  viel  höherem  Maß  in  ihren  Dienst.  Und  damit 
kommen  wir  auf  einen  Gedanken  des  Deputierten  de  Cazales 
zurück.  Das  Parlament  besitzt  seiner  Natur  nach  immer  eine 
größere  Autorität  als  der  König.  Es  kommt  durch  Volks- 
wahl zustande.  Es  steht  daher  dem  Gemeinwillen  näher,  es  ist 
ein  besserer  Interpret  des  Gemeinwillens  als  der  König.  Durch 
diesen  natürlichen  Machtunterschied  wird  die  Unabhängigkeit  der 
Gewalten  in  Gefahr  gebracht.  Und  dieser  Gefahr  wird  eben 
dadurch  wieder  vorgebeugt,  daß  der  König  die  höhere  Autorität 
des  Parlaments  brechen,  den  bessern  Titel  des  Parlaments  zur 
Interpretation  des  Volkswillens  zunichte  machen  kann,  indem  er 
das  Volk  selber  befragt.  Durch  dieses  Recht  des  Königs  wird 
das  verlorene  Gleichgewicht  von  neuem  hergestellt.  Dieser  Vor- 
zug muß  viel  schwerer  ins  Gewicht  fallen  als  jener  Nachteil, 
der  darin  besteht,  daß  der  König  für  kurze  Zeit  die  Funktio)i 
der  Legislative  aufzuhalten  vermag.  Zugleich  wird  klar,  daß 
die  Auflösungsbefugnis  ein  weit  vortrefflicheres  Machtmittel  dar- 
stellt, um  das  Gleichgewicht  zu  wahren,  als  das  suspensive  Veto. 
Kommt  es  in  einem  Streitfall  zur  Auflösung,  so  ist  Sicherheit 
dafür  gegeben,  daß  der  Wille  des  souveränen  Volkes  sich  durch- 
setzen wird.  Greift  aber  iii  einer  Streitlage  der  König  zum 
suspensiven  Veto,  so  wird  bei  den  späteren  ordentUchen  Neu- 
wahlen die  Lösung  des  einen  Konflikts  nicht  dermaßen  im  Vorder- 
grunde stehen  wie  bei  den  der  Auflösung  unmittelbar  nach- 
folgenden   außerordenthchen    Neuwahlen.     Wird    das   suspensive 


Die  Trennung  der  Gewalten  275 

Veto  eingelegt,  so  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  zweite  und 
die  folgende  Legislatur  in  der  kritischen  Frage  von  dem  Willen 
des  Volkes  abweicht. 

Veranlaßt  durch  Erwägungen  dieser  Art,  verlangen  eine 
Reihe  von  Rednern  das  Auflösungsrecht  für  den  König.  Schon 
im  September  1789  erheben  Mirabeau,  ^)  Alexander  de  Lameth,^) 
Lanjuiuais^)  diese  Forderung.  Durch  die  formale  Trennung 
der  Gewalten  an  sich  allein  das  Gleichgewicht  der  Gewalten 
herbeiführen  zu  wollen,  ist  eine  Utopie,  sagt  Lanjuinais.  De  Cazales 


^)  Mirabeau,  1  septembre  1789,  Arch.  pari.  VTII,  p.  541  :  «  Par  une  suite 
de  considerations  puisees  dans  le  cosur  humain  et  dans  l'experience,  le  Roi  doit 
avoir  le  pouvoir  d'agir  sur  l'Assemblee  nationale  en  la  faisant  reelire.  Cette 
Sorte  d'action  est  necessaire  pour  laisser  au  Roi  un  moyen  legal  et  paisible  de 
faire  ä  son  tour  agrer  les  lois  qu'il  jugerait  utiles  ä  la  nation,  et  auxquelles 
l'Assemblee  nationale  resisterait :  rien  ne  serait  moins  dangereux  ;  car  ü  faudrait 
bien  qua  le  Roi  comptät  sur  le  voeu  de  la  nation,  si  pour  faire  agrer  ime  loi,  U 
avait  recours  ä  une  election  de  nouveaux  membres ;  et  quand  la  nation  et  le 
Roi  se  reunissent  ä  desirer  une  loi,  la  resistance  du  Corps  legislatif  ne  peut  plus 
avoir  que  deux  causes  :  ou  la  corruption  de  ses  membres,  et  alors  leur  remplace- 
ment  est  un  bien  ;  ou  un  doute  sur  l'opinion  publique,  et  alors  le  meilleur  moyen 
de  l'eclairer  est  sans  doute  une  election  de  nouveaux  membres. » 

2)  M.  Alexandre  de  Lameth,  4  septembre  1789,  arch.  pari.  VIII,  p.  572 : 
«  Dans  CO  conflit  d'opinions  et  de  volontes,  qui  decidera  ?  Qui  l'emportera  ?  Quel 
est  le  veritable  juge  qui  doit  terminer  le  diÖerend  ?  La  nation.  C'est  par  eile 
et  pour  eile  que  sont  institues  les  representants  et  le  Roi ;  c'est  sa  volonte  qui 
doit  etre  faite ;  c'est  son  bonheiu"  qui  doit  etre  assin-c.  C'est  donc  eile  qui  doit 
etre  constituee  pour  faire  connaitre  sa  volonte,  pour  indiquer  les  moyens  d'assurer 
son  bonheur.  L'appel  au  peuple  est  donc  indispensable.  Le  droit  de  dissoudre 
et  d'ordonner  une  nouvelle  election  doit  donc  appartenir  au  Roi.  Par  ce  moyen 
il  sera  forme  une  nouvelle  legislature  ;  les  formes  prescrites  auront  donne  ä 
la  nation  le  temps  de  s'eclairer  et  de  s'instruire  sur  le  danger  de  la  loi.  Par  son 
clioix  eile  decidera  si  eile  l'approuve  ou  la  rejette :  ses  nouveaux  representants 
seront  ses  organes  ;  s'ils  proposent  de  nouveau  la  loi,  le  Roi,  instruit  de  la 
volonte  generale,  devra  la  faire  executer. » 

^)  M.Alexandre  de  Lanjuinais,  7  septembre  1789,  I.e.,  p.  589 :  «  La  per- 
sonne  du  Roi  meme  qui  viole  la  loi  est  inviolable  ;  ce  sont  ses  ministres  qui  vous 
repondront  de  ses  actions  ;  ce  sont  eux  qui  en  seront  les  garants.  II  convient 
de  fixer  un  terme  ä  l'examen  du  monarque  ;  ce  terme  doit  etre  süffisant  pour 
que  l'opinion  puisse  se  manifester,  et  alors  le  peuple  decidera.  Deux  mandataires 
ne  s'accordent  pas  ;  c'est  le  mandant  qui  les  juge.  Que  l'on  ne  regrette  pas 
ici  la  balance  des  pouvoirs.  Le  Roi  lui-meme  a  reconnu  que  ce  que  l'on 
appelle  la  balance  des  pouvoirs  n'est  qu'un  equilibre  chimerique. » 
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stimmt  ihm  bei.  Ohne  das  Recht  der  Parlamentsautlösung  gibt 
es  keine  Unabhängigkeit  der  Gewalten,  gibt  es  keine  Freiheit. 
Denn  das  Parlament  hat  von  Natur  die  Ueber macht.  „Wenn 
man  im  Namen  des  Volkes  spricht,  so  müssen  die  Könige  selbst 
gehorchen."^)     De  Montlosier  hält  an    dem  Auflösungsrecht  nur 

1)  M.  de  Cazalös,  19  octobre  1790,  Arch.  pari.  XIX,  p.  715  et  716 :  «  Si 
l'Assemblee  nationale  s'arrogeait  le  droit  de  prösenter  au  roi  le  voeu  du  peuple, 
les  vceux  du  peuple  sont  ä  la  longue  des  ordres  pour  les  rois ;  le  roi,  n'ayant 
pas  encore  le  moyen  legal  de  consulter  le  peuple,  serait  oblige  d'obeir.  —  Enfin, 
cette  grande  question  vient  d'etre  decid6e  solennellement  par  le  peuple  anglais. 
Charles  Fox  etait  ministre  :  il  proposa  ce  bill  c61ebre  qui  fut  rejete  ä  dix  heures : 
ä  minuit  Fox  n'etait  plus  ministre  :  c'etait  Pitt  qui  gouverna  et  gouverne  encore 
I'Angleterre  avec  tant  de  gloire.  Les  communes  pretendirent  qu'il  etait  incon- 
stitutionnellement  appointö,  c'est  l'expression  anglaise  ;  le  roi  repondit  que  sa 
volonte  etait  le  titre  legal  de  l'appointement.  Les  communes  firent  une  nouvelle 
adresse  et  declarerent  traitre  quiconque  conseUlerait  la  dissolution  du  parle- 
ment.  Le  roi  repondit :  «  II  s'est  eleve  une  grande  question  entre  le  parlement 
et  moi ;  j'en  appelle  ä  mon  peuple.  »  II  dit,  et  le  parlement  fut  dissous.  —  Teile 
est  l'admirable  Constitution  du  gouvernement  anglais  ;  tel  est  Theiureux  effet, 
pour  la  liberte  publique,  de  la  prerogative  de  dissoudre  le  parlement,  que  sans 
desordre,  s.ans  faction,  le  roi  garde  ime  influence  legale  sur  les  representanta 
du  peuples  Toutes  les  fois  que  les  trois  partis  sont  reunis,  le  peuple  obeit ; 
toutes  le  fois  qu'un  des  trois  partis  dtffere  d'opinions,  le  peuple  juge  :  chaque 
candidat  declare  s'il  est  pour  le  roi  ou  pour  l'opposition,  et  c'est  une  grande 
tache  en  Augleterre  que  d'avoir  change  de  parti.  Ainsi,  par  la  composition 
du  parlement,  le  vceu  du  peuple  est  legalement  connu.  »  —  6  avril  1791,  Arch. 
pari.  XXIV,  p.  61 1  :  «  II  ne  f aut  pas  perdi-e  de  vue  que  la  hberte  publique  repose 
siu"  l'independance  des  pouvoirs  politiques  ;  il  ne  faut  pas  perdre  de  vue  que, 
si  le  Corps  legislatif,  par  le  seul  fait  de  manoeuvies  qu'on  poui-rait  porter  tres 
loin,  declarait  au  roi  que  ses  ministres  ont  perdu  la  confiance  de  la  nation  et  lui 
presentait  une  loi  ä  cet  egard,  le  roi  serait  contraint  d'obeir  a  cette  adi'esse ; 
car,  je  le  r^pete,  toutes  les  fois  qu'on  parle  au  nom  du  peuple,  les  rois  sont 
obliges  d'obeir.  —  J'ai  eu  l'honneur  de  vous  dire  qu'il  est  du  devoir  du  roi,  et  par 
la  nature  des  choses  et  par  les  principes  de  tout  gouvernement  libre,  de  ceder 
au  voeu  du  peuple,  quand  le  voeu  du  peuple  est  exprime.  C'est  pourquoi  je  pense 
qu'il  est  extremement  essentiel  que  les  representants  de  la  nation  n'expriment 
pas  un  voeu  qui  n'est  pas  le  sien.  II  n'y  a  qu'ime  seule  maniere  de  donner  au  roi 
le  moyen  de  connaitre  le  vceu  du  peuple,  de  s'assurer  legalement  si  les  repre- 
sentants du  peuple  ne  l'ont  point  trompes,  ne  se  sont  pas  trompes  eux-memes 
sur  son  veritable  vceu  ;  et  ce  moyen  est  d'accorder  au  pouvoir  executif  le  droit 
de  dissoudre  la  legislature.  —  Si  l'Assemblee  nationale  veut  me  preter  silence, 
je  prouverai  jusqu'ä  l'evidence  qu'il  no  peut  y  avoir  de  liberte  en  France,  qu'il 
ne  peut  y  avoir  de  bonheur  pubUc  si  le  roi  n'a  pas  ce  droit-lä  et  que,  s'il  n'a  pas 
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fest  für  den  Fall,  daß  ein  Parlament  den  Frieden  des  König- 
reichs gefährdet  oder  gar  die  Verfassung  umstürzen  will.  Die 
Auflösung  soll  dann  in  der  Form  stattfinden,  daß  der  König 
erklärt,  das  Parlament  verdiene  das  Vertrauen  des  Volkes  nicht 
mehr,  womit  von  neuem  die  Mandatsstellung  von  König  und 
Parlament  gegenüber  dem  Volke  deutlich  kundgetan  wird.^) 

Allein  die  Nationalversammlung  wehrt  sich  gegen  diese 
Folgerung.  Sie  hat  allerdings  erkannt,  daß  die  Gewalten- 
trennung, welche  das  Gleichgewicht  der  Gewalten  herbeiführt, 
durch  die  formale  Scheidung  der  Machtkreise  an  sich  allein 
nicht  verwirklicht  werden  kann,  vielmehr  die  Unabhängigkeit, 
die  Gleichordnung  der  Gewalten  erfordert.  Sie  hat  eingesehen, 
daß  die  wahre  Gewaltentrennung  eine  Gewaltenhemmung  fordert, 
daß  die  Gewaltenhemmung  nichts  andres  ist  als  die  Gewalten- 
trennung in  ihrer  letzten  Vollendung.  Deshalb  hat  sie  dem 
König  das  suspensive  Veto  gegeben.  Das  Auflösungsrecht  aber 
glaubt  sie  entbehren  zu  können,  weil  sie  diese  Befugnis  nur  als 
notwendiges  Gegengewicht  gegen  die  parlamentarische  Minister- 
verantwortlichkeit betrachtet,  diese  aber  in  der  neuen  Verfassung 
nicht  aufstellen  will.  Indes  die  Versammlung  übersieht  vor 
allem  eines,  daß  sie  die  parlamentarische  Ministerverantwortlich- 
keit nicht  durch  den  Buchstaben  des  Gesetzes  ausschließen  kann, 
daß  ihr  Entstehen  und  Vergehen  allein  abhängt  von  dem  Spiel 
der  politischen  Kräfte.  Die  Einführung  des  Auflösungsrechtes 
wird  weiter  gehindert  durch  die  stete  Furcht  vor  der  königlichen 
Gewalt,  die  jahrhundertelang  das  Volk  unterdrückt  hat.  2) 

So  wird  in  der  Verfassung  das  Recht  der  Parlamentsauf- 
lösung dem  König  abgesprochen.^)    Damit  zerstört  die  Versamm- 

ce  droit-lä,  ce  ne  sera  point  la  nation  dont  le  voeu  gouvemera  le  royaume,  mais 
bien  celui  de  ses  representants  qui  s'egarent  souvent  et  ne  sont  pas  toujours 
les  organes  dos  vceux  du  peuple.  » 

1)  M.  de  Montlosier,  6  avril  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  612 :  «  S'il  arrivait 
par  le  malheur  des  temps  qu'une  legislature  seditieiise  voulüt  troubler  la  paix 
du  royaume  et  meme  renverser  la  Constitution  dont  le  Roi  est  sans  contredit 
le  Premier  defenseur,  alors  il  devrait  etre  permis  au  roi  de  faire  vme  proclamation 
con9ue  en  ces  termes :  «  Je  declare  que  la  legislature  ne  merite  plus  la  confiance 
de  la  nation.  » 

2)  M.  Le  Chapelier,  6  avrü  1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  611. 

^)  <'  Le  Corps  legislatif  ne  pourra  etre  dissous  par  le  roi.  »  Titre  III,  chap.  I, 
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luüg  das  Gleichgewicht  der  Gewalten,  das  sie  mühsam  herzu- 
stellen sucht,  und  schafft  eine  Parlamentsherrschaft. 

Es  handelte  sich  bisher  immer  bloß  um  eine  Abhängigkeit 
rechtlicher  Natur  unter  den  Gewalten,  um  Machtmittel,  die  den 
Zweck  verfolgten,  die  eine  Gewalt  an  die  andre  zu  binden.  Es 
gibt  aber  noch  andre  Machtmittel,  die  allerdings  nicht  ihrem 
Zweck  gemäß,  wohl  aber  in  Wirklichkeit  es  der  einen  Gewalt 
in  die  Hand  geben,  eine  Autorität  über  die  andre  zu  gewinnen. 
Es  handelt  sich  in  diesen  Fällen  nur  noch  um  eine  Autorität 
tatsächlicher  Natur. 

Am  6.  November  1789  schlägt  Mirabeau  der  Nationalver- 
sammlung vor,  sie  möge  durch  Dekret  die  Minister  Seiner 
Majestät  auffordern,  mit  beratender  Stimme  an  ihren  Verhand- 
lungen teilzunehmen,  bis  die  Verfassung  die  Stellung  der  Minister 
näher  geregelt  habe.\)  Am  15.  August  1791  beantragt  Thouret 
im  Namen  der  Verfassungskommission,  den  Ministern  Zutritt  zu 
dem  gesetzgebenden  Parlament  zu  gewähren,  ihnen  das  Recht 
zu  verleihen,  jederzeit  das  Wort  zu  ergreifen,  und  sie  endlich 
zu  verpflichten,  in  allen  Fällen  Rede  und  Antwort  zu  stehen.^) 
Jedesmal  entbrennt  ein  heftiger  Streit  um  diese  Frage,  Und 
jedesmal  kehren  die  gleichen  Gedankengänge  wieder,  mag  es 
sich  auch  im  Jahre  1789  um  die  Stellung  der  Minister  zur 
Nationalversammlung  selbst,  im  Jahre  1791  um  ihre  Stellung  zu 
einem  gesetzgebenden  Parlament,  einer  erst  zu  schaffenden  staat- 
lichen Körperschaft  handeln.  Wie  bei  der  Frage  der  Minister- 
verantwortlichkeit,  so  wird  auch  bei  Erörterung  dieses  Problems 
die  Nationalversammlung  nicht  anders  behandelt,  als  wenn  sie 
nur    eine    legislative    Körperschaft   wäre.     Von    ihrer    Allmacht 

art.  5  de  la  Constitution  du  3  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  528.  — 
Cf.  10  acut  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  332. 

^)  M.  de  Mirabeau,  6  novembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  711  :  «Je  propose 
que  l'Assemblee  decrete  :  «  Que  les  ministres  de  sa  Majeste  seront  inyites  ä 
venir  prendre  dans  l'Assemblee  voix  consultative,  jusqu'ä  ce  que  la  Constitution 
ait  fixe  les  regles  qui  seront  suivies  ä  leur  egard.  » 

2)  M.  Thouret,  15  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  445  :  «  Les  ministres 
du  roi  aviroat  entree  dans  l'assemblee  nationale  legislative  ;  ils  y  auront  une 
place  marquee  ;  üs  seront  entendus  sur  tous  les  objets  sur  lesquels  üs  deman- 
deront  ä  l'etre,  et  toutes  les  fois  qu'ils  seront  requis  de  donner  des  eclair- 
cissements. » 
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wird  abgesehen.  Wie  dort,  so  geht  auch  hier  die  Tendenz 
dahin,  während  des  provisorischen  Zustandes  vor  dem  Zustande- 
kommen der  Verfassung  die  Autorität  der  Exekutive  nicht  da- 
durch zu  erschüttern,  daß  man  ihr  eine  schwächere  Stellung 
einräumt  als  diejenige,  die  sie  später  einnehmen  soll. 

Wenn  die  Minister  die  Befugnis  erhalten,  mit  beratender 
Stimme  den  Sitzungen  des  Parlaments  beizuwohnen,  so  gerät 
das  Parlament  dadurch,  rechtlich  betrachtet,  offenbar  nicht  in 
ihre  Abhängigkeit.  Allein  manche  Anhänger  der  Gewalten- 
trennung fürchten,  daß  die  Minister,  wenn  sie  einmal  in  das 
Parlament  eindringen,  durch  Künste  der  Beredsamkeit  die  Ge- 
müter gefangennehmen,  durch  Täuschung,  Drohung  oder  gar 
durch  Bestechung  sich  einen  Anhang  gewinnen.  Gelangen  sie 
auf  diese  Weise  in  den  Besitz  einer  mächtigen  Autorität,  so 
leiten  sie  das  Parlament  nach  ihrem  Willen,  so  üben  sie  in 
AVirklichkeit  die  Gesetzgebung  aus.  Und  selbst  wenn  ihr  Einfluß 
nicht  übermäßig  ansteigt,  so  haben  sie  doch  immer  die  Möglich- 
keit, Vorschläge  einzubringen.  Sie  haben  tatsächlich  die  Ini- 
tiative der  Gesetzgebung,  die  man  dem  König  versagt.  Und 
dann  ist  wenigstens  die  formale  Gewaltentrennung  tatsächlich 
zerstört.  Mit  äußerstem  Mißtrauen  spricht  Barrere  de  Vieuzac 
von  einem  Parlament,  au  welchem  die  Minister  teilnehmen. 
„Setzt  den  Fall:  ein  Bürger,  der  durch  seine  patriotische  Ge- 
sinnung bekannt  ist,  gelangt  ins  Ministerium;  er  kommt  ins 
Parlament.  Er  hat  die  Initiative  für  alle  Gesetze,  eine  Ini- 
tiative, die  eure  Verfassung  selbst  dem  König  weigert;  nun, 
dieser  Minister  wird,  indem  er  seine  Volkstümlichkeit  benutzt, 
indem  er  ein  Spiel  von  Intrigen  betreibt,  indem  er  Aemter  ver- 
spricht,   den   furchtbarsten   und   gefährlichsten   Einfluß    üben."^) 

^)  M.   Barrere  de  Vieuzac,    1.5   aoüt   1791,   Arch.  pari.  XXIX,   p.  446.   — 
M.  Lanjuinais,  1.  c.,  p.  446.  —  M.  Blin,  6  novembre  1789,  Axch.  pari.  IX,  p.  713. 

—  M.  de  Montlosier,  7  novembre  1789,  1.  c.,  p.  715  :  «  Accorder  a  des  ministres 
voix  consultative,  n'est-ce  pas  tout  leur  accorder  ?  N'est-ce  pas  accorder  ä  des 
hommes  souvent  peu  citoyens,  ä  des  hommes  choisis,  excites  par  le  gouverne- 
ment  meme  ä  nous  tendre  des  piöges,  la  faculte  de  s'emparer  de  nos  debats, 
de  les  eclairer  de  leur  fausse  lumiere,  de  les  remplir  de  leur  fausse  doctrine; 
n'est-ce  pas  enfin  mettre  dans  les  mains  du  gouvernement  cette  initiative 
f  uneste  que  votre  sagesse,  que  l'Angleterre  et  que  tous  vos  voisins  ont  procrite  ?  >> 

—  M.  Lanjuinais,  1.  c,  p.  716.  —  Mirabeau  sah  wohl  ein,  welche  mächtige  Waffe 
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Den  Ministern  soll  allerdings  ein  Stimmrecht  nicht  eingeräumt 
werden.  Allein  ihr  Stimmrecht  wäre  bei  weitem  weniger  ge- 
fährlich als  ihr  Recht  auf  Gehör.  „Das  hauptsächliche  Interesse, 
sagt  Robespierre,  liegt  nicht  darin,  daf5  die  Stimme  eines 
Ministers  nicht  gezählt  wird;  denn  eine  einzige  Stimme  fällt 
nicht  schwer  ins  Gewicht;  es  kommt  darauf  an,  daß  die  Minister 
nicht  einen  mächtigen  Einfluß  auf  die  Verhandlung  gewinnen, 
indem  sie  zu  allen  Fragen  das  Wort  ergreifen;  und  sicherlich 
ist  die  beratende  Stimme  viel  kostbarer  als  das  Recht,  an  der 
Abstimmung  teilzunehmen ;  das  Recht,  eine  Meinung  in  der  Ver- 
sammlung zu  entwickeln ,  zu  verteidigen ,  gibt  die  Möglichkeit, 
mehrere  Stimmen  für  diese  Meinung  zu  gewinnen  und  so  viel 
mächtiger  zu  wirken  als  durch  ein  bloßes  Stimmrecht."^)  So 
wird  durch  die  beratende  Stimme  der  Minister  die  Unabhängig- 
keit der  Legislative  zerstört  und  die  Gewaltentrennung  auf- 
gehoben. 2) 

Es  soll  demnach,  so  wird  geschlossen,  den  Ministern  der 
Zutritt  zum  Parlament  verweigert  werden.  Es  ist  dies  eine 
Forderung,     die    aus    dem    Prinzip    der    Gewaltenteilung    rein 

er  den  Ministern  verlieh,  wenn  er  durchsetzte,  daß  sie  Zutritt  zum  Parlament 
erhielten.  Correspondance  entre  le  comte  de  INIirabeau  et  le  comte  de  La  Marck, 
I,  II,  p.  19,  31^  note  pour  la  cour  :  «  On  deraandera,  au  sein  meme  de  l'Assemblee, 
que  les  ministres  y  prennent  place  et  voix  sur  les  affaires  administratives,  ce 
qui  est  inevitable,  et  c'est  un  tres  grand  point  de  gagne,  car,  ce  jom'-lä,  non 
seulement  ils  peuvent  gouveruer,  mais  tous  les  amis  de  1' ordre  et  les  hommes 
ä  principes  gourmanderont  l'Assemblee,  si  eile  veut  gouvemer.  » 

^)  M.  Robespierre,  15  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  445.  —  M.  Petion 
de  Villeneuve,  1.  c,  p.  448. —  M.  de  Montlosier,  7  novembre  1789,  Arch.  pari.  IX, 
p.  715.  • —  M.  Lanjuinais,  1.  c.,  p.  716. 

-)  M.  Robespierre,  1.  c.,  p.  445 :  «  Je  regarde  cet  article  comme  un  de  ceux 
qui  peuvent  denatiu-er  les  premiers  principes  de  la  Constitution.  Quelques  obser- 
vations  simples  pourront  le  prouver.  Un  des  principes  de  la  Constitution  est 
la  Separation  des  pouvoirs.  Tout  ce  qui  tend  ä  les  confondre  de  quelque  maniere 
aneantit  l'esprit  public  et  affaiblit  les  bases  de  la  liberte.  Or,  d'apres  cet  article, 
le  pouvoir  legislatif  et  le  pouvoir  executif  sont  confondus.  Cet  article  donne 
aux  ministres,  non  seulement  le  droit  d' assister  aux  seances,  quand  ils  le  vou- 
dront,  mais  le  droit  de  parier  sur  tous  les  objets  soumis  ä  la  deliberation  du 
Corps  legislatif.  Je  conclus  d'apres  ces  motifs  qu'il  est  impossible  que  vous  ad- 
mettiez  l'article  sans  etre  en  contradiction  avec  vous-memes  et  sans  renverser 
les  bases  de  la  liberte  et  de  la  Constitution.  » 
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theoretiscli  abgeleitet  wird.  Die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  konnte  nicht  als  Vorbild  dienen.  Die  Verfassungsiirkunde 
vom  17.  September  1787  selbst  regelte  die  Frage  nicht.  In 
den  ersten  Jahren  erschienen  die  Minister  oft  im  Parlament. 
Ein  Akt  vom  2.  September  1789  gab  noch  dem  Finanzminister 
das  Recht,  beiden  Kammern  in  Person  Berichte  und  Mitteilungen 
zu  machen.  Erst  allmählich  wurde  durch  Gewohnheitsrecht  der 
Grundsatz  festgelegt,  daß  die  Minister  nur  schriftlich  mit  den 
Kammern  verkehren  sollten. 

Es  w-erden  indes  auch  andre  Stimmen  laut,  welche  die  Vor- 
teile der  Institution  hervorheben.  Erscheinen  die  Miuister  im 
Parlament,  so  ist  es  für  die  Versammlung  leichter,  sie  zu  über- 
führen, wenn  sie  gefehlt  haben,  für  die  Minister  leichter,  sich 
zu  rechtfertigen,  wenn  sie  schuldlos  siud.  ^)  Dieses  Argument  ist 
mit  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  der  Minister  ver- 
knüpft. Es  ist  nicht  ohne  Wert,  w^enn  man  bedenkt,  daß  die 
Nationalversammlung  die  parlamentarische  Verantwortlichkeit 
der  Minister  nicht  aufgehoben  hat  und  nicht  hat  aufheben  können, 
weil  diese  Verantwortlichkeit,  wie  schon  früher  betont,  sich  nicht 
nach  einer  Verfassung,  sondern  nur  nach  dem  Verhältnis  der 
politischen  Kräfte  regelt.  Allein  mit  diesem  Argument  kann 
sich  nur  die  Forderung  verknüpfen,  daß  die  Minister  im  Parla- 
ment Rede  und  Antwort  stehen,  nicht  aber,  daß  sie  auch  be- 
ratende Stimme  haben.  Es  ist  eine  andre  Erwägung,  die  an- 
gestellt wird,  um  diese  zweite  Forderung  zu  stützen.  Die  Minister 
vermögen  wichtige  Aufklärung  zu  geben  über  die  Gegenstände 
der  Gesetzgebung.  Sie  besitzen  Kenntnisse  und  Erfahrungen, 
die    dem    Parlament    oftmals   nicht   zur  Verfügung   stehen.     Sie 


1)  M.  Bamave,  15  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  449  :  «  Que  devez- 
vous  desirer  dans  les  agents  de  Tadministration  ?  Qu'ils  ne  puissent  pas  vous 
tromper  d'une  part,  et  que  d'autre  part  on  ne  puisse  pas  les  decrier,  les  detruire, 
les  arreter  dans  leirr  marche  par  des  accusationa  fausses  et  tardivement  repoussees. 
Or,  pour  que  cela  soit  ainsi,  ü  faut  que  vous  puissiez  trouver  riiomme  la,  et 
lui  demander  compte  de  ce  qu'il  a  fait,  afin  qu'ä  l'instant  meme  la  denonciation, 
l'attaque  et  la  defense  se  succedent,  et  que  l'homme  ä  qui  rinculpation  s'adresse 
n'ait  pas  le  temps  d'appreter  des  reponses  artificieuses  et  des  moyens  d'eluder 
Tinterpellation  juste  et  pertinente  qui  lui  aura  ete  adressee.  »  —  M.  le  comte 
de  Mirabeau,  6  novembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  710. 
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können  auf  die  Schwierigkeiten  hinweisen,  welche  die  Ausführung 
eines  Gesetzes  mit  sich  bringen  wird,  und  können  Aenderungen 
aus  diesem  Gründe  beantragen.  Nur  wenn  sie  diese  Möglichkeit 
haben,  ist  für  eine  tatkräftige  Anwendung  der  Gesetze  Sicher- 
heit gegeben.  ^)  Das  ist  eine  Erwägung,  die  nicht  ohne  Eindruck 
bleiben  kann.  Und  so  dämpft  sich  der  Kampfruf,  den  man  am 
6.  November  1789  vernommen  hat  und  der  die  Minister  für  die 
einzigen  Feinde  des  Königs  und  der  Nation  erklärt.^) 

Charles  de  Lameth  schlägt  am  15.  August  1791  einen  Kom- 
promiß vor.  Die  Minister  sollen  immer  gehört  werden,  wenn 
das  Parlament  eine  Aufklärung  von  ihnen  verlangt.  Aus  eignem 
Antrieb  aber  können  sie  nur  das  Wort  ergreifen,  wenn  sie  ent- 
weder in  den  Grenzen  ihro3  Yerwaltungsgebietes  bleiben  oder 
wenn  das  Parlament  ihnen  das  Wort  gestattet.  ^)  Durch  diese 
Regelung  soll  auf  der  einen  Seite  der  Einfluß  der  Minister  ge- 
schwächt und  auf  der  andern  Seite  das  Parlament  in  die  Lage 
versetzt  werden,  die  Kenntnisse,  die  Ratschläge  der  Minister  zu 
verwerten.  Dieser  Vorschlag  wird  angenommen,  und  die  Regel 
geht  in  die  Verfassung  über.*) 

Der  König  hat  Zutritt  zum  Parlament.  Er  kann  die  Session 
eröffnen  und  schließen,  wie  früher  schon  gesagt  ist.  Er  kann 
sich  auch  sonst  in  das  Parlament  begeben.  Er  darf  stets  nur 
von   dem   königlichen  Prinzen   und  den  Ministern  begleitet  sein. 

1)  Barnave,  1.  c.  :  « II  n'est  pas  moins  necessaire  que  les  ministres  puissent 
presentev  aussi  leur  opinion  sur  les  inconvenients  d'execution  que  presentent 
les  lois  proposees  et  sur  les  additious  qu'ils  croiront  devoir  y  etre  faites.  Comment 
voulez-vous  que  la  loi  re§oive  son  execution,  comment  voulez-vous  que  le  pou- 
voir  executif  soit  actif  et  de  bonne  foi  si,  lorsqu'il  se  sera  presente  des  incon- 
venients dans  la  confection  de  la  loi,  il  n'a  eu  aucun  moyen  de  les  denoncer 
d'avauce.  »  —  M.  Blin,  6  novembre  1789,  Arch.  pari.   IX,  p.  711. 

2)  M.  Blin,  6  novembre  1789,  Aich.  pari.  IX,  p.  712  :  «  Les  Rois  et  les  Nations 
n'out  d'ennemis  que  les  ministres.  » 

3)  M.  Ciiarles  de  Lameth,  15  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  450,  Projet: 
« Les  ministres  du  roi  auront  entree  dans  TAssemblee  nationale  legislative ; 
ils  y  auront  une  place  marquee  ;  i!s  y  seront  entendus  toutes  les  fois  qu'ils  le 
demanderont,  sur  les  objets  relatifs  ä  leur  administration,  ou  lorsqu'ils  seront 
requis  de  donner  des  eclaircissements.  Ils  seront  egaleraent  entendus  sur  les 
objets  etrangers  ä  leur  administration,  quand  l'Assemblee  nationale  lern*  accordera 
la  parole.  » 

<")  Titre  III,  chap.  III,  Section  IV,  art.  10,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  536. 
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Er  wird  durch  eine  Deputation  empfangen  und  zurückgeleitet. 
Sein  Erscheinen  im  Parlament  hat  indes  nur  zeremoniellen 
Charakter.  „Die  legislative  Körperschaft  hört  auf,  eine  be- 
ratende Versammlung  zu  sein,  sobald  der  König  anwesend  ist," 
sagt  die  Verfassung,  i) 

Die  Minister  haben  noch  einen  andern  Weg,  um  einen  An- 
hang unter  den  Mitgliedern  des  Parlaments  zu  gewinnen.  Sie 
können  Geschenke,  Aemter  austeilen  oder  versprechen.  Sie 
haben  kraft  ihrer  Stellung  die  Mittel  dazu  in  Händen.  Um  diesen 
Mißbrauch  zu  hindern,  der  notwendigerweise  die  Legislative  in 
die  Abhängigkeit  der  Minister  bringt,  bestimmt  die  Verfassung, 
daß  kein  Mitglied  eines  Parlaments  während  der  Dauer  seiner 
Funktionen  und  noch  während  zwei  Jahren  darüber  hinaus  zum 
Minister  ernannt  werden  noch  irgendwelche  Stellen,  Greschenke, 
Pensionen,  Gehälter,  Aemter  von  dem  Träger  der  Exekutive 
oder  seinen  Agenten  erhalten  kann.^j 

1)  Titre  III,  chap.  III,  Section  IV,  art.  6,  8  :  «  Toutes  les  fois  que  le  roi 
se  rendra  au  lieu  des  seances  du  Corps  legislatif,  il  sera  re9u  et  reconduit  par 
une  deputation ;  il  ne  poiura  etre  accompagne  dans  l'interieur  de  la  salle  que 
par  le  prince  royal  et  par  les  ministres.  »  —  «  Le  corps  legislatif  cessera  d'etre 
Corps  deliberant,  tant  que  le  roi  sera  present.  » 

2)  Titre  III,  chap.  II,  Section  IV,  art.  2  :  «  Les  membres  de  l'Assemblee 
nationale  actueUe  et  des  legislatures  suivantes  .  .  .  ne  pourront  etre  promus  au 
müiistere,  ni  recevoir  aucunes  places,  dons,  pensions,  traitements  ou  commissions 
du  pouvoir  executif  ou  de  ses  agents,  pendant  la  duree  de  leurs  fonctions,  hi 
pendant  deux  ans  apres  en  avoir  cesse  l'exercice.  »  —  Cf.  M.  Lanjuinais,  7  no- 
vembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  716.  —  M.  Goupil  de  Prefeln,  26  janvier  1790, 
.Vrch.  pari.  XI,  p.  328.  —  M.  Bouclie,  1.  c,  p.  330.  —  'M.  de  Robespierre,  7  avril 
1791,  Arch.  pari.  XXIV,  p.  621,  623.  —  M.  Bouche,  1.  c,  p.  621.  —  M.  de  Saint 
Martin,  13  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  399.  —  M.  Buzot,  1.  c,  p.  405. 
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b)  Die  richterliche  Gewalt 

Wenn  wir  bisher  von  der  Trennung  und  der  gegenseitigen 
Hemmung  der  Gewalten  sprachen,  so  handelten  wir  immer  nur 
von  zwei  Gewalten,  der  Legislative  und  der  Exekutive.  Nunmehr 
müssen  wir  den  Rahmen  unserer  Betrachtung  erweitem.  Wir 
sehen,  daß  die  Nationalversammlung  neben  der  gesetzgebenden 
und  der  ausführenden  Gewalt  noch  eine  selbständige  dritte  Ge- 
walt kennt,  demnach  eine  Gewalt,  die  sie,  wie  die  beiden  ersten, 
unmittelbar  von  dem  souveränen  Volk  herleitet.  Diese  dritte 
Gewalt  ist  die  richterliche,  „die  furchtbarste  aller  Gewalten  unter 
den  Menschen".^) 

Und  damit  erhebt  sich  einmal  die  Frage,  ob  es  gerechtfertigt 
ist,  diese  dreifache  Scheidung  vorzunehmen  und  die  richterliche 
Gewalt  von  der  ausführenden  zu  isolieren.  Und  es  fragt  sich 
weiter,  in  welchen  Grenzen  die  Nationalversammlung  diesen 
Gedanken  verwirklicht,  die  Selbständigkeit  der  richterlichen  Gewalt 
gesichert  hat. 

Wenn  wir  von  einer  Trennung  und  einer  Unabhängigkeit  der 
Gewalten  reden,  so  ist  damit  gemeint,  und  daran  ist  immer 
wieder  festzuhalten,  daß  die  souveräne  Macht  des  Volkes  von 
verschiedenen  Subjekten  in  verschiedenen  Sphären  ausgeübt  wird, 
daß  diese  Machtträger  zwar  von  dem  Volk  abhängig  sind,  nur 
in  Vertretung  des  Volkes  handeln  und  jederzeit  widerrufen  werden 

^)  Goupil  de  Prefeln,  Zitat  aus  Montesquieu,  31.  März  1790,  Arch.  pari.  XII, 
p.  488. 
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können,  daß  sie  aber  in  ihrem  gegenseitigen  Yerhältnis  einander 
gleichgeordnet,  voneinander  unabhängig  sind. 

Kann  die  Rechtsprechung  als  eine  selbständige  Staatsgewalt 
isoliert  werden? 

Locke  unterscheidet  drei  Gewalten,  die  legislative,  die  exe- 
kutive und  endlich  eioe  dritte  Grewalt,  die  er  die  föderative  nennt. 
Die  Exekutive  ist  bestimmt,  die  Gesetze  zu  verwirklichen.  Sie 
wendet  sich  daher  nur  gegen  diejenigen,  die  durch  die  Gesetze  ver- 
pflichtet sind;  sie  wendet  sich  nur  gegen  die  Staatsuntertanen. 
Die  föderative  Gewalt  hingegen  richtet  ihre  Tätigkeit  auf  ein 
Gebiet,  das  von  dem  Gesetz  nicht  ergriffen  ist.  Sie  entspricht 
der  natürlichen  Macht  des  Menschen  vor  der  Begrijndung  des 
Staats.  Sie  richtet  sich  gegen  Staatsfremde,  gegen  andre 
Staaten.  Sie  ist  an  kein  Gesetz  gebunden.  Sie  handelt  in  einer 
Sphäre,  in  welcher  noch  der  Naturzustand  herrscht.  Kraft  der 
föderativen  Gewalt  wird  Krieg  geführt,  wird  Friede  geschlossen, 
werden  Bündnisse  und  andre  Verträge  zwischen  Staaten  ver- 
einbart.^) Sind  die  exekutive  und  föderative  Gewalt  auch  in 
ihrem  Inhalt  verschieden,  so  sollen  sie  doch  nach  Locke  zweck- 
mäßigerweise in  einer  Hand  vereinigt  sein. 

Wir  sehen,  und  das  ist  für  uns  allein  wichtig,  daß  Locke 
die  richterliche  Gewalt  von  der  ausführenden  nicht  isoliert,  daß 
er  die  Rechtsprechung  aufgehen  läßt  in  der  Vollziehung  der 
Gesetze. 

Auch  Blackstone  kennt  eine  selbständige  richterliche  Gewalt 
nicht.  Die  Staatsgewalt  zerfällt  ihm  nur  in  die  Legislative,  die 
ausgeübt    wird    von    dem    Parlament,    von    König,    Lord    und 


^)  Two  Treatises  of  government,  1689,  Book  II,  chapter  XII,  No.  145  : 
"  There  is  another  power  in  every  Commonwealth  which  one  may  call  natural, 
because  it  is  that  which  answers  to  the  power  every  man  naturally  had  before 
he  entered  into  society.  For  though  in  a  Commonwealth  the  members  of  it  are 
distinct  persons,  still,  in  reference  to  one  another,  and,  as  such,  are  governed 
by  the  laws  of  the  society,  yet,  in  reference  to  the  rest  of  mankind,  they  make 
one  body,  which  is,  as  every  member  of  it  before  was,  still  in  the  State  of  Nature 
with  the  rest  of  mankind."  No.  146 :  "This,  therefore,  contains  the  power  of 
war  and  peace  leagues  and  alliances,  and  all  the  transactions  with  all  persons 
and  communities  without  the  Commonwealth,  and  may  be  called  federative 
if  any  one  pleases. 
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Cominons,  und  in  die  Exekutive,  die  ausgeübt  wird  vom  König 
allein.  *)  Zu  der  ausschließlichen  Kompetenz  des  Königs,  zu  der 
Vollziehung  der  Gesetze  gehört  auch  die  Rechtsprechung.") 

"Wenn  die  Nationalversammlung  die  Dreiteilung  verkündet, 
wenn  sie  die  richterliche  Gewalt  der  gesetzgebenden  und  der 
ausführenden  gleichberechtigt  gegenüberstellt,  so  befindet  sie  sich 
unter  dem  Bann  von  Montesquieu. 

In  dem  Geist  der  Gesetze,  in  dem  Kapitel  über  die  englische 
Verfassung  entwackelt  Montesquieu  seine  Theorie  der  dreifach  ge- 
teilten Gewalt.  „In  jedem  Staat,"  sagt  er,  „gibt  es  drei  Gewalten : 
Die  legislative  Gewalt,  die  exekutive  Gewalt,  die  sich  auf  dem 
Gebiet  des  internationalen  Rechtes,  und  die  richterliche  Gewalt, 
die  sich  auf  dem  Gebiet  des  bürgerlichen  Rechtes  betätigt.  Kraft 
der  ersten  Gewalt  schafft  der  Fürst  oder  der  Magistrat  Gesetze 
für  eine  Zeit  oder  für  immer  oder  verbessert,  beseitigt  die  schon 
bestehenden  Gesetze.  Kraft  der  zweiten  führt  er  Krieg,  schlieit 
er  Frieden,  entsendet  und  empfängt  er  Gesandtschaften,  sichert 
er  die  Ordnung,  wehrt  er  Angriffe  ab.  Kraft  der  dritten  Gewalt 
endlich  straft  er  die  Verbrechen  und  richtet  er  über  Streitigkeiten 
der  Bürger.  Die  letzte  Gewalt  wird  man  die  der  Rechtsprechung 
nennen,  die  zweite  eiafach  die  ausführende  Gewalt  des  Staates."') 
Auf  den  ersten  Blick  wird  man  sich  verwundert  fragen,  ob 
Montesquieu  die  Gewalt  nicht  kennt,  welche  die  Gesetze  aus- 
führt, welche  die  Untertanen  zu  ihrer  Befolgung  zwingt.  Die 
zweite  der  geschilderten  Gewalten  scheint  lediglich  der  föderativen 
Gewalt  von  Locke  zu  entsprechen.  In  Wirklichkeit  aber  hat  sie, 
im  Sinne   von  Montesquieu   gedacht,   weitere  Grenzen.     Sie  um- 


^)  Blackstone,  1765,  Commentaries  on  the  laws  of  England,  Book  I, 
chapter  II :  "  Witli  iis  in  England  the  supreme  power  is  divided  into  two  branches  : 
the  one  legislative,  to  wit,  the  parliament,  consisting  of  king,  lords  and  commons ; 
the  other  executive,  consisting  of  the  king  alone.     ,.,.  ^  v,..^^;:      .,- 

2)  Book  I,  chapter  IX :  "  The  king's  majesty  is,  by  his  office  and  dignity 
royal,  the  principal  conservator  of  the  peace  within  all  his  dominions;  and 
may  give  authority  to  any  other  to  see  tlie  peace  kept,  and  to  punish  such  as 
break  it:  hence  it  is  usually  called  the  king's  peace. 

^)  De  TEsprit  des  Lois,  1748,  Livre  XI,  chap.  VI,  de  la  Constitution  d'Angle- 
t«rre,   i.  i. 
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faßt,  lim  mit  Locke  zu  reden,  einmal  die  föderative  Gewalt,  aber 
weiter  auch  die  Gewalt,  die  den  Willen  der  Gesetze  verwirklicht. 
Sie  ist  nicht  allein  nach  außen,  sondern  auch  nach  innen  ge- 
richtet. Nur  enthält  sie  nicht  jene  Tätigkeit,  die  an  sich  auch 
eine  Verwirklichung  der  Gesetze  bedeutet,  aber  von  Montesquieu 
isoliert  wird,  die  Rechtsprechuncr.  Daß  die  zweite  Gewalt  diesen 
'weiten  Umfang  besitzt,  ergibt  sich  aus  einer  unmittelbar  folgenden 
Definition,  nach  welcher  sie  die  Gewalt  bedeutet,  die  Beschlüsse 
des  Volkes,  demnach  die  Gesetze  auszuführen. i)  Auf  diese 
Tätigkeit  deutet  in  der  ersten  Definition  nur  der  unbestimmte 
Ausdruck  bin,  daß  die  zweite  Gewalt  den  Zweck  hat,  die  Ord- 
nung zu  sichern.  Montesquieu  trennt  folglich  die  staatliche  Ge- 
walt in  die  Gesetzgebung,  die  äußere  und  die  innere  Verwaltung, 
und  die  Rechtsprechung.  Die  zweite  dieser  Gewalten  wird  als 
die  Exekutive  bezeichnet,  obwohl  an  sich  die  Exekutive  die 
innere  Verwaltung  und  die  Rechtsprechung  bedeutet,  da  die  Ge- 
setze durch  diese  beiden  Tätigkeiten  angewendet  und  durch- 
geführt werden,  und  obwohl  die  äußere  Verwaltung,  wie  Locke 
ausführte,  sich  auf  einem  Gebiet  bewegt,  das  nicht  von  einer  ge- 
setzlichen Regelung  ergriffen  wird. 

Es  ist  bestritten  worden,  daß  Montesquieu  drei  Gewalten 
aufgerichtet  habe. 

Duguit  beruft  sich  auf  eine  Stelle  aus  dem  Kapitel  von 
der  englischen  Verfassung,  wo  gesagt  ist:  „Von  den  drei 
Gewalten,  die  wir  besprochen  haben,  ist  die  richterliche  Ge- 
walt in  gewissem  Sinne  nichtig.  Es  bleiben  daher  bloß  zwei 
Gewalten."  ^)  Duguit  schließt  aus  diesem  Satz,  den  er  geschickt 
zu  isolieren  weiß,  daß  die  lichterliche  Gewalt  nach  der  Meinung 
von  Montesquieu  in  der  exekutiven  Gewalt  untergehe.  Allein 
dieser  Satz  ist  anders  zu  erklären.  Montesquieu  sagt  kurz  zuvor : 
„Die  Rechtsprechung  soll  nicht  einem  dauernden  Senat  anver- 
traut werden.  Sie  soll  geübt  werden  durch  die  Bürger  selbst, 
die   zu  bestimmten  Zeiten   des  Jahres   in  der  gesetzlichen  Form 


^)  L.  c:    «Le  pouvoir  d'executer  las  resolutions  publiques. » 
2)  L.  c. :    «  Des  trois  puissances  dont  nous  avons  parle,  Celle  de  juger  est  en 
quelque  fa9on  nulle.     II  n'en  reste  que  deux. » 
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versammelt  werden,  um  ein  Gericht  zu  bilden,  und  mit  Erfüllung 
ihrer  Aufgabe  wieder  auseinandergehen.  Auf  diese  Art  ist  die 
Gewalt  zu  richten,  die  so  furchtbar  ist  unter  den  Menschen, 
weder  mit  einem  bestimmten  Stand  noch  mit  einem  bestimmten 
Beruf  verbunden.  Und  so  ist  sie  gewissermaßen  unsichtbar  und 
nichtig.  Man  hat  nicht  immerfort  die  Richter  vor  Augen.  Und 
man  fürchtet  das  Gericht,  aber  niemals  die  llichter."  Montes- 
quieu hat  in  diesem  Zusammenhang  den  Gedanken  entwickelt, 
daß  der  Staat  in  Gefahr  komme,  sobald  zwei  unter  den  drei  Ge- 
walten oder  gar  sämtliche  Gewalten  in  einer  Hand  vereinigt  seien. 
Die  Besorgnis,  daß  die  Träger  der  richterlichen  Gewalt  eine  fremde 
Gewalt  usurpieren  könnten,  entfällt,  so  argumentiert  er  nun,  wenn 
es  ständige  Träger  der  richterlichen  Gewalt  nicht  gibt,  Avenu  die 
Bürger  selbst  zu  Gericht  sitzen.  Dann  ist  die  richterliche  Ge- 
walt nichtig,  das  ist,  sie  hat  nicht  die  Kraft,  dem  Staat  gefährlich 
zu  werden.  Und  deshalb  wendet  Montesquieu  all  seine  Bemühung 
nur  noch  darauf,  die  zwei  andern  Gewalten  auszubauen,  sie  durch 
eine  gegenseitige  Hemmung  unschädlich  zu  machen.  Das  sagt 
er  mit  klaren  Worten.  ^)  ^) 

Wie  kann  man  die  Meinung  von  Montesquieu  in  Zweifel 
ziehen?  Fordert  er  nicht  selbst  mit  den  deutlichsten  Worten,  daß 
die  richterliche  Gewalt  von  den  beiden  andern  Gewalten  un- 
abhängig sei? 

„Die  richterliche  Gewalt,"  sagt  er,  „soll  von  der  gesetzgebenden 
und  der  ausführenden  Gewalt  getrennt  sein.  Sonst  gibt  es  keine 
Sicherheit  mehr.  Wäre  sie  verbunden  mit  der  Legislative,  so 
wäre  die  Gewalt  über  Leben  und  Freiheit  der  Bürger  willkürlich ; 
denn   der  Richter  wäre   Gesetzgeber.     Wäre   sie   verbunden  mit 


^)  Des  trois  puissances  dont  nous  avons  parle,  celle  de  juger  est  en  quelque 
fa9on  nulle.  II  n'en  reste  que  deux  :  et,  comme  elles  ont  besoin  d'une  puissance 
rcglante  pour  las  temperer,  la  partie  du  corps  legislatif  qui  est  composee  de 
nobles  est  tres  propre  a  produire  cet  effet. »  Und  in  dieser  Richtung  geht  die 
Darstellung  weiter, 

^)  Vgl.  über  die  Streitfrage  Duguit,  La  Separation  des  pouvoirs  1893,  p.  10  et  11, 
Esmein,  Elements  de  droit  constitutionnel  1899,  p.  306  et  307.  M.  Stanislas  de 
Clermont-Tonnerre,  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  425.  Gegen  ihn  Roederer, 
7.  Mai  1790,  1.  c.  p.  416. 
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der  Exekutive,  so  hätte  der  Richter  Macht,  die  Bürger  zu  unter- 
drücken." *) 

Hier  werden  zugleicli  die  Gründe  für  die  Dreiteilung  dar- 
getau.     Betrachten  wir  sie  näher: 

Die  Freiheit  des  Bürgers  kann  in  formell  rechtmäiiger  Form 
nur  beeinträchtigt  werden,  wenn  drei  staatliche  Funktionen  überein- 
stimmend gegen  ihn  gerichtet  sind,  wenn  ein  Gesetz  besteht,  das 
gegen  ihn  spricht,  wenn  ein  Urteil  ergeht,  das  ihn  verdammt, 
und  wenn  dies  Urteil  vollstreckt  wird.  Die  Garantie  für  den 
Bürger  besteht  darin,  daß  jeder  formell  rechtmäßige  Eingriff  in 
seine  Freiheit  durch  diese  drei  Stadien  hindurch  gehen  muß. 
Will  der  eine  der  Machtträger  seine  Gewalt  mißbrauchen,  will 
er  seine  Autorität  zu  eignen  Zwecken  ausbeuten,  will  er  den 
Bürger  unterdrücken,  so  ist  es  unwahrscheinhch ,  daß  die  zwei 
andern  Machtträger  mit  ihm  zusammengehen,  sich  mit  ihm  über 
einen  gemeinsamen  Mißbrauch  der  Macht  verständigen.  Die  in- 
dividuellen Interessen  der  drei  Machtträger  sind  verschieden, 
nur  in  einem  Interesse  kommen  sie  überein,  in  dem  Interesse 
des  Staates.  Und  so  wird  einem  jeden  Machtträger  der  Miß- 
brauch seiner  Autorität  durch  die  zwei  anderen  verwehrt.  Diese 
Sicherheit  wird  gemindert,  sobald  die  eine  Macht  sich  mit  einer 
andern  vereinigt,  sobald  zum  Beispiel  die  Jurisdiktion  sich  mit 
der  Exekutive  oder  mit  der  Legislative  verbindet.  Das  ist  der 
Gedanke  von  Montesquieu. 

Obwohl  die  Meinung  von  Montesquieu  klar  zutage  liegt, 
wird  in  der  Nationalversammlung  zuweilen  auch  seine  Autorität 
für  die  Zweiteilung  der  Gewalten  angerufen.  ^) 

Rousseau  unterscheidet  nur  zwei  Gewalten  im  Staat,  die 
Legislative  und  die  Exekutive.  Die  Einheit  der  Exekutive  gilt 
ihm  als  die  regelmäßige  Erscheinungsform.  Indes  auch  eine 
Teilung  der  Exekutive  erscheint  ihm  denkbar,  entweder  in  der 
Weise,  daß  die  zwei  Teilgewalten  je  ihre  eigne  Kompetenz  haben 
und    einander    selbständig   gegenüberstehen,    oder  in   der   Weise. 


1)  L.  c.  i.  i. 

^)  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  7  mal  1790,  Arch.  pari.  XV, 
p.  425,  contra:  M.  Barnave,  6  mai  1790,  1.  c.,  p.  410,  M.  Roederer,  7  mal  1790, 
1.  c,  p.  416. 

Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversaiumluag  von  1789  19 
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daß   sie   die   ganze   Exekutive   gemeinsam   üben   und   sich  gegen- 
seitig beschränken.     Die  zweite  Form,    sagt  Rousseau,  ist  besser 
als  die  erste.     In  jedem  Fall  indessen  leidet  die  Regierung  Not, 
da  sie  die  einheitliche  Richtung  verliert.    Diese  Teilung  der  Exe-   . 
kutive  kann    allerdings  Vorteile  haben.     Sie  kann  die  Regierung 
schwächen,    wenn   sie   zu   stark  wird,    sie   kann   die   Regierung 
umgekehrt  kräftigen,    wenn  sie  erlahmt.     Eine  Verfassungsform, 
in  der  die  Rechtsprechung    selbständig  ist,    erscheint  folglich  in 
dem  System  von  Rousseau  nicht  als  ein  unnatüi-liches  Gebilde.^) 
Rousseau  betont   die  Vorteile    einer   solchen  Verfassungsform   in 
den  Briefen  vom  Berge.    Er  beklagt,  daß  der  Kleine  Rat  in  Genf 
Exekutive  und  Jurisdiktion  zugleich  besitze,  eine  sonderbare  Ver- 
einigung  von  Gewalten   in   einem   freien,    demokratischen   Staat. 
„  C'est    l'union    de   deux  choses   partout    ailleurs    incompatibles : 
savoir  l'administration  des  affaires  de  l'Etat  et  l'exercice  supreme 
de   la  justice  sur  la  vie,    les  biens  et  l'honneur  des  citoyens. "  ^) 
Mably  erklärt  an  einer  Stelle  die  Jurisdiktion  und  die  Exe- 
kutive für  untrennbare  Bestandteile  der  gleichen  Gewalt.  ^)   Indes 

1)  Contra t  Social,  1762.    Livre  III,  chap.  VII :   «  Quelquefois  il  y  a  partage 
egal,  soit  quand  les  parties  constitutives  sont  dans  ime  dependance  mutuelle, 
comme  dans  le  gouvernement  d'Angleterre ;  soit  quand  l'autorite  de  chaque 
partie  est  independante,  mais  imparfaite,  comme  en  Pologne.    Cette  demiöre 
forme  est  mauvaise,  parce  qu'il  n'y  a  point  d'unite  dans  le  gouvernement,  et  que 
l'Etat  manque  de  liaison.  —  Le  gouvernement  simple  est  le  meillem'  en  soi,  par 
cela  seul  qu'il  est  simple.    Mais  quand  la  puissance  executive  ne  depend  pas 
assez  de  la  legislative,  c'est-ä-dire  quand  il  y  a  plus  de  rapport  du  prince  au 
souverain  que  du  peuple  au  prince,  il  faut  remedier  ä  ce  defaut  de  proportion 
en  divisant  le  Gouvernement ;  car  alors  toutes  ses  parties  n'ont  pas  moins  d'autorite 
sm:  les  sujets,  et  leiu:  division  les  rend  toutes  ensemble  moins  fortes  contre  le 
souverain.  —  On  peut  remedier  par  des  moyens  semblables  ä  l'ineonvenient 
oppose,  et,  quand  le  gouvernement  est  trop  lache,  eriger  des  tribunaux  pour 
le  concentrer :  cela  se  pratique  dans  toutes  les  democraties.     Dans  le  premier 
cas,  on  divise  le  gouvernement  pour  l'afiaiblir,  et  dans  le  secoud,  pour  le  renforcer  ; 
car  les  maximum  de  force  et  de  faiblesse  se  trouvent  egalement  dans  les  gouverne- 
ments  simples,  au  Heu  que  les  formes  mixtes  donnent  une  force  mojenne. » 
-)  Lettres  ecrites  de  la  montagne,   II.  partie.  Lettre  VII. 
^)  (Euvres  de  l'abbe  de  Mablj%  en  15  volumes,  Paris  l'an  III  de  la  Republique. 
Tome  XI.    Doutes  sm-  l'ordre  naturel,  p.  76:  «Les  magistrats  n'on-tils  pas  ete 
etabUs  pour  faire  executer  les  lois  tant  civiles  que  criminelles  que  les  citoyens 
pouvaient  violer  ?  Ne  sont-ils  pas  les  Instruments  dont  la  puissance  legislatrice 
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an  andrer  Stelle  verlangt  er  die  Teilung  der  Exekutive.  Wenn 
alle  Funktionen  der  Exekutive  einem  einzigen  Machtträger  zu- 
stehen, so  ist  die  Last  der  Geschäfte  für  ihn  zu  groi,  und  er 
kann  der  Versuchung  nicht  widerstehen,  seine  Macht  zu  miß- 
brauchen. ^) 

De  Lolme  lindet  im  Gegensatz  zu  Montesquieu  in  der  eng- 
lischen Verfassung  nur  zwei  Gewalten.  Die  Rechtsprechung  ist 
ihrem  Wesen  nach  ein  Teil  der  Exekutive,  sagt  er,  und  dieses 
natürliche  Verhältnis  der  Gewalten  ist  auch  in  England  durch- 
geführt. ^) 

Nicht  nur  in  der  Theorie  ist  die  Dreiteilung  vertreten.  Die 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  vom  17.  Sep- 
tember 1787  ist  nach  diesem  Prinzip  aufgebaut.  Und  die  Ver- 
fassungen der  einzelnen  Staaten  gründen  sich  auf  das  gleiche 
Prinzip.     Die  Gesetzgeber   von   Massachusetts   schreiben  an  den 


se  sert  ponr  maintenir  les  lois  en  vigueur  ? »  —  Cf .  Mellis,  Le  principe  de  la 
Separation  des  pouvoirs  d' apres  l'abbe  de  Mably,  1907,  p.  77  et  78. 

1)  Des  droits  et  des  devoirs  du  citoyen,  1789,  Livre  VII,  p.  314  et  315  :  «Que 
doit  donc  faire  une  Nation  sage  et  prevoyante  ?  C'est  d'avoir  plusieurs  classes 
de  Magistrats,  comme  eile  a  plusieurs  classes  de  besoins.  Elle  fera,  pour  conserver 
sa  liberte,  ce  que  nous  voyons  pratiquer  par  les  despotes  liabUes  pour  affermir 
leur  tyrannie.  Un  ]Monarque  sait  que  s'il  avait  un  Maire  du  Palais,  il  aurait 
bientot  un  maitre.  Ildepose  donc  son  autorite  en  differentes  mains,  il  la  partage; 
aucim  de  ses  Officiers  n'en  possede  une  assez  grande  partie  pour  oser  tenter 
de  la  toumer  contre  le  Souverain,  et  tout  lui  est  soumis.  Nos  Parlements,  suivant 
cette  doctrine,  doivent  etre  souverains  dans  l'adminisiration  de  la  justice;  ce 
ne  serait  que  par  la  politique  du  monde  la  plus  mal  entendue,  qu'on  voudrait 
restreindre  leur  pouvoir. »  —  Mellis,  1.  c.  p.  148  et  149. 

^)  De  Lolme,  Constitution  de  1' Angle  terra,  1788,  Tome  I,  Livre  I,  chap  XI., 
p.  150  :  «Je  me  propose  de  parier  actueUement  d'une  chose  qui,  quoiqu'elle  ne 
fasse  pas  en  Angleterre,  et  meme  ne  doive  faire  nuUe  part  partie  des  pouvoirs 
constitutionnels,  c'est-ä-dire  des  prerogatives  au  moyen  desqueUes  les  puissances 
de  l'Etat  se  balancent  mutuellement,  d'un  autre  cote,  Interesse  essentiellement 
la  sürete  particuliere,  et  par  contre-coup  la  Constitution  elle-meme  ;  c'est  la 
justice  criminelle  que  je  veux  dire.  »  —  Livre  II,  chap.  II,  p.  209  :  «  Dans  les 
Etats  oü  l'execution  des  lois  est  confiee  entre  plusieurs  mains,  et,  dans  chacune, 
avec  des  titres  et  des  prerogatives  differentes,  cette  division,  et  la  mobilite  des 
mesvures  qui  en  est  la  suite  derobent  sans  cesse  la  veritable  cause  des  maux 
de  l'Etat ;  et  dans  l'etemelle  Variation  des  choses,  aucun  principe  ne  s'etablit,  et 
les  meilleurs  restent  sans  utilite.  » 


292  Zehntes  Kapitel 

Eingang  ihrer  Verfassung:  „Wir  wollen,  daß  die  Gewalten  ge- 
trennt sind ;  denn  wir  wollen,  daß  in  Massachusetts  die  Gesetze, 
nicht  Menschen  regieren." 

So  machen  sich  die  verschiedensten  Einflüsse  auf  die  National- 
versammlung geltend.  Wenn  sie  die  Lehre  von  Montesquieu  an- 
nimmt, so  geschieht  es  nicht  ohne  Kampf.  Allein,  bevor  wir 
die  verschiedenen  Ansichten  verfolgen,  die  in  der  Versammlung 
geltend  gemacht  werden,  bevor  wir  auf  die  Gründe  eingehen,  die 
für  die  logische  Möglichkeit  und  die  Zweckmäßigkeit  der  Tren- 
nung angeführt  werden,  müssen  wir  forschen,  an  welcher  Stelle 
überhaupt  die  Trennung  vorgenommen  werden  soll,  an  welcher 
Stelle  die  Grenzen  der  Rechtsprechung  gezogen  werden. 

Suchen  wir  den  begrifflichen  Unterschied  zwischen  Juris- 
diktion und  Exekutive  aus  den  allgemeinen  Vorstellungen  der 
Nationalversammlung  zu  gewinnen. 

Das  Gesetz  ist  der  Ausdruck  des  Gemeinwillens.  Und  der 
Gemeinwille  entsteht  dadurch,  daß  im  Staatsvertrag  sich  alle  zu- 
sammentun, um  über  alle  zu  herrschen.  Folglich  ist  das  Gesetz 
dadurch  gekennzeichnet,  daß  es  sich  an  alle  Bürger,  nicht  an 
einzelne  unter  ihnen  richtet.  Das  Gesetz  wird  von  allen  Bürgern 
erlassen  und  ergeht  an  alle  Bürger.  Das  ist  der  Gedanke  von 
Rousseau,  den  die  Nationalversammlung,  wie  früher  gezeigt,  ein- 
mütig übernommen  hat.^) 

Die  JElegierung,  die  Exekutive  ist  diejenige  Funktion,  welche 
das  Gesetz,  den  Gemeinwillen  ausführt.  Gesetzgebung  und  Re- 
gierung verhalten  sich  wie  Wollen  und  Handeln.  „Eine  politische 
Körperschaft  wird  in  Bewegung  gesetzt  durch  zwei  Prinzipien,  die 
Kraft  und  den  Willen.  Jenes  ist  die  exekutive,  dieses  die  legis- 
lative Gewalt.  Nichts  geschieht  und  nichts  kann  geschehen, 
ohne  daß  die  beiden  Prinzipien  zusammenwirken."  Das  ist  die 
weitere  Entwicklung  des  Gedankens.^)  ^) 

^)  Contrat  Social,  Livre  II,  chap.  VI :  «  Quand  tout  le  peuple  statue  sur 
tout  le  peuple,  il  ne  considere  que  lui-meme  ;  et  s'il  se  forme  alors  un  rapport, 
c'est  de  l'objet  entier  sous  un  point  de  vue  ä  l'objet  entier  sous  un  autre  point 
de  vue,  sans  aucune  division  du  tout.  Alors  la  matiere  sur  laquelle  on  statue 
est  generale  comme  la  volonte  qui  statue.    C'est  cet  acte  que  j'appelle  uns  loi.  » 

^)  Contrat  Social,  Livre  III,  chap.  I :  «  Toute  action  Ubre  a  deux  causes 
qui  concourent  ä  la  produire  :  l'une  morale,  savoir  la  volonte  qui  determiae 
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Es  ist  nun  offenbar,  daß  die  Rechtsprechung  einen  Teil  der 
Exekutive  in  diesem  weiteren  Sinne  darstellt.  Es  sind  zwei 
Stadien  innerhalb  der  Exekutive  zu  unterscheiden.  In  dem  ersten 
findet  eine  reine  Denktätigkeit,  erst  in  dem  zweiten  eine  phy- 
sische Tätigkeit  statt.  Die  Gedunkenoperation  besteht  darin, 
daß  die  Regel  des  Gesetzes  auf  den  Einzelfall  angewendet,  daß 
im  Weg  eines  logischen  Schlusses  eine  spezielle  Norm  aus  dem 
Gesetz  für  den  individuellen  Tatbestand  hergeleitet  wird.^)  Es 
folgt  auf  die  Findung  des  Urteils  die  Vollstreckung,  welche  die 
physische  Aktivität,  das  zweite  Stadium  der  Exekutive  bildet. 
Eine  Urteilsfindung  und  eine  Vollstreckung  in  diesem  sehr  weiten 
Sinn  läßt  sich  nun  auf  jedem  Gebiet  der  Exekutive  feststellen, 
mag  es  sich  um  die  Erhebung  einer  Steuer,  um  den  Bau  einer 
Straße,  mag  es  sich  um  ein  Prozeßverfahren  gegen  einen  Schuldner 
oder  um  die  Verfolgung  eines  Verbrechers  handeln.  Die  Urteils- 
findung oder,  was  das  gleiche  bedeutet,  die  Rechtsprechung  ist 
zeitlich  und  logisch  der  erste  Akt  innerhalb  der  Exekutive.  Man 
gebraucht  aber  den  Begriff  der  Rechtsprechung  regehuäßig  in 
einem  engeren  Sinn.  Man  gebraucht  ihn  da,  wo  die  Anwendung 
des  Gesetzes,  die  Findung  der  speziellen  Norm  besonderen  Be- 
hörden übertragen  ist,  andern  Behörden  als  denjenigen,  welchen 
die  Verwirklichung   der   Einzelnorm,    die   Vollstreckung   obliegt. 

l'acte  ;  l'autre  physique,  savoir  la  puissance  qui  l'execute.  Quand  je  marche 
vers  un  objet,  il  faut  premierement  que  j'y  veuille  aller  ;  en  second  Heu  que 
mes  pieds  m'y  portent.  Qu'un  paralytique  veuiUe  courir,  qu'un  homme  agile 
ne  le  veuille  pas,  tous  deux  resteront  en  place.  Le  corps  politique  a  les  memes 
mobiles  :  on  y  distingue  de  meme  la  force  et  la  volonte  ;  celle-ci  sous  le  nom  de 
puissance  legislative,  l'autre  sous  le  nom  de  puissance  executive.  Rien  ne  s'y 
fait  ou  ne  doit  s'y  faire  Sans  leur  concours.  » 

^)  Der  Vergleich  paßt  nicht  ganz ;  auch  in  der  Exekutive  ist  ein  Wille  ent- 
halten, wenn  auch  nur  ein  Wille,  darauf  gerichtet,  einen  andern  Willen  zur 
Ausfülu'ung  zu  bringen,  sich  einem  andern  Willen  zu  unterwerfen. 

^)  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV, 
p.  425  :  «  Qu'est-ce  que  c'est  que  le  pouvoir  judiciaire  ?  Je  Tai  dejä  dit  et  je  le 
repete :  Le  pouvoir  judiciaire,  ce  que  l'on  appelle  improprement  le  pouvoir 
judiciaire,  est  l'application  de  la  loi  ou  volonte  generale,  ä  un  fait  particulier: 
ce  n'est  donc,  en  derniere  analyse,  que  l'execution  de  la  loi ;  mais  cette  execution 
a  cela  de  particulier  qu'elle  est  precedee  d'une  consultation,  d'un  examen  qui 
embrasse  et  la  loi  et  le  fait.  » 
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Wenn  aber  hier  eine  Trennung  der  Kompetenzen  vorausgesetzt 
wird,  so  ist  nur  an  eine  Trennung  in  dem  Sinne  zu  denken,  daß 
verschiedene  Behörden  verschiedene  Funktionen  ausüben,  und 
noch  nicht  an  eine  Trennung  in  dem  Sinn,  daß  die  Träger  der 
zwei  Kompetenzen  voneinander  unabhängig  sind,  weil  sie  ihre 
Gewalt  in  direkter  Linie  von  der  Nation  herleiten.  Auch  bei 
dieser  Begriffsbestimmung  ist  noch  eine  Rechtsprechung  auf  allen 
Gebieten  der  Exekutive  möglich.  Allein  Montesquieu  und  ihm 
folgend  die  Nationalversammlung  ziehen  dem  Begriff  der  Recht- 
sprechung noch  engere  Grenzen.  Wenn  sie  die  Frage  behandeln, 
ob  die  Rechtsprechung  eine  eigne  Gewalt  für  sich  bilden  soll,  so 
denken  sie  nur  an  die  Urteilsfindung  in  Sachen  des  peinlichen  und 
des  bürgerlichen  Rechts.  Der  übrige  Bereich  der  Rechtsprechung 
bleibt  ausgeschieden.  Nur  die  zivile  und  kriminelle  Gerichtsbar- 
keit steht  in  Frage,  nicht  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  —  um 
mit  einem  schlechten,  aber  eingebürgerten  Sammelnamen  den 
Gegensatz  zu  bezeichnen.^) 

Damit  ist  aber  nur  eine  Unterscheidung  formeller  Natur  ge- 
geben. Welches  ist  die  materielle  Verschiedenheit  der  beiden 
Funktionen,  die  zu  einer  getrennten  Behandlung  führt?  Welches 
ist  der  innere  Grund  dafür,  daß  nur  ein  Teil  der  Rechtsprechung 
zu  einer  unabhängigen  Gewalt  erhoben  werden  soll?  Welches 
sind  die  Eigentümlichkeiten  der  zivilen  und  kriminellen  Gerichts- 
barkeit, die  den  Anlaß  geben  können,  sie  und  nur  sie  zu  einer 
dritten  Gewalt  im  Staat  zu  machen? 

Folgen  wir  der  Deduktion  von  Bergasse:  „Eine  menschliche 
Gesellschaft,"  sagt  er,  „kann  nicht  ohne  Gesetze  bestehen.  Um 
sie  zu  erhalten,  müssen  Gerichte,  müssen  Richter  geschaffen 
werden,  deren  Aufgabe  darin  besteht,  die  Gesetze  auf  all  die  Fälle 


^)  Montesquieu  unterscheidet  die  Gewalten  in  folgender  Weise :  «  Le  pouvoh- 
de  faire  des  lois,  celui  d'executer  les  resolutions  publiques,  et  celui  de  juger  les 
crimes  ou  les  differends  des  particuUers. »  L.  c.  i.  i.  Er  nennt  auch  die  richter- 
liche Gewalt:  «  La  puissance  executrice  des  choses  qui  dependent  du  droit  civil.  » 
Hier  und  auch  in  den  Berichten  der  Nationalversammlung  ist  aber  ziviles  Recht 
in  diesem  Zusammenhang  nicht  als  Gegensatz  gedacht  zu  kriminellem  Recht, 
sondern  zu  politischem  Recht.  Wie  wir  gleich  sehen  werden,  ist  die  Recht- 
sprechimg dazu  bestimmt,  die  zivilen,  nicht  die  poUtischen  Rechte  zu  schützen. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  werden  ilire  Grenzen  festgestellt. 
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anzuwenden,  für  welche  sie  geschaffen  sind.  Der  wichtige  Zweck 
der  Gesetze  ist  im  allgemeinen  der  Schutz  der  Freiheit.  —  Es 
gibt  zwei  Arten  der  Freiheit,  die  politische  und  die  bürgerliche 
Freiheit:  Die  politische  Freiheit  besteht  darin,  daß  jeder  Bürger 
die  Möglichkeit  hat,  selbst  oder  durch  seine  Repräsentanten  bei 
der  Bildung  des  Gesetzes  mitzuwirken;  die  bürgerliche  Freiheit 
ist  die  Fähigkeit  eines  jeden  Bürgers,  alles  zu  tun,  was  das 
Gesetz  nicht  verbietet."  Die  politische  Freiheit  ist  in  Gefahr, 
sobald  es  dem  Bürger  verwehrt  ist,  seinen  Willen  bei  der  Gesetz- 
gebung wirksam  werden  zu  lassen,  sobald  das  Gesetz  nicht  mehr 
den  Willen  des  Volkes,  sondern  den  Willen  einiger  Gewalthaber 
zum  Ausdruck  bringt.  Die  politische  Freiheit  wird  verletzt  durch 
Usurpation,  durch  Ueberschreitung  der  den  Gewalten  von  der 
Verfassung  gezogenen  Grenzen.  Es  ist  möglich,  daS  der  Träger 
der  Exekutive,  daß  eine  politische  Parteigruppe,  daß  ein  einzelner, 
der  bisher  im  Staate  keine  Macht  besaß,  die  Gesetzgebung  an 
sich  reißt.  „Die  bürgerliche  Freiheit  aber  ist  in  Gefahr,  wenn 
die  Gewalt,  die  den  Bürger  in  seiner  Person  und  in  seinem 
Eigentum  beschützen  soll  —  also  die  richterliche  Gewalt  —  der- 
maßen eingerichtet  ist,  daß  sie  diesen  Zweck  nicht  zu  erfüllen 
vermag."  ^) 

Wir  sehen,  daß  von  den  beiden  Begriffen  der  Freiheit  der 
erste  von  Rousseau,  der  zweite  von  Montesquieu  übernommen 
ist.*)     Wir  sehen  weiter,  der  Grundgedanke   von  Bergasse  geht 


^)  M.  Berga^se,  Eapport  au  nom  du  comite  de  Constitution  sur  Torganisation 
du  pouvoir  judiciaire,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  440  et  441. 

^)  Xur  nennt  Bergasse  bürgerliche  Freiheit,  was  Montesquieu  politische  Frei- 
heit nennt.  Esprit  des  Lois,  Livre  XI,  chap.  III.  Ce  que  c'est  que  la  liberte  :  «  II 
est  vrai  que  dans  les  democraties  le  peuple  parait  faire  ce  qu'il  veut ;  mais  la 
liberte  politique  ne  consiste  point  a  faire  ce  que  l'on  reut.  Dans  un  Etat,  c'est- 
ä-dire  dans  une  societe  oü  il  y  a  des  lois,  la  liberte  ne  peut  consister  qu'ä  pouvoir 
faire  ce  que  l'on  doit  vouloir,  et  ä  n'etre  point  contraint  de  faire  ce  que  l'on  ne 
doit  pas  vouloir.  D  faut  se  mettre  dans  l'esprit  ce  que  c'est  que  l'independance, 
et  ce  que  c'est  que  la  Uberte.  La  liberte  est  le  droit  de  faire  tout  ce  que  les  lois 
permettent ;  et  si  un  citoyen  pouvait  faire  ce  qu'elles  defendent,  il  n'aurait  plus 
de  liberte,  parce  que  les  autres  auraient  tout  de  meme  ce  pouvoir.  —  Rousseau, 
Contrat  Social,  Livre  I,  chap.  VI :  «  Trouver  une  forme  d'association  qui  defende 
et  prot^ge  de  toute  la  force  commune  la  personne  et  les  biens  de  chaque  associe, 
et  par  laquelle  chacun,  s'unissant  ä  tous,  n'obeisse  pourtant  qu'ä  lui-meme, 
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dahin,  die  richterliche  Gewalt  in  bürgerlichen  und  in  peinlichen 
Sachen  sei  dadurch  charakterisiert,  daß  sie  zum  Schutz  der  per- 
sönlichen Freiheit  des  Bürgers  berufen  sei,  und  leite  daraus 
ihren  Anspruch  her,  zu  einer  selbständigen  Gewalt  ausgebaut  zu 
werden.  Bergasse  bringt  damit  die  herrschende  Meinung  zum 
Ausdruck.  Seine  Rede  findet  lebhaften  Beifall,  und  die  Ver- 
sammlung beschließt  ihre  Drucklegung,  heißt  es  in  den  Berichten.^) 
Und  am  22.  Dezember  1789,  vier  Monate  später,  erklärt  Thouret, 
daß  die  Prinzipien,  die  Bergasse  entwickelt  habe,  von  der  Ver- 
sammlung gebilligt  und  von  der  Kommission  für  die  Verfassung 
befolgt  worden  seien. ^j  Am  1.  August  1789  hat  er  schon  den 
gleichen  Gedanken  verfochten.  „Die  Ausführung  der  Gesetze, 
welche  die  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  das  Eigentum 
der  Bürger  zum  Gegenstande  haben,  macht  die  Einsetzung  von 
Richtern  notwendig."  Und  die  Gewalt  dieser  Richter  hat  er 
neben  der  legislativen  und  der  exekutiven  als  eine  selbständige 
Gewalt  bezeichnet.^) 

Der  Mangel  dieser  Argumentation  ist  offensichtlich.  Es 
werden  die  Gesetze,  welche  ein  politisches  Recht  der  Bürger, 
ihre  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  regeln,  in  Gegensatz  ge- 
stellt zu  den  Gesetzen  von  strafrechtlichem  oder  privatrechtlichem 
Inhalt.  Diese  Einteilung  ist  aber  äußerst  unvollkommen.  Die 
Frage,  um  die  es  sich  handelt,  ist  die,  warum  auf  dem  Gebiet 
des  Privatrechts  und  des  Strafrechts  eine  selbständige  richter- 
liche Gewalt  geschaffen  werden  soll,  nicht  auf  dem  Gebiet  des 
Verwaltungsrechts.  Denn  das  bedarf  keiner  Erklärung,  daß 
eine  unabhängige  richterliche  Gewalt  niemals  geschaffen  werden 
kann,  um  die  Verfassung  selber  auszulegen  und  anzuwenden; 
die  richterliche  Gewalt  wird  dem  Urheber  der  Verfassung,  dem 
souveränen  Volk,  immer  Untertan  sein.    Bei  der  Abgrenzung  der 

et  reste  aussi  libre  qu'auparavant :  Tel  est  le  probleme  fondamental  dont  le 
Contrat  Social  donne  la  Solution. » 

1)  Arch.  pari.  VIII,  p.  450,  17  acut  1789. 

2)  Arch.  pari.  X,  p.  718  i.  i. 

^)  Thouret,  Arch.  pari.  VIIT,  p.  326.  «  Les  pouvoirs  publics  se  divisent 
en  quatre  classes,  ou  especes  differentes :  .  .  .  4,  L'execution  des  lois  qui  ont 
pour  objet  les  actions  et  les  proprietes  des  citoyens  necessite  l'etablissement 
des  juges.  —  De  lä  les  tribunaux  de  justice,  en  qui  reside  le  pouvoir  judiciaire.  » 
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einzelnen  E-echtssphären  herrscht  hier  überall  eine  große  Ver- 
wirrung, besonders  dadurch  hervorgerufen,  daß  bei  dieser  Ab- 
grenzung die  Begriffe  der  politischen  und  der  bürgerlichen  Freiheit 
im  Sinne  von  Rousseau  und  Montesquieu  als  ordnende  Prinzipien 
eingeführt  werden  sollen.  Besonders  deutlich  tritt  die  Verwirrung 
zutage  bei  Duport,  der  das  öffentliche  Recht  allgemein  mit  dem  Ver- 
fassungsrecht gleichsetzt,  das  nur  von  dem  Volke  selbst  geändert 
werden  könne,  und  der  weiterhin  zum  Unterschied  von  dieser 
Sphäre  das  Gebiet  der  Rechtsprechung,  mithin  das  Zivil-  und 
Kriminalrecht  als  dasjenige  Gebiet  bezeichnet,  auf  dem  es 
sich  um  die  Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Bürger  unter- 
einander handle.^) 

Allein,  sieht  man  von  den  Begriffen  der  politischen  und  der  bürger- 
lichen Freiheit  ab,  sieht  man  weiter  ab  von  der  aus  ihnen  zwangsweise 
abgeleiteten  Einteilung  der  Staatsfunktionen,  so  stößt  man  auf  den 
Grundgedanken,  daß  die  Rechtsprechung  auf  das  Gebiet  der  pri- 
vaten Interessen  beschränkt  sei,  nicht  aber  das  Gebiet  der  öffent- 
lichen Interessen  ergreife,  daß  die  als  unabhängig  gedachte  richter- 
liche Gewalt  über  private,  nicht  über  öffentliche  Rechte  urteile. 
„Es  gibt  zwei  Arten  von  Gesetzen  in  einer  menschlichen  Gesell- 
schaft," sagt  Duport.  „Die  einen  regeln  die  Verhältnisse  der 
Bürger  mit  der  Gesellschaft  oder  das  Verhältnis  der  verschie- 
denen politischen  Institutionen  unter  sich;  die  andern  regeln  die 


^)  Duport,  Principes  et  plan  sur  l'etablissement  de  l'ordie  judiciaii'e, 
29  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  410  et  411  :  «II  faut  distinguer,  dans  une 
societe,  deux  sortes  de  lois  :  les  lois  politiques  et  les  lois  civiles.  Les  premierea 
embrassent  les  relations  des  individus  avec  la  societe,  ou  Celles  des  diverses 
institutions  politiques  entre  eUes.  Les  secondes  determinent  les  relations  parti- 
culieres  d'individu  ä  individu.  C'est  pour  appliquer  ces  dernieres  lob 
que  les  juges  sont  specialement  et  uniquement  institues.  A  l'egard  des  loia 
politiques,  jamais  l'execution  ne  peut  en  etre  confiee  ä  des  juges  sans  que 
la  liberte  publique  et  particuliöre  soit  en  peril.  —  11  faut  une  nouvelle  Convention 
pour  changer  les  lois  politiques  d'ime  societr,  qui  sont  les  conditions  principales» 
de  l'association ;  quant  aux  autres  lois  qui  n'en  sont  que  le  developpement  et 
les  consequences,  les  pouvoirs  constitues  peuvent  les  faire  ;  mais  souvent,  avant 
que  de  les  executer,  il  s'agit  de  savoir  si  elles  s'appliquent  ou  non  a  un  fait  arrive. 
Cette  fonction  ne  peut  evidemment  etre  remplie  par  auciui  des  deux  autre» 
pouvoirs ;  eile  forme  proprement  l'objet  de  ce  qu'on  appelle  improprement  pouvoir 
judiciaire.  » 


^98  Zelmtes  Kapitel 

individuellen  Verhältnisse  der  Bürger  untereinander.  Einzig  uni 
die  Gesetze  der  zweiten  Art  anzuwenden,  sind  die  Richter  ein- 
gesetzt.^) 

Es  ist  damit  allerdings  ein  höheres  Prinzip  der  Einteilung 
aufgestellt,  es  ist  aber  eine  zureichende  Erklärung  dafür  nicht 
gegeben,  warum  der  eine  Zweig  der  Rechtsprechung,  nicht  der 
andre  eine  unabhängige  Gewalt  bilden  soll.  Ein  verschiedener 
materieller  Charakter  der  beiden  Funktionen  ist  nicht  aufgedeckt. 
Nur  die  Sphären  sind  verschieden,  in  denen  sie  ausgeübt  werden. 
Theoretisch  sollte  daher  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  das 
gleiche  Schicksal  erfahren  wie  die  bürgerliche  und  die  peinliche 
Gerichtsbarkeit,  mit  ihr  zu  einer  einzigen  selbständigen  Gewalt 
vereinigt  werden. 

Allerdings  stehen  dem  politische  Schwierigkeiten  entgegen. 
Es  besteht  die  Gefahr,  daß  die  Richter,  wenn  sie  auch  auf  dem 
Gebiet  der  Verwaltung  Recht  sprechen,  ihre  Gewalt  mißbrauchen. 
um  die  Tätigkeit  der  Verwaltung  lahmzulegen.  Aber  die  Gefahr, 
daß  die  eine  Gewalt  durch  pflichtwidrige  Aktion  die  Tätigkeit 
einer  andern  Gewalt  vereitele,  besteht  überall  bei  dem  System 
der  Gewaltentrennung.  Dieser  Nachteil  ist  der  Preis,  um  den 
die  Vorzüge  dieses  Systems  erkauft  werden  müssen.  Die  alten 
Parlamente  waren  in  Verwaltungssachen  eingeschritten  und 
hatten  die  Verwaltung  oft  gehindert,  indem  sie  gegen  die  ad- 
ministrativen Behörden  Verfolgungen  einleiteten.  Aber  die  gleiche 
Verwirrung  ist  möglich,  wenn  die  Gerichte  oder  die  Verwaltungs- 
behörden die  Ausführung  der  Gesetze  unterlassen  oder  die  Ge- 
setze mißbräuchlich  anwenden.  Hier  ist  die  Gesetzgebung  in 
ihrer  Wirkung  zerstört.  Allein  Erwägungen  solcher  Art  können 
hier  außer  acht  gelassen  werden.  Auf  politische  Schwierigkeiten 
beruft  sich  die  Nationalversammlung  nicht,  wenn  sie  die  Recht- 
sprechung in  Verwaltungssachen  nicht  vereint  mit  der  Recht- 
sprechung in  bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen  zu  einer  unab- 
hängigen Gewalt  ausbaut. 

Es  ist  weiter  eigentümlich,  daß  das  kriminelle  Recht  nach 
dieser  Auffassung  dem  Privatrecht  eingegliedert   wird.     Es  steht 

1)  L.  c. 


Die  Trennung  der  Gewalten  299 

hierbei  die  Auffassung  der  Strafe  als  einer  Privatgeuugtuung  im 
Vordergrund,  eine  Auffassung,  die  in  älterer  Zeit  lange  vor- 
herrschend war.  Und  vielleicht  wird  diese  Auffassung  gerade 
deshalb  in  den  Vordergrund  gerückt,  damit  für  die  Selbständig- 
keit der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  der  gleiche  Grund  verwertet 
werden  kann  wie  für  die  Selbständigkeit  der  bürgerlichen  Ge- 
richtsbarkeit, nämlich  das  private  Interesse. 

Die  Nationalversammlung  hat  die  wahre  Verschiedenheit 
zwischen  der  Rechtsprechung  in  bürgerlichen  und  peinlichen 
Sachen  und  der  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen  nicht  er- 
kannt, Sie  hat  mit  richtigem  Gefühl  die  Rechtsprechung  der 
ersten  Art  isoliert,  sie  nicht  mit  der  Rechtsprechung  der  zweiten 
Art  zu  einer  Gewalt  verbunden,  aber  sie  hat  den  tieferen  Grund 
für  ihre  eigne  Unterscheidung  nicht  gefunden. 

Die  Nationalversammlung  hat  sich  ein  deutliches  Bild  ge- 
macht von  der  Natur  der  drei  hauptsächlichen  Funktionen  des 
Staats.  Sie  hat  festgestellt,  daß  die  Gesetzgebung  einen 
Willensakt  bedeutet,  die  Rechtsprechung  in  ihrem  weiten 
Siuu  eine  logische  Gedankenarbeit^)  und  die  Verw^altung  ein 
Handeln.^) 

Um  das  Bild  zu  vervollständigen,  muß  man  hinzufügen,  daß 
auch  die  Verwaltung  Willensakte  enthält :  Jede  Handlung  einer  Be- 
hörde ist  mit  einem  Willensakt  verbunden,  der  sich  auf  den  Erfolg 
dieses  Handelns  richtet.    Oft  auch  ist  die  Kompetenz  in  der  Weise 


^)  Der  Urteilsspruch  ist  kein  Wülensakt,  kein  Befelil.  Er  ist  nur  die  Inter- 
pretation des  Gesetzes,  des  Willens  der  legislativen  Körperschaft  für  den  ge- 
gebenen Fall.  Daß  der  Richter  die  Befolgung  des  Gesetzes  nochmals  anbefiehlt, 
den  ParlamentswUlen  verstärkt,  ist  sinnlos. 

-)  Wenn  wir  in  dieser  Weise  die  Verwaltung  als  ein  Handeln  definieren 
und  sie  der  Rechtsprechung  als  einer  Denkoperation  gegenüberstellen,  so  ist 
klar,  daß  wir  den  Begriff  der  Verwaltung  in  emem  andern  Sinne  gebrauchen 
wie  da,  wo  wir  die  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen  der  Rechtsprechung 
in  bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen  entgegensetzen.  Der  Begriff  der  Ver- 
waltung hat  in  beiden  FäUen  eine  ganz  verschiedene  Bedeutung.  Es  ist  im 
Grunde  unrichtig,  von  einer  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen  zu  reden, 
wo  doch  Rechtsprechung  und  Verwaltimg  zwei  BegrrEEe  sind,  die  sich  gegen- 
seitig ausschließen.  Aber  ein  besserer  Begriff  ist  noch  nicht  gefimden,  um  die 
Gerichtsbarkeit  zu  bezeichnen,  die  weder  zivile  noch  kriminelle  Gerichtsbarkeit  ist. 
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verteilt,  daß  eine  Verwaltungsbehörde  nur  Willensakte  erläßt,  sich 
auf  Anordnungen  beschränkt  und  daß  eine  untere  Behörde  den 
ausgesprochenen  Willen  ausführt.  Und  deshalb  müssen  wir  die 
Definition  der  Nationalversammlung  ergänzen:  Wir  müssen  Gewicht 
darauf  legen ,  daß  der  Willensakt  des  Gesetzgebers  Rechte  und 
Pflichten  neu  entstehen  läßt,  während  der  Willensakt  der  Ver- 
waltungsbehörde innerhalb  der  Schranken  ergeht,  welche  in  dieser 
Weise  aufgestellt  sind.  Nunmehr  haben  wir  die  richtige  Definition 
gewonnen.  Sie  war  schon  durch  die  Definition  der  Nationalver- 
sammlung vorbereitet.  Wenn  nämlich  dort  die  Willensakte  der 
Verwaltung  vernachlässigt  wurden,  so  geschah  es  deshalb,  weil 
sie  keine  schöpferische  Kraft  besitzen. 

Wenn  wir  sagen,  daß  die  Verwaltung  ein  Handeln 
innerhalb  der  Schranken  der  Rechtsordnung  bedeutet,  so  ist 
damit  ein  andrer  Punkt  berührt,  in  welchem  die  Vorstellung 
der  Nationalversammlung  einer  Klärung  bedarf.  Montesquieu 
und  ihm  folgend  die  Nationalversammlung  halten  an  dem  durch 
das  Naturrecht  überlieferten  Gedanken  fest,  daß  die  Ver- 
waltung Ausführung  der  Gesetze  sei,  daß  die  Verwaltung  den 
Willen  der  Gesetze  zur  Tat  werden  lasse.  Nun  knüpft  aller- 
dings ein  großer  Teil  der  Verwaltungsakte  an  Rechtssätze  an. 
welche  die  Untertanen  dem  Staat  gegenüber  berechtigen  oder 
verpflichten.  Und  hier  dient  die  Verwaltung  dazu ,  die  Gesetze 
auszuführen,  den  Ansprüchen  der  Untertanen  genugzutun  und 
sie  zur  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten.  Ein  Bei- 
spiel :  Die  Untertanen  haben  einen  Anspruch  auf  Schutz,  sie  sind 
verbunden,  Beiträge  an  den  Staat  zu  entrichten.  Die  Sicherheits- 
polizei und  die  Steuerverwaltung  greifen  hier  ein  und  verwirk- 
lichen den  Willen  der  Gesetze.  Ein  andrer  Teil  der  Verwaltung 
aber  dient  nicht  der  Erfüllung  einer  Gesetzesregel,  daß  der  Staat 
gegenüber  den  Untertanen  in  bestimmter  Weise  handle,  sondern 
wird  innerhalb  der  Schranken  des  Gesetzes  aus  eigner  Initiative 
tätig.  Der  Staat  verwirklicht  hier  nicht  Rechte  und  Pflichten, 
die  zwischen  ihm  als  der  Obrigkeit  und  dem  Bürger  als  dem 
Untertan  bestehen.  Er  handelt  hier  wie  ein  andrer  Bürger 
innerhalb  der  Sphäre,  welche  die  Gesetze  für  die  ungebundene 
Betätigung  freilassen.  Man  denke  an  den  Fall,  daß  der  Staat 
die  Eisenbahnen  oder  die  Post  betreibt.    Hier  steht  er  dem  ein- 
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zelnen  gleichberechtigt  gegenüber,  dort  war  er  ihm  übergeordnet. 
Hier  handelt  es  sich  um  Beziehungen  privaten  Rechtes  zwischen 
Staat  und  Bürger ,  dort  handelte  es  sich  um  Beziehungen  öffent- 
lichen Rechts.  Allein  für  jene  Zeit  hat  dieser  zweite  Kreis  der 
Verwaltungstätigkeit  wenig  Bedeutung.  Es  gilt,  die  staatliche 
Gewalt  zu  mäßigen,  sie  ungefährlich  zu  machen.  Es  konzentriert 
sich  alles  Interesse  auf  die  Verteilung  der  Gewalt  im  Staat. 
Und  so  ist  es  leicht  zu  erklären,  daß  die  Theorie  jener  Zeit  die 
freie  Verwaltung  vernachlässigt  und  sich  nur  mit  der  Verwal- 
tung beschäftigt,  die  sich  als  eine  Ausübung  der  Hoheitsrechte, 
als  eine  Erfüllung  der  Untertanenrechte,  als  eine  Ausführung  der 
Gesetze  darstellt. 

Soweit  können  wir  der  Nationalversammlung  in  den  großen 
Zügen  folgen.  Jetzt  aber  müssen  wir  sie  im  Stich  lassen.  Denn 
sie  begibt  sich  auf  ein  unsicheres  Gebiet.  Sie  versucht  in  mühe- 
voller, vergeblicher  Arbeit  einen  begrifflichen  Unterschied  zu 
finden  zwischen  der  Rechtsprechung  in  bürgerlichen  und  pein- 
lichen Sachen  und  der  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen. 
Bei  näherer  Betrachtung  finden  wir,  daß  eine  Verschiedenheit  in 
dem  Wesen  der  beiden  Tätigkeiten  überhaupt  nicht  besteht,  daß 
es  zwischen  den  beiden  Arten  der  Rechtsprechung  einen  begriff"- 
licheu  Unterschied  nicht  gibt,  wenn  nicht  immer  den  einen,  for- 
mellen, daß  in  dem  einen  Fall  das  bürgerliche  Recht,  das  Straf- 
recht, in  dem  andern  Fall  das  Verwaltungsrecht  angewendet  wird. 
Der  Akt  der  Urteilsfindung  ist  seinem  Wesen  nach  immer  der- 
selbe. Es  wird  die  Regel  des  Gesetzes  jedesmal  auf  einen  in- 
dividuellen Tatbestand  angewendet,  bevor  das  staatliche  Handeln 
zur  Verwirklichung  des  Gesetzes  stattfindet. 

Besteht  überhaupt  kein  tieferer  Unterschied  zwischen  den 
beiden  Arten  der  Rechtsprechung?  In  dem  Verhältnis,  in  welchem 
das  Handeln  zu  der  Urteilsfindung  steht,  bemerken  wir  eine  Ver- 
schiedenheit auf  beiden  Gebieten,  die  allerdings  nicht  eine  be- 
griffliche Verschiedenheit  darstellt,  wohl  aber  eine  Verschieden- 
heit, die  sich  in  den  meisten  Fällen  beobachten  läßt,  die  sich  aus 
dem  natürlichen  Gang  der  Ereignisse  heraus  entwickelt,  die  mit 
der  Natur  der  beiden  Arten  der  Rechtsprechung  zusammenhängt. 
Es  handelt  sich  nicht  um  eine  essentiale,  wohl  aber  um  eine 
naturale   dieser  beiden  Staatstätiekeiten:    Wenn  in  einem  zivilen 
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oder  in  einem  kriminellen  Verfahren  ein  Urteil  ergeht,  so  ist  das 
staatliche  Handeln,  das  sich  anschließen  muß,  in  enge  Grenzen 
gebannt,  in  den  Einzelheiten  deutlich  vorgeschrieben.  Ist  aber 
in  einer  Verwaltungssache  die  Rechtsfrage  gelöst,  der  Anspruch 
festgestellt,  der  besteht  zwischen  Untertan  und  Staat,  so  bleibt 
für  das  staatliche  Handeln  ein  freier  Raum,  ein  weitgehendes 
Ermessen.  Das  ist  wenigstens  das  regelmäßige  Verhältnis.  Wenn 
ein  Urteil  den  Schuldigen  zur  Leistung  einer  Geldsumme,  den 
Angeklagten  zu  lebenslänglichem  Kerker  verurteilt,  so  ist  die 
Vollziehung  des  Spruches  nahezu  mechanisch.  Wenn  indessen 
das  Verwaltungsrecht  bestimmt,  daß  politische  und  religiöse  Ver- 
sammlungen verboten  werden  können,  so  ist  mit  der  Lösung  der 
Rechtsfrage  nur  festgestellt,  ob  es  sich  in  dem  konkreten  Fall 
um  eine  politische  oder  religiöse  Versammlung  handelt.  Es  bleibt 
dann  die  zweite  Frage  zu  beantworten,  ob  der  Staat  in  dem  kon- 
kreten Fall  von  seinem  Recht  Gebrauch  machen  soll.  Sie  ist  nicht 
nach  Rechtsgrundsätzen  zu  entscheiden  und  gibt  den  staatlichen 
Behörden  einen  weiten  Spielraum  des  Ermessens.  In  dem  ersten 
Fall  kommt  dem  Rechtsspruch  eine  überwiegende  Bedeutung  zu. 
In  dem  zweiten  Falle  kommt  auch  das  staatliche  Handeln  zu 
selbständiger  Bedeutung  und  beansprucht  die  gleiche ,  meistens 
eine  viel  höhere  Wichtigkeit  als  die  Feststellung  des  rechtlichen 
Anspruchs.^)  Aber  wir  dürfen  nicht  vergessen,  daß  dieses  Ver- 
hältnis regelmäßig,  nicht  notwendig  gegeben  ist.  Die  Steuer- 
gesetze bestimmen  meist  mit  aller  Genauigkeit,  zu  welchen 
Leistungen  der  Untertan  verpflichtet  ist.  ^)  Und  umgekehrt,  ein 
Strafurteil,  das  auf  eine  Arbeitsleistung,  auf  Erziehung  in  einer 
Anstalt  lautet,  läßt  eine  sehr  verschiedenartige  Vollstreckung  zu.') 

^)  Nun  -wird  es  auch  klar,  warum  man  von  einer  Rechtsprechung  in  Ver- 
waltungssachen spricht,  während  doch  Rechtsprechung  und  Verwaltung  un- 
versöhnliche Gegensätze  sind.  Die  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen  ist 
die  Rechtsprechung  auf  dem  Gebiet,  auf  welchem  die  Verwaltung,  das  staat- 
liche Handeln,  die  führende  RoUe  spielt. 

-)  Darum  werden  in  manchen  Staaten,  in  denen  eine  Verwaltungsgerichts- 
barkeit nicht  regelrecht  durchgeführt  ist,  Streitigkeiten  über  Steueransprücho 
den  ordentlichen  Gerichten  überwiesen. 

^)  Es  ist  zu  bedenken,  daß,  wenn  der  unbestimmte  Charakter  der  Straf- 
urteile überhandnimmt,  die  Strafrechtspflege  sich  immer  mehr  der  Verwaltung 
annähert  und  ihre   Selbständigkeit  verliert. 
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Wir  haben  einen  wichtigen  Unterschied  zwischen  den  beiden 
Arten  der  Rechtsprechung  gefunden.  Jetzt  aber  tritt  die  zweite 
Frage  an  uns  heran:  Vermögen  wir  in  dieser  Verschiedenheit 
den  Grund  dafür  zu  entdecken,  daß  die  Xationalversanimhing, 
soweit  es  sich  um  die  Verwirklichung  des  bürgerlichen  und  des 
peinlichen  Rechts  handelt,  die  Findung  des  Urteils  und  das  staat- 
liche Handeln  voneinander  trennt,  verschiedenen  Machtträgern 
zuweist,  soweit  es  sich  hingegen  um  die  Verwirklichung  des  Ver- 
waltungsrechts handelt,  beide  Funktionen  vereint?  Hat  die  Ver- 
schiedenheit zur  Folge,  daß  in  dem  einen  Fall  die  Trennung  der 
Gewalten  notwendig  ist,  in  dem  andern  nicht?  Mit  andern 
Worten:  Bedarf  es  auf  dem  einen  Gebiet  einer  größeren  Rechts- 
garantie als  auf  dem  andern?  Nimmermehr.  Ein  Akt,  der  unter 
Verletzung  des  Verwaltungsrechtes  ergeht,  vermag  den  Bürger  in 
seiner  Freiheit  nicht  minder  zu  beeinträchtigen  als  die  Voll- 
streckung eines  zu  unrecht  ergangenen  Urteils  auf  Strafe  oder 
Zahlung  einer  Schuld. 

Der  Grund,  aus  dem  sich  die  bürgerliche  und  peinliche  Ge- 
richtsbarkeit vor  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  ausbildet,  kann 
nicht  in  dogmatischer,  sondern  nur  in  historischer  Betrachtung 
gefunden  werden.  Im  Privatrecht  und  auch  vorzugsweise  im 
Strafrecht  handelt  es  sich  um  den  Schutz  des  Bürgers  gegen  den 
Bürger,  im  Verwaltungsrecht  handelt  es  sich  um  den  Schutz  des 
Bürgers  gegen  den  Staat.  Die  Entwicklung  ist  von  jeher  in  der 
Weise  vor  sich  gegangen,  daß  der  Bürger  viel  später  einen 
Rechtsschutz  gegen  den  Staat  erhalten  als  gegen  seinesgleichen. 
Die  Rechtsgarantie  ist  in  dem  ersten  Fall  viel  später  geschaffen 
worden  als  in  dem  zweiten.  Erst  mit  der  zunehmenden  Be- 
schränkung des  Staates,  die  durch  das  Naturrecht  angebahnt 
worden  ist,  hat  sich  der  Gedanke  einer  Rechtsprechung  in 
Verwaltungssachen  mit  immer  größerer  Macht  durchsetzen 
können. 

Die  Nationalversammlung  ist  von  dieser  Erkenntnis  nicht 
allzu  weit  entfernt,  wenn  sie  ihr  System  der  Gewaltenteilung. 
wie  gezeigt,  damit  zu  rechtfertigen  suchte  daß  die  richterliche 
Gewalt  über  private,  nicht  über  öffentliche  Rechte  urteile  und 
um  dieser  Eigentümlichkeit  willen  besonders  auszubauen  und  un- 
abhängig zu  gestalten  sei.     Allein  der  Gedanke,    der   damit  an- 
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gedeutet  —  wenn  auch  nicht  treffend  bezeichnet  —  ist,  hat  nui- 
einen  historischen,  nicht  einen  dogmatischen  Wert.  Aber  auch 
hier  zeigt  sich  das  charakteristische  Bestreben  der  National- 
versammlung, die  Verfassung  als  ein  logisches  System  auf- 
zubauen. Man  sucht  mit  diesem  Argument  die  Gewaltenteilung 
logisch  zu  begründen,  wie  früher  im  einzelnen  nachgewiesen  ist, 
ein  Unternehmen,  das  nicht  gelingen  kann. 

Der  Gedanke  einer  Begrenzung  der  richterlichen  Gewalt  auf 
die  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtsbarkeit  findet  bei  den  An- 
hängern einer  Dreiteilung  der  Gewalten  keinen  Widerstand.  Cha- 
broud,  der  am  30.  März  1790  einer  Vereinigung  der  bürgerlichen, 
der  peinlichen  und  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  das  Wort 
redet,  gehört  nicht  zu  ihnen.  Und  er  bezweckt  überhaupt 
nicht  einen  theoretischen  Gedanken  durchzuführen,  sondern 
nur  das  in  der  alten  Monarchie  so  oft  mißbrauchte  und  deshalb 
ihm  gefährlich  erscheinende  System  der  Spezialgerichte  zu 
vereiteln. ^) 

Die  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen  wird  von  der 
Rechtsprechung  in  bürgerlichen  und  in  peinlichen  Sachen  ge- 
trennt.   Oder  besser  gesagt,  eine  Verwaltungsgerichtsbarkeit  wird 

1)  M.  Chabroud,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  450,  §  IV :  « Un  des 
grands  maux  de  la  jurisprudence  que  vous  abolissez,  etait  la  multiplicite  des 
tribunaux  ;  les  questions  de  competence  semblaient  etre  en  embuscade  aux 
entrees  du  palais,  pour  surprendre  les  justiciables.  Je  crains  que  l'on  retrouve 
en  grande  partie  les  memes  inconvenients  dans  1' Organisation  que  votre  comite 
vous  a  proposee.  —  Votre  comite  pense  que  vous  devez  excepter  de  la  competence 
des  tribunaux  ordinaires  les  affaires  qui  touchent  ä  l'administration  et  qui  sont 
relatives  ä  l'impot,  en  sorte  qu'a  cet  egard  son  Operation  consisterait  a  supprimer 
des  tribunaux  d'exception  pour  creer  d'autres  tribunaux  d'exception.  —  Aussitot 
qu'un  differend  survient  entre  des  particuliers,  aussitot  qu'une  Opposition  est 
formee,  voilä  un  litige  dont  les  administrateurs  ne  doivent  pas  connaitre,  parce 
qu'üs  ne  sont  pas  juges ;  et  s'il  n'y  a  aucun  motif  d'en  ravir  la  connaissance  aux 
tribunaux  ordinaü'es,  il  ne  faut  pas  creer  inutilement  d'autres  tribunaux.  Dirait- 
on  que  les  tribunaux  ordinaires  pourraient  s'eriger  en  censeurs  de  Tadministration 
et  la  contrarier  ?  Je  pense  qu'üs  seraient  assujettis  ä  se  conformer  aux  decisions 
de  rordoimance  generale  et  que,  s'ils  s'en  ecartaient,  on  aurait  pour  les  rappeler 
ä  leur  devoir,  les  memes  moyens  qui  les  forceront  ä  se  conformer  aux  lois.  — 
Je  conclus  que  la  Constitution  ne  doit  rien  excepter  de  la  competence  des  tri- 
bunaux ordinaires.  »  —  Cf.  M.  Durand  de  Maillane,  16  aoüt  1791,  Arch.  pari. 
XXIX  p.  462. 
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überhaupt  nicht  geschaffen.  Zwar  enthält  der  erste  Entwurf  zu 
einer  Organisation  der  richterlichen  Gewalt,  den  Thouret  am 
22.  Dezember  1789  einbringt,  den  Vorschlag,  Verwaltungsgerichte 
zu  schaffen.  „In  jedem  Departement  soll  ein  Gericht  eingesetzt 
werden  unter  dem  Titel  eines  Verwaltungsgerichts.  Es  soll  aus 
fünf  Richtern  bestehen  und  über  Streitigkeiten  in  Sachen  der 
Steuern  und  der  Verwaltung  entscheiden",  heißt  es  im  Titel  XV. ^) 
Und  der  zweite  Entwurf  vom  5.  Juli  1790  enthält  eine  ent- 
sprechende Regelung.  ^)  Allein  in  dem  Gesetz  vom  6.  und  7.  Sep- 
tember 1790  gibt  es  keine  Verwaltungsgerichte  mehr.  Die  Ver- 
waltungsbehörden selbst  haben  die  Entscheidungsgewalt.  Ueber 
Streitigkeiten  in  Steuersachen  urteilen  die  Direktorien  der  Di- 
strikte und  die  Direktorien  der  Departements;  über  Streitig- 
keiten, welche  die  öffentlichen  Wege,  die  öffentlichen  Arbeiten 
betreffen,  urteilen  ebenfalls  die  Verwaltungsbehörden,  in  erster 
Linie  die  Direktorien  der  Departements.^)  Dieses  System  wird 
dann  weiter  ausgedehnt  durch  die  Gesetze  vom  7.  November  1790, 
vom  8.  Dezember  1790,  vom  9.  März  1791  und  vom  22.  Sep- 
tember 1791.  Hiernach  gehört  zur  Kompetenz  der  Verwaltungs- 
behörden die  Entscheidung  in  Sachen  der  Departements-  und 
Gemeindewahlen,  der  richterlichen  und  der  kirchlichen  Wahlen, 
der  Heerespflicht,  der  Bürger  wehr,  des  Verkaufs  von  National- 
gütern, der  Teilung  von  Gemeindegütern.*) 


^)  Projet  de  l'organisation  du  pouvoir  judiciaire,  propose  ä  l'Assemblee 
nationale,  par  le  comite  de  Constitution,  22decembre  1789,  Arch.  pari.  X,  p.  733. 
Titre  XV,  art  1  :  «II  sera  etabli  dans  chaque  departement  un  tribunal  sous 
le  titre  de  tribunal  d'administration,  compose  de  cinq  juges,  qui  connaitra  du 
contentieux  en  matiere  d'impöt  et  d'administration.  » 

2)  Arch.  pari.  X,  p.  740,  Titre  XIII,  art.  1. 

3)  Arch.  pari.  XVIII,  p.  621—625. 

*)  M.  Pezous,  9  aoüt  1790,  Arch.  pari,  XVII,  p.  675  :  «  Vous  avez  sage- 
ment  etabli,  dans  chaque  departement,  un  directoire  de  huit  membres,  et  dans 
chaque  district,  un  directoire  de  quatre  membres.  Ces  directoires,  composes 
d'hommes  choisis  par  le  peuple,  pour  un  temps  court,  et  toujours  en  activite, 
doivent  conduire  toutes  les  affaires  de  Tadministration.  Pourquoi  ne  vidraient- 
ils  pas  les  affaires  contentieuses  qui  en  dependent  ?  —  II  n'y  a  point  d'incon- 
venient  ä  accorder  aux  directoires  cette  competence  pour  les  affaires  oü  les 
particuliers  saront  seuls  directement  Interesses,  comme  les  plaintes  sur  le  taux 
des  cotisations  ou  la  perception  des  impöts  indirects.  A  l'egard  des  contestations 
Bedslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  20 
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Wir  richten  vou  jetzt  an  unsre  Aufmerksamkeit  nur  noch 
auf  die  Rechtsprechung  in  bürgerlichen  und  in  peinlichen  Sachen, 
auf  die  Funktion,  welche  die  Nationalversammlung  allein  als 
Rechtsprechung  gelten  läßt.  Wir  behandeln  nicht  mehr  ihr  Ver- 
hältnis zu  der  Rechtsprechung  in  Verwaltungssachen.  Wir  be- 
handeln nur  noch  ihr  Verhältnis  zu  der  Gesetzgebung  und  der 
Vollziehung.  Und  wir  stellen  die  prinzipielle  Frage,  ob  es  ge- 
rechtfertigt ist,  die  Jurisdiktion  von  der  Legislative  und  der 
Exekutive  zu  trennen,  sie  zu  einer  selbständigen,  unmittelbar  auf 
die  souveräne  Macht  des  Volkes  gestützte  Gewalt  zu  erheben. 
Hier  gehen  die  Meinungen  auseinander. 

Gegen  die  Trennung  wird  geltend  gemacht,  daß  die  Juris- 
diktion mit  der  Exekutive  eine  natürliche  Einheit  bilde.  Wollen 
und  Vollziehen,  sagt  man,  sind  die  zwei  natürlichen  Fähigkeiten 
des  Menschen.  Die  Vorsehung  hat  sie  ihm  verliehen.  Es  sind  die 
einzigen  Fähigkeiten,  die  er  ausüben  kann,  sei  es  allein,  sei  es 
gemeinsam  mit  andern  innerhalb  einer  sozialen  Körperschaft. 
Ihm  eine  dritte  Fähigkeit  zuschreiben,  hieße  die  Gesetze  der 
Natur  verkennen.^) 


relatives  aux  travaux  publics,  et  oü  les  corps  administratifs  seront  interesses. 
rentiere  admiuistration  du  departement  en  prendrait  cormaissance.  Le  pro- 
cureur  syndic  plaiderait  devant  eile  contre  les  particuHers,  et  vous  ne  devez 
pas  craindre  la  partiaUte  des  administrateurs.  —  J'ose  dire  qu'un  plan  aussi 
simple,  aussi  regulier,  oü  il  n'y  a  pas  un  tribunal  inutile,  pas  un  juge  oisif,  qui 
n'expose  les  plaideurs  ä  aucune  incertitude  de  competence,  qui  distingue  et 
separe  profondement  1' ordre  administratif  d'avec  l'ordre  judiciaire,  qu'un  tel 
plan  est  seul  digne  de  vous,  qu'il  merite  seul  votre  approbation  et  les  suffrages 
du  peuple.  » 

^)  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  7  mal  1790,  Arch.  pari.  XV, 
p.  425 :  « Vouloir  et  executer,  ce  serait  s'exposer  au  deraisonnement  le  plus 
etrange  que  de  chercher  un  troisieme  pouvoir,  ä  cote  de  ceux  que  la  nature  nous 
indique,  qui  derivent  de  l'ordre  inimuable  des  clioses,  qui  sont  les  seules  facultes 
que  riiomme  ait  regues  de  la  Providence  et  qu'il  puisse  exercer  soit  en  corps 
social,  soit  individuellement.  —  II  n'y  a  que  deux  puissances  dans  l'homme : 
vouloir  et  executer.  II  n'y  a,  il  ne  peut  y  avoir  que  deux  pouvoirs  dans  une  collec- 
tion  d'hommes  organisee  en  corps  social :  vouloir  et  executer.  Or,  vouloir  est 
le  pouvoir  legislatif  ;  executer  est  le  pouvoir  executif.  L'un  est  l'autre  sont 
separes  dans  notre  Constitution,  Tun  et  l'autre  sont  supremes.  —  »  M.  de 
Cazales,  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  419:  «  J'ai  etabh,  dans  ma  precedente 
opinion,  qu'il  ne  peut  exister  dans  aucune  societe  que  deux  pouvoirs  politiques 
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In  dieser  Argumentation  werden  zwei  Gedanken  verbunden, 
einmal  der  Gedanke,  daß  Jurisdiktion  und  Exekutive  nach  ihrem  In- 
halt in  einem  engen  Zusammenhang  stehen,  und  weiter  der  Gedanke, 
daß  es  außerhalb  der  Sphäre  von  Legislative  und  Exekutive  für 
eine  Tätigkeit  des  Staates  keinen  Raum  mehr  gibt.  Die  letzte 
Behauptung  kann  ohne  weiteres  zugestanden  werden.  Es  ergibt 
sich  aus  der  vorangehenden  Darlegung,  daß  die  Nationalversamm- 
lung einen  Teil  der  Exekutive  isolieren  und  einer  besonderen 
Regelung  unterwerfen  will,  daß  sie  zwei  Phasen  der  Exekutive 
in  ihrem  weiten  Sinn  unterscheidet,  die  Gedankenoperation,  die 
darin  besteht,  daß  die  Regel  des  Gesetzes  auf  den  Einzelfall  an- 
gewendet wird,  die  Findung  des  Urteils,  und  auf  der  andern 
Seite  die  physische  Aktivität,  welche  das  Urteil  verwirklicht,  die 
Vollstreckung.  Die  Nationalversammlung  ist  sich  wohl  bewußt, 
daß  die  Jurisdiktion  ihrem  Wesen  nach  zu  der  Exekutive  gehört, 
aber  sie  faßt  den  Begriff  der  Exekutive  in  einem  engen  Sinn, 
wenn  sie  ihr  den  Begriff  der  Jurisdiktion  entgegenstellt.    Welche 


reellement  distincts  :  le  pouvoir  executif  et  le  pouvoif  legislatif,  et  que  toute 
espece  de  force  politique  n'en  est  qu'une  emanation.  M.  Barnave  a  cite  l'autorite 
de  Montesquieu.  Peut-etre  est-il  extraordinaire  que  M.  Barnave  la  cite,  et  que 
je  ne  m'y  rende  pas.  Je  me  rends  ä  la  verite  et  ä  la  raison ;  l'une  et  l'autre  nie 
disent  qu'il  n'est  pas  un  seul  homme  raisonnable  et  de  bonne  fei  qui  puisse  re- 
connaitre  plus  de  deux  pouvoirs.  J'en  appelle  ä  M.  Barnave  lui-meme :  quand 
le  souverain  a  distribu6  tous  les  pouvoirs,  quand  il  a  fixe  la  loi  et  las  moyens 
de  l'executer,  que  lui  reste-t-il  ä  faire  ?  Quel  serait  l'emploi  d'un  troisieme  pou- 
voir politique  ?  M.  le  president  de  Montesquieu  avait  longtemps  exerce  la 
magistrature  avec  gloire  ;  il  a  ete  entraine  par  l'esprit  de  son  etat ;  l'etat  mixte 
des  Parlaments  en  France  avait  egare  son  opinion,  dont  on  pouvait  seulement 
conclure  que  les  parlements  avaient  reuni  a  une  portion  du  pouvoir  executif 
vme  portion  du  pouvoir  administratif,  et  non  pas  qu'ils  exer§aient  un  troisieme 
pouvoir.  Mais  aujourd'hui  que  le  jugement  n'est  plus  que  l'acte  materiel  de 
l'application  de  la  loi,  que  l'acte  qui  ordonne  l'execution  de  la  loi,  les  fonctions 
judiciaires  sont  evidemment  une  partie  du  pouvoir  executif.  »  Cf.  5  mai  1790, 
1.  c,  p.  392.  —  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  7  mai  1790,  Arch. 
pari.  XV,  p.  425  :  « II  n'y  a  que  deux  puissances  dans  l'homme  :  vouloir  et 
executer.  II  n'y  a,  il  ne  peut  y  avoir  que  deux  pouvoirs  dans  une  collection 
d'hommes  oi'ganisee  en  corps  social :  vouloir  et  executer.  Or,  vouloir  est  le 
pouvoir  legislatif  ;  executer  est  le  pouvoir  executif.  L'un  et  l'autre  sont  separes 
dans  notre  Constitution,  l'un  et  l'autre  sont  supremes.  »  —  Cf.  M.  de  Mont- 
losier,  6  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  411. 
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Bewandtnis  hat  es  nun  mit  den!  andern  Argument,  der  enge  Zu- 
sammenhang, der  beide  Funktionen  nach  ihrem  Inhalt  verbinde, 
mache  die  Aufstellung  einer  doppelten  Gewalt  unmöglich?  Der 
einzige  Zusammenhang,  der  beide  Tätigkeiten  verbindet,  ist  der, 
daß  die  Urteilsfindung  die  logische  und  zeitliche  Voraussetzung 
der  Vollstreckung  bildet.  Allein  auch  die  Gesetzgebung  ist  wieder 
die  Voraussetzung  der  vollziehenden  Tätigkeit,  in  ihrem  weiten 
Sinne  genommen.  Die  Legislative  muß  ihr  Werk  vollendet  haben, 
bevor  die  Jurisdiktion  und  die  weitere  Exekutive  in  Tätigkeit 
treten  können.  Eine  andre  Verwandtschaft  zwischen  Recht- 
sprechung und  Vollstreckung  ist  schwer  zu  finden.  Im  Gegen- 
teil, die  Tätigkeit  der  Rechtsprechung  nähert  sich  in  ihrem  In- 
halte mehr  der  Tätigkeit  der  Gesetzgebung.  Beide  stellen  Re- 
geln mit  verpflichtendem  Charakter  auf  und  stehen  so  in  einem 
scharfen  Gegensatz  zu  der  Exekutive  in  ihrem  engeren  Sinn,  die 
eine  physische  Aktivität  bedeutet.^) 


^)  M,  Barnave,  6  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  410  :  «  Je  dis  aux  partisans 
de  la  prerogative  royale,  en  me  servant  de  leur  autorite  favorite,  de  Montesqieu : 
qu'il  est  faux,  souverainement  faux,  que  le  pouvoir  judiciaire  soit  une  partie 
du  pouvoir  executif.  —  La  decision  d'un  juge  n'est  qu'un  jugement  particulier, 
comme  les  lois  sont  un  jugement  general ;  Tun  et  l'autre  sont  l'ouvrage  de  ropinion 
et  de  la  pensee,  et  non  une  action  ou  une  execution.  Quelle  est  donc  la  position 
du  pouvoir  executif  relativement  au  pouvoir  judiciaire  ?  Elle  est  la  meme  que 
relativement  au  pouvoir  legislatif.  Le  roi  est  a  cote  du  tribunal  pour  faire  exe- 
cuter  le  jugement,  comme  il  est  ä  cote  du  pouvoir  legislatif  pour  faire  executer 
la  loi.  Certainement  ü  y  a  bien  moins  de  distance  entre  le  pouvoir  executif  et 
le  pouvoir  administratif,  qu'entre  le  pouvoir  executif  et  le  pouvoir  judiciaire. 
—  M.  Rcederer,  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  416 :  «  La  nature  du  pouvoir 
judiciaire  justifie  l'opinion  de  Montesquieu  et  les  anciens  usages  de  la  monarchie. 
Le  pouvoir  judiciaire,  le  pouvoir  d'appliquer  les  lois  est  le  plus  voisin  du  pou- 
voir de  les  faire  :  ü  y  touche  de  si  pres,  qu'il  ne  peut  Jamals  etre  aliene  par  le 
peuple.  Le  peuple  n'a  des  lois  que  pour  vivre  ä  leiir  abri,  et  les  lois  ne  peuvent 
servir  d'abri  aux  hommes  qu'autant  qu'elles  auront  elles-memes  des  gardiens 
sürs  et  incorruptibles,  nommes  immediatement  par  le  peuple,  sans  concours 
et  Sans  partage.  D'un  autre  cote,  quand  ce  pouvoir  pourrait  faire  partie  du 
pouvoir  executif,  je  penserais  encore  qu'U  doit  etre  separe  des  autres  branches 
de  ce  pouvoir.  Et,  en  eflfet,  le  grand  principe  auquel  il  faut  s'attacher  invariable- 
ment,  c'est  que  le  pouvoir  legislatif  et  le  pouvoir  executif  ne  doivent  jamaia 
etre  confondus :  or,  pour  garantir  que  cette  confusion  n'aura  jamais  lieu,  il 
faut  absolument  separer  le  pouvoir  du  jugement  du  pouvoir  des  armes.  » 
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Allein  die  These,  daß  die  Trennung  unnatürlich,  beinahe 
logisch  unmöglich  sei,  findet  zahlreiche  Anhänger.  Sie  wird  ver- 
teidigt von  Mirabeau,  ^)  von  Mounier.^)  Es  ist  aber  nicht  richtig, 
wenn  Duguit  und  Esmein  auch  Duport  hierher  zählen.  Er  sagt 
allerdings  an  einer  Stelle,  daß  die  Rechtsprechung  ihrem  Wesen 
nach  einen  Teil  der  vollziehenden  Gewalt  bilde.  ^)  Das  be- 
streiten aber  auch  die  Anhänger  der  Dreiteilung  nicht.  Und 
gleich  darauf  verlangt  er  unzweideutig  die  Trennung  von  Juris- 
diktion und  Exekutive.*) 

Die  Gegner  der  Dreiteilung  suchen  sich  weniger  mit  jenen 
theoretischen  Gründen  zu  verteidigen,  die  sehr  anfechtbar  sind; 
sie  stützen  sich  vor  allem  auf  Erwägungen  politischer  Natur. 
Trennt  man  die  richterliche  und  die  vollziehende  Gewalt,  so 
werden  beide  kraftlos.  Vereint  vermögen  sie  sich  durchzusetzen, 
vereinzelt  haben  sie  keine  Widerstandsfähigkeit.  Mächtig  sind 
sie  nur,  wenn  der  König  sie  beide  zusammenhält.^)  Das  ist  der 
Gedanke,  den  man  zur  Geltung  bringen  will.  Und  man  beruft 
sich  weiter  auf  die  Tradition,  die  von  jeher  dem  König  die  Recht- 


1)  M.  le  comte  de  Mirabeau,  16  juillet  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  243.  — 
Siehe  aber  5.  Mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  399. 

2)  M.  Mounier,  12  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  409. 

^)  M.  Duport,  29  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  410 :  «  II  n'y  a  reellement 
de  pouvoir  dans  l'ordre  judiciaire  que  le  pouvoir  executif.  » 

*)  M.  Duport,  1.  c.  :  «  La  machine  politique  jouit  d'une  Organisation  saine 
et  complete  pour  agir  et  se  mouvoir ;  puisqu'il  existe  un  pouvoir  constitue  qui 
fait  des  lois,  un  autre  qui  les  applique  aux  individus  et  aux  faits  ;  un  autre  enfin, 
qui  les  fait  executer.  » 

5)  M.  l'abbe  Maury,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  395  :  «  L'autorite  royale 
ne  doit  etre  etrangere  ä  aucune  branche  de  radministration.  Je  nie  represente 
la  Constitution  qui  est  l'objet  actuel  de  nos  travaux,  comme  un  edifice  sacre, 
dont  nous  taülons,  dont  nous  pla9ons  toutes  les  pierres.  L'autorite  royale  est 
le  ciment  qui  doit  les  reunir  ;  et  si  eile  n'enchaine  pas  les  unes  aux  autres  toutes 
ces  pierres  isolees  qui  le  composent,  elles  tomberont  infailliblement  sur  nous. 
Notre  ouvrage  s'ecroulera  sous  nos  yeux  avant  que  nous  ayons  pu  l'achever; 
et  nous  ne  serons  bientot  plus  envirormes,  dans  cette  enceinte,  que  de  ruines 
et  de  debris.  —  Que  deviendrait,  en  effet,  le  pouvoir  judiciaire  dans  le  royaume, 
s'il  n'etait  inseparablement  lie  ä  ce  meme  pouvoir  executif,  dont  il  est  luie  ema- 
nation  ?  Les  sentences  des  juges  ainsi  separees  de  la  force  qui  en  assure  l'exe- 
cution,  n'auraient  pas  plus  d'autorite  que  l'opinion  des  jurisconsultes.  » 
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sprechung  zugeschrieben  habe.  „Die  Könige  sind  die  geborenen 
Richter  der  Völker,"  diese  Worte  von  Rousseau  bilden  den 
Gipfelpunkt  der  Rede,  mit  welcher  der  Abt  Maury  am  5.  Mai 
1790  die  Dreiteilung  der  Gewalten  bekämpft.^)  Aber  diese  poli- 
tischen Bedenken  vermögen  die  wissenschaftliche  deduktive  Arbeit 
der  Nationalversammlung  nicht  aufzuhalten. 

Mit  einem  letzten  Argument  wendet  sich  der  Abt  Maury 
gegen  die  Teilung  der  Exekutive.  Will  man  sie  einführen,  sagt 
er,  so  verwandelt  man  Frankreich  in  eine  Republik.  Ist  nämlich 
die  Legislative  mit  der  Exekutive  zu  eins  verbunden,  so  besteht 
eine  Despotie.  Sind  beide  Gewalten  getrennt,  ist  die  Legislative 
einer  Volksvertretung  anvertraut  und  an  die  Mitwirkung  des 
Königs  gebunden,  ist  die  Exekutive  in  ihrer  Gesamtheit  dem 
König  übertragen,  so  ist  die  monarchische  Regierungsform  ein- 
gerichtet. Hat  endlich  die  Verfassung  die  Exekutive  an  einzelne 
Magistratspersonen  oder  an  einzelne  Regierungskörper  verteilt,  so 
ist  die  Staatsform  republikanisch.  ^)    Allein  selbst  wenn  man  von 

1)  M.  de  Cazales,  24  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  348.  —  M.  Ricard, 
30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  472  :  « II  est  deraontre  que  la  justice  a  tou- 
jours  ete  regardee  comme  l'attribut  essentiel  de  la  royaute,  non  qu'elle  soit 
une  propriete  personnelle  ;  mais  eile  est,  suivant  l'expression  usitee,  la  dette 
sacree  des  rois,  de  laquelle  ils  sont  redevables  ä  tous  leurs  sujets  sans  exception.  » 
—  M.  l'abbe  Maury,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  397  et  398  :  «  Jean  Jacques 
Rousseau  lui-meme  rend  hommage  ä  ce  principe  monarchique  :  les  rois,  dit-il, 
sont  les  juges-nes  de  leurs  peuples  ;  c'est  pour  cette  fonction,  quoiqu'ils  l'aient 
tous  abandonnee,  qu'ils  ont  ete  etablis ;  eUe  ne  peut  leur  etre  otee.  »  Cf.  Con- 
siderations  sur  le  gouvernement  de  Pologne,  chap.  VIII. 

2)  M.  l'abbe  Maury,  5  mai  1790,  Arch,  pari.  XV,  p.  394  :  «  Qu'est-ce  que 
le  pouvoir  executif  ?  c'est  la  force  publique  appliquee  ä  la  loi.  Dans  tous  les 
gouvernements  de  l'univers,  qu'elle  qu'en  soit  la  forme,  il  y  a  un  pouvoir  executif ; 
quand  il  est  remii  au  pouvoir  legislatif,  le  gouvernement  est  despotique  ;  quand 
U  est  separe  de  la  puissance  legislative,  qui  appartient  aux  representants  de  la 
nation,  concmremment  avec  son  chef,  et  qu'il  est  depose  exclusivement  dans 
les  mains  d'un  seul,  le  gouvernement  est  monarchique  ;  quand  il  est  divise  entre 
les  mains  de  plusieurs  depositaires,  ou  entre  diverses  magistratures  publiques, 
chargees  de  l'exercer,  le  gouvernement  est  republicain.  Un  monarque  a,  sans 
doute,  besoin  de  divers  agents  pour  deployer,  dans  toute  l'etendue  de  son 
royaume,  le  pouvoir  executif  ;  mais  il  les  choisit ;  il  distribue  lui-meme  sa  puis- 
sance ;  et  cette  division  de  son  autorite,  qui  est  son  propre  ouvrage,  se  concilie 
parfaitement  avec  l'unite  du  pouvoir.    Si  ce  n'est  plus  le  roi,  mais  la  Constitution 
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der  Frage  absieht,  ob  diese  Konstruktion  der  Regierungsformen 
haltbar  ist,  erkennt  man,  daß  dieses  Argument  einen  ernstlichen 
Angriff  auf  die  Dreiteilung  nicht  enthält.  Die  Dreiteilung  der 
Gewalten  ist  aus  dem  Zweck  abgeleitet,  einen  freien  Staat  zu 
schaffen,  nicht  aus  dem  Zweck,  einen  monarchischen  oder  einen 
republikanischen  Staat  einzurichten.  Ist  aber  das  Werk  nach 
jenem  Prinzip  aufgebaut,  so  kann  es  nur  als  eine  Zufälligkeit  er- 
scheinen, ob  ihm  nach  der  Terminologie  der  Staatslehre  der  Name 
einer  Monarchie  oder  einer  Republik  geziemt.  Der  Einwand  des 
Abtes  Maury  stellt  nur  einen  politischen  Kunstgriff  dar,  um 
durch  Gefühlsmomente  die  Nationalversammlung  davon  abzu- 
halten, die  Konsequenz  aus  ihrer  theoretischen  Arbeit  zu  ziehen. 
Dieser  Einwand  trifft  aber  nicht  diese  Arbeit  selbst  in  ihrer 
theoretischen  Richtigkeit.  ^) 

So  vermag  die  Theorie  von  Montesquieu,  keinem  ernstlichen 
Einwand  ausgesetzt,  von  dem  Ideal  der  Freiheit  getragen,  das 
sie  zu  verwirklichen  strebt,  einen  leichten  Sieg  zu  erringen.  Die 
Nationalversammlung  bildet  die  Rechtsprechung  zu  einer  dritten, 
unabhängigen  Gewalt.  Sie  unterwirft  sie  nur  dem  souveränen 
Yolk.  Maßgebend  ist  der  Gedanke  von  Montesquieu,  daß  die 
Verbindung  der  Jurisdiktion  mit  der  Legislative  2)  und  vor  allem 


qui  subdivise  et  classe  les  diilerentes  branches  du  pouvoii*  executif,  ce  n'est 
plus  une  monarchie,  c'est  une  republique,  plus  ou  moins  populaire,  que  les  lois 
constitutionnelles  etablissent.  —  Quand  on  entreprend  de  vous  prouver  que 
le  pouvoir  executif  doit  etre  divise,  quand  on  vous  propose  dans  ce  moment 
de  rendre  l'ordre  judiciaire  independant  du  roi,  on  vous  invite  donc,  Messieurs, 
ä  faire,  par  ce  seul  decret,  du  royaume  de  France,  une  republique.  Voilä  l'in- 
concevable  issue  de  nos  tristes  debats  :  voUä  le  terme  oü  Ton  nous  a  conduits.  » 
Gegen  ihn  Mirabeau  —  5.  Mai  1790,  1.  c,  p.  399  —  und  Roederer  —  7.  Mai  1790, 
1.  c,  p.  416  — ,  welcher  nachzuweisen  sucht,  daß  von  jeher  die  Unabhängig- 
keit der  Gerichte  in  der  französischen  Monarchie  bestanden  habe. 

^)  M.  Bergasse,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  440 :  « II  nous  semble 
que  du  moins  nous  aurons  assez  fait  dans  les  circonstances  importvmes  oü 
nous  sommes ...  si,  en  examinant  le  plan  qui  va  vous  etre  soumis,  vous  vous 
apercevez  que  nous  avons  decouvert  le  seul  ordre  judiciaire  qu'U  faille  adopter, 
le  seul  qui,  en  garantissant  nos  droits,  ne  les  blesse  jamais,  le  seul  qui,  des 
lors,  puisse  convenir  a  un  peuple  libre,  parce  qu'il  resulte  immediatement  des 
vrais  principes  de  la  societe,  et  des  premieres  lois  de  la  morale  et  de  la  nature.  » 

^)  M.  Bergasse,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  441  :  «  Afin  que  le  pou- 
voir judiciahe  soit  organise  de  maniere  ä  ne  mettre  en  danger  ni  la  liberte  civile 
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ni  la  liberte  politique,  il  laut  donc  que,  denue  de  toute  espöce  d'activite  contre 
le  regime  politique  de  l'Etat,  et  n'ayant  aucune  influence  sur  les  volontes  qui 
concourent  ä  former  ce  regime  ou  ä  le  maintenii",  il  dispose,  pour  proteger  tous 
les  individus  et  tous  les  droits,  d'une  force  teile,  que,  toute-puissante  pour  de- 
fendre  et  pour  secourir,  eile  devienne  absolument  nulle,  sitot  que  changeant 
sa  destination,  on  tentera  d'en  faire  usage  pour  opprimer.  Cela  pose.  Le  pou- 
voir  judiciaire  sera  donc  mal  organise,  s'U  depend,  dans  son  Organisation,  d'une 
autre  volonte  que  de  celle  de  la  nation.  Car  alors  la  volonte  particuliere,  ä  la- 
quelle  la  faculte  d'organiser  le  pouvoir  judiciaire  aurait  ete  laissee,  maitresse 
de  toutes  les  formes  des  jugements,  serait  aussi  maitresse,  comme  on  vient  de 
le  voir,  d'influer  k  son  gre  toutes  les  habitudes  du  citoyen,  de  corrompre  ainsi 
le  caractdre  national  par  l'exercice  meme  de  la  loi,  et,  en  substituant  aux  opinions 
fortes  et  genereuses  d'un  peuple  libre,  les  opinions  faibles  et  läches  d'un  peuple 
esclave,  de  porter  une  atteinte  mortelle  k  la  Constitution.  Le  pouvoir  judiciaire 
sera  donc  mal  organise  si  les  depositaires  de  ce  pouvoir  ont  une  part  active  a 
la  legislation,  ou  peuvent  influer,  en  quelque  maniere  que  ce  soit,  sur  la  formation 
de  la  loi.  —  L'influence  du  pouvoir  judiciaire  est,  pour  ainsi  dire,  de  tous  les 
jours,  de  tous  les  instants.  —  De  toutes  les  affections  humaines,  il  n'en  est  aucune 
qui  corrompe  comme  la  crainte,  aucune  qui  denatiu-e  davantage  les  caracteres, 
aucune  qui  empeche  plus  efficacement  le  developpement  de  toutes  les  facultes. 
Or,  si  les  formes  du  pouvoir  judiciaire,  de  ce  pouvoir  qui  agit  sans  cesse,  etaient 
telles  dana  un  Etat  qu'elles  n'inspirassent  que  la  crainte  par  exemple .  .  .  par 
cela  seul  que  le  pouvoir  judiciaire  ne  developperait  que  les  sentiments  de  crainte 
dans  toutes  les  ames,  ü  empecherait  tous  les  effets  naturels  de  la  Constitution. 

—  Le  pouvoir  judiciaire  ne  tendrait  qu'a  vous  donner  des  moeurs  faibles  et 
de  serviles  habitudes.  »  —  M.  Duport,  29  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  410. 

—  An  andrer  Stelle  wird  der  ganz  allgemeine  Satz  betont,  daß  die  Richter  nicht 
mit  legislativen  Funktionen  betraut,  daß  sie  an  jeder  Einwirkvmg  auf  die  Gesetz- 
gebung gehindert  werden  sollen.  Dieser  Satz  bezieht  sich  nicht  auf  die  Ver- 
teilung der  Gewalten,  sondern  nur  auf  die  Verteilung  der  Kompetenzen.  Er 
verlangt  nicht,  daß  der  Richter  seine  Gewalt  unmittelbar  von  dem  Volk  herleite, 
sondern  nur,  daß  er  auf  die  Rechtsprechung  beschränkt  bleibe.  Dieser  Satz 
■wird  meist  aus  der  dreifachen  Gewaltentrennung  hergeleitet,  er  kann  aber  an 
sich  selber  auch,  wie  bei  Chabroud,  in  einem  System  gefordert  und  verwirklicht 
werden,  das  nicht  von  der  dreifachen  Gewaltentrermimg  beherrscht  ist.  — 
Projet  de  1' Organisation  du  pouvoir  judiciaire,  propose  ä  l'Assemblee  nationale, 
par  le  comite  de  Constitution,   22  decembre  1789,  art.  6,  Arch.  pari.  X,  p.  725. 

—  Nouveau  projet  sur  l'ordre  judiciaire,  5  juillet  1790,  art.  10,  Arch.  pari.  X, 
p.  735.  —  IVI.  Thouret,  24  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  344.  —  M.  Duport, 
Projet  de  decret,  29  mars  1790,  art.  10,  Arch.  pari.  XII,  p.  432.  —  M.  Charles 
Chabroud,  Projet  de  decret,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  451.  art.  3  et  4.  — 
Decret  sur  l'organisation  judiciaire,  du  16  aoüt  1790,  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105, 
Titre  II,  art.  10—12.  —  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  V, 
art.  3,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538. 
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mit  der  Exekutive*)  der  Freiheit  der  Bürger  Gefahr  bringe,  ein 
Gedanke,  der  schon  früher  eingehend  entwickelt  ist.  In  der 
Verfassung  vom  3.  September  1791  wird  die  Dreiteilung  der  Ge- 
walten durchgeführt.  Am  Anfang  des  dritten  Titels,  der  von 
den  staatlichen  Gewalten  handelt,  wird  der  Gedanke  verkündet, 
daß  die  souveräne  Nation,  von  der  alle  Macht  ausgehe,  drei  Ge- 
waltenträger einsetze  und  ihnen  jeweils  einen  Teil  der  Herr- 
schaft anvertraue,  dem  einen  die  Legislative,  dem  andern  die 
Exekutive,  dem  dritten  die  Jurisdiktion.  2) 

Wir  kommen  zu  dem  zweiten  Teil  unsrer  Aufgabe.  Es 
bleibt  festzustellen,  in  welcher  Weise  das  aufgestellte  Prinzip 
durchgeführt  worden  ist. 

Die  Trennung  der  Gewalten  hat  eine  subjektive  und  eine 
objektive  Seite.  Sie  enthält  einmal  die  Forderung,  daß  der  eine 
Machtträger  nicht  in  der  Abhängigkeit  des  andern  stehe,  daß  er 
sich  weder  rechtlich  noch  politisch  in  der  Notwendigkeit  befinde, 
dem  Willen   des   andern  Folge  zu  leisten:   Es  ist  denkbar,    daß 


1)  M.  Duport,  29  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  410 :  «  Cependant,  si  des 
hommes  que  l'on  a  charges  d'administrer  la  justice,  ont  encore  des  fonctions 
politiques  ä  remplir ;  s'ils  ont  le  droit  de  requerir  d'eirx-memes,  et  d'ordonner 
l'execution  des  lois,  sans  aucune  provocation  exterieure  .  .  .  s'ils  ont  le  droit 
d'arreter  l'execution  des  lois  .  .  .  alors  il  s'etablit  une  certaine  confusion  d'idees 
et  de  pouvoirs  ;  la  volonte  generale  cesse  d'etre  connue,  ou  cesse  d'etre  executee.  » 

—  Es  wird  dann  weiter  der  allgemeine  Satz  aufgestellt,  daß  die  Richter  an  der 
Exekutive  keinen  Anteil  haben  sollen.  Es  gilt  hier  das  gleiche,  was  in  der  vorigen 
Anmerkung  zu  dem  analogen  Prinzip  ausgeführt  ist,  das  sich  auf  die  Legis- 
lative bezog.  —  Projets  de  1' Organisation  du  pouvoir  judiciaire,  1.  projet,  art.  6,  9, 
2.  projet,  art.  10,13,  1.  c.  —  M.  Thouret,  1.  c,  p.  344. —  M.  Duport,  1.  c,  art.  10. 

—  M.  Charles  Chabroud,  1.  c,  art.  3.  —  Decret  sur  l'organisation  judiciaire, 
1.  c,  art.  13.  —  Constitution,  1.  c,  art.  3. 

2)  Titre  III,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  528.  Art.  1  :  «La  souverainete  est  une, 
indivisible,  inalienable  et  imprescriptible  ;  eile  appartient  ä  la  nation.  »  Art.  2 : 
«  La  nation,  de  qui  seule  emanent  tous  les  pouvoirs,  ne  peut  las  exercer  que 
par  delegation.  »  Art.  3  :  «  Le  pouvoir  legislatif  est  delegue  ä  une  Assemblee 
nationale.  »  Art.  4  :  «  Le  gouvernement  est  monarchique  :  le  pouvoir  executif 
est  delegue  au  roi.  »  Art.  5  :  «  Le  pouvoir  judiciaire  est  delegue  ä  des  juges 
elus  ä  temps  par  le  peuple.  »  —  Cf.  Titre  III,  chap.  V,  art.  1,  1.  c,  p.  538  :  «  Le 
pouvoir  judiciaire  ne  peut,  en  aucun  cas,  etre  exerce  par  le  Corps  legislatif,  ni 
par  le  roi.  » 
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allerdings  nur  der  eine  Maclitträger  die  Akte  der  Jurisdiktion, 
nur  der  andre  die  Akte  der  Exekutive  vornehmen  kann,  daß  also 
eine  Kompetenzüberschreitung  durch  unmittelbares  Eingreifen  in 
eine  fremde  Sphäre  ausgeschlossen  ist ,  daß  aber  der  eine  Ge- 
waltenträger bei  Ausübung  seiner  Funktion  von  dem  andern  ge- 
leitet wird.  Ist  solchen  Uebergriffen  vorgebeugt,  so  besteht  eine 
Trennung  der  Gewalten  in  subjektivem  Sinn.  Es  ist  weiter 
denkbar,  daß  umgekehrt  eine  persönliche  Abhängigkeit  nicht  be- 
steht, daß  aber  der  eine  Gewaltenträger,  auf  Grund  von  Rechts- 
sätzen oder  auf  Grund  politischer  Macht,  Kompetenzen  besitzt, 
welche  in  den  Machtkreis  des  andern  gehören.  So,  wenn  der 
Inhaber  der  Exekutive  sich  mit  richterlichen  Geschäften  befaßt. 
Sind  Uebergriffe  dieser  Natur  unmöglich  gemacht,  so  besteht 
eine  Trennung  der  Gewalten  im  objektiven  Sinn. 

Wir  handeln  zuerst  von  der  Trennung  der  Gewalten  im 
subjektiven  Sinn. 

Eine  persönliche  Abhängigkeit  der  Richter  kann  sich  in 
erster  Linie  ergeben  aus  dem  Titel,  auf  den  sie  ihre  Amtseigen- 
schaft stützen,  mit  andern  Worten  aus  der  Art,  wie  sie  ihr  Amt 
empfangen,  und  aus  der  Art,  wie  sie  es  verlieren. 

Wie  werden  die  Richter  ernannt?  Das  ist  die  erste  Streit- 
frage, die  in  der  Versammlung  entsteht.  Verfolgen  wir  die 
streitenden  Meinungen  und  sehen  wir  zu,  ob  die  endgültige 
Regelung  mit  der  subjektiven  Gewaltentrennung  in  Einklang 
steht. 

Wenn  das  Volk  unmittelbar  den  Richtern  ihre  Gewalt  ver- 
leiht, so  verknüpft  sich  damit  logisch  die  Forderung,  daß  auch 
das  Volk  die  Richter  wähle.  In  dieser  Weise  argumentieren  die 
Anhänger  einer  Dreiteilung  der  Gewalten.  Allein  diese  auf  reine 
Logik  gestützte  Argumentation  ist  nicht  schlüssig.  Die  Richter 
wählen,  ernennen  und  den  Richtern  ihre  Gewalt  übertragen,  sind 
zwei  verschiedene  Dinge.  Die  Uebertragung  der  richterlichen 
Gewalt  durch  das  Volk  ist  ein  Akt  des  Gemeinwillens,  wenn  wir 
in  der  Vorstellungswelt  jener  Zeit  verbleiben  wollen.  Die  Richter- 
wahl durch  das  Volk  aber  ist  der  Akt  eines  Wahlkörpers,  einer 
Versammlung  von  repräsentativem  Charakter.  So  gut  das  souveräne 
Volk  die  Richterwahl  einer  Versammlung  von  Wählern  anvertrauen 
kann,  so  gut  kann  es  auch  diese  Funktion  einem  andern  Subjekt 
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überlassen.  Auch  durch  jenen  Wahlkörper  wird  der  Gemein- 
wille nicht  getreu  wiedergegeben.  Auch  jener  Wahlkörper  hat 
nur  repräsentativen  Charakter.^)  Und  so  besteht  kein  theore- 
tischer Grund,  die  Richter  eher  durch  solche  Wahlversammlungen 
als  durch  ein  andres  Subjekt  ernennen  zu  lassen.^) 

Das  Volk  kann  die  Bezeichnung  der  Richter  einer  Magistrats- 
person oder  einer  Körperschaft  überlassen,  die  es  in  der  Staats- 
organisation vielleicht  schon  vorfindet  oder  eigens  zu  diesem 
Zwecke  bildet.  Man  erinnere  sich,  daß  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Präsident  der  Republik  die  Bundesrichter  ernennt, 
obwohl  dort  ein  strenger  A^erfassungsgrundsatz  die  Unabhängig- 
keit der  richterlichen  Gewalt  fordert.  Man  erinnere  sich,  daß 
der  Präsident  der  französischen  Republik  von  den  zur  National- 
versammlung vereinigten  Kammern  gewählt  wird,  trotzdem  er 
sicherlich  seine  Gewalt  nicht  von  dem  Parlament  herleitet.  Wie 
wenig  das  Prinzip  von  der  Dreiteilung  der  Gewalten  mit  der  Er- 
nennung der  Richter  durch  Volkswahl  logisch  zusammenhängt, 
ergibt  sich  besonders  daraus,  daß  die  Gegner  der  Dreiteilung, 
welche  die  Jurisdiktion  in  Abhängigkeit  von  der  Exekutive  bringen 
wollen,  sich  zum  großen  Teil  auch  für  die  Volkswahl  entscheiden. 
Schon  am  29.  März  1790  stellt  Duport  fest,  daß  in  der  National- 
versammlung nahezu  Einigkeit  darüber  herrsche,  daß  die  Richter 
von  dem  Volke  zu  wählen  seien.  Eine  Rücksicht  ist  für  alle 
Parteien  entscheidend:  Diese  Art  der  Ernennung  bietet  die  Ga- 
rantie, daß  die  Richter  das  Vertrauen  des  Volkes  besitzen.  Zu- 
dem beruft  mau    sich  auf  ein    uraltes  Recht  des  Volkes.^)     Und 


^)  Es  wird  hier  auf  frühere  Ausführungen  ^'erwiesen,  die  das  Verhältnis 
von  Parlament  und  Volls,  die  das  repräsentative  System  zum  Gegenstand 
haben. 

2)  Hierbei  ist  immer  noch  vorausgesetzt,  daß  die  gesamte  Vertretung  des 
Volkes,  nicht  die  Vertretung  eines  jeden  Distriktes  zu  der  Richterwahl  schreitet. 
Denn  sonst  ist  man  von  dem  Gemeinwülen  noch  viel  weiter  entfernt.  —  Cf .  M.  Ma- 
louet,  6  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  409  :  «  Si  un  district  pouvait  exercer  le 
droit  d'instituer  les  juges,  vous  attribueriez  ä  une  partie  de  la  nation  les  droits 
qui  n'appartiennent  qu'ä  la  nation  collectivement  prise.  » 

3)  M.  Bouche,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  390  :  «  II  convient  de  de- 
creter  un  grand  principe.  L'histoire  nous  apprend  que  jusqu'ä  l'annee  697  le 
peuple  nommait  ses  juges  :  ä  cette  epoque,  qui  fut  celle  oü  le  clerge  entra  aux 
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SO  kommt  es,  daß  am  5.  Mai  1790  einmütig  das  Prinzip  der 
Volkswahl  verkündet  wird.^) 

In  einen  Konflikt  treten  die  beiden  Theorien  erst  ein,  als 
es  die  zweite  Frage  zu  lösen  gilt,  ob  das  Volk  dem  König  mehrere 
Kichter  für  das  gleiche  Amt  vorschlagen  und  ihm  die  Auswahl 
überlassen  soll  oder  ob  der  König  an  der  Ernennung  der  Richter 
überhaupt  nicht  zu  beteiligen  ist. 

Die  Gegner  der  Dreiteilung  scheiden  sich  in  drei  verschie- 
dene Lager. 

Die  ersten,  und  sie  sind  in  der  Mehrzahl,  fordern  die 
Mitwirkung  von  König  und  Volk.  Der  Vorteil  dieser  Ein- 
richtung scheint  ihnen  darin  zu  liegen ,  daß,  wenn  sich  die  Ver- 
treter des  Volks  in  ihrem  Vertrauen  irren,  der  König  den  Fehler 
wieder  gutmachen  kann.  Es  bricht  sich  hier  ein  ähnlicher  Ge- 
danke Bahn  wie  früher,  als  es  sich  um  das  Veto  des  Königs  bei 
der  Gesetzgebung  handelte.  Wie  dort  der  König  für  den  Volks- 
willen eintreten  konnte,  wenn  die  Vertreter  der  Nation  über  den 
Volkswillen    irrten,    so    in   gewissem    Sinn    auch   hier. ^)       Dem 


Etats-Generaux,  le  peuple  commen§a  k  perdre  ses  droits  ...  Je  me  borne  ä 
proposer  de  rediger  le  decret  dans  ces  termes  :  «  L'Assemblee,  considerant  que 
le  droit  le  plus  ancien  des  peuples  et  notamment  du  peuple  frangais,  est  d'elire 
ses  juges,  a  decrete  que  les  juges  du  peuple  seront  elus  par  le  peuple.  » 

^)  Arch.  pari.  XV,  p.  390  :  «  La  question  qui  avait  d'abord  ete  posee  est 
rnise  aux  voix  et  decretee  ä  l'unanimite  en  ces  termes  :  Les  juges  seront  elus 
par  le  peuple.  » 

^)  Eine  andre  und  merkwürdige  Begründung  füi-  die  iVIitwirkung  des  Königs 
bei  der  Richterwahl  gibt  der  Graf  Stanislas  de  Clermont-Toimerre.  Die  Tätig- 
keit des  Richters,  sagt  er,  enthält  einmal  die  Feststellung  des  Tatbestandes 
und  die  Anwendung  des  Gesetzes.  Das  ist  die  eigentlich  richterliche  Tätigkeit; 
wemi  der  Richter  sie  ausübt,  so  stützt  er  sich  auf  eine  durch  das  Volk  ilim  ver- 
liehene Gewalt.  Der  Richter  befiehlt  weiter,  daß  sein  Urteil  vollstreckt  werde. 
Diese  Tätigkeit  gehört  in  die  Exekutive.  Weil  also  der  Richter  auch  an  der 
Exekutive  beteiligt  ist,  so  muß  logischerweise  der  König  ihm  Gewalten  über- 
tragen. Und  daraus  ergibt  sich  das  Recht  des  Königs,  teilzuhaben  an  der  Richter- 
wahl. 5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  390  :  «  Un  juge  est  un  homme  dont  les 
fonctions  complexes  lui  permettent  de  dire  :  il  y  a  un  fait,  voilä  ce  que  la  loi 
ordonne,  ma  decision  doit  etre  executee.  Le  premier  objet  de  ce  prononce  du 
juge  emane  du  peuple ;  le  second  du  pouvoir  executif.  D'apres  cette  base,  je 
dis  que  le  juge  doit  tenir  son  pouvok'  du  peuple  et  du  roi.    II  re9oit  ses  fonctions 
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König  soll  diese  Möglichkeit  nach  der  überwiegenden  Meinung 
dadurch  gesichert  werden,  daß  ihm  die  Wahl  unter  mehreren 
vorgeschlagenen  Richtern  offen  steht.  ^)  Nur  Goupil  de  Prefeln 
schlägt  ein  andres  Verfahren  vor,  welches  sehr  eigentümlich  ist. 
Das  Volk  wählt  nur  einen  Richter  für  jedes  Amt.  Und  der 
König  hat  das  Recht,  die  Einsetzung  des  Richters  in  sein  Amt 
zu  weigern.  Er  muß  seine  Gründe  angeben.  Und  der  Gewählte 
kann  hierauf  in  einem  kontradiktorischen  Verfahren  einen  Richter- 
spruch dahin  erwirken,  ob  die  Weigerung  des  Königs  einen  be- 
rechtigten Grund  hat  und  demgemäß  aufrechterhalten  werden 
kann.^)     Eine   gewisse  Analogie   mit   dem   suspensiven  Veto   ist 


du  peuple  ;  U  re9oit  la  portion  executive  du  monarque ;  ü  doit  donc  etre  institue 
par  le  roi,  apres  avoir  ete  elu  par  le  peuple.  »  Aber  de  Clermont-Tonnerre  über- 
sieht eines:  Entweder  man  vereinigt  alle  Funktionen,  welche  eine  Vollziehung 
der  Gesetze  enthalten,  zu  einer  einzigen  Gewalt  und  bekennt  sich  zu  der  Zwei- 
teüung.  Und  das  ist  die  Ansicht  des  Redners,  wie  früher  gezeigt.  Dann  ge- 
liört  auch  die  Feststellung  des  Tatbestandes,  die  Anwendung  des  Gesetzes  zu 
der  Exekutive.  Oder  man  unterscheidet  in  dieser  Sphäre  Urteüsfindung  und 
Vollstreckung,  die  psychische  und  die  physische  Tätigkeit.  Darm  gehört  der 
Urteilsspruch  immer  zu  der  ersten  Funktion,  mag  er  in  der  Form  eines  Be- 
fehls oder  nur  einer  Rechtsfeststellung  erlassen  sein,  was  nur  zufällig  ist.  Daß 
die  vollstreckende  Behörde  sich  dem  Urteil  des  Richters  beugt,  ist  kein  Grund, 
gegen  die  Trennung  von  Jiu-isdiktion  und  Exekutive.  Die  vollstreckende  Be- 
hörde gehorcht  nicht  dem  Richter,  sondern  der  Verfassung.  Das  gleiche  Ver- 
hältnis besteht  zwischen  der  Exekutive  im  weiten  Sinn  und  der  Legislative.  — 
Cf.  M.  Bazoche,  1.  c,  p.  391,  der  sich  zu  den  gleichen  Ansichten  bekennt. 

1)  M.  le  comte  Stanislas  de  Clermont-Tonnerre,  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV, 
p.  426  :  «  Je  desire  que,  sur  plusieurs  sujets,  le  roi  puisse  en  choisir  un.  11  me 
semble  que  de  cette  maniere  l'influence  royale,  devenue  simplement  regulatrice, 
ne  pouvant  se  porter  que  siu:  des  sujets  environnes  de  l'opinion  publique,  ne 
presente  veritablement  aucun  danger,  et  produit  plusieurs  avantages.  —  L'opinion 
publique  est,  j'en  conviens,  le  plus  puissant  moteur  d'un  peuple  libre,  mais  ü 
est  deux  opinions  publiques  :  l'une  precipitee,  ephemere,  fugitive,  ne  se  compose 
que  de  prejuges  et  de  passions  ;  l'autre  lente,  stable,  irresistible,  se  compose 
du  temps  et  de  la  raison.  » 

2)  M.  Goupü  de  Prefehi,  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  418  et  419  :  «  II 
peut  arriver  que,  par  intrigue  ou  autrement,  le  peuple  fasse  xm  mauvais  choix. 
Ne  faut-ü  pas  que  le  roi  ait  quelque  moyen  d'ecarter  un  citoyen  indigne  ?  Ne 
faut-ü  pas  que  le  roi  puisse  faire  cet  acte  de  bienfaisance  envers  la  societe  ?  — 
Les  sujets  elus  pour  remplir  les  places  de  juges  seront  institues  par  le  roi .  .  . 
Le  chancelier,  ou  garde  des  sceaux,  sera  tenu  de  faire  expedier  des  provisions. 
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hier  zu  erkennen.  Die  ^Mitwirkung  des  Königs  in  der  einen  oder 
in  der  andern  Form  hat  endlich  noch  den  Vorteil,  daß  sie  die 
monarchische  Gewalt  stärkt,  die  manche  durch  die  neue  Ver- 
fassung bedroht  sehen.  ^} 

Unter  dem  Einfluß  dieser  Meinungen  steht  der  erste  Ent- 
wurf zu  einer  Organisation  der  richterlichen  Gewalt  vom  22.  De- 
zember 1789.  Er  enthält  die  Regel,  daß  für  jedes  Amt  zwei 
Richter  durch  das  Volk  dem  König  vorgeschlagen  werden  und 
daß  dem  König  die  Wahl  unter  ihnen  frei  steht. 2) 

Andre  Gegner  der  Dreiteilung  sind  strenger  in  ihrer  theo- 
retischen Deduktion.  Da  von  dem  König  die  gesamte  Exekutive 
abhängt,  so  kann  die  Ernennung  der  Richter  allein  von  ihm 
ausgehen.  Das  ist  der  Satz,  den  sie  verkünden  und  den  sie  zu- 
dem auf  eine  langwährende  Tradition  stützen  wollen.^)  Nur  im 
Wege  des  Vergleichs  erklären  sie  sich  bereit,  den  Anhängern 
der  Dreiteilung  das  Zugeständnis  zu  machen,  daß  König  und 
Volk  in  der  bezeichneten  Weise  bei  der  Richterwahl  zusammen- 
wirken sollen.'*)     Zu  diesem  Vergleich  bewegt  sie  vor  allem  der 


ou  de  remettre  une  declaration  par  ecrit  et  düment  signee  des  causes  sui'  les- 
quelles  le  refus  est  fonde  ;  en  cas  de  refus  non  motive,  le  sujet  elu  pourra  se 
pourvoir  ä  la  coiir  superieure,  pour  obtenir  une  Institution  qui  ne  pourra  etre 
refusee  Sans  cause  legitime.  Si  le  refus  du  ministre  est  motive,  le  sujet  elu 
pourra  se  pourvoir  ä  la  cour  superieure,  pour  y  faire  juger  contradictoirement 
le  refus,  et  obtenir  en  consequence  un  arret  d'instruction.  » 

1)  M.  Garat,  l'aine,  5  mal  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  392.  —  M.  de  Cazales, 
7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  420 :  «  Que  tous  les  amis  de  la  patrie  se  rallient 
devant  cette  sauvegarde  !  Persuadons-nous  de  cette  verite,  que  le  pouvoir  exe- 
cutif  doit  etre  maintenu  dans  toutes  ses  parties  pour  le  bonheiu:  et  la  liberte 
publics .  .  .  L'autorite  royale  doit  etre  aujourd'hui  la  divinite  tutelaire  de  tous 
les  Fran9ais,  le  fanal  de  ralliement  des  bons  citoyens  .  .  .  Reimissons-nous  tous 
pour  defendre  cette  autorite  sacree,  et  demandons  que  le  roi  choisisse  parmi 
trois  Sujets  qui  lui  seront  presentes.  » 

2)  Arch.  pari.  X,  p.  725,  Titre  I,  art.  2,  3  :  «  Les  juges  seront  elus  par  les 
justiciables.  —  Les  juges  seront  Instituts  par  le  Roi,  sur  la  presentation  qui 
lui  sera  faite  de  deux  sujets  elus  pour  chaque  place  vacante.  » 

3)  Cf.  M.  Chabroud,   30  mars   1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  446. 

*)  M.  de  Cazales,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  393  :  «  S'il  m'etait  permis 
d'enoncer  la  seule  opinion  juste  et  sage,  je  dirais  que  le  roi  seul  doit  nommer 
les  juges ;  mais  vous  avez  decröte  le  contraire,  mais  la  contagion  des  principes 
democratiques  a  fait  des  progres  si  etonnants,  que  cette  opinion  paraitrait  con- 


Die  Trennung  der  Gewalten  319 

Gedanke,  daß  die  Richter  das  Vertrauen  des  Volkes  besitzen 
müssen. 

Und  dieser  letzte  Gedanke  ist  für  manche  von  so  zwingender 
Natur,  daß  sie  die  Richterwahl  ausschließlich  dem  Volk  über- 
tragen wollen,  obgleich  sie  eine  besondere  richterliche  Gewalt, 
die  sich  unmittelbar  von  dem  Volk  herleitet,  nicht  anerkennen, 
vielmehr  die  Richter  dem  König  unterwerfen.^) 

Den  gleichen  Standpunkt  nehmen  auf  der  andern  Seite  die 
Theoretiker  ein,  welche  die  Selbständigkeit  der  richterüchen  Ge- 
walt verteidigen.  Wenn  das  Volk  den  Richtern  unmittelbar  ihre 
Gewalt  verleiht,  so  muß  das  Volk  logischerweise  auch  die  Richter 
wählen.  Das  ist  die  Argumentation,  die  hier  stattfindet  und  die 
sehr  anfechtbar  ist,  wie  schon  gezeigt  wurde.^)     Sie  wird  unter- 

daninable  meme  aux  sages  de  cette  Assemblee  ;  je  deduis  donc  mon  opinion, 
et  je  demande  qu'il  soit  presente  au  roi  trois  candidats,  parmi  lesquels  U  fera 
son  choix.  »  —  M.  l'abbe  Maury,  1.  c,  p.  398  et  399  :  «  La  nature  a  voulu  que  la 
France  füt  une  monarchie.  C'est  donc  au  roi  seul  ä  nommer  les  juges  du  royaume, 
comme  il  doit  nommer  les  officiers  de  son  armee,  puisqu'il  est  charge  de  defendre 
au-dehors  les  proprietes  des  citoyens  par  la  force  militaire  et  de  les  maintenir 
au-dedans  par  la  bonne  administration  de  la  justice.  Son  droit  derive  ici  de 
notre  interet :  c'est  au  roi  seul  que  la  nation  a  confie  cette  double  protection, 
c'est  donc  ä  lui  qu'appartient  le  choix  de  ses  agents,  le  choix  des  hommes  aux- 
quels  il  communique  l'exercice  d'un  pouvoir  dont  il  est  le  depositaire  et  dont 
il  garantit  l'usage  ä  la  nation.  Je  conclus  donc  que  tous  les  juges  du  royaume 
doivent  etre  institues  par  le  roi,  nommes  par  le  roi ;  et  dans  le  cas  oü,  contre 
mon  attente,  cette  prerogative  monarchique  ne  serait  pas  maintenue  parmi 
nous  dans  toute  son  integrite,  je  demande,  par  forme  d'amendement,  au  nom 
de  mes  commettants  et  de  la  nation  entiere,  que  Sa  IMajeste  ait  du  moins  le  droit 
de  choisir  chaque  juge  parmi  trois  candidats  qui  seront  elus  et  presentes  par 
le  peuple.  »  —  Cf.  M.  Chabroud,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  446. 

1)  M.  Chabroud,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  446  et  447.  —  Projet 
de  decret,  Titre  II,  p.  452.  —  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  393. 

2)  M.  Thouret,  24  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  345 :  «  Tous  les  pouvoirs, 
avons-nous  dit  dans  la  declaration  des  droits,  emanent  essentiellement  de  la 
nation,  et  sont  confies  par  eile.  II  n'y  en  a  pas  qui  agisse  plus  directement,  plus 
habituellement  sur  les  citoyens,  que  le  pouvoir  judiciaire.  Les  depositaires 
de  ce  pouvoir  sont  donc  ceux  sur  le  choix  desquels  la  nation  a  le  plus  grand 
interet  d'influer.  »  —  M.  Duport,  29  mars  1790,  1.  c,  p.  416.  Projet  de  decret, 
p.  432,  art.  4,  8.  —  M.  Mougins  de  Eocquefort,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV, 
p.  390.  —  M.  La  ReveiUere  de  Lepeaux,  5  mai  1790,  1.  c,  p.  390.  —  M.  Rcederer, 
7  mai  1790,  1.  c,  p.  416.  —  Bergasse,  der  sich  sonst  zu  der  Dreiteilimg  bekennt. 
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stützt  durch  eine  Erwägung  von  politischem  Charakter.  Wenn 
der  König  an  der  Richterwahl  heteiligt  ist,  so  wird  der  Richter 
gezwungen  sein,  um  die  Gunst  des  Königs  zu  buhlen.*)  Und 
noch  mehr:  Wenn  der  König  unter  den  von  der  Nation  ihm  vor- 
geschlagenen Richtern  entscheidet,  so  wird  ein  jeder,  der  ein 
Richteramt  erstrebt,  zu  einer  unmoralischen  Haltung  unwider- 
stehHch  gezwungen.  Er  muß  die  Gunst  des  Königs  gewinnen 
und  die  Gunst  des  Volkes  zugleich.  Er  muß  vor  dem  Volke 
Unabhängigkeit,  vor  dem  Monarchen  Ergebung  heucheln.^) 

Das  Prinzip  der  Richterwahl  durch  das  Volk  und  nur  durch 
das  Volk  erringt  den  Sieg.  Es  wird  von  den  Anhängern  der 
Dreiteilung  einmütig  verteidigt  und  von  den  Gegnern  nicht  ein- 
trächtig angegriffen.  Die  Gegner  haben  ihre  Kräfte  zerspalten, 
wie  aus  der  vorangehenden  Darstellung  sich  ergibt.  In  dem 
zweiten  Entwurf  über  die  Organisation  der  richterlichen  Gewalt 
vom  5.  Juli  1790  wird  das  Prinzip  schon  verkündet.^)  Am 
7.  Mai  1790  wird  es  von  einer  unbedeutenden,  aber  sehr  ent- 
schlossenen Majorität  angenommen.^)  Es  wird  in  das  Dekret 
über  die  Organisation  der  richterlichen  Gewalt  vom  16.  August 
1790^)  und  endlich  in  die  Verfassung  eingefügt.*)  „Die  richter- 
spricht sich  an  einer  Stelle  für  die  Mitwirkung  des  Königs  aus  und  scheint  hier 
zu  der  entgegengesetzten  Theorie  zu  neigen.  17.  August  1789,  Arch.  pari.  VIII, 
S.  442.     Projet,  1.  c,  p.  446 — 449. 

1)  M.  Barnave,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  391.  —  M.  Le  Chapelier, 
5  mai  1790,  1.  c,  p.  392. 

2)  M.  Barnave,  5  mai  1790,  1.  c,  p.  410  :  «  Je  dis  que  lorsque  les  peuples 
seront  obliges  de  presenter  plusieurs  juges  au  choix  du  roi,  qui  laissera  faire  ce 
choix  par  ses  serviteurs,  vous  degraderez  le  caractere  national ;  les  citoyens 
qui  auront  la  noble  ambition  d'etre  juges  seront  obliges  de  se  faire  deux  visages. 
Tun  pour  se  montrer  devant  le  peuple  avec  les  vertus  populaires  avec  un 
caractere  loyal,  l'autre  poiu'  se  presenter  devant  un  ministre.  » 

3)  .\rch.  pari.  X,  p.  735,  Titre  I,  art.  3. 

*)  Arch.  pari.  XV,  p.  420  et  421  :  L'Assemblee  decrete,  ä  une  majorite 
peu  considerable,  mais  tres  determinee  :  «  Que  le  roi  n'aura  pas  le  pouvoir  de 
refuser  son  consentement  ä  l'admission  d'un  juge  elu  par  le  peuple.  »  L'Assemblee 
decrete,  ä  la  majorite  de  503  voix  contre  450 :  «  Que  les  electeius  ne  presen- 
teront  au  roi  qu'un  seul  sujet.  » 

«)  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105,  Titre  II,  art.  3. 

ß)  10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  332.  —  Constitution  du  3  septembre 
1791,    Arch.  pari.  XXXII,    p.  528,    Titre  III,    art.  5  :    « Le  pouvoir  judiciaire 
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liehe  Gewalt  wird  den  durch  das  Volk  auf  Zeit  gewählten  Richtern 
übertragen,"  sagt  der  konstitutionelle  Akt  vom  3.  September  1791. 
Und  Garat,  der  ältere,  bemerkt  zu  diesem  Text:  „Durch  diese 
Redaktion  wird  die  richterliche  Gewalt  zu  einer  besondern,  ge- 
trennten Gewalt  ausgebildet,  so  daß  die  Richter  in  Zukunft  sich 
als  die  Vertreter  des  Volks   betrachten  können."^) 

Dem  König  ist  eine  materielle  Wirksamkeit  bei  der  Ein- 
setzung der  Richter  versagt.  Er  hat  aber  einen  formellen  Akt 
zu  vollziehen.  Er  hat  den  Richtern,  die  durch  das  Volk  gewählt 
sind,  ein  Patent  zu  erteilen.  Die  Richter  können  ihr  Amt  erst 
ausüben,  sind  mit  ihrer  Gewalt  erst  bekleidet,  wenn  sie  das 
Patent  aus  der  Hand  des  Königs  empfangen  haben.  Aber  der 
König  kann  ihnen  das  Patent  nicht  verweigern. 

AVie  in  mancher  Verfassung  das  Parlament  oder  das  Volk 
die  Gesetze  beschließt  und  das  Haupt  der  Exekutive  sich  auf 
die  Erklärung  beschränkt,  daß  die  Gesetze  in  verfassungsgerechter 
AVeise  zustande  gekommen  sind,  so  ist  hier  bei  der  Ernennung 
der  Richter  dem  König  nur  die  Rolle  zugewiesen,  das  Ergebnis 
der  Volkswahl  in  bindender  Form  auszusprechen.  Die  Gesetze 
erhalten  ihre  Kraft,  die  Richter  empfangen  ihre  Amtsgewalt  erst 
mit  dieser  Deklaration.  Die  Erteilung  des  Patentes  steht  zu  der 
Wahl  der  Richter  in  dem  gleichen  Verhältnis  wie  die  Ausferti- 
gung der  Gesetze  zu  ihrer  Sanktion.  ■  Und  auch  der  Grund  für 
diese  Verteilung  der  Funktionen  ist  in  beiden  Fällen  der  gleiche. 
Der  Gesetzesbeschluß  durch  Volk  oder  Parlament,  die  Wahl  der 
Richter  durch  das  Volk  sind  derart  verwickelte  Vorgänge,  daß 
man  sie  nicht  steter  Nachprüfung  durch  die  Untertanen,  durch 
die  Behörden  aussetzen  kann.  Deshalb  wird  die  formelle  Gültig- 
keit dieser  Akte  von  der  Garantieerklärung  eines  einzelnen  ab- 
hängig gemacht.  Und  weiter,  dadurch  daß  ein  fremder  Macht- 
träger das  korrekte  Zustandekommen  des  Beschlusses  überwacht, 
ist  die  Machtüberschreitung  einer  Partei,  die  Verletzung  der 
konstitutionellen  Form  gehindert.  Es  handelt  sich  hier  nicht 
um    eine    hemmende    Gewalt    der  Exekutive,    sondern    um    eine 


est   delegue   ä    des   juges    elus   ä   ternps  par  le  peuple.  »    Cf.  p.  538,  chap.  V, 
art.  2. 

1)  M.  Garat  aine,  10  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  532. 
Redslob,   Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  21 
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Ueberwachung,  um  eine  Garantie.  Denn  die  Exekutive  hat  aut 
den  Beschluß  selber  keinen  Einfluß.  Und  man  kann  auch  nicht 
einwenden,  daß  der  Souverän  durch  eine  konstituierte  Gewalt 
nicht  überwacht  werden  könne.  Es  steht  bei  der  Richterwahl 
nicht  das  souveräne  Volk  dem  König  gegenüber,  sondern  der 
Wahlkörper,  der  das  Volk  in  gleicher  Weise  vertritt  wie  der 
König,  ihm  gleichgeordnet  ist. 

Es  entsteht  in  der  Nationalversammlung  kaum  eine  Meinungs- 
verschiedenheit über  die  Zweckmäßigkeit  der  Einrichtung.  Am 
8.  Mai  1790  wird  beschlossen,  daß  der  von  dem  Volk  gewählte 
Richter  ein  Patent,  mit  dem  Staatssiegel  versehen,  von  dem  König 
erhalten  soll.^)  Die  gleiche  Regel  findet  sich  in  dem  Entwurf 
vom  5.  Juli  1790  2)  und  in  dem  Dekret  über  die  Organisation 
der  richterlichen  Gewalt  vom  16.  August  1790.^)  Sie  wird  am 
16.  August  1791  zum  Verfassungsgesetz  erhoben.*) 

Nicht  die  Aussicht  auf  die  erwähnten  Vorteile  allein  führt 
zu  der  erwähnten  Institution.  Noch  ein  andrer  Beweggrund 
macht  sich  geltend.  Es  ist  die  Rücksicht  auf  die  Tradition. 
Die  Ehrfurcht  vor  dem  Königtum  hält,  wie  so  oft,  die  National- 
versammlung davon  ab,  ihre  letzten  theoretischen  Konsequenzen 
zu  ziehen.  Auch  in  diesem  Fall  geht  ihre  Bestrebung  dahin, 
die  königliche  Macht  nur  so  weit  zu  verringern,  als  die  Freiheit 
der  Bürger  es  erfordert.  „In  einem  monarchischen  Staat,"  sagt 
Perez  de  Lagesse,  „müssen  zwischen  dem  Volk  und  dem  Fürsten 
alle  Bande  erhalten  bleiben,  die  der  Freiheit  nicht  verhängnis- 
voll sind."^) 

Die  Wahl  der  Richter  durch  das  Volk  ist  eine  Kon- 
sequenz, zu  welcher  die  Versammlung  auf  zwei  verschiedenen 
Wegen   gelangt    ist.      Einmal    wird   das   Prinzip   der  Volks  wähl 


1)  Arch.  pari.  XV,  p.  430. 

2)  Titre  I,  art.  6,  Arcb.  pari.  X,  p.  735. 

3)  Titre  II,  art.  6,  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105. 

*)  Arch.  pari.  XXIX,  p,  461.  —  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538,  Titre  III^ 
chap.  V,  art.  2  :  «La  justice  sera  rendue  gratuitement  par  des  juges  elus  ä  teinpa 
par  le  peuple,  et  institues  par  lettres  patentes  du  roi,  qui  ne  pourra  les  refuser.  » 

5)  M.  Perez  de  Lagesse,  8  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  430. 
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als  eine  rechtliche  Folgerung  aus  dem  Grundsatz  abgeleitet,  daf? 
die  richterliche  Gewalt  unmittelbar  in  der  souveränen  Macht  des 
Volkes  ihren  Ursprung  hat.  Diese  Deduktion  haben  wir  als 
unrichtig  angegriffen.  Aber  zu  der  Volkswahl  wird  die  National- 
versammlung auch  durch  eine  politische  Betrachtung,  durch  eine 
Zweckmäßigkeitserwägung  geführt.  Und  hier  zeigt  sich  das  Be- 
streben, die  persönliche  Unabhängigkeit  der  Richter  gegenüber 
der  Regierung  zu  wahren.  Der  Gedankengang  ist  dieser:  "Wenn 
die  Regierung  die  Richterstellen  vergibt  oder  auch  nur  an  ihrer 
Besetzung  mitwirkt,^)  so  wird  sie  es  in  der  Hand  haben,  die 
Aemter  mit  Männern  zu  besetzen,  welche  ihr  ergeben  sind.  Mag 
auch  in  der  Folge  die  Stellung  der  Richter  in  rechtlicher  Hin- 
sicht ganz  unabhängig  gestaltet  werden,  mag  auch  die  Absetzung 
der  Richter  durch  die  Regierung  ausgeschlossen  sein,  so  werden 
dennoch  die  Träger  dieser  Aemter  aller  AVahrscheinlichkeit  ihre 
Sinnesart  nicht  ändern  und  auch  weiter  unter  dem  Einfluß  der 
Regierung  stehen.  Es  ist  nun  sehr  leicht  gegen  diesen  Gedanken- 
gang den  Einwand  zu  erheben,  derjenige  Richter  sei  viel  ab- 
hängiger, der  seine  Ernennung  einer  politischen  Partei  verdanke, 
als  der  andre,  der  vom  König  erwählt  sei.  Es  ist  leicht  in  die 
Kritik  einzustimmen,  welche  man  gegen  die  Richterwahl  in  den 
Staaten  der  Union  und  in  den  Kantonen  der  Schweiz  erhoben 
hat.  Aber  es  ist  zweierlei  zu  bedenken.  Ob  der  eine  oder  der 
andre  Richter  sich  in  größerer  Abhängigkeit  befindet,  hängt  einzig 
und  allein  davon  ab  ,  in  welchem  Maße  die  herrschende  Partei 
in  dem  einen  Staat  oder  der  Monarch  in  dem  andern  Staat  einen 
Einfluß  zur  Geltung  zu  bringen  und  den  Richter  zu  binden  sucht. 
Die  Tatsache  der  Ernennung  an  sich  selber  fällt  in  dem  einen 
wie  in  dem  andern  Falle  gleich  schwer  ins  Gewicht.  Und  weiter 
darf  nicht  vergessen  werden,  daß  es  sich  hier  um  das  Problem 
handelt,  den  einen  Gewaltenträger  unabhängig  zu  machen  von 
dem  andern  Gewaltenträger.  Es  kommt  also  darauf  an,  die 
Richter  dem  Einfluß  des  Monarchen  und  des  Parlaments  zu  ent- 
ziehen. Die  Wähler,  die  politischen  Parteien  sind  keine  Gewalten- 
träger, und  so  ist  das  Prinzip  von  der  subjektiven  Gewalten- 
trennung gewahrt,   wenn  nur  die  Richter  nicht  gezwungen  sind, 

1)  Cf.  M.  de  Clermont-Tonnerre,  8  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  427. 
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sich  der  politischen  Uebermacht  der  legislativen  Körperschaft 
und  des  Monarchen  zu  beugen. 

Wie  diese  Betrachtung  lehrt,  hat  die  Nationalversammlung 
versucht,  die  Ernennung  der  Eichter  in  einer  Form  zu  regeln, 
welche  sich  mit  der  Grewaltentrennung  im  subjektiven  Sinn  völlig 
in  Einklang  befindet. 

Wird  dem  König  das  Recht  verliehen,  die  Richter  zu  er- 
nennen, so  ist  damit  die  subjektive  Gewaltentrennung  in  Frage 
gestellt.  Das  ist  die  Ansicht  der  Versammlung.  Und  natür- 
licherweise muß  die  Gefahr  der  Abhängigkeit  sich  mehren,  wenn 
die  Richter  nur  auf  Zeit  ernannt  werden  oder  wenn  der  König 
sie  gar  absetzen  kann.  Denn  in  diesem  Fall  ist  nicht  allein  zu 
befürchten,  daß  die  zum  Richteramt  ernannten  Männer  aus  Ueber- 
zeugungstreue  dem  Monarchen  ergeben  bleiben;  es  ist  zu  be- 
sorgen, daß  sie  aus  ganz  egoistischem  Interesse  diese  Gesinnung 
betätigen,  daß  ein  andres  und  noch  viel  stärkeres  Motiv  hinzu- 
tritt, um  sie  in  dieser  Ergebenheit  zu  bestärken:  es  ist  der 
Wunsch,  nach  Ablauf  ihrer  Amtszeit  von  neuem  ernannt  zu 
werden,  es  ist  das  Bestreben,  die  Absetzung  zu  vermeiden. 

Nun  hat  die  Partei,  welche  die  dreifache  Gewaltenteilung 
vertritt,  die  Ernennung  der  Richter  durch  den  König  von  vorn- 
herein verworfen.  Diese  Erwägung  kommt  daher  für  sie  nicht 
in  Betracht.  Die  Erwägung  wird  von  einem  Teil  der  Gegner 
aufgenommen.  Wir  haben  gesehen,  daß  ein  Teil  der  Partei, 
welche  keine  getrennte  richterliche  Gewalt  anerkennt,  die  Richter 
durch  den  König  ernennen  läßt.  Obwohl  man  nun  die  persön- 
liche Unabhängigkeit  der  Richter  nicht  als  Konsequenz  der  Ge- 
waltentrennung fordert,  so  ist  man  doch  bestrebt,  diese  Unab- 
hängigkeit im  Interesse  einer  unparteiischen  Rechtspflege  zu 
schaffen.  Man  fordert  daher  die  Verleihung  des  Richteramts 
auf  Lebenszeit.^)     Damit  wird  man  inkonsequent.     Man  verläßt 


1)  M.  l'abbe  Maury,  5  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  398<  «  Ce  n'est  pas 
pour  l'interet  du  despotisme,  c'est  pour  la  sürete  des  peuples,  que  les  rois  ont 
ete  obliges  de  reconnaitre  rinamovibilite  des  juges.  —  Je  ne  crains  pas  de  vous 
predire  que  rinamovibilite  sera  retablie  dans  les  tribunaux,  quand  vous  voudrez 
donner  ä  la  nation  des  juges  qui  trouvent  dans  levu  independance  le  noble 
courage  d'etre  justes.  »  —  M.  Mounier,  12  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  409: 
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das  Prinzip,  nach  welchem  der  König  die  vollziehende  und  richter- 
liche Gewalt  in  sich  vereint.  Man  bringt  das  Prinzip  einer 
höheren  Rücksicht  zum  Opfer,  einer  Rücksicht,  die  sich  schon 
geltend  gemacht  hat,  bevor  die  Lehre  von  der  Gewaltentrennung 
die  politische  Gedankenwelt  durchdrang.^) 

Die  Majorität  der  Nationalversammlung  entscheidet  sich  für 
die  Volkswahl.  Diese  Majorität  setzt  sich  zusammen  aus  einem 
Teil  der  Gegner,  vor  allem  aber  aus  sämtlichen  Anhängern  einer 
dreifachen  Gewaltenteilung.  Es  könnte  nun  jemand  vermuten, 
daß  hier,  wo  man  sich  vorzugsweise  auf  die  Dreiteilung  der  Ge- 
walten stützt,  der  Gedanke  von  der  Unabhängigkeit  der  richter- 
lichen Gewalt  zu  der  gleichen  Forderung  einer  Berufung  auf 
Lebenszeit  führt,  die  im  andern  Lager  schon  durch  die  Rücksicht 
der  Unparteilichkeit  geboten  ist.  Indessen  eine  solche  Konsequenz 
wird  nicht  gezogen  und  wäre  nicht  korrekt.  Wie  eben,  als  es 
sich  um  die  Ernennung  handelte,  ist  auch  jetzt  zu  bedenken, 
daß  nicht  die  Abhängigkeit  von  den  Wählern  der  Gewalten- 
trennung Eintrag  tut  und  die  Besorgnis  der  Nationalversammlung 
erregt,  sondern  nur  die  Abhängigkeit  von  den  andern  Gewalten- 
trägern, mithin  von  König  und  Parlament.  Zudem  fürchtet  die 
Nationalversammlung  für  die  Freiheit  der  Bürger,  wenn  den 
Richtern  zu  große  Macht  verliehen  wird. 2)     Aber  sieht  sie  nicht 


«  Quant  au  pouvoir  judiciaire,  il  n'est  qu'une  emanation  du  pouvoir  executif, 
qui  doit  le  mettre  en  activite  et  le  surveiller  constamment ;  mais,  afin  que  le 
pouvoir  executif  n'introduise  pas  l'arbitraire  dans  les  tribunaux,  ne  domine 
pas  la  conscience  des  juges,  les  lois  doivent  garantir  leur  liberte  dans  l'exercice 
de  leurs  fonctions,  et  ne  pas  permettre  qu'ils  soient  depossedes  de  leur  emploi 
pendant  le  tenips  qu'elles  aiu-ont  determine,  si  ce  n'est  pour  une  prevarication, 
et  en  vertu  d'un  jugement  legal.  » 

^)  In  England  wurde  die  Absetzbarkeit  der  Richter  in  dem  Act  of  Settlement 
1701  prinzipiell  verneint.  Art.  3:  "That...  Judge's  commissions  be  made 
quamdiu  se  bene  gesserint,  and  their  salaries  ascertained  and  established;  but 
upon  the  adress  of  both  Houses  of  Parliament  it  may  be  lawful  to  remove  tliem." 

2)  M.  Chabroud,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  447  :  «  Ce  n'est  pas  du 
tout  que  les  juges  soient  nommes  par  le  peuple,  il  faut  encore  que  l'election 
populaire  ne  confere  pas  un  caractere  ii-revocable.  Une  nation  ne  sera  pas  long- 
temps  libre,  si  eile  accorde  l'inamovibilite  ä  ceux  qu'elle  prepose  ä  des  fonctions 
publiques.  »  M.  d' Andre,  3  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  370 :  « II  n'est  pas 
douteux  que  des  hommes  qui  seraient  juges  pour  la  vie  regarderaient  leurs  offices 
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iii  der  steigenden  Macht  der  Wähler  eine  Gefahr  für  die  Frei- 
heit? Nein,  denn  sie  unterscheidet  hier,  wie  auch  an  andrer  Stelle, 
nicht  deutlich  zwischen  dem  Willen  der  Wähler  und  dem  Willen 
des  Volks.  Sie  erwägt  endlich,  daß  es  gut  sei.  wenn  die  öfient- 
liche  Meinung  über  die  Amtsführung  des  Richters  entscheide. 
Das  Volk  werde  den  guten  Richter  von  neuem  wählen,  den 
schlechten  fallen  lassen.^)  In  dem  Entwurf  vom  22.  Dezember 
1789  werden  noch  Eichter  auf  Lebenszeit  vorgeschlagen.^)  Allein 
am  4.  Mai  1790  wird  beschlossen,  daß  die  Richter  nur  für  sechs 
Jahre  ernannt  werden  sollen.*)  Und  der  Entwurf  vom  5.  Juli 
1790*)  sowie  das  Dekret  vom  16.  August  1790^)  halten  an  dieser 
Regel  fest. 

Wie  die  Frage  der  Amtsdauer  ohne  Widerspruch  mit  dem 
Prinzip  der  subjektiven  Gewaltentrennung  geregelt  wird,  so  auch 
die  Frage  der  Absetzbarkeit.    Die  Verfassung  vom  3.  September 

comme  des  proprietes  et  chercheraient  ä  etendre  leiirs  prerogatives  :  il  n'est  pas 
douteux  qu'ä  la  longue  l'esprit  de  Corps  attaquerait  la  liberte.  »  —  Cf.  M.  Broehe- 
ton,  1.  c. 

^)  M.  Bergasse,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  445  :  «  On  observera  que, 
quoiqu'en  general  il  paraisse  convenable  que  la  foaction  de  juge  soit  ä  vie,  ä 
cause  des  connaissances  malheureusement  assez  etendues  qu'eUe  suppose,  con- 
naissances  qu'on  serait  peu  jaloux  d'acquerir,  si  elles  ne  devaient  procurer  dans 
la  societe  un  etat  permanent  ä  celui  qui  les  possede,  cependant  il  serait  ä  desirer 
qu'apres  un  certain  terme,  les  juges  eussent  besoin  d'etre  confirmes.  Dans  un 
pareil  ordre  de  choses,  il  est  bien  peu  ä  craindre  que  le  juge  qu'une  bonne  opinion 
envirorme  coxvce  le  risque  de  perdre  sa  place  ;  le  peuple  a  trop  d'interet  ä  conserver 
\m  bon  juge.  II  n'y  aurait  donc  que  le  mauvais  juge  qui  aurait  un  deplace- 
ment  ä  redouter ;  et  il  y  a  tant  de  manieres  d'etre  mauvais  juge,  on  peut 
prevariquer  en  tant  de  faQons  dans  l'emploi  du  pouvoir  judiciaire,  sans 
paraitre  neanmoins  offenser  la  loi,  sans  se  trouver  dans  aucune  circonstance 
oü  l'on  soit  responsable  ä  ses  yeux,  qu'il  faut  ici  laisser  quelque  chose  ä 
faire  ä  l'opinion,  et  soufFrir  que  celui  dont  la  conduite  n'a  pas  ete  constam- 
ment  assez  pure  pour  etre  au-dessus  de  tout  soup^on,  soit  force,  ä  certaine 
epoque,  ä  renoncer  a  un  ministere  qu'on  ne  peut  bien  exercer  qu'autant 
qu'on  inspire  une  grande  confiance  en  rexer9ant.  » 

2)  Titre  I,  Arch,  pari.  X,  p.  725  et  726. 

3)  Arch,  pari.  XV,   p.  384. 

■*)  Titre  I,  art.  4,  Arch.  pari.  X,  p.  735. 

^)  Titre  II,  art.  3,  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105:  «Les  juges  seront  elus 
pour  six  annees  ;  ä  Texpiration  de  ce  temps,  il  sera  procede  ä  une  election 
nouvelle,  dans  laquelle  les  memes  juges  pourront  etre  reelus.  » 
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1791  bestimmt,  daß  die  Richter  nur  abgesetzt  werden,  wenn  sie 
ein  Verbrechen  begangen  haben  und  ein  gerichtliches  Urteil  er- 
gangen ist.^)  Wird  aber  ein  Urteil  gefordert,  so  entscheidet  die 
richterliche  Gewalt  selbst  über  die  Absetzung.  Eine  persönliche 
Abhängigkeit  der  Richter  unter  eine  fremde  Gewalt  wird  also 
nicht  geschaffen. 

"Wir  sehen,  daß  die  Nationalversammlung  sich  konsequent 
geblieben  ist,  das  Prinzip  der  subjektiven  Gewaltenteilung  streng 
durchgeführt  hat.  Die  persönliche  Unabhängigkeit  der  Richter 
von  dem  König  ist  gewahrt.  Und  wenn  auch  die  Verfassung 
königliche  Kommissare  einsetzt,  um  darüber  zu  wachen,  daß  die 
Gesetze  bei  der  Urteilsfindung  beobachtet  werden,  wenn  auch 
die  Verfassung  dem  Justizminister  aufgibt,  dem  Kassationshof 
die  Akte  zu  bezeichnen,  durch  welche  die  Richter  ihre  Macht 
überschritten  haben,  so  bestimmt  sie  zugleich,  daß  nur  der 
Kassationshof  über  diese  Machtüberschreitung  urteilt  und  daß 
nur  der  hohe  nationale  Gerichtshof  entscheidet,  ob  die  Richter 
sich  hierbei  eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  haben.  Die 
königlichen  Kommissare  und  der  Justizminister  haben  demnach 
lediglich  ein  Recht  und  eine  Pflicht  zur  Anzeige,  nicht  aber 
eine  Eutscheidungsgewalt.  Ueber  Richter  urteilen  wieder  nur 
Richter,  und  so  ist  auch  hier  die  subjektive  Gewaltenteilung 
aufrechterhalten.'^) 


1)  Titre  III,  chap.  V,  art.  2,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538:  «Les  juges 
ne  pourront  etre,  ni  destitues  que  pour  forfaiture  düment  jugee,  ni  suspendus 
que  par  une  accusation  admise.  »  —  Cf.  Projet  du  22  decembre  1789,  Titre  I, 
art.  10,  Arch.  pari.  X,  p.  726.  —  Beeret  du  16  aoüt  1790,  Titre  II,  art.  8. 
Arch,  pari.  XVIII,  p.  lOö. 

^)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  540,  art.  25  : 
<(  Les  fonctions  des  commissaires  du  roi  aupres  des  tribunaux  seront  de  requerir 
1' Observation  des  lois  dans  le  jugements  ä  rendre.  »  Art.  27:  «Le  mindstre 
de  la  justice  denoncera  au  tribunal  de  Cassation,  pari  la  voie  du  commissaire 
du  roi,  et  sans  prejudice  du  droit  des  parties  interessees,  les  actes  par  lesquels 
les  juges  auraient  excede  les  bornes  de  leur  pouvoir.  —  Le  tribunal  les  annulera ; 
et  s'Us  donnent  lieu  ä  Ist  forfaiture,  le  fait  sera  denonce  au  Corps  legislatif,  qui 
rendra  le  decret  d' accusation,  s'il  y  a  heu,  et  renverra  le  prevenu  devant  la 
haute  cour  nationale.  »  —  Cf.  M.  Chabroud,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII, 
p.  446  et  447.  —  Cf.  M.  Ricard,  1.  c,  p.  472.  —  Cf.  M.  Rcederer,  7  mai  1790, 
Arch.  pari.  XV,  p.  416. 
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Die  Prokuratoren  werden  von  dem  König  ernannt.  Die 
Nationalversammlung  bleibt  sich  konsequent,  wenn  sie  diese 
Regel  aufstellt.  Denn  nicht  sie  entscheiden  über  die  Eechtsfrage. 
Sie  bereiten  die  Entscheidung  des  Gerichtes  vor;  sie  vollstrecken 
sie,  wenn  sie  ergangen  ist.  Zwar  müssen  auch  sie  die  Frage 
prüfen,  ob  in  einem  bestimmten  Fall  ein  Gesetz  Anwendung 
findet.  Wie  könnten  sie  sich  entschließen,  eine  Sache  vor  das 
Gericht  zu  bringen,  wenn  sie  nicht  ein  Urteil  in  ihrem  Sinn 
erwarteten?  Aber  sie  bilden  nicht  die  Instanz,  welche  berufen 
ist,  diese  Frage  zu  lösen  und  dadurch  der  Ausführung  des  Ge- 
setzes freie  Bahn  zu  schaffen.  Ihre  Tätigkeit  ist  nicht  die  Recht- 
sprechung, sondern  das  Handeln  für  den  Staat.  Nicht  eine 
logische  Deduktion  ist  ihre  Aufgabe,  sondern  die  Ausübung  der 
physischen  Macht.  ^)  Ihre  Tätigkeit  fällt  unter  die  Exekutive  im 
engeren  Sinn.  Und  darum  sind  sie  von  dem  König  abhängig  und 
werden  von  ihm  ernannt.  Das  sind  die  Argumente,  die  angeführt 
werden.^)     Einige  Stimmen,  die  sich  gegen  diese  Auffassung  er- 


^)  M.  Duport,  Principes  et  plan  sur  Fetablissement  de  l'ordre  judiciaire, 
29  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  409  :  «  Quand  les  jugements  sont  rendus 
legalement,  il  faut  qu'ils  soient  executes  ;  comme  ils  sont  une  application  de  la 
volonte  generale,  il  faut  qu'ils  soient  appuyes  de  toute  la  force  publique  ;  car, 
Sans  cela,  la  volonte  particuliere  predominerait  sur  Celle  de  tous.  II  faut  donc 
placer  aupres  des  juges  une  force  capable  de  vaincre  toutes  les  resistances.  — 
Cette  force  qui  reside  aupres  des  juges,  ne  doit  pas  etre  dirigee,  mais  seulement 
provoquee  par  eux.  Cela  est  evident ;  il  ne  Test  pas  moins  que  cette  force, 
quelle  qu'elle  soit,  garde  nationale,  marechaussee  ou  autres,  doit  aboutir  ä  un 
centre  dont  eile  regoive  le  mouvement  et  la  direction.  L'homme  qui  sera  Charge 
de  cette  fonction,  doit  necessairement  etre  nomme  par  le  pouvoir  executif, 
institue  par  lui  et  lui  etre  subordonne.  Cela  est  necessaire  ä  l'imite  d'action,  et 
aux  principes  de  la  monarchie,  qui  veulent  qu'en  derniere  analjse,  avec  des 
regles  etablies,  toute  sorte  d'execution  vienne  du  chef  du  pouvoir  executif,  et 
s'y  rapporte.  —  II  ne  suffit  pas,  Messiem-s,  poiu:  les  i^rincipes  de  l'unite  monar- 
chique,  qu'il  existe  une  force  physique,  capable  de  tout  reunir  et  de  tout  contenir ; 
les  hommes  ne  se  gouvernent  pas  par  la  crainte.  II  faut  donc  instituer  une  force 
legale,"  qui  puisse  rallier  toutes  les  parties  de  Tempire  a  l'execution  de  la  meme 
loi  et  de  la  meme  volonte.  C'est  dans  cette  vue  que  je  propose  de  placer,  aupres 
de  chaque  tribunal,  une  partie  publique,  sous  le  nom  de  soUiciteur  public.  » 

-)  M.  Chabroud,  30  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  447  :  «  En  ce  qui  concerne 
les  magistrats  qui  exercent  le  ministere  public,  je  croLs  qu'il  faut  en  abandormer 
au  roi  le  choix  libre  et  entier.  —  Ceux-ci  sont  les  preposes  immediats  du  pouvoir 
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heben  und  die  Tätigkeit  der  Prokuratoren  als  eine  richterliche 
bezeichnen,  finden  kein  Gehör. ^)  In  dem  Entwurf  vom  5.  Juli 
1790  und  in  dem  Dekret  vom  16.  August  1790  wird  der  Grund- 
satz aufgestellt,  daß  der  König  berechtigt  sei,  die  Prokuratoren 
zu  ernennen.  '^)  Nur  in  einem  Punkt  weicht  die  Nationalversamm- 
lung von  dieser  Ansicht  ab.  Sie  beschließt,  daß  der  öffentliche 
Ankläger  durch  das  Volk  gewählt  werden  soll.  3)  Dieser  Stand- 
punkt wird  nicht  begründet.  *)  Will  die  Versammlung  durch  die 
Volkswahl  eine  Garantie  schaffen?  Will  sie,  daß  der  öffentliche 
Ankläger  das  Vertrauen  des  Volks  besitze?  Jedenfalls  liegt  hier 
eine  Inkonsequenz  vor.  Der  öffentliche  Ankläger  übt  exekutive 
Gewalt  aus  und  muß  deshalb  in  der  Abhängigkeit  des  Königs 
stehen. 

Wie   die   Prokuratoren,    so  werden   auch    die  Beamten  der 


executif.  Ils  acquittent  le  prince  du  devoii-  qui  lui  fut  impose  lorsque  les  actions 
publiques  furent  mises  sur  sa  tete  par  le  peuple  ä  qui  alles  appartiemient.  Ils 
suivent,  ä  son  nom,  les  tribunaux,  pour  y  faire  parier  sans  cesse  la  loi,  pour  leur 
deferer  les  delits  qui  blessent  la  loi,  pour  maintenir  l'observation  pure  de  la 
loi.  Ils  sont  immediatement  comptables  au  prince,  ils  correspondent  avec  lui. 
ils  le  representent  dans  leurs  fonctions.  —  Ces  officiers  ne  sont  donc,  en  effet. 
que  les  preposes  du  roi,  ses  procureurs,  dans  racception  rigoureuse  du  mot. 
II  faut  renverser  toutes  les  idees  pour  concevoir  des  preposes  qui  ne  soient 
pas  nommes  par  celui  qui  les  commet.  Plus  le  mandat  est  important.  plus  il 
est  necessaire  qu'il  soit  le  fruit  de  la  confiance.  Apres  avoir  impose  au  prince 
de  grandes  obligations,  si  vous  le  forcez  ä  recevoir  ses  cooperateurs,  vous  etes 
injustes  et  inconsequents.  »  —  Cf.  M.  Chabroud,  8  mai  1790,  Arch.  pari.  XV, 
p.  430.  —  Ueber  die  Kompetenz  der  Prokuratoren  cf.  M.  Chabroud,  XII,  p.  454. 
Projet,  Titre  VII.  —  Cf.  Projet,  XII,  p.  452,  Titre  III. 

^)  M.  Milscent,  8  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  430  :  « II  n'est  pas  vrai  de 
dire  que  les  procureurs  generaux  sont  les  cooperateurs  du  roi ;  le  roi  ne  coopere 
pas  ä  la  justice.  »  —  Cf.  M.  BoutteviUe-Dumetz,  1.  c,  p.  431. 

■^)  Projet,  Titre  I,  art.  8,  Arch.  pari.  X,  p.  735.  —  Decret,  Titre  II,  art.  8 : 
«  Les  officiers  charges  des  fonctions  du  ministere  public  seront  nommes  ä  vie 
par  le  roi.  » 

^)  Constitution  du  3  .septembre  1791,  Titre  III,  chap.  V,  art.  2 :  «  L'accu- 
sateur  public  sera  nomme  par  le  peuple.  »      Arch.  pari.  XXXII,  p.  538. 

*)  M.  Buzot,  16  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  461  :  «  11  y  a  surtout  un 
homme  fort  essentiel  dans  la  justice,  c'est  l'accusateur  public.  II  est  tres  inter- 
essant que  cet  homme  ne  soit  pas  nomme  par  le  roi.  Je  demande  qu'il  soit  dit 
actuellement  que  l'accusateur  sera  toujours  nomme  par  le  peuple.  » 
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Polizei  von  dem  König  ernannt.^)  Denn  sie  üben  nicht  eine 
richterliche  Funktion  aus.  Ihre  Aufgabe  besteht  darin,  die  Ver- 
brechen zu  verhindern.  2)  Ihre  Tätigkeit  ist  Handeln  für  den 
Staat. 

"Wir  haben  gesehen,  die  Nationalversammlung  hat  in  kon- 
sequenter Weise  das  Prinzip  der  subjektiven  Gewaltentrennuug 
durchgeführt.  Wir  gehen  weiter  und  fragen,  ob  sie  in  dem  Werk 
ihrer  Gesetzgebung  auch  das  Prinzip  der  objektiven  Gewalten- 
trennung verwirklicht  hat,  ob  sie  jeden  der  drei  Gewaltenträger 
in  seine  natürlichen  Grenzen  gebannt,  Sicherheit  dafür  geschaffen 
hat,  daß  er  seinen  Machtkreis  nicht  überschreitet.  Wir  betrachten 
nacheinander  das  Verhältnis  der  richterlichen  Gewalt  zu  der 
gesetzgebenden  und  zu  der  ausführenden  Gewalt. 

Die  richterliche  Gewalt  soll  nicht  in  das  Gebiet  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  übergreifen,  so  lautet  das  Prinzip,  welches  die 
Nationalversammlung  von  jeher  verkündet  und  in  der  Verfassung 
ausspricht.^)  ,,Die  richterliche  Gewalt  ist  mangelhaft  ausgebaut," 
sagt  Bergasse  schon  am  17.  August  1789,  „wenn  die  Träger  dieser 
Gewalt  einen  aktiven  Teil  an  der  Gesetzgebung  besitzen  oder  in 
irgendeiner  Weise  auf  die  Bildung  des  Gesetzes  einwirken 
können. "  *) 

^)  M.  Bergasse,  Rapport  au  nom  du  comite  de  Constitution  sur  1' Organi- 
sation du  pouvoir  judiciaire,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  444 :  «  La  loi 
auia  rempli  son  objet,  si  eile  ne  confie  pas  l'exercice  de  la  police  aux  meines 
magistrats  et  aux  memes  tribunaux  qui  sont  charges  de  punir  les  crimes ;  car 
c'est  ainsi  que  la  police  se  corrompt,  parce  que  c'est  ainsi  qu'elle  etend  son 
empire,  et  qu'elle  ne  se  corrompt  qu'en  etendant  son  empire.  Le  magistrat 
qui  doit  prevenir  le  crime  etant  aussi  celui  qui  doit  le  punir,  est  assez  porte  ä 
ne  pas  distinguer  ces  deux  especes  de  fonctions.  » 

2)  M.  Bergasse,  1.  c.  :  «  Ici  je  veux  parier  de  la  police,  qui  a  pour  objet  de 
prevenir  les  crimes.  » 

^)  «  Les  tribunaux  ne  peuvent  pas  s'immiscer  dans  l'exercice  du  pouvoii' 
legislatif.  »  Constitution  du  3  septembre  1791,  Titre  III,  chap.  V,  art.  3,  Arch. 
pari.  XXXII,  p.  538.  —  Projet  du  22  decembre  1789,  Titre  I,  art.  6,  Arch.  pari. 
X,  p.  725.  —  Projet  du  5  juillet  1790,  Titre  I,  art.  10,  Arch.  pari.  X,  p.  735. 
—  Decret  du  16  aoüt  1790,  Titre  II,  art.  10,  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105. 

*)  M.  Bergasse,  Rapport  au  nom  du  comite  de  Constitution  sur  l'organi- 
sation  du  pouvoir  judiciaire,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  \^II,  p.  441  :  «  Le  pou- 
voir judiciaire  sera  mal  organise  si  les  depositaires  de  ce  pouvoir  ont  une  part 
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Aus  diesem  Prinzip  leitet  die  Nationalversammlung  als  un- 
mittelbare Konsequenz  einen  wichtigen  Satz  her. 

Die  Richter  sind  nicht  befugt,  die  Gesetze  zu  interpretieren. 
"Was  die  Nationalversammlung  hier  unter  dieser  Interpretation 
versteht,  ist  schwierig  zu  sagen.  AVill  sie  den  Richtern  verbieten, 
im  Wege  der  Analogie  neue  Rechtssätze  aufzustellen  oder  will 
sie  ihnen  nur  verbieten,  unter  dem  Vorwand  einer  Interpretation 
neue  Rechtsregeln  zu  schaffen?  Im  ersten  Fall  würde  das  Ge- 
biet der  richterlichen  Tätigkeit  in  unnatürlicher  Weise  ein- 
geschränkt. Und  der  Grund  für  diese  Einschränkung  ist  nicht 
zu  finden.  Eher  wird  man  zu  der  zweiten  Auffassung  neigen. 
Für  sie  spricht  es,  wenn  Bergasse  „die  Interpretation,  die  Er- 
weiterung oder,  was  das  gleiche  bedeutet,  die  Anwendung  des 
Gesetzes  nach  der  Willkür  einzelner"  hindern  will.^)  Die  National- 
versammlung beschließt,  daß  die  Richter  sich  an  die  gesetzgebende 
Körperschaft  wenden  sollen,  wenn  sie  dafür  halten,  daß  ein  neues 
Gesetz  notwendig  ist.^) 

active  ä  la  legislation,  ou  peuvent  influer,  an  quelque  maniere  qua  ca  soit,  sur 
la  formation  de  la  loi.  — -  Car  Tamoiir  de  la  domination  n'est  pas  moins  dans 
le  Coeur  de  riiomme  que  l'amour  de  la  liberte  ;  la  domination  n'etant  qu'une 
espece  d'independance,  et  tous  les  hommes  voulant  etre  independants :  or,  si 
le  ministre  de  la  loi  peut  influer  sur  sa  formation,  certainement  il  est  ä  craindre 
qu'il  n'y  influe  qu'ä  son  profit,  que  pour  accroitre  sa  propre  autorite,  et  diminuer 
ainsi,  soit  la  liberte  publique,  soit  la  liberte  particuliere.  »  —  M.  Thouret, 
24  mars  1790,  Arch.  pari.  XII.  p.  344.  ~  M.  Duport,  29  mars  1790,  1.  c.,  p.  410. 
—  Cf.  M.  Chabroud,  Projet,  Titre  I,  art.  3,  30  mars  1790,  1.  c.,  p.  451. 

^)  M.  Bergasse,  17  aoüt  1789,  Arch.  pari.  VIII,  p.  443  :  « Le  pouvoir  judici- 
aire  sera  mal  organise  si  le  juge  jouit  du  dangereux  privilege  d' Interpreter  la  loi  ou 
d'ajouter  ä  ses  dispositions.  —  Car,  on  aper^oit  sans  peine  que,  si  la  loi  peut 
etre  interpretee,  augmentee,  ou,  ce  qui  est  la  meme  chose,  appliquee  au  gre 
d'une  volonte  particuliere,  l'homme  n'est  plus  sous  la  sauvegarde  de  la  loi, 
mais  sous  la  puissance  de  celui  qui  l'interprete  ou  qui  l'augmente  ;  et  le  pouvoir 
d'un  homme  sur  un  autre  homme  etant  essentiellement  ce  qu'on  s'est  propose 
de  detruire  par  l'institution  de  la  loi,  on  voit  clairement  que  ce  pouvoir  au  con- 
traii'e  acquerrait  una  force  prodigieuse,  si  la  faculte  d'intarpreter  la  loi  etait 
laissee  ä  celui  qui  an  est  le  depositaire.  » 

2)  Dekret  vom  16.  August  1790,  Titel  II,  Art.  12,  Arch.  pari.  XVIII,  S.  105: 
«  Les  tribunaux  ne  poui'ront  point  faire  de  reglements  ;  mais  ils  s'adresseront 
au  Corps  legislatif  toutes  les  fois  qu'ils  croiront  necessaire,  soit  d'interpreter 
une  loi,  soit  d'en  faire  une  nouvelle.  »  —  Cf.  Projet  de  Bergasse,  17  aoüt  1789, 
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Duguit  macht  der  Nationalyersammluiig  den  Vorwurf,  sie 
habe  den  Richtern  das  Recht  versagt,  die  Yerfassungsmäßigkeit 
der  Gesetze  zu  prüfen ;  dadurch  habe  sie  die  richterliche  Gewalt 
der  gesetzgebenden  Gewalt  unterworfen.  Seien  beide  gleich- 
berechtigt und  nur  der  Verfassung  Untertan,  wie  die  National- 
versammlung annehme,  so  müsse  den  Richtern  die  Möglichkeit 
bleiben,  sich  gegenüber  der  legislativen  Körperschaft  auf  die 
Verfassung  zu  berufen.  Dem  Gesetzgeber  müsse  es  verwehrt 
sein,  die  Richter  zur  Anwendung  einer  Regel  zu  zwingen,  die 
nicht  Gesetz  im  Sinne  der  Verfassung  sei.  So  werde  es  in  den 
Vereinigten  Staaten  gehalten,  wo  ebenfalls  die  dreifache  Gewalten- 
teilung durchgeführt  sei.  ^) 

Der  Vorwurf  geht  also  nach  den  klaren  Worten  von  Duguit 
dahin ,  daß  die  Gewaltentrennung  im  subjektiven  Sinne  nicht 
konsequent  durchgeführt  sei.  Gegen  diese  Argumentation  ist 
zweierlei  vorzubringen.  Es  ist  mindestens  zweifelhaft .  ob  die 
Nationalversammlung  die  Richter  hindern  will,  verfassungs- 
widrigen Gesetzen  die  Anwendung  zu  versagen.  ^)  Duguit  vermag 
keine  Quellen  für  seine  Meinung  anzuführen.  Wenn  es  an  ver- 
schiedenen Stellen  heißt,  daß  die  Gerichte  die  Ausführung  von 
Dekreten  des  Parlaments,  welche  die  Sanktion  des  Königs  er- 
halten haben,  nicht  hindern  und  nicht  aufhalten  können,  daß  sie 
verpflichtet  sind,  die  Gesetze,  die  ihnen  übersandt  werden,  un- 
verändert in  ein  besonderes  Register  einzutragen  und  sie  inner- 
halb einer  Woche  zu  verkünden,^)   so  sind   diese  Regeln  zu  un- 

Titre  I,  art.  9,  Arcli.  pari.  VIII,  p.  446.  —  Projet  du  22  decembre  1789,  Titre  I, 
art.  8,  Aldi.  pari.  X,  p.  725.  —  Projet  du  5  juillet  1790,  Titre  I,  art.  12,  Ai-ch. 
pari.  X,  p.  735.  —  M.  Duport,  29  mars  1790,  Arcli.  pari.  XII,  p.  410.  —  Projet 
de  M.  Chabroud,  Titre  I,  art.  3,  4,  30  mars  1790,  Ai-ch.  pari.  XII,  p.  451. 

^)  La  Separation  des  pouvoirs,  1893,  p.  90  et  91  :  «  Si  l'on  admet  le  principe 
formule  par  l'Assemblee  Constituante,  si  l'on  admet  l'autonomie,  l'independance 
absolue  du  pouvoir  judiciaire,  si  l'on  considere  qu'ü  emane,  comme  le  pouvoir 
legislatif,  directement  du  peuple  souverain,  il  doit  etre  l'egal  du  pouvoir  legis- 
latif,  et,  comme  lui  snbordonnc  nniqnement  ä  la  Constitution. » 

^)  Die  Verfassungsmäßigkeit  eines  Gesetzes  setzt  zweierlei  voraus,  daß  die 
notwendigen  Formen  beobachtet  und  daß  die  Grenzen  nicht  überschritten  sind, 
innerhalb  derer  die  gesetzgebende  Gewalt  delegiert  ist. 

3)  Decret  du  16  aoüt  1790,  Titre  II,  art.  10,  11,  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105: 
« Les   tribunaux   ne  pourront  prendi'e  directement  ou  indirectement  aucune 
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bestimmt,  als  daß  man  mit  Esmein^)  jenen  Schluß  aus  ihnen 
ziehen  könnte.  Und  selbst,  wenn  den  Richtern  das  Recht  ver- 
sagt ist,  die  Verfassuugsmäßigkeit  der  Gesetze  zu  prüfen,  hat  das 
eine  Abhängigkeit  ihrer  eignen  Gewalt  von  der  gesetzgebenden 
Gewalt  zur  Folge  ?  Duguit  gibt  seiner  Theorie  etwas  Bestechen- 
des, indem  er  sagt:  Wenn  die  richterliche  Gewalt  nicht  über  die 
Verfassungsmäßigkeit  der  Gesetze  entscheiden  kann,  so  ist  sie 
nicht  mehr  einzig  der  Verfassung  Untertan  und  damit  abhängig. 
Prüfen  wir  dies  Argument  näher.  Die  Verfassung  befiehlt  den 
Richtern  die  Anwendung  der  Gesetze.  Dann  aber  muß  sie  die 
Richter  darüber  belehren,  woran  sie  die  Gesetze  erkennen,  welche 
sie  beobachten  sollen.  Die  Verfassung  kann  nun  darauf  ver- 
zichten, ein  besonderes  formelles  Kriterium  zu  diesem  Zweck 
aufzustellen  und  kann  die  Richter  lediglich  auf  die  Erfordernisse 
verweisen,  welche  materiell  zum  verfassungsmäßigen  Zustande- 
kommen der  Gesetze  notwendig  sind.  In  diesem  Falle  wird 
man  sagen,  daß  die  Richter  das  Recht  haben,  zu  prüfen,  ob  die 
Gesetze  verfassungsgerecht  sind.  Die  Verfassung  kann  aber  auch 
die  Richter  anhalten,  nach  einem  formellen  Merkmal  zu  ent- 
scheiden, ob  sie  einem  Gesetz  gegenüberstehen.  Sie  kann  für 
maßgebend  erklären,  daß  ihnen  ein  Akt  durch  den  König  oder 
den  Parlamentspräsidenten  als  Gesetz  übermittelt  wird.  Ist  in 
diesem  Fall  den  Richtern  ein  verfassungswidriges  Gesetz  über- 
sandt  und  wenden  sie  es  pflichtgemäß  an,  so  unterwerfen  sie  sich 
damit  nicht  dem  Willen  des  Königs  oder  dem  Willen  des  Parla- 
mentspräsidenten. Denn  sie  tun  nur,  was  die  Verfassung  ihnen 
gebietet.  Und  so  können  wir  das  Argument  von  Duguit  zurück- 
weisen. Eine  Gewalt  ist  frei,  wenn  die  Verfassung  ihr  einen 
Machtkreis  verleiht,  in  der  sie  kraft  der  Verfassung  einer  andern 


part  ä  Texercice  du  pouvoir  legislatif,  ni  empecher  ou  suspendre  l'execution  des 
decrets  du  Corps  legislatif  sanctionnes  par  le  roi,  ä  peine  de  forfaiture.  »  — 
Ils  seront  tenus  de  faii'e  transcrire  pui-ement  et  simplement,  dans  un  registre 
particulier,  et  de  publier,  dans  la  huitaine,  les  lois  qui  leur  seront  envoyees. 
—  Projet  du  22  decembre  1789,  Titre  I,  art.  6,  7,  Arch.  pari.  X,  p.  725.  —  Projet 
du  5  juillet  1790,  Titre  II,  art.  10,  11,  1.  c.,  p.  735.  —  Constitution,  Titre  III, 
chap,  V,  art.  3,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538.  —  INI.  Chabroud,  30  mars  1790, 
Arch.  pari.  XII,  p.  451,  Projet,  art.  3, 

1)  Elements  de  droit  constitutionnel,  1899,  p.  342  et  343. 
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Gewalt  keinen  Gehorsam  schuldet.  Gibt  die  Verfassung  nicht 
zu,  daß  der  Richter  die  Verfassungsmä&igkeit  der  Gesetze  prüft, 
bindet  sie  ihn  an  ein  formelles  Kennzeichen,  so  engt  sie  seinen 
Machtkreis  ein,  aber  sie  unterwirft  ihn  nicht  einer  andern  Ge- 
walt. Und  es  erhebt  sich  nur  die  Frage,  ob  man  bei  dieser  Ver- 
teilung der  Kompetenz  die  natürlichen  Grenzen  von  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung  einhält  oder  überschreitet.  jS[ur  um 
die  Gewaltentrennung  im  objektiven  Sinne  handelt  es  sich  in 
Wirklichkeit.  Sieht  man  genauer  zu,  so  bemerkt  man,  daß  die 
Entscheidung,  ob  ein  Gesetz  in  verfassungsmäßiger  Weise  zu- 
stande gekommen  ist,  weder  in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung 
noch  in  das  Gebiet  der  Rechtsprechung  gehört.  Wenn  der 
Richter  in  willkürlicher  AVeise  diese  Entscheidung  fällt,  so  wird 
man  besonders  deutlich  empfinden,  daß  er  hier  einen  Akt  vor- 
nimmt, der  im  Grunde  nicht  in  seine  Kompetenz  gehört.  Die 
Tätigkeit  des  Richters  beginnt  ihrem  Wesen  nach  erst  in  dem 
Augenblick,  wo  ihm  verbindliche  Gesetze  zur  Verfügung  stehen, 
die  er  anwenden  kann.  Auch  der  Gesetzgeber  kann  natürlicher- 
weise nicht  darüber  richten,  ob  er  selbst  die  Grenzen  und  Formen 
der  Verfassung  eingehalten  hat.  Darüber  kann  nur  der  Schöpfer 
der  Verfassung,  darüber  kann  nur  das  souveräne  Volk  urteilen. 
Es  kann  seinerseits  diese  Funktion  delegieren.  Die  Feststellung 
der  Verfassungsmäßigkeit  der  Gesetze  ist  eine  Funktion  ganz 
besonderer  Art,  und  wenn  die  Verfassung  diese  Funktion  dem 
König  oder  dem  Parlamentspräsidenten  überträgt,  so  verleiht  sie 
ihm  diese  Funktion  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Haupt  der 
Exekutive  oder  als  Teilhaber  an  der  Legislative,  sondern  sie 
vereinigt  in  seiner  Person  zwei  Kompetenzen  von  verschiedener 
Natur.  Es  handelt  sich  um  eine  Zwischengewalt,  die  hier  ent- 
steht, um  eine  Gewalt,  die  eingeschoben  wird  zwischen  Legis- 
lative und  Jurisdiktion.  Sie  schafft  nicht  die  Gesetze,  sie  wendet 
die  Gesetze  nicht  an.  Aber  sie  stellt  fest,  ob  Gesetze  entstanden 
sind,  und  löst  mit  dieser  Feststellung  die  Tätigkeit  der  Gerichte 
aus.  Zu  beachten  ist  noch,  daß  diese  Zwischengewalt  in  gleicher 
Weise  eingebaut  sein  kann  zwischen  Legislative  und  Exekutive. 
Es  folgt  aus  dieser  Betrachtung,  daß  der  Grundsatz  der  drei- 
fachen Gewaltenteilung  nicht  verletzt  wird,  wenn  die  Richter 
gehindert    werden,    die    Verfassungsmäßigkeit    der    Gesetze    zu 
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prüfen,  wenn  sie  vielmehr  an  eine  formelle  Deklaration  der  Yer- 
fassungsmäßigkeit  gebunden  sind. 

Wenn  die  richterliclie  Gewalt  nicht  in  das  Gebiet  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  übergreifen  soll,  darf  umgekehrt  der  Gesetz- 
geber keinen  Akt  der  Gerichtsbarkeit  vornehmen.  Schon  der 
konstitutionelle  Akt  über  die  öffentlichen  Gewalten  vom  2.  Ok- 
tober 1789  verkündet  den  Satz,  daß  die  richterliche  Gewalt  nie- 
mals durch  die  gesetzgebende  Körperschaft  ausgeübt  werden 
kann, ^)  und  die  Verfassung  wiederholt  ihn  wörtlich.^) 

Verletzt  die  Nationalversammlung  diesen  Grundsatz  nicht, 
wenn  sie  in  der  Verfassung  und  in  dem  Gesetz  vom  10.  Mai 
1791  bestimmt,  daß  die  gesetzgebende  Körperschaft  befugt  ist. 
ein  Strafverfahren  vor  dem  Hohen  Nationalen  Gerichtshof  zu 
eröffnen?  Schon  früher,  als  wir  von  der  Ministerverantwortlich- 
keit handelten,  haben  wir  gesehen,  daß  die  gesetzgebende  Körper- 
schaft ein  Strafverfahren  gegen  Minister  einleiten  kann  wegen 
Verbrechen  in  Ausübung  ihres  Amts.  Jetzt  lesen  wir  in  der 
Verfassung,  daß  diese  Befugnis  dem  Parlament  noch  in  viel 
weiterem  Umfang  zusteht.  Es  kann  ein  Strafverfahren  gegen 
jedermann  eröffnen,  welcher  ein  Delikt  gegen  die  Sicherheit 
des    Staates   begeht. 3)     Der   erste    Eindruck  ist   der,    daß   dem 

1)  Articles  de  Constitution,  Arch.  pari.  IX,  p.  237,  art.  19  :  «  Le  pouvoir 
judiciaire  ne  pourra,  en  aucun  cas,  etre  exerce  par  le  Roi,  ni  par  le  Corps  legis- 
latif.  »  —  Cf.  23  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  124,  Principes  du  gouverne- 
ment  fran§ais,  art.  4. 

2)  Constitution  du  3  septembre  1789,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538,  Titre  III. 
chap.  V,  art.  1.  —  Cf.  16  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX,  p.  461. 

3)  Constitution  du  3  septembre  1791,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  539,  Titre  III, 
chap.  V,  art.  23  :  «  Une  haute  cour  nationale,  formee  de  membres  du  tribunal 
de  Cassation  et  de  hauts  jures,  connaitra  des  delits  des  ministres  et  agents 
principaux  du  pouvoir  executif,  et  des  crimes  qui  attaqueront  la  sürete  generale 
de  l'Etat,  lorsque  le  Corps  legislatif  aura  rendu  un  decret  d'accusation.  — 
Elle  ne  se  rassemblera  que  sur  la  proclamation  du  Corps  legislatif.  »  —  Decret 
sur  la  Haute  Cour  Nationale,  10  mai  1791,  Arch.  pari.  XXV,  p.  714,  art.  4  :  «La 
haute  coxir  nationale  connaitra  de  tous  les  crimes  et  delits  dont  le  Corps  legislatif 
se  portera  accusateur.  »  —  Cf.  8  fevrier  1791,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  46,  art.  4.  — 
M.  Le  Chapelier,  25  octobre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  22,  art.  4,  Rapport  du 
comite  de  Constitution  sur  la  haute  cour  nationale  et  le  tribunal  de  Cassation. 
—  M.  Anthoine,  Projet  de  decret  II,  art.  1,  1.  c,  p.  36. 


336  Zehntes  Kapitel 

Parlament  damit  richterliche  Funktionen  übertragen  sind.  Und 
bei  diesem  Eindruck  bleibt  Duguit  stehen.^)  Diese  Deutung 
wäre  auch  richtig,  wenn  man  nicht  bei  näherem  Zusehen  be- 
merkte, daß  dieses  Machtmittel  dem  Parlament  in  erster  Linie 
verliehen  wird,  um  die  Uebergriffe  derjenigen  zu  ahnden,  die 
mit  öffentlicher  Gewalt  bekleidet  sind.  Die  legislative  Körper- 
schaft und  der  Hohe  Nationale  Gerichtshof  sind  die  Hüter  der 
Verfassungsschranken.  Sie  wachen  darüber,  daß  die  Inhaber 
staatlicher  Gewalt  nicht  die  Grenzen  der  Gewalt  überschreiten, 
die  das  souveräne  Volk  durch  die  Verfassung  delegiert  hat.  Sie 
entscheiden  über  Verbrechen  gegen  die  Verfassung.  Sie  ent- 
scheiden über  Verbrechen  gegen  die  Nation  selbst.  ^)  Parlament 
und  hoher  Gerichtshof  sind  aus  diesem  Grunde  hier  nicht  tätig 
als  Vertreter  der  richterlichen  Gewalt.  Sie  stehen  über  der 
richterlichen  Gewalt.  Sie  stehen  auch  über  den  andern  Gewalten 
und  wachen  über  sie.  Duport  sagt:  „Sie  bilden  eine  Institution, 
welche  nicht  in  den  Rahmen  der  richterlichen  Gewalt  in  ihrem 
eigentlichen  Sinn  paßt,  welche  sozusagen  einen  Teil,  ein  Stück 
der  allgemeinen  Verfassung  bildet,  eingefügt,  um  sie  zu  erhalten 
und  zu  stärken.  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  letzte  richterliche 
Instanz,  vielmehr  um  ein  Mittel,  alle  konstituierten  Gewalten  zu 
beherrschen  und  sie  jeweils  in  ihrer  natürlichen  Zweckrichtung 
festzuhalten.  3)   Es  entspricht  dieser  Stellung,  wenn  auf  der  einen 

^)  La  Separation  des  pouvoiis,  1893,  p.  93 — 95. 

-)  M.  Robespierre,  25  octobre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  26  :  «  Ce  n'est  qua 
de  la  part  de  ceux  qui  sont  revetus  de  la  puissance  publique,  que  l'on  peut 
craindre,  dans  tous  les  temps,  des  attaques  plus  on  moins  ouvertes  contre  la 
liberte  du  peuple.  S'il  existe  dans  l'Etat  une  magistrature  qui  dorine  un  pou- 
voir  immense,  de  grands  moyens  de  force  et  de  seduction,  c'est  celui-lä  qui 
menacera  sans  cesse  les  autres  pouvoirs  et  la  liberte  publique  ;  c'est  contre  eile 
que  le  legislateur  doit  prendre  les  plus  grandes  precautions ,  cest  contre  eile, 
principalevient ,  que  le  tribunäl  de  lese  nation  doit  etre  etabli.  »  —  M.  Le 
Chapelier,  1.  c,  p.  22  :  «  Le  comite  de  Constitution  doit  vous  exposer  les  prin- 
cipes  qui  l'ont  dirige  dans  son  travail.  II  a  pense  d'abord  qu'etant  necessaire 
que  tous  les  fonctionnaires  publics  fussent  surveilles  par  chaque  citoyen  en 
particulier,  il  fallait  cependant,  pour  eviter  les  dangers  des  accusations  teme- 
raires,  conferer  le  droit  de  les  intenter  aux  seuls  et  legitimes  representants  du 
peuple.  »  —  Cf.  M.  Le  Chapelier,  8  fe\Tier  1791,  Arch.  pari.  XXIII,  p.  45. 

3)  M.  Duport,   29  mars   1790,   Arch.  pari.  XII.   p.  411  :  *  Cette  Institution 
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Seite  diese  Suprematie  einem  Nationalgerichtshof,  einer  selb- 
ständigen Körperschaft  verliehen  wird,  die  aus  Volkswahlen 
hervorgeht.^)  Merkwürdig  ist  es  aber,  wenn  auf  der  andern 
Seite  das  Parlament  zur  Mitwirkung  an  dieser  Funktion  berufen 
wird,  wenn  diese  Funktion  einer  Körperschaft  anvertraut  wird, 
die  selbst  wieder  eine  der  zu  überwachenden  Gewalten  innehat. 
Das  Parlament  wird  sich  offenbar  nicht  selbst  zur  Verantwortung 
ziehen.  Und  so  ist  die  dem  Parlament  und  dem  Gerichtshof  an- 
vertraute Strafgerichtsbarkeit  nur  gegen  die  Amtsträger  gerichtet, 
welche  der  Jurisdiktion  und  der  Exekutive  angehören.  Indessen 
die  ausführende  und  die  richterliche  Gewalt  sind  damit  nicht 
dem  Parlament  untergeordnet,  auch  nicht  dem  Parlament  in 
seiner  Eigenschaft  als  Träger  der  Verfassungsgarantie.  Denn  das 
Parlament  vermag  nichts  ohne  den  National gerichtshof.  Er 
spricht  das  Urteil,  wobei  allerdings  seine  Tätigkeit  an  die  Vor- 
aussetzung gebunden  ist,  daß  die  gesetzgebende  Körperschaft  das 
Verfahren  eröffnet.^) 

Diese  Betrachtung  zeigt,  daß  die  Einrichtung,  nach  welcher 
■das  Parlament  vor  dem  Hohen  Nationalen  Gerichtshof  ein  Straf- 
verfahren eröffnen  kann,  rechtlich  allerdings  das  Prinzip  der  Ge- 
waltentrennung nicht  verletzt,   weder  in  objektiver   noch  in  sub- 


n"entre  pas  dans  le  plan  judiciaire  proprement  dit ;  c'est  une  partie,  une  piece 
pour  ainsi  dire,  de  la  Constitution  generale,  faite  pour  la  maintenir  et  la  con- 
solider.  Ce  n'est  pas  un  dernier  terme  de  juridiction,  mais  un  moyen  de  contenir 
tous  les  pouvoirs  constitues  et  de  les  ramener  au  but  de  leur  Institution.  »  Wenn 
die  Straf gewalt  von  Parlament  und  Nationalgeriohtshof  über  den  andern  Ge- 
walten steht,  so  greift  das  Parlament  auch  nicht  in  die  Exekutive  ein,  wenn 
€S  zwei  Große  Prokuratoren  bestellt,  welche  in  seinem  Namen  die  Sache  vor 
dem  Gerichtshof  betreiben  sollen.  Dekret  vom  10.  Mai  1791,  zitiert,  Art.  10. 
—  Arch.  pari.  XXIII,  p.  48,  art.  10.  —  Arch.  pari.  XX,  p.  23,  art.  9. 

1)  M.  Robespierre,  25  octobre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  26  :  «  Puisque  d'un 
cote,  par  la  natiure  de  ses  fonctions,  ce  tribunal  est  en  quelque  sorte  constitue 
l'arbitre  des  destinees  du  peuple;  que  de  l'autre,  ä  deployer  un  grand  courage 
et  une  vertu  incorruptible  contre  tout  ce  qu'il  y  a  dans  l'Etat  de  plus  puissant 
et  de  plus  redoutable,  U  s'ensuit :  Qu'il  doit  etre  nomme  par  le  peuple.  » 

2)  Constitution,  1.  c.  —  Decret  du  10  mai  1791,  art.  5,  Arch.  pari.  XXV, 
p.  714  :  «  La  haute  cour  nationale  ne  se  formera  que  quand  le  Corps  legislatif 
aura  porte  un  decret  d'accusation.  »  —  Arch.  pari.  XXIII,  art.  5  —  Arch.  pari. 
XX,  p.  22,  art.  5,  p.  36,  II,  art.  1. 

Redslob,  Die  Staatstheorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  22 
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jektiver  Richtung.  Wägt  man  aber  die  politischen  Kräfte  gegen- 
einander ab,  so  sieht  man,  daß  die  Gleichordnung  der  Grewalten 
durch  diese  Einrichtung  erschüttert  ist.  Das  Parlament  wird 
einen  mächtigen  Einfluß  auf  den  Nationalgerichtshof  üben.  Hut 
das  Parlament  sich  für  die  Schuld  ausgesprochen,  so  wird  es 
dem  Gerichtshof  schwierig  sein,  dieser  Autorität  zu  widerstehen, 
um  so  mehr,  als  seine  Mitglieder  durch  die  gleichen  Wahlkörper 
ernannt  w^erden  wie  die  Parlamentsmitglieder.^)  So  kann  der 
einzelne  dem  Parteihaß  zum  Opfer  fallen.  Eine  andre  Schwäche 
dieser  Konstruktion  ist  schon  angedeutet.  Durch  sie  ist  der 
Staat  vor  den  Uebergriffen  der  Jurisdiktion  und  der  Exekutive, 
nicht  aber  vor  den  Uebergriffen  der  Legislative  geschützt.  Kann 
das  Parlament  ein  Strafverfahren  eröffnen,  wenn  die  Beamten 
des  Königs  in  seinen  Machtkreis  eindringen,  warum  steht  nicht 
dem  König  das  gleiche  Recht  zu,  wenn  das  Parlament  ihn  be- 
droht? Hier  ist  eine  Uebermacht  des  Parlaments  geschaffen.  Das 
Gleichgewicht  der  Gewalten  ist  gestört.^) 

Noch  ein  andres  Gericht  nimmt  unser  Interesse  in  Anspruch 
wegen   der   eigentümlichen  Stellung,   welche    ihm   die   National- 

1)  Decret  du  10  mai  1791  cite  art.  2.  —  M.  l'abbe  Maury,  25  octobre  1790, 
Axch.  pari.  XX,  p.  29  :  «  II  ne  faut  pas  nous  dissiinuler  qua  nous  allons  instituer 
un  tribunal  excessivement  redoutable  ;  et  la  terreur  qu'il  doit  imprimer  n'a 
pas  besoin  d'etre  encore  aggravee  par  rincalculable  danger  d'opposer  ä  chaque 
accuse  un  adversaire  aussi  preponderant  qua  le  Corps  legislatif.  Mettez-vous 
ici  un  momant,  Messieurs,  ä  la  place  de  rinnocence  calomniee  !  supposez  que 
c'est  vous  que  l'on  accuse,  et  songez  que  si  vous  adoptiaz  le  plan  de  votre  comite, 
vous  seriaz  la  saul  Corps  legislatif  de  l'univers  qui  se  füt  jamais  reserve  le  droit 
de  poursuivre  un  individu  dans  les  tribunaux,  au  nom  de  toute  la  nation.  » 

2)  M.  l'abbe  Maury,  1.  c,  p.  29  et  30 :  «  Voici,  Messieurs,  iine  antra  recla- 
mation  encore  plus  importante.  Je  demanda  qua  le  roi  ait  aussi  le  droit  d'accusar, 
par  la  ministere  du  procureur  general  de  la  couronne.  Vous  ne  pouvaz  pas  lui 
contester,  outre  la  voie  de  l'appel  ä  son  pauple,  par  la  dissolution  du  Corps 
legislatif,  l'axpedient  plus  commun  de  denoncer  ä  la  loi  les  violations  da  sa  prero- 
gative,  qui  est  une  partie  integrante  de  la  Constitution.  Quel  rempart  pourrait 
defendra  la  trone  contre  las  entreprises  du  Corps  legislatif,  si  le  monarque  n'avait 
pas  la  ressource  legale  d'accuser  les  usurpateurs  de  son  autorite  ?  La  roi  doit 
jouir  egalement  de  cette  faculte  contre  tous  les  parturbataurs  de  l'ordre  public. 
Si  vous  lui  otaz  le  droit  d'accuser,  vous  le  reduisaz  k  Timpossibilite  de 
faire  axecuter  les  lois,  s'il  ne  pouvait  meme  pas  requerir  la  jugement  des 
coupables  ?  » 
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Versammlung  in  dem  System  der  drei  Gewalten  gibt.    Es  ist  der 
Kassationshof,    an  welchen   die  Revision   gegen   die  Urteile   der 
unteren  Instanzen  geht.    Wenn  der  Kassationshof  berufen  ist,  die 
Urteile  zu  kassieren,  die  gegen  materielles  Recht  verstoßen  oder 
unter   Verletzung    der  Prozeßformen   ergangen    sind,    so   übt   er 
offenbar   eine   Funktion,    die    sich    als  Anwendung    der   Gesetze 
charakterisiert.     Es   handelt   sich  um  eine  richterliche  Tätigkeit. 
Darüber  kann  ein  Zweifel  nicht  bestehen.    Es  ist  daher  in  hohem 
Mai  befremdend,  daß  die  Nationalversammlung  den  Kassations- 
hof in  das  Gefüge  der  gesetzgebenden  Gewalt  einbaut,    ihn  von 
der  legislativen  Körperschaft  rechtlich  abhängig  macht.    Wodurch 
gibt  ihm  die  Nationalversammlung  diese  Stellung?    Nicht  durch 
die  Art,   in  der  sie  ihn  zusammensetzt.     Nach  dem  Gesetz  vom 
27.  November  1790  Titel  11  werden  die  Richter  des  Kassations- 
hofes durch  das  Volk  erwählt.    Und  selbst  wenn  man  die  legis- 
lative  Körperschaft,    den   König    und    das  Volk    an    der  Wahl 
beteiligt  hätte,    wie   die  Verfassungskommission   es   vorschlug,^) 
so  hätte  man  damit  keine  rechtliche  Abhängigkeit  des  Kassations- 
hofes von  der  gesetzgebenden  Gewalt  geschaffen.    Die  Verfassung 
bestimmt:    der   Kassationshof    soll    jedes   Jahr   eine   Deputation 
von    acht   Mitgliedern    an    die    gesetzgebende   Körperschaft   ent- 
senden.     Die   Deputation    soll    dem    Parlament    die    erlassenen 
Urteile   vorlegen   samt   einem  kurzen   Bericht   über   die    Prozeß- 
sache   und    der    Angabe    des    angewendeten    Gesetzes.^)      Diese 
Norm   an   sich  allein  führt   nicht  notwendigerweise   zu  dem  Er- 
gebnis,    daß    der    Kassationshof   der    Aufsicht    des    Parlaments 
unterstellt    sei.      Es    ist    denkbar,    daß    diese    Norm    nur    den 
Zweck   verfolgt,    dem   Parlament   eine  Uebersicht   über   die  An- 


1)  M.  Le  Chapelier,  25  octobre  1790,  Türe  III,  Arch.  pari.  XX,  p.  24  et  25. 

2)  Constitution,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  539,  Titre  III,  chap.  V,  art.  22  : 
«  Chaque  annee,  le  tribunal  de  Cassation  sera  tenu  d'envoyer  ä  la  barre  du  Corps 
legislatif  une  deputation  de  huit  de  ses  membres,  qui  lui  presenteront  l'etat 
des  jugements  rendus,  ä  cote  de  chacun  desquels  seront  la  notice  abregee  de 
l'afEaire,  et  le  texte  de  la  loi  qui  aura  determine  la  decision.  »  —  Cf .  M.  Le  Chape- 
lier, Projet  de  la  commission,  25  octobre  1790,  Titre  II,  art.  28,  Arch.  pari. 
XX,  p.  24.  —  19  novembre  1790,  1.  c,  p.  539,  art.  13.  —  27  novembre  1790, 
Arch.  pari.  XXI,  p.  40,  art.  24.  —  Loi  du  27  novembre  1790  sur  le  tribunal  de 
Cassation,  Titre  I,  art.  24,  Arch.  pari.  XXI,  p.  40. 
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Wendung  seiner  Gesetze  zu  gewähren  und  es  auf  diese  Weise 
zur  Verbesserung  seiner  Gesetze  anzuregen.  Die  Verfassung 
enthält  aber  eine  andre  Bestimmung,  welche  über  die  Abhängig- 
keit des  Kassationshofes  keinen  Zweifel  läßt:  Ist  zweimal  eine 
Kassation  erfolgt  und  wird  das  dritte  Urteil  mit  den  gleichen 
Mitteln  angegriffen  wie  die  beiden  ersten,  so  kann  die  Frage 
nicht  mehr  von  dem  Kassationshof  entschieden  werden.  Sie 
muß  dem  gesetzgebenden  Parlament  vorgelegt  werden.  Und  das 
Parlament  gibt  durch  Dekret  eine  authentische  Interpretation  des 
fraglichen  Gesetzes,  welcher  sich  der  Kassationshof  fügen  muß.  ^) 
Damit  ist  die  Doktrin  der  Nationalversammlung  deutlich  aus- 
gesprochen. Das  Rechtsmittel  der  Revision  ist  eine  Bitte  an 
den  Gesetzgeber,  er  möge  selbst  seinen  Willen  durchsetzen,  wo 
die  Richter  sich  weigern,  ihn  zu  erfüllen.  Die  Gerichte,  der 
Kassationshof  selbst,  sie  sind  alle  nur  zu  einer  vorläufigen  Ent- 
scheidung berufen.  Das  letzte  Wort  spricht  der  Gesetzgeber. 
Damit  ist  aber  die  Schranke  zwischen  der  richterlichen  und  der 
gesetzgebenden  Gewalt  niedergerissen.  Die  Freiheit  der  Bürger 
sollte  gerade  darin  ihren  Schutz  finden,  daß  die  Schaffung 
und  die  Anwendung  der  Gesetze  in  verschiedenen  Händen  lag. 
„Es  gibt  keine  Freiheit,  wenn  die  Gewalt,  zu  richten,  nicht 
getrennt  ist  von  der  Gewalt,  Gesetze  zu  geben,"  sagte  Mon- 
tesquieu. „Ist  sie  mit  der  legislativen  Gewalt  vereint,  so  ist  die 
Gewalt  über  Leben  und  Freiheit  der  Bürger  willkürlich;  denn 
der  Richter  ist  dann  Gesetzgeber."  Eine  unerklärliche  Inkonse- 
quenz. Und  man  darf  den  Grund  dieser  Konstruktion  nicht  in 
einer  Nachlässigkeit,  in  einer  Flüchtigkeit  suchen.  Die  Doktrin 
wird  mit  klaren  Worten  auseinandergesetzt  von  Le  Chapelier, 
der  den  Entwurf  der  Verfassungskommission  vertritt,  von  Robes- 
pierre und  Goupil.  ^) 

1)  Constitution,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  539,  art.  21,  Titre  III,  chap.  V: 
«  Lorsqu'apres  deux  Cassations,  le  jugement  du  troisieme  tribunal  sera  attaque 
par  las  memes  moyens  que  les  deux  premiers,  la  question  ne  pourra  plus  etre 
agitee  au  tribunal  de  Cassation,  sans  avoir  ete  soumise  au  Corps  legislatif,  qui 
portera  un  decret  declaratoire  de  la  loi  auquel  le  tribunal  de  Cassation  sera  tenu 
de  se  oonformer.  » 

^)  M.  Le  Chapelier,  Rapport  du  comite  de  Constitution  sur  la  haute  cour 
nationale  et  le  tribunal  de  Cassation,  25  octobre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  22: 
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Man  könnte  vielleicht  auf  den  Gedanken  kommen,  die  Xational- 
versammlung  sei  so  zu  verstehen,  daß  die  legislative  Körper- 
schaft nicht  in  die  richterliche  Gewalt  eingreifen,  wohl  aber  die 
richterliche  Gewalt  in  ihren  Schranken  festhalten  solle,  daß  die 
legislative  Körperschaft  nicht  auf  die  Richtersprüche  einwirken, 
wohl  aber  Urteile  aufheben  solle,  die  nicht  Richtersprüche  seien. 
Wo  ist  aber  die  Grenze?  Man  wird  sagen:  da,  wo  die  Richter 
offenbar  nicht  mehr  das  bestehende  Recht  anwenden,  sondern 
neues  Recht  schaffen.  Damit  ist  aber  keine  deutlichere  Grenze 
gezogen.  Das  Parlament  wird  diese  Grenze  selber  ziehen  und 
wird  es  in  der  Hand  haben,  die  richterliche  Gewalt  immer  mehr 
einzuschränken  und  nur  einen  leeren  Schein  dieser  Gewalt  be- 
stehen zu  lassen.  Der  hohe  nationale  Gerichtshof  wird  hier 
nicht  einschreiten  können.  Denn,  wie  gezeigt  wurde,  ist  seine 
Macht  nur  gegen  die  Jurisdiktion  und  die  Exekutive  gerichtet. 
Das  Parlament  wird  niemals  ein  Strafverfahren  vor  dem  National- 

«  Le  comite  a  pense  que  la  Cassation  des  jugements  en  contravention  ä  la  loi 
n'etait  pas  un  droit  du  pouvoir  executif,  auquel  appartenait  seulement  celui 
de  reprimande  envers  les  juges,  mais  ä  un  tribunal  de  Cassation  qui,  place  entre 
les  tribunaux  particuliers  et  la  loi,  serait  charge  d'en  surveiller  constamment 
l'execution.  Ce  droit  de  surveillance  doit  etre  confere  par  le  Corps  legislatif, 
parce  qu'apres  le  pouvoir  de  faire  la  loi  venait  naturellement  celui  d'en  sur- 
veiller l'observation,  de  teile  maniere  que,  si  cela  etait  possible,  il  serait  dans 
les  veritables  principes  que  les  jugements  contraires  a  la  loi  fussent  casses  par 
des  decrets.  »  —  M.  Robespierre,  9  novembre  1790,  arch.  pari.  XX,  p.  356 : 
«  Quel  est  l'objet  de  l'institution  d'un  tribunal  de  Cassation  ?  .  .  .  Les  tribunaux 
sont  etablis  pour  decider  les  contestation  entre  citoyens  et  citoyens ;  la  finit  le 
pouvoir  judiciaire,  la  commence  l'autorite  de  la  coui  de  Cassation.  C'est  siu' 
l'interet  general,  c'est  sur  le  maintien  de  la  loi  et  de  l'autorite  legislative  que  la 
cour  de  Cassation  doit  prononcer.  Le  pouvoir  legislatif  n'etablissant  que  la  loi 
generale,  dont  la  force  depend  de  l'exacte  Observation,  si  les  raagistrats  pou- 
vaient  y  substitiier  leur  volonte  propre,  ils  seraient  legislateurs.  II  est  donc 
necessaire  d'avoir  une  surveillance  qui  ramene  les  tribunaux  aux  principes 
de  legislation.  Ce  pouvoir  de  surveillance  fera-t-il  partie  du  pouvoir  judiciaire? 
Non,  puisque  c'est  le  pouvoir  judiciaire  qu'on  sm-veille.  Sera-ce  le  pouvoir 
executif  ?  Non,  il  deviendrait  maitre  de  la  loi.  Sera-ce  enfin  un  pouvoir  diffe- 
rent  des  pouvoirs  legislatif,  executif  et  judiciaire  ?  Non ;  je  n'en  connais  pas 
quatre  dans  la  Constitution.  Ce  droit  de  surveillance  est  donc  une  dependance 
du  pouvoir  legislatif.  En  effet,  selon  les  principes  authentiquement  reconnus, 
c'est  au  legislateur  ä  Interpreter  la  loi  qu'il  a  faite.  »  —  M.  GoupiJ,  10  novembre 
1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  350. 
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gericlitshof  gegen  sich  selbst  eröffnen.  —  So  ist  auch  dieser 
Ausweg  versperrt.  Manche  Redner  wollen  sich  ihm  zuwenden, 
wollen  die  legislative  Körperschaft  zur  Hüterin  der  Verfassung 
erklären  und  die  Kassation  deshalb  auf  die  Fälle  beschränken, 
in  welchen  die  Richter  über  ihre  Kompetenz  hinausgegangen 
sind,  ein  neues  Gesetz  statt  einen  Richterspruch  erlassen  haben.  ^) 
Aber  selbst  wenn  sie  recht  behielten,  so  wäre  doch  nach  ihrer 
eignen  Ansicht  die  Exekutive  der  Legislative  Untertan. 

"Wir  kommen  über  diese  Inkonsequenz  nicht  hinaus.  Sie 
ist  so  grober  Natur,  daß  wir  sie  kaum  der  Nationalversammlung 
zutrauen  können.  Hat  sie  uns  doch  an  eine  peinliche  Logik  ge- 
wöhnt, an  eine  Logik,  die  bei  ihr  oft  zur  Schwäche  wird.  Allein, 
kann  man  nicht  dem  Widersinn  entgehen,  wenn  man  sagt:  Der 
Gesetzgeber  ersieht  aus  dem  Umstand,  daß  zweimal  eine  Kas- 
sation erfolgt,  die  Notwendigkeit,  das  Gesetz  zu  verbessern.  Er 
nimmt  wahr,  daß  er  sein  Gesetz  undeutlich  gefaßt  hat,  und  nimmt 
Anlaß,  hier  als  Gesetzgeber  einzuschreiten.  Sein  neues  Dekret 
entscheidet  nicht  nur  die  einzelne  Prozeßsache.  Sein  Dekret  ist 
auch  maßgebend  für  jeden  künftigen  Streit.  —  ?  So  wäre  der  "Wider- 
spruch gelöst.  Die  Norm,  die  der  Gesetzgeber  zur  Entscheidung 
des  einzelnen  Streits  erließe,  hätte  generellen,  nicht  speziellen 
Charakter.     Der   einzelne  Prozeß   würde   nicht   das    Objekt,   nur 


1)  M.  Chabroud,  9  novembre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  338 :  «  J'etablis  les 
reglea  constitutionnelles  de  la  Cassation.  II  y  aura  lieu  ä  Cassation  quand  on 
n'aura  pas  observe  les  formes  ou  quand  on  aura  juge  contra  les  lois  constitution- 
nelles. );  —  Obwohl  Goupil  ausdrücklich  diese  Ansicht  verwirft,  neigt  er  ihr 
doch  wieder  zu,  wenn  er  sagt :  «  Quand  je  parle  de  l'intervention  du  Corps  legis - 
latif  pour  la  Cassation,  je  ne  l'applique  pas  aux  cas  ordinaires  ;  ce  serait  l'exposer 
a  etre  assiege  par  l'intrigue  ;  mais  je  demande  que,  dans  les  cas  extraordinaires 
oü  l'interet  public  l'exige,  le  Corps  legislatif  puisse  admettre  la  demande  en 
Cassation.  »  10  novembre  1790,  Arch.  pari.  XX,  p.  350.  —  Cf.  M.  Chabroud, 
p.  351.  —  Und  die  Eriimerung  an  diese  Theorie  ist  nicht  ganz  geschwunden, 
wenn  es  in  dem  Gesetz  vom  27.  November  1790  heißt:  «  Le  tribunal  de  Cassation 
annulera  toutes  procedures  dans  lesquelles  les  formes  auront  ete  violees  et  tout 
jugement  qui  contiendra  ujie  contravention  expresse  au  texte  de  la  loi.  »  Art.  3, 
Titel  I.  —  Cf.  M.  Barrere  de  Vieuzac,  8  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  432  :  «  Un 
tribunal  de  revision  est  un  malheur,  mais  un  malheur  necessaire.  La  loi  peuf 
etre  violee,  et  il  faut  empecher  la  violation  de  la  loi ;  il  faut  donc  etablir  un 
tribunal  Charge  de  reprimer  cette  violation.  » 
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den  Anlaß  dieser  Regelung  darstellen.  Dann  wäre  das  Parla- 
ment nicht  mehr  Kassationsbehörde,  sondern  nur  die  gesetzgebende 
Gewalt,  die  plötzlich  eingreifend  die  Kassationsbehörde  an  ihren 
Gesetzeswillen  bände.  —  Aber  das  ist  nicht  die  Theorie  der 
iSTationalversammlung.  Gerade  die  Kassation,  die  Aufhebung  des 
Urteils  aus  Rechtsgründen  im  einzelnen  Prozeß  ist  nach  ihr 
ein  Akt  der  Gesetzgebung.  Das  ist  die  unglückliche  Vermengung 
unvereinbarer  Begriffe.  Die  Kassation,  ein  Akt,  dessen  Wirkung 
sich  auf  den  Einzelfall  beschränkt,  wird  der  Gesetzgebung  gleich- 
gesetzt, die  sich  durch  ihren  generellen  Charakter  auszeichnet.  ^) 
Es  herrscht  hier  eine  Verwirrung.  Sie  tritt  wieder  dadurch 
zutage,  daß  die  Richter  des  Kassationshofes,  obwohl  sie  nach 
der  dargestellten  Theorie  der  gesetzgebenden  Gewalt  Untertan 
sind,  ihren  Eid  vor  zwei  Kommissären  des  Parlaments  und 
merkwürdigerweise  vor  zwei  Kommissären  des  Königs  ab- 
legen. 2)  ^) 


^)  Die  klare  Vorstellung  finden  wir  bei  FranQois  Paul  Nicolas  Antoine, 
25.  Oktober  1790,  Arch.  pari.  XX,  S.  33  und  34:  «  II  est  clair  que  les  membres 
de  la  cour  de  Cassation  sont  de  veritables  juges  ;  car  on  ne  peut  operer  sur  la 
loi  que  de  trois  manieres :  en  la  faisant,  ce  qui  est  la  fonction  du  Corps  legis- 
latif ;  en  en  ordonnant  ou  en  en  procurant  l'execution,  par  l'intervention  de 
la  force  publique,  ce  qui  est  la  fonction  du  pouvoir  executif ;  ou  enfin  en  en 
faisant  l'application,  ce  qui  constitue  les  fonctions  des  juges.  —  Ce  n'est  pas 
des  deux  premieres  manieres  que  la  cour  de  Cassation  opere  sur  la  loi,  c'est  donc 
de  la  troisieme  :  ils  appliquent  donc  la  loi.  —  Et  en  effet,  lorsque  l'on  casse  un 
jugement  ä  raison  des  defauts  de  forme  qui  s'y  trouvent,  on  y  substitue  ne- 
cessaii'ement  un  autre  jugement  conforme  ä  la  loi.  On  juge  donc  ä  la  fois  que 
la  loi  n'a  pas  ete  bien  appliquee,  et  l'on  täche  de  l'appliquer  mieux  :  on  opere 
donc  une  application  de  la  loi :  on  est  donc  bien  reellement  juge.  » 

2)  Loi  du  27  novembre  1790,  Titre  I,  art.  29,  Arch.  pari.  XXI,  p.  40: 
«  L'installation  du  tribunal  de  Cassation  sera  faite,  ä  chaque  renouvellement, 
par  deux  commissaires  du  Corps  legislatif  et  deux  commissaires  du  Roi,  qui 
recevront  le  serment  individuel  de  tous  les  membres  du  tribunal,  d'etre  fid^les 
ä  la  nation,  a  la  loi  et  au  Roi,  et  de  remplir  avec  exactitude  les  fonctions  qui  leur 
sont  confiees.  »  —  M.  Anthoine,  Projet,  III,  art.  8,  Arch.  pari.  XX,  p.  36.  — 
M.  Le  Chapelier,  21  novembre  1790,  art.  2,  Arch.  pari.  XX,  p.  590. 

^)  Eine  andre  Inkonsequenz  fällt  der  Nationalversammlung  zur  Last,  wenn 
sie  die  Legislative  damit  betraut,  die  Zahl  und  die  Bezirke  der  Gerichte  und  die 
Zahl  der  Richter  zu  bestimmen,  mit  denen  jeder  Gerichtshof  zu  besetzen  ist. 
Verfassung,  Titel  III,  Kap.  V,  Art.  8  —  Cf.  5.  Mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  S.  396. 
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Es  bleibt  nun  übrig,  das  Verhältnis  der  richterlichen  Gre- 
walt  zu  der  ausführenden  Gewalt  zu  betrachten. 

Die  Träger  der  Exekutive  können  keinen  Akt  richterlicher 
Hoheit  ausüben.  Das  ist  der  erste  Satz,  den  die  Verfassung 
ausspricht.  ^)  Er  folgt  unmittelbar  aus  der  Theorie  der  Drei- 
teilung. Wenn  die  Verfassung  weiter  bestimmt,  daß  die  Ver- 
waltungsbehörden sich  nicht  in  die  richterlichen  Geschäfte  ein- 
mischen können,^)  so  ist  das  ein  Prinzip,  welches  nicht  not- 
wendigerweise mit  der  Theorie  der  Dreiteilung  zusammenhängt, 
sondern  auch  von  denjenigen  ausgesprochen  werden  kann,  die 
zwar  in  der  Person  des  Königs  Exekutive  und  Jurisdiktion  ver- 
einen, aber  weiter  verlangen,  daß  der  König  beide  Funktionen 
getrennten  Körpern  anvertraue.  Hier  wird  nur  eine  Regel  der 
Zweckmäßigkeit  ausgesprochen,  dort  eine  Regel,  die  sich  aus  der 
unmittelbaren  Herleitung  beider  Gewalten  von  der  Allmacht  der 
Nation  ergibt.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  Abgrenzung  von 
Kompetenzen,  dort  um  Verteilung  von  Gewalten  und  neben 
der  objektiven  Trennung  außerdem  um  eine  subjektive  Unab- 
hängigkeit. 

Umgekehrt  soll  es  der  richterlichen  Gewalt  verwehrt  sein^ 
in  das  Gebiet  der  Exekutive  überzugreifen.  Das  Dekret  vom 
16.  August  1790  über  die  Organisation  der  Gerichte  sagt  deut- 
lich: „Die  richterlichen  Funktionen  sind  und  werden  immer  ge- 
trennt  sein   von   den   administrativen   Funktionen.      Die  Richter 


^)  Titre  III,  chap.  V,  art.  I,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538 :  «  Le  pouvoir  judi- 
ciaire  ne  peut,  en  aucun  cas,  etre  exerc6  par  le  Corps  legislatif ,  ni  par  le  roi.  »  — 
Cf.  23  septembre  1789,  Arch.  pari.  IX,  p.  124  ;  16  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX, 
p.  461.  —  Der  Art.  4  zieht  eine  Konsequenz  aus  diesem  Grundsatz,  wenn  er 
verbietet,  daß  ein  Bürger  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werde.  Cf. 
Dekret  vom  16.  August  1790,  Titel  II,  Art.  17,  Arch.  pari.  XVIII,  S.  105.  — 
Cf.  5  juület  1790,  Arch.  pari.  XVI,  p.  705 ;  16  aoüt  1791,  Arch.  pari.  XXIX, 
p.  462. 

2)  Titre  III,  chap.  IV,  Section  II,  Ai-ch.  pari.  XXXII,  p.  537,  art.  2 :  « Les 
administrateurs  n'ont  aucim  caractdre  de  representation.  Ds  sont  agents  elus 
ä  temps  par  le  peuple,  pour  exercer,  sous  la  surveillance  et  l'autorite  du  roi, 
les  fonctions  administratives.  »  Art.  3 :  « Ils  ne  peuvent,  ni  s'immiscer  dans 
l'exercice  du  pouvoir  legislatif,  ou  suspendre  l'execution  des  lois,  ni  rien  entre- 
prendre  sur  Vordre  judiciaire.  » 
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können  nicht  unter  Vermeidung  von  Strafe  irgendwie  die  Tätig- 
keit der  administrativen  Körperschaften  stören,  noch  Verwaltungs- 
beamte  wegen  Ausübung  ihrer  Funktionen  zur  Rechenschaft 
ziehen."^)  Und  die  Verfassung  wiederholt  diesen  Grundsatz. 2) 
Er  wird  von  Thouret  und  Duport  mit  Hartnäckigkeit  und  Ge- 
schick verteidigt.^)*) 

Fragen   wir,    ob    die   Nationalversammlung  diese  Prinzipien 

^)  Decret  du  16  aoüt  1790  sur  l'organisation  judiciaire,  Titre  II,  art.  13: 
«  Les  fonctions  judiciaires  sont  distinctes  et  demeureront  toujours  separees  des 
fonctions  administratives  :  les  juges  ne  pourront,  ä  peine  de  forfaiture,  troubler. 
de  quelque  maniere  que  ce  soit,  les  Operations  des  corps  administratifs,  ni  cit«i 
devant  eux  les  adnainistrateurs  pour  raison  de  leurs  fonctions.  »  —  Cf.  Projet 
du  22  decembre  1789,  Titre  I,  art.  9,  Arch.  pari.  X,  p.  725.  Projet  du  5  juillet 
1789,  Titre  I,  art.  13,  Arch.  pari.  X,  p.  735. 

2)  Titre  III,  chap.  V,  art.  3,  Arch.  pari.  XXXII,  p.  538  :  «  Les  tribunaux 
ne  peuvent,  ni  s'immiscer  dans  l'exercice  du  pouvoir  legislatif,  ou  suspendre 
l'execution  des  lois,  ni  entreprendre  sur  les  fonction  administratives,  ou  citer 
devant  eux  les  administrateurs  pour  raison  de  leurs  fonctions.  » 

3)  M.  Thouret,  24  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  344  :  «  Le  second  abu? 
qui  a  denature  le  pouvoir  judiciaire  en  France  etait  la  confusion,  etablie  dan; 
les  mains  de  ses  depositaires,  des  fonctions  qui  lui  sont  propres,  avec  les  fonctions 
incompatibles  et  incommunicables  des  autres  pouvoirs  publics.  —  Disons,  que, 
quand  la  nation  elit  ses  administrateurs,  les  ministres  de  la  justice  distributive 
ne  doivent  pas  se  meler  de  Tadministration  dont  le  sein  ne  leur  est  pas  confie.  » 

*)  M.  Duport,  29  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  410 :  «  Cependant,  si  des 
hommes  que  l'on  a  charges  du  soin  d'administrer  la  justice,  ont  encore  des 
fonctions  politiques  ä  remplir ;  s'ils  ont  le  droit  de  requerir  d'eux-memes,  et 
d'ordonner  l'execution  des  lois,  sans  aucune  provocation  exterieure  ;  s'ils  peu- 
vent faire  des  reglements,  etablir  des  lois  qui  obligent  les  citoyens  ;  s'ils  ont 
le  droit,  ou  d'arreter  l'execution  des  lois,  ou  d'intervenir  dans  leur  formation, 
alors  il  s'etablit  une  veritable  confusion  d'idees  et  de  pouvoirs ;  la  volonte 
generale  cesse  d'etre  connue,  ou  cesse  d'etre  executee.  —  Ou  bien  encore,  les 
juges,  sortant  de  leur  sphere,  se  placent  sur  la  ligne  du  pouvoir  executif  :  par 
lä,  ils  acquiörent  une  double  Organisation,  l'une  propre  et  independante,  qu'ils 
tiennent  de  la  Constitution,  et  l'autre,  subordonnee  au  pouvoir  executif.  Cette 
demiere  devient  bientot  le  principe  de  tous  les  abus  :  car,  ou  les  juges  s'unissent 
intimement  au  pouvoir  executif,  et  alors  ils  alterent  la  liberte  individuelle; 
ou  ils  se  tournent  contre  lui,  et  detruisent  la  liberte  publique.  Souvent  les  deui 
abus  sont  reunis  ä  la  fois  ;  car,  tantot  le  pouvoir  executif  croit  avoir  besoin 
d'opposer  les  tribunaux  au  pouvoir  legislatif  pour  en  temperer  la  force,  et  tantot 
il  est  gene  par  eux  dans  l'execution  des  lois.  Tel  est  l'inevitable  abus  de  la  con- 
fusion des  pouvoirs.  » 
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folgerichtig  durchgeführt  hat,  so  sehen  wir,  da&  sie  auch  hier 
mit  Schwierigkeiten  kämpft  und  die  Inkonsequenz  nicht  immer 
zu  meiden  weiß. 

Die  Nationalversammlung  hält  lange  und  nahezu  einmütig 
daran  fest,  daß  im  Namen  des  Königs  Recht  gesprochen  werden 
soll.  Es  ist  nicht  zu  verwundern,  daß  diejenigen  sich  für  dieses 
Prinzip  erklären,  welche  die  Einheit  von  richterlicher  und  voll- 
ziehender Gewalt  behaupten.  Aber  diejenigen ,  welche  für  die 
Trennung  dieser  beiden  Gewalten  eintreten,  stimmen  für  das 
gleiche  Prinzip.  Merkwürdig  in  der  Tat.  Ist  die  richterliche 
Gewalt  kein  Zweig  der  Exekutive,  hat  sie  ihre  Wurzel  in  der 
souveränen  Gewalt  des  Volkes  selbst,  so  folgt,  daß  die  Richter- 
sprüche  nur  im  Namen  des  Volkes,  nicht  im  Namen  des  Königs 
ergehen  können.  Diese  logische  Folgerung  ist  zwingend.  Und 
dennoch  folgt  man  ihr  lange  Zeit  nicht.  Es  macht  sich  auch 
hier  die  Macht  der  Tradition  geltend.  Man  ist  bestrebt,  wenigstens 
dem  Namen  nach  die  königliche  Würde  zu  retten.  Man  nimmt 
dem  König  die  Macht  und  läßt  ihm  die  Ehren. 

Das  Prinzip  findet  sich  in  dem  Entwurf  vom  17.  August 
1789,  den  Bergasse  im  Namen  der  Verfassungskommission  ein- 
bringt;^) es  wird  am  23.  September  1789  angenommen; 2)  es 
findet  sich  in  dem  konstitutionellen  Akt  über  die  öffentlichen 
Gewalten  vom  2.  Oktober  1789,  weiter  in  den  Entwürfen  vom 
22.  Dezember  1789  3)  und  vom  S.Juli  1790,*)  in  dem  Dekret 
vom  16.  August  1790.5)  Es  wird  verteidigt  von  Thouret,«) 
welcher  für  die  Dreiteilung  der  Gewalten  eingetreten  ist,  von 
Irland  de  Bazoges,  der  dem  andern  Lager  angehört. ')  Es  wird 
erst  später,  am  5.  Juli  1790,  von  Petion  angegriffen.  „Es  liegt 
nicht  in  unsern  Prinzipien,  sagt  er,  daß  im  Namen  des  Königs 
Recht   gesprochen  werde;    im   Namen   der  Gesellschaft  soll  der 


1)  Türe  I,  art.  5,  Arch.  pari.  VIII,  p.  446. 

2)  Arch.  pari.  IX,  p.  124. 

3)  Titre  I,  art.  1,  Arch.  pari.  X,  p.  725. 
^)  Titre  I,  art.  1,  Arch.  pari.  X,  p.  735. 

s)  Titre  II,  art.  1,  Arch.  pari.  XVIII,  p.  105. 
6)  24  mars  1790,  Arch.  pari.  XII,  p.  344. 
')  7  mai  1790,  Arch.  pari.  XV,  p.  417. 
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Ricbterspruch  ergehen."^)  Aber  die  Nationalversammlung  geht 
über  diesen  Einwand,  welcher  doch  nur  die  Konsequenz  ihrer 
eignen  Theorie  verkündet,  ohne  Bedenken  hinweg.  „Es  gibt 
keine  Monarchie,  in  welcher  nicht  im  Namen  des  Königs  Ge- 
richt gehalten  wird,"  sagt  Dufraisse-Duchey.  2)  Und  diese  Mah- 
nung an  die  Tradition  genügt,  um  die  Versammlung  zu  über- 
zeugen. 

In  die  Verfassung  vom  3.  September  1791  ist  das  Prinzip 
nicht  aufgenommen.  Verhandlungen  haben  über  die  Frage  nicht 
mehr  stattgefunden.  Es  scheint,  daß  sich  die  Nationalversamm- 
lung gebeugt  hat  vor  der  logischen  Notwendigkeit.  Dafür  spricht, 
daß  nach  Tit.  III  Kap.  V  Art.  24  der  Verfassung  die  vollstreck- 
bare Ausfertigung  im  Namen  des  Königs  erteilt  wird,  der  Voll- 
streckungsbefehl im  Namen  des  Königs  ergeht,  von  dem  Urteil 
selbst  aber  in  der  Formel  der  Ausfertigung  nur  gesagt  wird,  daß 
es  von  dem  Grericht  zu  X.  erlassen  ist.  ^) 

Noch  auf  einem  andern  Gebiet  entbrennt  der  Streit  zwischen 
der  Macht  logischer  Konsequenz  und  der  Macht  festgewurzelter 
Tradition.  Hat  der  König  das  Eecht,  Gnade  zu  üben?  Bedeutet 
dieses  Recht  des  Königs  nicht  einen  Uebergriff?  Soll  man  dem 
König  das  Recht  der  Gnade  nehmen,  soll  man  es  andern  Ge- 
waltenträgern anvertrauen,  soll  man  es  aufheben?  Das  sind  die 
Fragen,  die  es  zu  lösen  gilt. 


^)  M.  Petion,  5  juillet  1790,  Arch.  pari.  XVI,  p.  701 :  « II  n'est  pas  dans 
les  principes  de  dire  que  la  justice  est  rendue  au  nom  du  roi ;  c'est  au  nom  de 
la  societe  entiere,  » 

-)  M.  Dufraisse-Duchey,  1.  c.  :  «  Je  ne  connais  pas  de  monarchie  dans  la- 
quelle  la  justice  ne  soit  pas  rendue  au  nom  du  roi.  » 

^)  Arch.  pari.  XXXII,  p.  540 :  « Les  expeditions  executoires  des  juge- 
ments  des  tribunaux  seront  con9ues  ainsi  qu'ü  suit  :  N.  (le  nom  du  roi)  par 
la  gräce  de  Dieu  et  par  la  loi  constitutionnelle  de  l'Etat,  roi  des  Fran^ais  :  ä 
tous  presents  et  ä  venir  :  salut.  Le  tribunal  de  ...  a  rendu  le  jugement  suivant : 
(Ici  sera  copie  le  jugement,  dans  lequel  ü  sera  fait  Insertion  du  nom  des  juges). 
Mandons  et  ordonnons  ä  tous  huissiers  sur  ce  requis,  de  mettre  ledit  jugement 
ä  ex6cution,  ä  nos  commissaires  aupres  des  tribunaux  d'y  tenir  la  main,  et  a 
tous  commandements  et  officiers  de  la  force  publique,  de  preter  main-forte, 
lorsqu'üs  en  seront  legalement  requis.  En  foi  de  quoi,  le  present  jugement  a 
ete  signe  par  le  president  du  tribunal,  et  par  le  greffier.  » 
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Was  heißt  Gnade  üben?  Handelt  es  sich  um  einen  Akt 
der  gesetzgebenden  oder  der  richterlichen  Gewalt?  Die  Gnade 
ist  nicht  ein  Akt,  der  dem  bestehenden  Gesetz  widerspricht. 
Das  Gleichgewicht  der  staatlichen  Gewalten  wäre  zerstört,  wenn 
es  der  Willkür  des  Königs  freistände,  den  Gesetzen  die  An- 
wendung zu  versagen.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wäre  nur 
ein  Schein.  Auch  die  Gnade  ist  Anwendung  des  Gesetzes. 
Aber  sie  unterscheidet  sich  von  dem  ßichterspruch  dadurch, 
daß  sie  zu  höheren  Gesichtspunkten  aufzusteigen  vermag,  sich 
mit  einer  weit  größeren  Freiheit  über  den  Gesetzesbuchstaben 
hinwegsetzen  und  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers  erforschen 
kann.  ^)  Allerdings  auch  der  Richter  ist  nicht  an  den  toten 
Buchstaben  gebunden.  Auch  er  genießt  eine  gewisse  Freiheit  bei 
Anwendung  des  Gesetzes.  Und  dennoch  ist  er  in  enge  Schranken 
gebannt.  Seine  Tätigkeit  ist  immer  nur  Interpretation.  Er  muß 
sich  halten  an  das  von  dem  Gesetzgeber  ausgesprochene  Wort. 
Er  kann  wohl  mit  diesem  Wort  den  einen  oder  den  andern  Sinn 
verknüpfen,  je  nach  der  Vorstellung,  die  er  aus  andern  Quellen 
über  den  Willen  des  Gesetzgebers  gewinnt.  Doch  niemals  darf 
er  dem  Gesetz  einen  Sinn  beilegen,  welcher  den  AVorten  des 
Gesetzes  widerspricht.  Wer  aber  berufen  ist,  Gnade  zu  üben, 
fragt  nur  nach  dem  Willen,  den  Zwecken  des  Gesetzgebers,  un- 
bekümmert um  die  Form,  in  welche  dieser  Wille  gebannt  ist. 
Er  steht  dem  Gesetzgeber  näher  als  der  Richter.  ^) 


1)  Cf.  M.  Duport,  3  juin  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  729  :  «  II  est  bien  ^Tai 
que  le  roi  d'Angleterre  a  le  droit  de  faire  grace,  que  les  Anglais  lui  ont  en  general 
divise  l'administration  de  la  justice  en  justice  exacte  et  rigoureuse  et  en  justice 
d'equite  et  de  clemence.  Ils  ont  bien  senti  que  non  pas  la  clemence,  mais  l'equite 
est  une  portion  necessaire  de  la  justice  elle-meme.  o 

^)  Nur  dann  erlangt  der  Richter  die  gleiche  Stellung,  wenn  der  Gesetzgeber 
selbst  auf  förmliche  Regelung  verzichtet  und  die  Entscheidung  dem  freien 
Ermessen  des  Richters  anheimgibt.  Ein  Strafgesetz  kann  dem  Richter  Ge^^'alt 
geben,  in  geeigneten  FäUen  die  Strafe  zu  mindern  oder  zu  erlassen.  Hier  hat 
der  Richter  die  gleiche  materielle  Macht  wie  der  zur  Gnade  Berechtigte.  Aber 
seine  Macht  beruht  auf  einem  anderen  Rechtsgrunde.  Er  gewinnt  diese  außer- 
ordentliche Macht  deshalb,  weil  die  Schranke,  welche  für  gewöhnlich  ihn  zurück- 
hält, nicht  aufgerichtet  wird,  während  diese  Schranke  für  denjenigen  über- 
haupt nicht  besteht,  der  berufen  ist,  Gnade  zu  üben. 
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Die  Gnade  ist  Anwendung  des  Gesetzes.  Sie  ist  wie  der 
Richterspruch  eine  logische  Tätigkeit,  durch  welche  aus  der 
allgemeinen  Gesetzesregel  die  Norm  für  den  Einzelfall  entnommen 
wird.  Sie  ist  ein  Richterspruch  von  größerer  Freiheit,  ist  aber 
ihrer  Natur  nach  ein  Richterspruch.  Sie  gehört  in  das  Gebiet 
richterlicher  Tätigkeit,  ist  aber  auf  diesem  Gebiet  von  weiteren 
Grenzen  umspannt. 

Ist  nun  die  Gnade  ein  Akt  richterlicher  Gewalt,  so  kann 
sie  nicht  von  dem  König,  dem  Haupt  der  Exekutive,  geübt 
werden. 

Das  ist  die  Lösung,  zu  der  eine  unbefangene  Betrachtung 
führen  muß. 

Die  Nationalversammlung  gelangt  zu  der  gleichen  Lösung, 
aber  auf  Grund  eines  andern  Gedankengangs :  Gnade  üben  be- 
deutet ihr  soviel  wie  das  Gesetz  außer  Kraft  setzen.  Der  König 
kann  ein  solches  Recht  nimmermehr  besitzen.  „Wenn  man 
fragt,  ob  der  König  das  Recht  der  Gnade  haben  soll,  so  fragt 
man  mit  andern  Worten  dieses:  Wenn  die  Geschworenen  zur 
Gewißheit  gelangt  sind,  wenn  der  Angeklagte  überführt  ist,  wenn 
der  Richter  das  Gesetz  angewendet  hat,  kommt  alsdann  der 
exekutiven  Gewalt  die  Freiheit  zu,  sich  über  das  Gesetz  zu  er- 
heben, ihren  Einzelwillen  über  den  Gemeinwillen  zu  setzen? 
Das  ist  im  Grund  die  große  Frage,  die  in  Wirklichkeit  gar 
nicht  gestellt  werden  sollte."  Mit  diesen  Worten  charak- 
terisiert Petion  de  Yilleneuve  diese  Auffassung,^)  „Wenn 
das  Gesetz  gesprochen  hat,"  ruft  er  pathetisch  aus,  „soll 
keiner  unter  dem  Vorwand  der  Gnade  berechtigt  sein,  es  zu 
verletzen;  denn  auf  diese  Weise  entstehen  die  Mißbräuche; 
die  Gnade    der    Nation   ist    die    Gerechtigkeit."  ^)      Die    gleiche 

1)  jVI.  Petion  de  Villeneuve,  4  juin  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  734 :  «  De- 
mander  si  l'on  accordera  au  roi  le  droit  de  faire  gräoe,  c'est  demander,  en  d'autres 
termes,  si  lorsque  les  jures  auront  regarde  comme  certain,  si,  lorsque  l'accuse 
sera  convaincu,  si  lorsque  le  juge  aura  applique  la  loi,  alors  ü  est  libre  au  pouvoir 
executif  de  s'elever  au-dessus  de  cette  loi,  de  mettre  sa  volonte  particuliere 
au-dessus  de  la  volonte  generale  :  c'est  lä  en  definitive  oü  doit  se  reduire  cette 
grande  question,  qui  vraiment  n'en  est  pas  une.  » 

2)  L.  c,  p.  734  :  «  Dans  un  gouvernement  bien  organise,  nul  homme  ne  doit 
se  mettre  au-dessus  de  la  loi ;  car  enfin,  Messieurs,  qu'est  donc  le  despotisme. 
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Argumentation  findet  sich  bei  Charles  de  Lameth,  ^)    bei  Goupil 
de  Prefeln.2)  3) 

Die  Gegner  dieser  Auffassung  sind  vor  allem  beeinflußt 
durch  die  Tradition,  durch  die  Scheu,  die  althergebrachte  Würde 
des  Königs  anzutasten.  Hierher  ist  vor  allem  der  Abt  Maury 
zu  zählen.  Er  beruft  sich  auf  das  Beispiel  aller  Länder,  be- 
sonders auf  das  Beispiel  von  England,  wo  der  König  nicht  allein 
das  Recht,  sondern  die  Pflicht  habe,  Gnade  zu  üben,  und  in 
seinem  Krönungseid  zu  geloben  habe,  der  Gerechtigkeit  mitleids- 
voll zu  walten.  *)  Maury  versucht  auch  seine  Ansicht  theoretisch 
zu  stützen.  Er  betrachtet  den  Akt  der  Gnade  mit  Recht  als 
einen  richterlichen  Akt,  und  da  er  sich  zu  der  Zweiteilung  der 
Gewalten  bekennt,  wie  früher  gezeigt,  so  spricht  er  dem  König 
als     dem    Träger    der    ausführenden    und    richterlichen  Gewalt 


si  ce  n'est  le  droit  qu'a  un  homme  de  se  placer  au-dessus  de  la  loi  et  de  ne  point 
obeir.  C'est  la  la  definition  exacte  du  despotisme.  Lorsque  la  loi  a  prononce, 
nul  ne  doit  avoir,  sous  le  pretexte  de  clemence,  le  droit  de  l'enfreindre,  car 
c'est  ainsi  que  les  abus  s'introduisent :  la  clemence  d'une  nation  est  d'etre 
juste.  » 

^)  4  juin  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  731  :  «  II  n'est  pas  question  de  rien 
enlever  au  roi,  il  n'est  question  de  ne  pas  lui  donner  un  droit  deplorable  qui 
amenerait  la  destruction  du  civisme,  du  patriotisme  et  de  l'attachement  ä  la 
Constitution.  —  Je  conclus  et  je  dis  qu'il  est  impossible  de  mettre  le  roi  au- 
dessus  de  la  loi.  » 

^)  4  juin  1791,  1.  c,  p.  736  :  «  Consultons  la  nature  meme  des  choses :  le 
pouvoir  executif  a  la  fonction  essentielle  d'executer  la  loi ;  donc  il  ne  doit  pas 
avoir  le  droit  et  le  funeste  pouvoir  de  la  paralyser  et  de  la  reduire  ä  l'inaction.  » 

^)  Die  gleiche  Ansicht  vertritt  heute  Esmein,  Elements  de  droit  consti- 
tutionnel,  1899,  p.  315  et  316,  391. 

*)  M.  l'abbe  Maury,  3  juin  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  737  :  «  J'pbserverai 
que,  dans  tous  les  pays  oü  il  y  a  un  pouvoir  execiitif  depose  dans  les  mains  d'un 
seul,  le  monarque  etant  l'executeur  des  lois  ou  n'etant  rien,  il  a  joui  partout 
et  il  a  du  jouir  de  la  faculte  d'accorder  des  gräces  et  surtout  des  remissions  de 
peine.  —  En  Angleterre  oü  l'on  a  su  se  preserver  du  despotisme,  non  seulement 
on  n'a  point  enleve  au  roi  le  droit  de  faire  grace,  mais  on  lui  en  a  impose  le 
devoir ;  car  le  serment  que  le  roi  d' Angleterre  fait  ä  son  sacre  est  con9u  en  ces 
termes  :  Je  promets  de  faire  executer  justice  avec  misericorde.  Voilä  ce  que 
le  roi  d' Angleterre  promet.  » 


Die  Trennung  der  Gewalten  351 

auch  das  Vorrecht   der  Gnade  zu.  ^)     Hierin  folgt  ihm    de  Tou- 
longeon.  ^) 

Die  herrschende  Meinung  muß,  wie  wir  gesehen  haben,  dem 
König  das  Recht  der  Gnade  weigern,  weil  er  durch  Ausübung 
dieses  Rechtes  das  Gesetz  im  einzelnen  Fall  außer  Kraft  setzen 
würde.  Ist  diese  Auffassung  richtig,  so  liegt  es  am  nächsten, 
der  legislativen  Gewalt  das  Recht  der  Gnade  zu  verleihen.  Aber 
auch  hier  besteht  ein  Hindernis.  Die  legislative  Gewalt  kann 
ihrer  Natur  nach  nur  Regeln  allgemeinen  Inhalts  aufstellen, 
nicht  Normen  für  den  einzelnen  Fall  erlassen.  Der  Akt  der 
Legislative  ist  ein  Akt  genereller,  der  Akt  der  Exekutive  ein 
Akt  spezieller  Natur ;  so  hat  Rousseau  gelehrt,  und  so  hat  auch 
die  Nationalversammlung  von  jeher  geurteilt.  So  muß  das  Recht 
der  Gnade  zu  der  souveränen  Nation  zurückkehren^)  oder,  da  es 

^)  L.  c,  p.  727  :  «  Messieurs,  vous  avez  place  la  loi  sur  la  tete  de  tous  les 
rran9ais.  La  loi  ne  connait  que  des  principes  generaux  de  tous  les  temps  et 
de  tous  les  lieux  ;  mais  souvent  la  loi  generale  n'est  pas  la  justice  particuliere ; 
et  cette  justice  particuliere  qu'on  appelle  souvent,  et  avec  raison,  clemence, 
doit  etre  mise  en  depot  dans  les  mains  du  roi.  Or,  dans  1' Organisation  du  pou- 
voir  judiciaire,  le  peuple  choisissant  ses  juges,  le  roi  n'ayant  meme  pas  le  droit 
de  commutation  de  peine,  nous  etablissons  un  gouvemement  absolument  re- 
publicain ;  nous  separons  le  roi  de  la  Constitution,  et  nous  faisons  une  grande 
faute,  car  notre  interet  est  de  le  lier  ä  la  Constitution,  et  nous  le  rendons  etranger 
ä  tout.  —  Au  reste,  Messieurs,  ceux  qui  s'opposent  ä  cette  discussion  voudront 
bien  me  pardonner  les  instances  que  je  fais  en  faveurs  des  veritables  interets  de 
la  nation.  H  est  de  1' interet  de  la  nation,  Messieurs,  que  son  roi  puisse  quelque- 
fois  remedier  aux  erreurs  des  jures,  et  aux  erreurs  des  lois  elles-memes,  car  les 
lois  ne  sont  pas  infaiUibles.  Je  demande  donc  que  le  roi  jouisse  de  tous  les  droits 
de  remission,  de  commutation  de  peine  et  meme  de  gräce  absolue,  sous  la  con- 
dition  d'un  enregistrement  qu'il  est  tres  facile  de  de  terminer.  » 

^)  4  juin  1791,  1.  c,  p.  736  :  «  Le  droit  de  faire  gräce  est  donc  necessaiie- 
ment  une  prerogative  du  roi ;  en  ce  sens,  que  le  roi  n'a  pu  raisoimablement 
se  charger  de  faire  rendre  la  justice  sans  demander  d'avance  le  droit  de  faire 
gräce,  inseparable  du  droit  de  juger  :  or,  une  des  premieres  fonctions  de  nos 
reis  a  ete  de  rendre  la  justice.  Ne  devaient-ils  pas  avoir  le  droit  de  faire  gräce 
aux  accuses,  qui,  coupables  aux  yeux  de  la  loi,  ne  l'etaient  pas  aux  yeux  des 
juges  ?  Le  juge  applique  la  loi  au  nom  du  roi ;  le  roi  est  donc  le  garant  des 
jugements  ?  Mais  quelle  responsabilite,  quel  devoir  que  celui  de  prononcer  des 
meurtres  legaux,  et  de  ne  pouvoir  absoudre  l'innocence,  victime  de  la  severite 
de  la  loi ! » 

^)  4  juin  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  735.    Un  membre  :  «  Le  droit  de  faire 
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von  der  Nation  nicht  ausgeübt  werden  kann,  weil  der  Gemein- 
■wille  nur  Regeln  generellen  Charakters  ausspricht :  ^)  es  muß 
völlig  dahin  fallen.  Das  Recht  der  Gnade  wird  demgemäß  auf- 
gehoben. Am  4.  Juni  1791  wird  beschlossen,  in  dem  künftigen 
Strafgesetzbuch  auszusprechen,  daß  diese  Institution  abgeschafft 
sei.  ^) 

Die  andre  Theorie,  welche  den  Akt  der  Gnade  als  einen 
richterlichen  Akt  konstruiert,  wenn  auch  als  einen  richterlichen 
Akt  von  außergewöhnlicher  Freiheit,  und  welche  zugleich  die 
Zweiteilung  verteidigt,  begegnet  keiner  Schwierigkeit,  wenn  sie 
dem  König  das  Recht  der  Gnade  zusprechen  will.  Der  König 
ist  hier  die  Quelle  aller  richterlichen  Gewalt.  Er  überträgt  die 
gewöhnliche  Gerichtsbarkeit  untergeordneten  Behörden  und  be- 
hält sich  die  außergewöhnliche,  die  mit  höchster  Freiheit  waltende 
Gerichtsbarkeit,  die  Gnade  vor.  Beide  Funktionen  kann  er 
naturgemäß  nicht  in  seiner  Hand  vereinen,  wie  schon  Montes- 
quieu betonte,  weil  sie  sich  widersprechen:^)  ebensowenig  wie 
der  Richter  beide  Funktionen  auszuüben  vermöchte.*) 

gräce  appartient  au  souverain.  La  souverainete  appartient  ä  la  nation,  source 
de  tout  pouvoir :  donc  le  droit  de  faire  gräce  appartient  ä  la  nation ;  voua 
n'avez  pas  le  droit  d'öter  ä  la  nation  un  droit,  un  pouvoir  politique  qui  lui 
appartient.  » 

^)  Cf.  M.  de  Toulongeon,  1.  c,  p.  736,  wenn  auch  in  einem  anderen  Ge- 
dankengang. 

^)  4  juin  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  738  :  «  L'usage  de  tous  actes  tendant 
ä  empecher  ou  ä  suspendre  l'exercice  de  la  justice  cüninelle,  l'usage  des  lettres 
de  gräce,  de  remission,  d'abolition,  de  pardon,  et  commutation  de  peine,  sont 
abolis.  » 

^)  Esprit  des  Lois,  Livre  VI,  chap.  V :  «  Dans  les  Etats  monarchiques,  le 
prince  est  la  partie  qui  poursuit  les  accuses,  et  les  fait  punir  ou  absoudre :  s'il 
jugeait  lui-meme,  U  serait  le  juge  et  la  partie.  Dans  ces  memes  Etats,  le  prinoe 
a  souvent  les  confiscations :  s'il  jugeait  les  crimes,  il  serait  encore  le  juge  et  la 
partie.  De  plus,  il  perdrait  le  plus  bei  attribut  de  sa  souverainete,  qui  est  celui 
de  faire  gräce  :  il  serait  insense  qu'il  fit  et  defit  ses  jugements  ;  il  ne  voudrait 
pas  etre  en  contradiction  avec  lui-meme.  Outre  que  cela  confondrait  toutes 
les  idees,  on  ne  saurait  si  un  homme  est  absous,  ou  s'il  recevrait  sa  gräce.  » 

*)  M.  Petion  de  Villeneuve,  4  jum  1791,  Arch.  pari.  XXVI,  p.  735  i.  f. 


Schliissbetraclitung 

Wir  werfen  jetzt  einen  Blick  zurück  auf  die  Gedankenwelt 
der  Nationalversammlung  und  versuchen,  sie  nach  großen  Gesichts- 
punkten zu  gliedern.  Aus  unsrer  Betrachtung  ergibt  sich  ohne 
weiteres,  daß  wir  in  dem  Arbeitsfeld  der  Nationalversammlung 
drei  Hauptgebiete  zu  unterscheiden  haben.  Auf  dem  ersten 
herrschen  die  rationalen  Staatstheorien  unbeschränkt.  Auf  dem 
andern  hat  sich  die  Doktrin  der  empirischen  Schule  Bahn  ge- 
brochen, ohne  AViderstand  zu  finden.  Und  das  dritte  Gebiet  ist 
das  der  Kollision.  Die  Lehren  von  der  natürlichen  Freiheit, 
von  dem  Gesellschaftsvertrag,  von  dem  Gemein  willen,  von  den 
Menschenrechten  und  der  Volkssouveränität  bilden  ein  festes, 
innerlich  zusammenhängendes  Gefüge,  das  sich  einzig  in  der 
Sphäre  des  Naturrechts  aufbaut.  Der  Streit  beginnt  erst  in  dem 
Augenblick,  wo  das  Problem  der  Repräsentation  entsteht.  Dieses 
Problem  tritt  schon  auf,  als  die  Versammlung  des  dritten  Standes 
sich  am  17.  Juni  1789  zur  Sprecherin  des  souveränen  Volkes 
aufwirft  und  sich  das  Kecht  beilegt,  Frankreich  eine  Verfassung 
zu  geben.  Damals  aber  wird  es  vernachlässigt.  Es  tritt  erst 
in  den  Vordergrund,  als  es  gilt,  eine  gesetzgebende  Gewalt  zu 
schaffen.  Der  Streit  zwischen  beiden  Schulen  zieht  sich  mit 
Notwendigkeit  weiter  durch  die  ganze  Verfassungsarbeit,  welche 
den  Gedanken  der  Repräsentation  zur  Grundlage  hat. 

Sobald  mau  das  repräsentative  Prinzip  aufstellt,  sobald  man 
den  Abgeordneten  die  Macht  verleiht,  aus  eignem,  freiem  Ent- 
schluß Gesetze  zu  geben,  gerät  man  in  Widerstreit  mit  der 
naturrechtlichen  Theorie  von  der  Souveränität  des  Gemeinwillens. 
Es  fragt  sich,  ob  durch  die  Repräsentation  die  Souveränität  nicht 
dem  Volk    entrissen    und    auf  das   Parlament   übertragen   wird. 

Redslob,  Die  Staatstbeorien  der  franz.  Nationalversammlung  von  1789  23 
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Man  versucht,  den  Zwiespalt  in  der  Weise  zu  lösen,  daß  man 
sagt,  die  Gewalt  verbleibe  der  Substanz  nach  beim  Volk  und 
werde  nur  der  Ausübung  nach  dem  Parlament  anvertraut.  Geht 
man  diesem  Begriffsunterschiede  tiefer  auf  den  Grund,  so  ergibt 
sich,  daß  man  die  Substanz  der  Gewalt  dem  Volke  deshalb  zu- 
schreibt, weil  es  die  Macht  besitzen  soll,  die  Gesetze  des  Par- 
laments und  das  Parlament  selber  aufzuheben.  Widerspricht 
das  Volk  dem  Gesetze  nicht,  so  schließt  man,  das  Gesetz  stehe 
mit  seinem  Willen  im  Einklang.  Das  Gesetz  wird  in  dieser 
Weise  wieder  auf  den  Gemeinwillen  gegründet.  Der  Gedanke 
der  Repräsentation  ist  wieder  zerstört. 

Sobald  die  Nationalversammlung  ihr  Wahlsystem  regelt,  ihr 
Parlament  ausbaut,  erstrebt  sie  eine  vollkommenere  Erklärung 
für  die  Verbindlichkeit  des  Parlamentsgesetzes.  Es  soll  das 
Zustandekommen  des  Parlamentsgesetzes  aus  dem  Gemein- 
willen hergeleitet  werden.  Es  soll  dem  Akt  des  Parlaments 
eine  formelle  Gültigkeit  aus  der  Art  seiner  Entstehung,  nicht 
nur  eine  materielle  Gültigkeit  aus  seinem  Inhalt  vindiziert 
werden.  Der  Gemeinwille,  sagt  man,  bestimmt  über  die  Sätze 
der  Verfassung.  Er  ruft  das  Parlamentsgesetz  ins  Leben.  Er 
bestimmt,  wer  Gesetzgeber  ist,  wie  sich  die  gesetzgebende  Körper- 
schaft zusammensetzt  und  wie  das  Verfahren  der  Gesetzgebung 
vor  sich  geht.  Und  er  bestätigt  grundsätzlich  schon  im  voraus 
die  künftigen  Akte  des  Parlaments.  Das  Gesetz  ist  nicht  der 
Gemeinwille  selbst,  aber  es  wird  von  ihm  ins  Leben  gerufen 
und  wird  deshalb  von  ihm  getragen.  Damit  ist  die  Unter- 
scheidung von  dem  Besitz  der  Gewalt  ihrer  Substanz  und  ihrer 
Ausübung  nach  vervollständigt. 

So  ist  der  durch  die  Einrichtung  der  Repräsentation  ge- 
schaffene Zwiespalt  zwischen  beiden  Schulen  in  zwei  Formen 
ausgeglichen.  Das  System  erscheint  wieder  einheitlich  verkettet. 
Bald  aber  führt  der  Gedanke  der  Repräsentation  zu  neuen 
Schwierigkeiten,  als  es  gilt,  die  verfassunggebende  Gewalt  aus- 
zubauen. Die  verfassunggebende  Gewalt  soll  einer  repräsenta- 
tiven Körperschaft,  einer  Konvention,  anvertraut  werden.  Hier 
entsteht  ganz  der  gleiche  Zwiespalt  wie  bei  der  Institution  der 
gesetzgebenden  Gewalt.  Und  er  wird  auch  ganz  in  der  gleichen. 
Weise    gelöst.     Man    schreibt    die   konstituierende   Macht    ihrer 
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Substanz  nach  dem  Volk,  ihrer  Ausübung  nach  der  Konvention 
zu.  Die  Akte  der  Konvention  haben  nicht  die  innere  Kraft, 
sich  gegen  den  Gemeinvsrillen  aufzulehnen.  So  wird  argumentiert. 
Und  weiter,  der  Gemeinwille  ruft  die  Tätigkeit  der  Konvention 
ins  Leben,  er  sanktioniert  sie  prinzipiell  im  voraus.  Der  Akt 
der  Konvention  erhält  wie  der  Akt  des  Parlaments  seine  mate- 
rielle und  seine  formelle  Gültigkeit  aus  dem  Gemeinwillen. 

Der  versöhnende  Gedanke,  daß  der  Wille  des  Parlamentes 
seine  Verbindlichkeit  von  dem  Gemeinwillen  herleite,  eröffnet  der 
weiteren  Verfassungsarbeit  die  Möglichkeit  freier  Entfaltung. 
Es  ist  festgestellt,  daß  der  Wille  des  Parlaments  seinem  inneren 
Wesen  nach  nicht  identisch  ist  mit  dem  Willen  des  Volkes. 
Und  trotzdem  ist  es  gelungen,  den  Parlamentswillen  einzubauen 
in  das  von  dem  Gemeinwillen  beherrschte  System.  Hat  der 
Parlamentswille  mit  dem  Volkswillen  nur  den  einen  Zusammen- 
hang, daß  er  von  ihm  in  Tätigkeit  gesetzt  ist  und  bestrebt  sein 
muß,  mit  ihm  übereinzustimmen,  so  besteht  kein  Zwang,  gerade 
das  Parlament  mit  der  Gesetzgebung  auszustatten.  Die  Gesetz- 
gebung kann  auch  andern  Subjekten  anvertraut  werden.  Andre 
Subjekte  können  an  ihr  mitbeteiligt  werden.  Das  Veto  des 
Königs  wird  auch  von  dem  Standpunkt  der  naturrechtlichen 
Lehre  aus  denkbar.  Ueberhaupt,  die  Grundsätze  der  Gewalten- 
trennung und  der  Gewaltenhemmung  können  frei  ausgebaut 
werden.  Die  Vorstellung  von  der  Substanz  und  der  Ausübung 
der  Gewalt  bringt  überall  die  Lösung.  Es  handelt  sich  bei  der 
Gesetzgebung,  bei  der  Ausführung,  bei  der  Rechtsprechung  nicht 
um  Betätigung  des  Volkswillens,  sondern  um  Betätigung  über- 
tragener Funktionen.  Die  Gewaltentrennung  bedeutet  also  nicht 
eine  Teilung  der  Souveränität,  eine  Teilung  des  Gemeinwillens, 
sondern  eine  Teilung  von  Funktionen.  Oder,  um  die  hergebrachte 
Formel  anzuwenden:  Die  Gewalt  wird  nicht  ihrer  Substanz  nach, 
sondern  nur  ihrer  Ausübung  nach  geteilt. 

Die  Lehren  der  empii'ischen  Schule  und  die  Regeln  politi- 
scher Nützlichkeit,  welche  die  Männer  der  Nationalversammlung 
aus  dem  Schatz  geschichtlicher  Erfahrung  selber  gewinnen,  ver- 
mögen sich  dank  dieser  Ausgleichung  des  Konfliktes  durchzu- 
setzen. Wir  beobachten  hier  nur  eine  Ausnahme.  Auf  Grund 
einer    oberflächlichen    und  •  rein    doktrinären   Erwägung    weigert 
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sich  die  Nationalversammlung,  ein. Parlament  aus  zwei  Kammern 
zu  bilden.  Der  Gedanke  der  Repräsentation  und  sein  Verhältnis 
zu  der  Lehre  vom  Gemeinwillen  sind  damals  noch  nicht  klar 
ausgebildet.  So  erklärt  es  sich,  daß  die  Nationalversammlung 
den  Parlamentswillen  für  identisch  mit  dem  Volkswillen  erklärt 
und  aus  der  Einheit  des  Volkswillens  auf  die  Einheit  des  Par- 
lamentswillens schließt  und  diese  nur  bei  dem  System  einer  ein- 
zigen Kammer  für  möglich  erachtet.  Hätte  die  Theorie  allein 
das  Wort  geführt,  so  hätte  vielleicht  bessere  Einsicht  gesiegt. 
Indes,  wie  früher  hervorgehoben,  wurde  das  dualistische  System 
vor  allem  verworfen  aus  Anlaß  einer  Agitation,  welche  die  Ein- 
richtung eines  Senats  als  gleichbedeutend  hinstellte  mit  der  Ein- 
richtung einer  aristokratischen  Kammer. 

Die  Nationalversammlung  hat  die  gewonnene  Freiheit  be- 
nutzt, um  das  System  der  Gewaltentrennung  und  der  Gewalten- 
hemmung durchzuführen.  Sie  hat  die  Legislative  dadurch  ge- 
hemmt, daß  sie  dem  König  das  suspensive  Veto  verliehen  hat. 
Als  es  sich  aber  darum  handelte,  umgekehrt  dem  Parlament  eine 
hemmende  Gewalt  gegenüber  der  Exekutive  zu  verleihen,  ist  es 
ihr  nicht  gelungen,  mit  der  gleichen  Sicherheit  ihren  Weg  zu 
verfolgen.  Sie  hat  mehrfach  dem  Ziel  einer  parlamentarischen 
Ministerverantwortlichkeit  zugestrebt.  Indessen  sie  ist  schließ- 
lich zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  daß  die  parlamentarische 
Ministerverantwortlichkeit  nicht  durch  Rechtssätze  geregelt  werden 
könne,  sondern  nur  eine  politische  Machtfrage  sei.  Jedenfalls 
hat  die  Nationalversammlung  eine  Inkonsequenz  dadurch  be- 
gangen, daß  sie  dem  König  das  Recht  der  Parlamentsauflösung 
abgesprochen  hat.  Das  Parlament  besitzt  seiner  Natur  nach 
immer  eine  größere  Autorität  als  der  König,  weil  es  durch  Volks- 
wahl zustande  kommt  und  deshalb  dem  Gemeinwillen  näher  steht. 
Um  ein  Gegengewicht  zu  schaffen,  muß  daher  dem  König  eine 
entsprechende  Hemmungsgewalt  gegen  die  Legislative  gegeben 
werden.  Das  suspensive  Veto  ist  unzureichend.  Denn  es  führt 
nicht,  wie  die  Auflösung,  notwendig  zu  einer  Erklärung  des 
Volkswillens  gerade  über  die  zwischen  Parlament  und  König 
streitige  Frage.  Und  so  ist  es  wohl  möglich,  daß  die  gesetz- 
gebende Versammlung  ihre  höhere  Macht  mißbraucht  und  den 
entgegenstehenden  Willen  des  König?  durch  zweimalige  Wieder- 


Schlußbetrachtung  357 

holung  ihres  Votums  beugt,  obwohl  sie  nicht  den  Volkswillen 
verficht.  Eine  andre  merkwürdige  Inkonsequenz  hat  sich  die 
Nationalversammlung  dadurch  zuschulden  kommen  lassen,  daß 
sie  dem  Parlament  die  Befugnis  verliehen  hat,  in  die  richterliche 
Tätigkeit  des  Kassationshofs  einzugreifen  und  zusammen  mit  dem 
Nationalgerichtshof  über  die  Einhaltung  der  Verfassung  zu  wachen. 
Abgesehen  von  diesen  drei  Folgewidrigkeiten  hat  die  National- 
versammlung die  Prinzipien  der  Gewaltentrennung  und  der 
Gewaltenheramung  logisch  durchgeführt.  Wenigstens  ist  sie  bis 
zu  den  Grenzen  des  Möglichen  gegangen.  Konnte  sie  auch  aus 
bedeutsamen  Erwägungen  der  Zweckmäßigkeit  den  Ministern  das 
Gehör  im  Parlament  nicht  völlig  versagen,  wie  es  die  unerbitt- 
liche Logik  forderte,  so  hat  sie  es  doch  in  erheblichem  Maße 
eingeschränkt. 

Es  ergibt  sich  aus  dieser  Darstellung,  daß  die  Nationalver- 
sammlung unter  dem  Bann  sowohl  der  rationalen  wie  der  empiri- 
schen Schule  steht,  daß  sich  beide  Gedankenkreise  in  ihrer  Ver- 
fassungsarbeit schneiden. 

Eigentümlich  ist  auf  der  einen  Seite  ihre  deduktive  Me- 
thode. Man  geht  von  einigen  abstrakten  Prinzipien  aus.  Man 
leitet  aus  ihnen  mit  logischer  Genauigkeit  die  Folgesätze  her 
und  fügt  so  ein  Staatssystem  zusammen,  das,  von  allem  ge- 
schichtlichen Untergrund  losgerissen,  nicht  für  Menschen  der 
Wirklichkeit  geschaffen  ist,  sondern  für  Menschen  einer  begriff- 
lichen Welt.  Es  ist  die  Methode,  mit  welcher  die  Philosophen 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  arbeiten,  vor  allen  Rousseau. 
„Man  folgt  bei  jeder  Untersuchung  mit  vollem  Vertrauen,  ohne 
Vorbehalt  noch  Vorsicht  der  mathematischen  Methode;  man 
abstrahiert,  umschreibt,  isoliert  einige  sehr  einfache  und  sehr  all- 
gemeine Begriffe;  dann  verläßt  man  die  Welt  der  Erfahrung, 
man  vergleicht,  verbindet  diese  Begriffe,  und  aus  dem  künst- 
lichen Gefüge,  das  man  so  gewinnt,  deduziert  man  auf  logischem 
Weg  allein  alle  Konsequenzen,  die  es  in  sich  trägt;  das  ist  das 
natürliche   Verfahren    des    klassischen    Denkens. "  ^)     Man    sinnt 


^)  Taine,  Les  Origines  de  la  France  contemporaine.   L'ancien  regime,  p.  315 : 
«  Suivre  en  toute  recherche,  avec  toute  confiance,  sans  reserve  ni  precaution, 
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Staatssysteme  aus.  „Man  hat  aber  dabei  nur  abstrakte  Menschen 
im  Auge,  die  keiner  Zeit,  keinem  Lande  zugehören  und  nichts 
andres  sind  als  begriffliche  Gebilde,  die  der  Zauberstab  eines 
Metaphysikers  ins  Leben  ruft.  Man  formt  diese  Menschen,  indem 
man  peinlich  alle  Unterschiede  vernachlässigt,  die  einen  Menschen 
von  einem  andern  unterscheiden,  und  nur  die  gemeinsamen  Merk- 
male beibehält."^)  Kant  hält  dieser  Methode  das  Wort  von 
Shakespeare  entgegen:  „Ist  es  auch  Tollheit,  so  ist  doch  Me- 
thode darin.  "2)  —  Wie  kurzsichtig,  wenn  eine  weitverbreitete 
Theorie    behauptet,    die    Arbeit    der    konstituierenden    National- 


la  methode  des  mathematiciens ;  estraire,  circonscrire,  isoler  quelques  notions 
tres  simples  et  tres  generales  ;  puis,  abandonnant  l'experience,  les  comparer, 
les  combiuer,  et,  du  compose  artificiel  aiasi  obtenu,  deduire  par  le  pur  ralsonne- 
ment,  toutes  les  consequences  qu'il  enferme  :  tel  est  le  procede  naturel  de  l'esprit 
classique.  »  —  La  Revolution,  Tome  I,  p.  154  :  « Le  bavardage  doctrinal  de 
l'Assemblee.  »  —  P.  161  :  «Je  me  rappelle,  dit  Dumont,  cette  longue  discussion 
(sur  la  question  des  droits  de  l'homme),  qui  dura  des  semaines,  comme  un  temps 
d'ennui  mortel :  vaines  disputes  de  mots,  fatras  metaphysique,  bavardage 
assommant ;  l'Assemblee  etait  couvertie  en  ecole  de  Sorbonne.  »  —  Cf.  Deymes, 
Les  doctrines  politiques  de  Robespierre,  1907,  p.  30 — 34.  —  Walch,  La  decla- 
rations  des  droits  de  l'homme  et  du  citoyen,  1903,  p.  207.  —  Helle,  Les  consti- 
tutions  de  la  France,  1875,  p.  5,  p.  303  et  304.  —  Joyau,  La  philosophie  en 
France  pendant  la  revolution,  1893,  p.  68,  77.  —  M.  Gouges-Carton,  Projet  de 
declaration  de  droits  presente  ä  l'Assemblee  nationale,  Arch.  pari.  VIII,  p.  426, 
2  aoüt  1789. 

1)  Taine,  La  Revolution,  Tome  I,  p.  183  :  «  Ce  sont  des  hommes  abstraits, 
qui  ne  sont  d'aucun  siecle  et  d'aucun  pays,  pures  entites  ecloses  sous  la  baguette 
metaphysique.  En  effet,  on  les  a  formes  en  retranchant  expressement  toutes 
les  differences  qui  separent  un  homme  d'un  autre,  un  Fran9ais  d'un  Papou, 
un  Anglais  moderne  d'un  Breton  contemporain  de  Cesar,  et  l'on  n'a  garde  que 
la  portion  commune.  On  a  obtenu  ainsi  un  residu  prodigieusement  mince,  un 
extrait  infiniment  ecourte  de  la  nature  humaine.  »  —  Cf.  Briot,  Du  mandat 
Mgislatif  en  France,  1905,  p.  59. 

:;  2j' "  i^  |.|jjg  be'madness,  there  is  method  in  it."  Kant,  Antwortschreiben 
des  Professors  Kant  in  Königsberg  an  den  Abt  Sieyes  in  Paris,  1796.  In  dieser 
merk\vürdigen  Schrift  gibt  Kant  sein  Urteil  ab  über  die  Methode  der  französi- 
schen Schule,  die  darin  besteht,  „alle  metaphysischen  Einsichten  und  Ent- 
deckungen in  das  Fach  der  Politik  hinüberzutragen".  „Zuverlässige  Regeln, 
wie  einzelne  Menschen,  und  ganze  Staaten,  zu  aller  möglichen  Glückseligkeit 
gelangen  können,"  sagt  Kant,  „sind  niu-  in  der  Bibel  zu  finden." 
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Versammlung    stehe    allein   unter   dem   allmächtigen   Einfluß  von 
Montesquieu.^) 

Indes,  man  tut  der  Nationalversammlung  bitteres  Unrecht, 
wenn  man  sie  allein  ia  ,.der  politischen  Geometrie"  2)  befangen 
wähnt.  Taine  urteilt  mit  großer  Einseitigkeit,  wenn  er  sagt: 
„Die  Nationalversammlung  hat  sich  darauf  beschränkt,  ihr  System 
aus  Prinzipien  zu  deduzieren,  wie  Rousseau  es  getan  hat.  Nur 
ausnahmsweise  ist  sie,  inkonsequent,  von  dieser  Linie  abgewichen, 
indem  sie  ein  Scheinkönigtum  aufrechterhielt  und  einen  Wahl- 
zensus einführte. "  3)  Janet  verfällt  in  den  gleichen  Fehler.*)  — 
"Worauf  beruht  die  Einführung  der  repräsentativen  Verfassung, 
wenn  nicht  auf  Erwägungen  politischer  Natur,  wenn  nicht  auf 
geschichtlicher  Erfahrung?  Was  von  dem  Problem  der  Reprä- 
sentation gilt,  das  ist  gleichermaßen  für  andre  Probleme  der  Fall, 
für  die  Probleme  des  Wahlsystems,  der  verfassunggebenden 
Gewalt,  der  Trennung  und  der  Hemmung  der  Gewalten.  Wer 
wird  den  Einfluß  leugnen,  den  die  älteren  französischen  In- 
stitutionen, den  die  englischen,  die  amerikanischen  Verfassungen, 


^)  Janet,  Histoire  de  la  science  politique.  1887,  p.  455  :  «  Voici  quelle  est 
ä  ce  sujet  la  theorie  repandue.  II  y  a,  dit-on,  deux  parties  dans  la  Revolution, 
une  bonne  et  une  mauvaise.  Dans  la  premiere,  qui  est  la  bonne,  c'est  rinfluence 
de  Montesquieu  qui  est  toute-puissante  ;  dans  la  seconde  qui  est  la  mauvaise, 
c'est  rinfluence  de  Rousseau  qui  regne  sans  partage.  Montesquieu,  c'est  l'assem- 
blee  Constituante  ;  Rousseau,  c'est  la  Convention.  Selon  nous  rien  de  moins 
juste  et  de  plus  inexact  qu'un  pareil  partage.  »  Ameline,  L'idee  de  la  Souverainete 
d'apres  les  ecrivains  francais  du  X\T^II*  siöcle,  1904,  p.  293. 

2)  Taine,  1.  c,  p.  161. 

^)  Taine,  La  Revolution,  Tome  I,  p.  277 :  «  En  tout  ce  qui  regarde  les  in- 
stitutions  politiques  et  l'organisation  sociale,  l'Assemblee  a  opere  comme  une 
academie  d'utopistes  et  non  comme  une  legislature  de  praticiens.  —  Sauf  deux 
ou  trois  restrictions  admises  par  inconsequence,  sauf  le  maintien  d'une  royaute 
de  parade  et  l'obligation  d'un  petit  cens  electoral,  eile  a  suivi  jusqu'au  bout 
son  principe  qui  est  celui  de  Rousseau.  De  parti  pris,  eile  a  refuse  de  considerer 
l'homme  reel  qui  etait  sous  ses  jeux,  et  s'est  obstinee  ä  ne  voir  en  lui  que  l'etre 
abstrait  cree  par  les  livres.  » 

*)  L.  c,  p.  455 — 460  :  «  En  1768  parait  le  Contrat  Social,  et  son  empire 
succede  ä  celui  de  l'Esprit  des  Lois,  qui  l'avait  prepare.  De  1764 — 1789,  le 
Contrat  Social  etend  chaque  jour  son  influence,  et  on  peut  le  dire  sans  exage- 
ration,  c'est  lui  qui  a  fait  la  revolution.  » 
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den  in  beschränktem  Maß  sogar  die  antiken  Verfassungen  auf 
das  "Werk  der  Nationalversammlung  geübt  haben?  Die  empi- 
rische Methode  ist  der  Nationalversammlung  nicht  fremd.  An 
der  Beobachtung  des  Gegebenen  haben  die  Männer  von  1789 
ihren  Blick  geschärft,  ihre  staatsmännische  Klugheit  entwickelt. 
Und  in  erstaunlicher  Weise,  vi^enn  man  bedenkt,  daß  die  meisten 
von  ihnen  keine  technische  A^orbildung  besaßen. 

Nicht  durch  ihre  geometrische  Methode  nimmt  die  Arbeit  der 
Nationalversammlung  das  Interesse  aller  kommenden  Greschlechter 
in  Anspruch,  sondern  durch  den  Konflikt,  der  entsteht  zwischen 
den  Konsequenzen  der  geometrischen  Methode  und  den  Forderungen 
einer  weisen,  auf  geschichtliche  Erfahrung   gegründeten  Politik. 
Wenn   wir   berücksichtigen,    daß   die   Nationalversammlung  ihre 
deduktive  Denkweise  vornehmlich  Rousseau  entlehnt  und  daß  sie 
ihre   geschichtlich-politischen  Betrachtungen   in   der   Hauptsache 
auf  Montesquieu  gründet,  so  können  wir  sagen,  daß  die  Arbeit 
der  Nationalversammlung  den  hin  und  her  wogenden  Kampf  dar- 
stellt  zwischen    den    Prinzipien  von  Rousseau  und  Montesquieu. 
Eigentümlich  ist  aber  immer  das  eine :  daß  die  Nationalversamm- 
lung,   wo    sie   entschlossen   den   Lehren   von  Montesquieu   folgt, 
trotzdem,  wenn  irgend  möglich,  ihre  Sätze  mit  den  Lehren  von 
Rousseau  zu  vereinbaren  sucht,    mag  eine  noch  so  große  Diver- 
genz bestehen,  mag  eine  noch  so  künstliche  Argumentation  not- 
wendig sein.     So  gewaltig  ist  die  Herrschaft  des  Genfer  Philo- 
sophen, so  eingewurzelt  die  Scheu,  seine  Dogmen  zu  verleugnen. 
Seine  Lehre  vom  Gemeinwillen  ist  wie  ein  goldener  Faden,  der 
sich    durch    das   ganze  Gedankengewebe   hindurchzieht  und  sich 
oft  mit  einem  festen  und  einfachen,  oft  aber  mit  einem  unsicheren 
und  sehr  verschlungenen  Knoten   in  das  Gewebe   zu  verstricken 
sucht. 

Und  nuomehr  die  letzte  Frage:  Hat  die  empirische  oder  die 
rationale  Schule  die  Oberhand  behalten?  Hat  Montesquieu  ge- 
siegt oder  Rousseau?  Es  scheint  auf  den  ersten  Blick,  als  ob 
die  Frage  müßig  sei.  Haben  wir  nicht  erkannt,  daß  die  National- 
versammlung unter  dem  Bann  der  beiden  Schulen  steht,  daß  sie 
bald  der  einen,  bald  der  andern  folgt?  Gewiß.  Es  soll  auch 
nicht  behauptet  werden,  daß  die  Nationalversammlung  bewußt 
der  einen  Gedankenrichtung  den  Vorzug   gegeben    habe   vor  der 


Schlußbetrachtung  3g  2 

andern.  Wir  stellen  die  Frage  nicht  vom  subjektiven 
Standpunkt  der  Nationalversammlung,  sondern  von  dem 
Standpunkt  des  Forschers,  der,  über  mehr  als  ein  Jahr- 
hundert zurückblickend,  die  Staatstheorien  vergangener  Zeiten 
gegeneinander  abwägt.  Und  da  sehen  wir,  daß  die  Xational- 
versammlung  unbewußt  in  den  Argumentationen,  durch  die 
sie  beide  Theorien  zu  verketten  suchte,  der  einen  Theorie  das 
Urteil  gesprochen  hat. 

Die  Quintessenz  der  naturrechtlichen  Gedanken,  die  in  der 
Verfassungsarbeit  der  ersten  Revolutionsjahre  verwertet  sind, 
ist  dargestellt  durch  den  Begriff  des  Gemeinwillens.  Die  Lehren 
von  der  natürlichen  Freiheit,  vom  Gesellschaftsvertrag  dienen  nur 
der  Herleitung  dieses  Begriffs.  Die  Volkssouveränität  ist  nur 
die  unmittelbare  Konsequenz  aus  der  Vorstellung  des  Gemein- 
willens. Und  die  Menschenrechte  sind  nichts  andres  als  die 
Konstatierung  des  Gesellschaftsvertrags,  verbunden  mit  den 
ersten  Akten  des  Gemeinwillens,  den  ersten  Gesetzen.  Die 
Rolle,  welche  dem  Naturrecht  in  der  Arbeit  der  Nationalver- 
sammlung zukommt,  fällt  daher  zusammen  mit  der  Rolle,  die 
der  Gemeinwille  hier  gespielt  hat.  Damit  steht  unsre  Beobach- 
tung im  Einklang,  daß  der  Konflikt  der  empirischen  Gedanken- 
welt mit  dem  Naturrecht  immer  einen  Konflikt  mit  dem  Gemein- 
willen bedeutet. 

Die  Lösung  erfolgt  regelmäßig  durch  die  Unterscheidung 
zwischen  der  Substanz  und  der  Ausübung  der  Gewalt.  Gehen 
wir  aber  dieser  Unterscheidung  tiefer  auf  den  Grund,  so  ergibt 
sich,  daß  wir  es  hier  mit  einer  Theorie  zu  tun  haben,  die  den 
Begriff  des  Gemeinwillens  selbst  verleugnet.  Diese  Behauptung 
wird  auf  den  ersten  Blick  befremden.  Haben  wir  doch  selbst 
der  Nationalversammlung  vorgeworfen,  daß  sie  durch  die  ver- 
söhnende Theorie  von  der  Substanz  und  der  Ausübung  der  Ge- 
walt das  Prinzip  der  Repräsentation  wieder  zerstöre  und  zu  der 
Lehre  vom  Gemeinwillen,  von  der  unmittelbaren  Volksgesetz- 
gebung zurückkehre.  Der  scheinbare  Widersinn  löst  sich  leicht. 
Die  Nationalversammlung  hat  zur  Schlichtung  des  Konfliktes 
einen  wichtigen  Gedanken  verkündet,  den  sie  unnötiger-  und 
fehlerhafterweise  als  eine  Rückkehr  zum  Prinzip  des  Gemein- 
willens ausgebildet  hat,  der  aber  im  Grunde  das  gerade  Gegen- 
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teil   bedeutet.     Prüfen  wir   diesen  Gedanken   auf  seinen  eigent- 
lichen Wahrheitsgebalt. 

Die  Argumentation  der  Nationalversammlung  ist  diese: 
Das  Parlamentsgesetz  ist  verbindlich,  weil  das  Volk  keinen 
"Widerspruch  dagegen  erhebt.  Es  ist  weiter  verbindlich,  weil 
das  Volk  die  gesetzgebende  Tätigkeit  des  Parlaments  ins  Leben 
gerufen  und  im  voraus  grundsätzlich  bestätigt  hat.  Diese  Sätze 
sind  richtig.    Aber  man  muß  sie  richtig  verstehen. 

Den  Urgrund  des  Staats  bildet  notwendigerweise  eine  phy- 
sische Macht.  Sie  kann  nicht  anders  entstehen  als  in  der  Art, 
daß  in  einem  Gebiet  eine  Mehrheit  von  Menschen,  welche  ver- 
eint die  physische  Uebermacht  besitzt,  einem  Herrscherwillen 
gehorcht  und  seine  Befolgung  erzwingt.  Der  Staat  ist  ein  psy- 
chologisches Phänomen.  Ein  stärkerer  Teil  des  Volkes  sieht  ein, 
da&  man  seine  Interessen  am  vorteilhaftesten  erstrebt,  wenn  man 
sich  einem  "Willen  fügt  und  einen  Willen  unterstützt,  der  die 
Interessen  aller  wahren  soll.  Der  Herrscherwille  ist  dadurch 
getragen,  daß  die  Willigen  sich  ihm  fügen  und  ihn  den  Wider- 
strebenden gegenüber  mit  Gewalt  durchsetzen.  Der  Staat  zer- 
fällt, wenn  der  Herrscherwille  nicht  mehr  von  dem  stärkeren 
Teil  des  Volkes  getragen  ist. 

Der  Herrscherwille  kann  sich  darstellen  als  der  Wille  eines 
Königs,  eines  aristokratischen  Rates,  als  der  Wille  einer  Volks- 
versammlung oder  eines  Parlaments.  Die  Gebote  des  Herrschers 
bilden  das  Recht.  Sie  bestimmen ,  welchen  Subjekten  die  Ge- 
walten im  Staat  übertragen  werden. 

Legt  man  diese  Erkenntnis  zugrunde,  so  erscheint  jener 
Satz  gerechtfertigt,  daß  ein  Gesetz  verbindlich  ist,  weil  das  Volk 
sich  nicht  gegen  das  Gesetz  erhebt  und  weil  das  Volk  die  Ge- 
setzgebung eingerichtet  hat.  Das  Gesetz  ergeht  innerhalb  des 
bestehenden  Staatssystems.  Es  ist  verbindlich,  weil  der  stärkere 
Teil  des  Volkes  das  eingerichtete  Staatssystem  aufrechterhält. 
Es  ist  offenbar,  daß  es  hier  nicht  darauf  ankommen  kann,  ob 
das  phantastisch  ausgedachte  Phänomen  des  Gemeinwillens  für 
das  Gesetz  eintritt.  Es  ist  offenbar,  daß  der  Staat  und  die  Ge- 
setze in  Kraft  bleiben,  wenn  der  stärkere  Teil  des  Volkes  für 
sie  steht,  auch  wenn  sie  der  "Unterstützung  durch  den  überein- 
stimmenden Willen  sämtlicher  Bürger  ermangeln  oder  der  Unter- 
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Stützung  eines  als  Produkt  aus  den  Willensrichtungen  der  ein- 
zelnen Bürger  berechneten  Willens.  Und  es  ist  ebenso  ein- 
leuchtend, daß  der  Staat  und  die  Gesetze  fallen,  wenn  das  um- 
gekehrte Verhältnis  stattfindet.  Die  Nationalversammlung  begeht 
den  Fehler,  daß  sie  den  AVillen  des  stärkeren  Teils  der  Bevölke- 
rung mit  dem  Gemeiuwillen  gleichsetzt,  was  unnötig  und  un- 
richtig ist.  Sie  birgt  in  ihrer  Argumentation  den  richtigen  Ge- 
danken. Sie  gibt  ihm  aber  ein  rationalistisches  Gewand,  ob- 
wohl er  in  Wahrheit  nur  das  Ergebnis  empirischer  Beobachtung 
bedeutet.  Sie  führt  ihn  hinüber  zu  dem  aus  Vernunftpriuzipien 
abgeleiteten  Gebilde  des  Gemeinwillens.  Sie  macht  ihn  zum 
rationalistischen  Fundament  des  Staates,  obwohl  er  sein  empi- 
risches Fundament  bedeutet. 

Der  Begriff  des  Geineinwillens  ist  nicht  haltbar.  Das  haben 
wir  früher  gezeigt  und  im  Lauf  unsrer  Darstellung  immer 
wieder  erkannt.  Mit  dem  Begriff  des  Gemeinwillens  fällt  auch 
der  Begriff  der  Volkssouveränität.  Aber  in  beiden  Gedanken- 
gebilden ist  ein  richtiger  Kern  enthalten.  Indem  die  National- 
versammlung die  Brücke  zu  schlagen  sucht  zwischen  der  empi- 
rischen und  der  rationalen  Staatstheorie,  indem  sie  die  Lehre 
von  der  Substanz  und  der  Ausübung  der  Gewalt  entwickelt,  legt 
sie  deutlich,  wenn  auch  unwillkürlich,  das  wahre  Fundament  des 
naturrechtlichen  Lehrgebäudes  bloß:  Der  Urgrund  des  Staates 
ist  die  Macht.  Die  Herrschergewalt  ruht  auf  dem  Willen  der 
Bürger.  Das  ist  der  Grundsatz,  von  dem  jede  Erkenntnis  des 
Staates  ausgehen  muß.  Das  ist  der  Grundsatz,  der  jenes  Funda- 
ment bildet.  Die  Herrschergewalt  ruht  auf  dem  Willen  der 
Bürger,  und  wenn  nicht  alle  Bürger  einig  sind,  auf  dem  Willen 
des  stärkeren  Teils.  In  dieser  Weise  muß  die  Argumentation 
weitergehen.  Aber  die  rationale  Theorie  weicht  ab  von  diesem 
Weg.  Sie  sucht  nach  dem  Grunde  für  die  Verbindlichkeit  des 
Rechtes.  Die  Macht  genügt  ihr  nicht.  Sie  stellt  als  Veruunft- 
prinzip  auf,  daß  nur  derjenige  Gehorsam  schulde,  der  Gehorsam 
gelobt  habe.  Rechtliche  Pflicht  ist  freiwillig  übernommene  Pflicht. 
Die  rechtliche  Gebundenheit  wird  atomistisch  aus  dem  Willen 
jedes  einzelnen  Bürgers  hergeleitet.  Der  Machtgedanke  wird  in 
einen  Rechtsgedanken  umgeformt.  Nicht  mehr  der  Wille  der 
stärkeren  Bürger,  der  Wille  aller  Bürger  trägt  den  Staat.    Auf 
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diese  kurzen  Formeln  läßt  sich  die  ganze  Arbeit  der  rationalen 
Theorie  reduzieren.  Um  den  gewollten  Zweck  zu  erreichen,  um 
den  Staat  aus  dem  Willen  aller  Bürger  herzuleiten,  gründet 
man  ihn  auf  den  Gesellschaftsvertrag.  Rousseau  geht  weiter. 
Bei  ihm  steht  der  gemeinsame  Wille  aller  Bürger  nicht  nur  am 
Anfang  des  Staates.  Er  lebt  weiter  im  Staat.  Rousseau  kon- 
struiert seinen  Gemeinwillen.  Am  Anfang  all  dieser  Theorien 
steht  aber  der  fundamentale,  aus  der  empirischen  Beobachtung 
gewonnene  Satz,  daß  der  Staat  von  dem  Willen  der  Bürger 
aufrechterhalten  wird.  Es  ist  ein  Satz,  der  ein  Machtverhältnis 
bedeutet  und  der  deshalb  mit  Notwendigkeit  die  Konsequenz  in 
sich  trägt,  daß  der  Wille  des  stärkeren  Teils  den  Willen  aller 
Bürger  ersetzt.  Die  Naturrechtslehre  strebt  vergeblich,  diesem 
Satz  ausschließlich  rechtlichen  Charakter  zu  geben  und  diese 
Konsequenz  zu  streichen.  Auch  sie  muß  jenen  Satz  anerkennen, 
denn  sie  kann  nicht  leugnen,  daß  der  Staat  wanken  muß,  wenn 
er  nur  von  ihren  Vernunftprinzipien,  nicht  aber  von  der  Macht 
getragen  wird.  Sie  kann  nur  versuchen,  beide  Elemente  zu 
verschmelzen.     Sie  hat  es  unternommen,  aber  vergeblich. 

Die  Lehre  vom  Gemeinwillen  war  unrichtig.  Sie  konnte 
für  die  Verfassungsarbeit  der  Nationalversammlung  nichts  leisten 
und  hat  nichts  geleistet.  Wenn  die  Nationalversammlung  die 
Lehren  von  der  natürlichen  Freiheit,  vom  Gesellschaftsvertrag 
verkündet,  so  bewegt  sie  sich  auf  dem  Gebiet  der  reinen  Theorie 
und  gewinnt  aus  diesen  Lehren  keine  positiven  Verfassungssätze. 
Wenn  sie  weiter  die  Menschenrechte  proklamiert,  so  bleibt  sie 
zum  einen  Teil  rein  dogmatisch ,  wie  wir  früher  gezeigt  haben, 
und  schafft  zum  andern  Teil  positive  Gesetze,  die  aber  ihrer 
Natur  nach  nicht  untrennbar  verbunden  sind  mit  der  Lehre  des 
Gemeinwillens.  Ihre  hauptsächliche  Wirksamkeit  äußert  die 
Lehre  vom  Gemeinwillen  in  der  Weise,  daß  sie  die  National- 
versammlung drängt,  sich  mit  ihr  auseinanderzusetzen  und  die 
in  empirischer  Methode  gewonnenen  Ergebnisse  ihr  anzupassen. 
Und  die  Nationalversammlung  gehorcht.  Sie  fühlt  sich  viel  mehr 
unter  dem  Bann  des  Genfer  Philosophen  als  unter  dem  Bann 
der  empirischen  Schule.  Es  bietet  sich  ein  eigenartiges  Schau- 
spiel. Die  Nationalversammlung  vermeint  die  Repräsentation 
und  die  andern  Einrichtungen,  die  mit  ihr  zusammenhängen,  das 
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Wahlsystem,  die  verfassunggebende  Gewalt,  die  Gewaltentren- 
nung und  die  Gewaltenheniniung ,  mit  Hilfe  des  Gemeinwillens 
zu  erklären,  in  die  rationale  Theorie  einzubauen.  Und  in  Wirk- 
lichkeit erklärt  sie  die  Repräsentation  durch  eine  höchst  einfache 
empirische  Beobachtung:  Das  Parlament,  der  König  geben  Ge- 
setze, der  König  regiert,  und  die  Richter  urteilen,  weil  sie  Ele- 
mente eines  Staatssystems  bilden,  das  aufrechterhalten  wird 
durch  die  physische  Macht  einer  Mehrheit  von  Bürgern. 

Man  wird  vielleicht  entgegnen:  Wurde  nicht  die  Lehre  von 
der  Volkssouveränität  in  die  Tat  umgesetzt,  als  die  Versammlung 
des  dritten  Standes  die  verfassunggebende  Gewalt  an  sich  riß? 
Mitnichten.  Hier,  wie  noch  öfter  im  Verlauf  der  Revolution, 
hat  man  mit  voller  Deutlichkeit  gesehen,  daß  die  Herrscher- 
gewalt auf  keinem  andern  Fundament  beruht  als  auf  der  Macht 
der  stärkeren  Partei.  Das  Schauspiel,  das  sich  hier  zeigte,  ist 
das  gerade  Gegenteil  der  Volkssouveränität.  Und  doch  hat 
Rousseau  die  Vertreter  des  dritten  Standes  zu  diesem  Schritte 
hingerissen.  Seiner  Lehre  von  der  Volkssouveränität  wollten  sie 
gehorchen,  als  sie  sich  zur  Xational Versammlung  proklamierten. 
War  seine  Lehre  auch  falsch,  man  hat  an  sie  geglaubt. 

Die  Lehre  vom  Gemeinwillen  hat  für  die  Arbeit  der  National- 
versammlung nichts  geleistet.  Das  ist  das  eigentümliche  Ergebnis 
unsrer  Betrachtung.  Rousseau  ist  unterlegen.  Nicht  als  ob  die  Ver- 
sammlung sich  von  seinem  Einfluß  befreit  hätte.  Die  Versammlung 
hat  sich  vor  ihm  gebeugt,  wie  man  sich  vor  einem  Propheten 
beugt.  Die  Versammlung  hat  seine  Lehre  zum  Fundament  ihres 
Verfassungswerkes  machen  wollen.  Und  sie  ist  sicherlich  über- 
zeugt gewesen,  sie  habe  es  getan.  Es  ist,  als  ob  ein  richtiger 
Instinkt  sie  davor  bewahrt  hätte.  Die  Nationalversammlung 
war  zum  großen  Teil  zusammengesetzt  aus  Männern,  aus- 
gezeichnet durch  tiefgehende  Erfahrung  und  feinsinniges  Ver- 
ständnis politischer  Dinge.  Zumal  galt  es  nicht  ein  Ge- 
bilde der  Phantasie  zu  ersinuen,  sondern  eine  Verfassung  zu 
schaffen.  Die  Theorie  mußte  die  Probe  der  Lebensfähigkeit 
bestehen.  So  erklärt  sich  vielleicht  diese  merkwürdige  Ent- 
wicklung der  Dinge. 

Die  Verfassungsarbeit  der  Nationalversammlung  ist  von  der 
empirischen  Theorie   beherrscht.     Es   sind   allerdings   nicht   alle 
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Gedanken  von  Montesquieu  übernommen.  Die  Nationalversamm- 
lung hat  oft  selbständig  ihre  Satzungen  geschaffen.  Man  denke 
an  die  Einrichtung  des  Wahlsystems,  an  die  Einrichtung  der 
verfassunggebenden  Gewalt.  Sie  ist  auch  zuweilen  von  Montes- 
quieu abgewichen,  zumal  als  sie  das  Parlament  aus  einer  ein- 
zigen Kammer  bildete.  Fragt  man  aber  nur  nach  der  Methode,^ 
der  sie  gefolgt  ist,  fra  gt  man  nach  dem  großen  staatstheoretischen 
Gedankenkreis,  dem  sie  sich  angeschlossen  hat,  und  will  man 
einen  Namen  auf  das  Verfassungswerk  von  1791  schreiben,  so 
ist  es  der  Name  Montesquieu. 
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